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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 No. 1.

[o. 1221.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 6ten Oktober 1829., die Erweiterung der Vor-
schriften des g. 4. im Regulativ vom 28sten April 1824., den Gewerbs-
betrieb der Ausländer im Umherziehen betreffend.

N Ihrem gemeinschaftlichen Antrage vom 16ten v. M. bewillige Ich, daß
die im §. 4. des Regulativs, über den Gewerbsbetrieb im Umherziehen, vom
28stten April 1824., den Inländern beigelegte Befugniß: auch ohne Gewerb-
schein selbstgewonnene Produkte und selbstverfertigte Waaren, in soweit solche
von Jedermann auf Wochenmärkten feil gehalten werden dürfen, auch in der
Umgegend ihres Wohnorts zum Verkauf umherzutragen oder zu schicken, auf
Ausländer ausgedehnt werde, die in angrenzenden, von den Regierungen nach
jedesortigem Bedürfniß näher zu bestimmenden Bezirken wohnhaft sind. Ich
authorisire Sie, diese Erweiterung der gesetzlichen Bestimmung öffentlich bekannt
zu machen.

Berlin, den öten Oktober 1829.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminister v. Schuckmann und v. Motz.

Jahrgang 1830. — (No. 1221 — 1223.) A (No. 1222.)

C(Ausgegeben zu Berlin den 25sten Januar 1830.)
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([No. 1222.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 14ten November 1829., die Befugniß der
Konfuln und Konsular-Agenten in den überseeischen Ländern zur Aufnahme
und Attestirung von Vollmachten diesseitiger Unterthanen betreffend.

**T7rp
Jch will auf Ihren gemeinschaftlichen Antrag vom Züsten v. M. Meinen Kan-
suln und Konsular-Agenten in den überseeischen Ländern die Befugniß ertheilen,
den gerichtlichen gleich zu achtende Vollmachten Meiner Unterthanen aufzunehmen
und zu attestiren.

Berlin, den 1 #ten November 1829.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminister Graf v. Bernstorff und Graf v. Danckelman.

(No. 1223.) Mllerhöchste Kabineksorder vom 2 #sten November 1829., betreffend den Verlust
des Titels oder sonstigen Dienst-Prähikats verabschiedeter Militairpersonen
oder Civilbeamten im Falle eines begangenen Vergchens.

A.n den Bericht des Staatsministeriums vom Züsten Oktober c. bestimme Ich
zur Ergänzung der gesetzlichen Vorschriften über die Bestrafung verabschiederer
Milikairpersonen und Beamten, daß in allen Fällen, in welchen verabschiedere
Militairpersonen oder Civilbeamte eines Vergehens sich schuldig machen, welches,
wenn sie sich noch im Dienste befänden, die Entsetzung von demselben nach sich
ziehen würde, selbige des Rechts, den ihnen verliehenen Titel, oder das sonstige
Dienstprädikat zu führen, verlustig gehen und darauf erkannt werden soll; es
sey denn, daß die Kassation nur als Folge des Festungsarrestes eingetreten seyn
würde. Das Staatsministerium hat diese Bestimmung durch die Gesetzsammlung
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 2 sten November 1829.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministeri

(No. 1224.)
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(No. 41224.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 30stten November 1829., öber die Anwendung
der Allerhöchsten Okder vom 2ö6sten November 1826., wegen Verbreitung
der neuen Scheidemünze in die westlichen Provinzen der Monarchie, auf die
östlichen Provinzen.

D. die bisher ergangenen Anordnungen zur allgemeinen Verbreitung der durch
das Gesetz vom 30ssten September 1821. eingeführten neuen Scheidemünze in
den östlichen Provinzen der Monarchie nicht ausreichend befunden sind, indem
theilweise die durch Meinen Befehl vom 22sten Juni 1823. außer Kurs gesetz-
ken fremden Silber= und Kupfer-Scheidemünzen sich in mehrern Gegenden noch
immer im Umlaufe befinden; so will Ich, in Uebereinstimmung mit Meiner in
dieser Beziehung für die westlichen Provinzen unterm 25ften November 1826.
erlassenen Order, nach den Vorschlaägen des Staatsministeriums, hiermit auch für
die ösilichen Provinzen Folgendes bestimmen:

1) Die durch Meinen Befehl vom 22sten Juni 1823. auf die Einbringung
fremder silberner und kupferner Scheidemünze gesetzten Strafen der Konfis-
kation und resp. der Konfiskation und Zahlung des doppelten Nennwerthes,
sollen auch in den Fällen zur Anwendung kommen, wo diese Munzen im
Tausch oder gemeinen Verkehr gebraucht und angetroffen werden, und den-
jenigen treffen, der solche ausgiebt.

Wenrn in besondern Fällen der nachbarliche Verkehr oder andere Um-
siände eine Ausnahme hiervon erfordern sollten, so wird das Staatsministerium
darüber entscheiden. Den Metallwerth der konfiszirten Münzen sollen die Armen-
Anstalken des Orts erhalten, in welchem die Beschlagnahme der Münzen Statt
gefunden.
2) Zur Fortschaffung der fremden Scheidemünzen, wird ein Termin von Drei

Monaten bewilligt, damit die Unrerthanen sich dieser Münzen entledigen
und sich gegen den Nachtheil, welcher mit der fernern Ausgabe derselben
verbunden ist, verwahren können.

3) Im Handel und Verkehr im Innern soll keine andere Berechnungsarr, als
im Preußischen Gelde, den Thaler zu 30 Silbergroschen und den Silber-
groschen zu 12 Pfennigen Statt finden, und jede dagegen entdeckte Kon-
travention polizeilich bestraft werden.

Die Bestimmung im F. 14. des Gesetzes über die Münzverfassung vom
30 stenSeptember 1821., wonach um Privatverkehr jede bisher erlaubte Berech-
nungsart ferner gestartet ist, hört daher auf. Kaufleute und Gewerbetreibende,
welche kaufmännische Rechte haben, sollen ihre Bücher, wo solches noch nicht
Statt findet, vom Anfang des Jahres 1830. an nach dieser Eintheilung führen,

MNo. 1224) widri-
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widrigenfalls sie, wenn bei einer nach den gesetzlichen Bestimmungen eintretenden
Vorlegung der Bücher oder daraus zu fertigender Auszüge eine Kontravention
gegen diese Bestimmung sich ergiebt, in eine Strafe von 20 bis 100 Rehlr.
verfallen.

Wird bei öffentlichen Verhandlungen der Verwaltungs= und Justizbeher-
den, Notarien, Auktions-Kommissarien u. s. w. die vorgeschriebene Münzeinthei-
lung nicht zur Anwendung gebracht, so verfällt der Beamee, welcher die Ver-
handlung aufnimmeé, in eine Strafe von 2 bis 25 Rthlr. Nur der Wechsel-
Verkehr bleibt von dieser Vorschrift ausgenommen.

4) Wegen der untersagten Annahme fremder Gold= und Silbermünzen bei
den öffentlichen Kassen, bleiben die bisher erlassenen Bestimmungen in Kraft.

Im Handel und gemeinen Verkehr sollen die fremden Silbermünzen nur
zu dem Werthe ausgegeben werden dürfen, welcher ihnen in der, der Bekannt-
machung vom 27 sten November 1821. (Gesetzsammlung von 1821. S. 190. f. f.)
beigefügten Vergleichs -Tabelle gegen Preußisches Geld beigelegt ist, und dürfen
sie zu einem höheren Werthe bei Zahlungen nicht aufgedrungen werden. Zur
Annahme dieser Münzen ist übrigens Niemand verpflichtet.

Wegen der in Neu-Vorpommern noch im Umlauf befindlichen alten
schwedisch-pommerschen Münzen, wird besondere Anordnung erfolgen.

Ich beauftrage das Staatsministerium, diese Besiimmungen durch die
Gesetzsammlung und Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und auf
die Befolgung derselben strenge halten zu lassen.

Berlin, den 30sten November 1829.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsminislerin
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

 JNo. 2.

([o. 1225.) Aleeh#chste Kabinetsorder vrom 5ten Januar 1830., betreffend den Vorbehalt
der Rechte der Anwarter bei den Fideikommissen der adelichen Gerichtsherren
im Herzogthum Westphalen.

U### die Mir von dem Staatsministerium vorgelegke Verordnung wegen der
Fideikommisse der adelichen Gerichtsherren un Herzoglhum Westphalen, habe Ich
das Gutachten des Staatsraths erfordert. Zur vorläufigen Sicherstellung der
Rechte der Fideikommiß-Anwarter gegen die möglichen Disposstionen des Besitzers
über das Fideikommiß, bestimme Ich, auf den fernern Antrag des Staateministe-
riums, hierdurch interimistisch:

daß den Fideikommiß-Anwartern die ihnen nach den Stiftungs-Urkun-
den zustehenden Rechte in dem Falle einer erfolgenden Veräußerung,
Verschuldung oder sonstigen Belastung des Fideikommisses, so wie in
dem Falle des Ablebens des zeitigen Fideikommiß-Besitzers bis zur
gesetzlichen Regulirung ihrer Verhältnisse, vorbehalten bleiben sollen.

Diese Bestimmung ist durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß
zu bringen.

Berlin, den 5ten Januar 1830.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

Jahrgang 1830. — No. 1225 — 1226.) B (No. 1226.)

(Ausgegeben zu Berlin den öten Februar 1830.)
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[No. 1226.) Anhang zur Erweiterungs-Urkunde für die Königlich -PreußischenOrden und
Ehrenzeichen vom 18t4en Jannar 1810. D. d. ben 18ten Januar 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. 7.

haben es angemessen gefunden, die zweite Klasse des rothen Adler-Ordens in
zwei besondere Abtheilungen einzutheilen und der ersleren derselben, als eine
höhere Auszeichnung, neben den bisherigen Insignien dieser Klasse einen viereckigen
Stern, auf welchem das Kreuz dieses Ordens mit dem Mittelstück des Sternes
erster Klasse sich befindet, der zugleich mit den unverändert bleibenden Insignien
um den Hals, auf der linken Brust, mit der Spitze nach oben, getragen werden
soll, beizufügen, so daß die zeitherige zweite Klasse künftig aus der zweiten Klasse
mit dem Stern und aus der zweiten Klasse ohne Stern bestehen soll, welche
letztere, wie bisher und ohne Zusatz die zweite Klasse zu nennen ist. Die Distink-
tion des Eichenlaubes verbleibt, und wenn der Zusatz: mit Eichenlaub und mit
dem Stern, in der Order an die General-Ordens-Kommission enthalten ist,
wird das Kreuz im Stern ebenfalls mit Eichenlaub versehen.

Außerdem haben Wir beschlossen, das Allgemeine Ehrenzeichen erster Klasse
zur vierten Klasse des rothen Adler-Ordens zu erheben und blos Ein Allgemeines
Ehrenzeichen in der jetzigen Form einer silberner Medaille mit der Inschrift:
Verdienst um den Staat, bestehen zu lassen, siatt welcher das silberne Kreuz der
vierten Klasse des rothen Adler-Ordens von jetzt an einen Adler, gleich dem der
dritten Klasse, in erhabener Arbeit, erhält. Die joetzigen Inhaber des Allge-
meinen Ehrenzeichens erster Klasse werden hierdurch zu Inhabern des rothen
Adler-Ordens vierter Klasse kreirt, ohne daß es einer neuen Ausfertigung des

Verleihungs-Dekrets bedarf. Der Austausch des zeitherigen Kreuzes findet nicht
Statt; es siehet jedoch den Inhabern frei, sich ein neues nach der hier gegebenen
Bestimmung anfertigen zu lassen.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsteigenhändigen Unterschrift und beige-
drucktem Königlichen Insiegel.

Geschehen und gegeben Berlin, den 18ten Januar 1830.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.

(No 1227.)
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(No. 1227.) Allerhochste Kabinetsorbre vom 27sten Jauuar 1830., das Verfahren der
Kreisstände bei Abfassung und Ueberreichung ihrer Petitionen und Eingaben
betreffend.

O bwohl in den Kreisordnungen fur die verschiedenen Provinzen genau bestimmt
ist, daß Beschlusse der Kreisstande nur auf den Kreistagen unter den vorgeschrie-
benen Formen gefaßt werden können; so sind Mir doch öfter Eingaben zugekommen,
welche Namens der Kreissiände abgefaßr, jedoch nicht auf Kreistagen berathen,
sondern nur von einzelnen Mitgliedern der Kreisslände beschlossen und vollzogen
waren. Zu Beseitigung dieses Mißbrauchs finde Ich Mich veranlaßt, hierdurch
Folgendes festzusetzen:

1) Die Wirksamkeit der Kreisstände, als solcher, ist auf die Verhandlungen
der Kreistage selbst beschränkt, so daß also Petitionen und Eingaben, welche
Namens der Kreisstaände überreicht werden sollen, auf dem Kreistage selbst
zu berathen, abzufassen und von den anwesenden Mitgliedern der Kreis-
Versammlung zu vollziehen sind. Daß dies geschehen, ist immer in der-
gleichen Eingaben ausdrücklich zu bemerken. Da in den verschiedenen
Kreisordnungen bestimmt ist, daß nach erfolgter gehöriger Konvokation die
Anwesenden durch ihre Beschlüsse die Außengebliebenen und Abwesenden
verbinden, so ist die nachträgliche Einholung der Unterschriften der letztern
weder nothwendig noch zulässig. Es muß jedoch bei der Konvokation
bemerkt werden, daß dergleichen Eingaben in Vorschlag gebracht wer-
den sollen.

2) Wenn Fälle vorkommen, welche eine schleunige außerordentliche Zusam-
menberufung der Kreisstände nothwendig machen, so ist der Landrath
nach Inhalt der Kreisordnungen berechtigt, solche zu verfügen. Unter-
läßt aber derselbe eine solche nothwendige Zusammenberufung, so ist es
jedem Mitgliede der Kreistage erlaubt, einzeln, oder im Vereine mir
andern Mitgliedern beim Landrathe auf deren Ausschreibung anzutragen,
und, wenn letzterer darauf nicht eingeht, sich darüber bei den vor-
gesetzten Behörden zu beschweren, welche darauf das Nöthige nach Lage
der Sache zu verfügen haben. Die Bittsteller aber haben sich hierbei nicht
als Kreisstände, sondern nur als Einzelne zu geriren.
Wenn eine Beschwerde über die Geschäftsführung des Landraths selbst
der Gegenstand ist, über welchen von Einzelnen ein Kreistags-Beschluß
für nothwendig erachtet wird, so hat die Regierung, wenn sie die Sache
dazu angethan sindek, eine außerordentliche Kreisversammlung durch einen
Kreis-Deputirten zusammenberufen und unter dessen Vorsitze abhalten
zu lassen.

(No. 1227.) 4) In

3



— 8 —

4) In allen Fällen ist es, wie den sämmtlichen einzelnen Unterthanen und
Korporationen, so auch den Mitgliedern der Kreisversammlungen und den
letztern selbst, erlaubt, sich in dem vorgeschriebenen Gange an die Behör-
den und an Mich Selbst zu wenden. Es bewendet aber hierbei allent-
halben in Hinsicht der Unterschrift solcher Eingaben bei den oben ertheilten
Vorschriften.

Ich beauftrage Sie hierdurch, diese Meine Verordnung zur Nachachtung
für sämmtliche Behörden und Kreisversammlungen durch die Gesetzsammlung
bekannt machen zu lassen.

Berlin, den 27sten Januar 1830.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatsminister des Innern v. Schuckmann.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

—— Mo. 3. —

(No. 1228.) Allerhächste Kabinetsorder vom Zten Januar 1830. über die -tempelabgaben
beim Verkehr mit Wechseln.

A- den Bericht des Staatsministeriums vom 1 tten v. M., errheile Ich hier-

durch über die Stempelabgaben beim Verkehr mit Wechseln nachsiehende das
Gesetz vom Pten März 1822. abändernde und erleichternde Vorschriften:

1)

2

3 #

*—*

SC"

Wechsel, welche im Auslande ausgestellt und auf einen Ort im Auslande
gezogen, innerhalb der diesseitigen Staaten in Umlauf kommen, sind nicht
stempelpflichtig;
der zu gezogenen Wechseln erforderliche Stempel wird auf die Hälfte des
gegenwärtigen Tarifsatzes, mithin bei Summen bis 400 Rehlr. auf 5 Sgr.,
über 400 Rthlr. bis 800 Rehlr. auf 10 Sgr. u. s. w. ermäßigt. Dieselbe
Ermäßigung des Stempelbetrages tritt für diejenigen trocknen Wechsel ein,
welche nach drei Monaten oder in kürzerer Frist zahlbar sind. Prolonga-
tionen innerhalb dieser Frist bleiben unberücksichtigr;
was von gezogenen Wechseln in den G. 20. und 26. des Gesetzes vom
7ten März 1822. in der Tarifposition, „Wechsel, gezogene“ und unter
1. und 2. der gegenwärtigen Order vorgeschrieben ist, sindet auch Anwen-
dung auf kaufmännische Assignationen und Handelsbillets, so wie auf die
lettres de change und billets à Ordre, die an solchen Orten, wo der
französische Code de commerce Gesetzeskraft hat, in den durch die Art. 110.
und 138. deseelben naher bezeichneten Formen ausgestellt sind;
den Strafbestimmungen im §. 20. des Gesetzes vom 7ten März 1822.
sind auch Stempel-Kontraventionen bei trocknen Wechseln unterworfen,
doch bleibt der Strafbetrag, wie bisher, auf den vierfachen Werth des zu
wenig verwendeten Stempels festzusetzen;
wird ein gezogener Wechsel, oder ein ihm gleichgestelltes Dokument in
mehreren Eremplaren ausgefertigt, so ist unter diesen dasjenige siempel-
pflichtig, welches zum Umlauf bestimmt ist. Auch eine Abschrift, wenn
sie zur Uebertragung des Eigenthums an dem Dokumente durch Indossiren

Jahegaug 1830. — (No. 1228—1229. C und

(Ausgegeben zu Berlin den 18ten Februar 1830.)
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und Giriren benutzt wird, unterliegt dem Wechselstempel, die ubrigen
Exemplare sind stempelfrei;
ist bei gezogenen Wechseln in dem Wechsel selbst Burgschaft fur dessen
Zahlung von einem Dritten geleistet, so wird dadurch der Betrag, der fur
den Wechsel zu entrichtenden Stempelabgabe nicht erhohet, mithin bleibt
dabei die allgemeine Vorschrift bei dem Gebrauche des Stempeltarifs No. 1.
außer Anwendung;

7) auch die Uebertragung des Eigenthums an trockenen Wechseln soll dem
Stempel für Zessions-Instrumente nicht unterworfen, sondern stempelfrei
seyn;
Gerichtspersonen und Notarien, welche Stempelproteste ausfertigen, sind
verpflichtet, sowohl in dem Protest, als in dem über die Protestation auf-
zunehmenden Protokolle ausdrücklich zu bemerken, mit welchem Stempel-
Betrage der protestirte Wechsel gestempelt, oder, daß er mit einem inlän-
dischen Stempel gar nicht versehen ist. Sie verfallen, wenn sie diese
Bemerkung unterlassen, in eine Strafe von einem Thaler. Verabsäumen
sie aber eine bei dieser Gelegenheit zu ihrer Kenntniß gekommene Wechsel-
Stempel-Kontravention zur Bestrafung anzuzeigen, so sollen sie dafür
noch besonders mit einer Strafe von 2 bis 5 Rrlhlr. belegt werden.
Das Staatsministerium hat diese Order durch die Gesetzsammlung bekannt

zu machen, und Sie, der Finanzminister, haben die Steuerverwaltungs-Behörden
zur Ausführung derselben anzuweisen.

Berlin, den 3ten Januar 1830.

6

8

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministeri

(No. 1229.) Börsenordnung für die Korporation der Kaufmannschaft zu Danzig. Vom
12ten Januar 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. c.

haben, im Verfolg des der Kaufmannschaft zu Danzig verliehenen Statuts vom
25sten April 1822. beschlossen, fur den dortigen Handelsstand eine Borsenordnung
zu erlassen, und verordnen demnach wie folgt:

 . 1. Die Börse isi die unter Genehmigung des Staats gebildete Ver-
sammlung von Kaufleuten, Mäklern, Schiffern und andern Personen, zur Er-
leichterung des Betriebes kaufmannischer Geschäfte aller Ark.

S. 2. Die Börsenversammlungen sollen in dem der Kaufmannschaft zum
Gebrauch überlassenen Saale des Artus= oder Junker-Hofes gebalten werden.

g. 3.
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K. 3. Der Besuch der Borsenversammlung stehet zunachst jedem Mitgliede
der Korporation der Kaufmannschaft zu, sonst aber auch jedem, mit den im F. 4.
und 5. ausgedrückten Beschränkungen.

S. 4. Auzgeschlossen von den Börsenversammlungen sind:
1) Personen weiblichen Geschlechts;
2) Personen, welche erweislich nicht des Handels, sondern anderer demselben

fremden Zwecke wegen sich einfinden;
3) diejenigen Kaufleute, so wie diesenigen Handeltreibenden ohne kaufmännische

Rechte, welche in Konkurs gerathen sind, oder ihre Jahlungen eingestellt
haben, oder mit ihren Kreditoren über einen außergerichtlichen Vergleich
unterhandeln. Die Ausschließung solcher Personen dauert so lange, bis
der Konkurs aufgehoben oder beendigt ist, oder die Kreditoren durch Ver-
gleich abgefunden, oder durch längere Befristung beruhigt sind; es wäre
denn, daß die Aeltesten der Kaufmannschaft, wenn sie sich überzeugt haben,
daß die Insolvenz allein in wirklichen Unglücksfällen ihren Grund hat, dem
Ausgeschlossenen den Zutritt früher ausdrücklich gestatten;
alle diejenigen, die für muthwillige oder betrügerische Bankeruttirer durch
rechtskraftiges Erkenntniß erklaä#rt, oder eines Meineides, einer Verfälschung
öffentlicher Papiere, Privaturkunden oder Unterschriften, der absichtlichen
Verbreitung falscher Münzen, oder sonst eines qualifizirten Betruges, nach
richterlichem Urtheil, überwiesen, oder wegen eines anderen Verbrechens zur
Zuchthausstrafe, mit Verlusi der kaufmännischen Rechte oder der bürger-
lichen Ehrenrechte, rechtskräftig verurkheilt worden sind; desgleichen wegen
Verschwendung oder Geistesschwäche unter Kuratel gesetzte Personen, so
wie auch solche, welche von den Acltesten der Kaufmannschaft laut 85 bis
88. des Statuts vom 25sien April 1822. aus der Korporation ausgeschlossen
worden sind.

&amp;. 5. Außerdem sind die Börsen-Kommissarien befugt, auf den Grund
eines Beschlusses der Aeltesten der Kaufmannschaft, auch anderen, als den im
K. 4. bemerkten Personen, welche nicht zur Korporation gehören, den Zutritt zur
Börse zu versagen, jedoch bleibt dagegen der Rekurs offen, weil ohne erhebliche
Ursachen Niemand ausgeschlossen werden soll.

§. 6. Die Börsen-Versammlungen werden täglich, mit Ausnahme der
Sonntage, von 11 bis 2 Uhr Mittags gehalten.

Getreideproben dürfen in der Börse nicht vor 11 Uhr ausgesiellt werden,
und Mälkler in der Börse nicht vor 11 Uhr Schlußzettel geben.

. 7. Zur Beendigung der Versammlung soll das Zeichen mit der Glocke
durch einen Börsenwächter pünktlich um 2 Uhr gegeben und der Artushof auf eine
Stunde von 2 bis 3 Uhr geschlossen werden.

([NNo. 1229. C 2 g. 8.
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h. 8. Die Wechselungen mussen Montags und Donnerstags schon um
1 Uhr beendigt seyn.

Diese Bestimmung bleibt so lange in Kraft, als nicht veranderte Einrichtun-
gen in Hinsicht der Ankunft und des Abganges der Posten die Aeltesten der Kauf-
mannschaft zu einer Abanderung der Haupt--Wechseltage veranlassen.

&amp;. 9. Wenn, zufolge der Uebereinkunft der Kontrahenten, Erklarungen
über den Abschluß unterhandelter, oder über den Rücktritt von abgeschlossenen Ge-
schäften an der Börse erfolgen sollen, so müssen diese Erklärungen von dem Theile,
welcher sich solche vorbehalten hat, vor 2 Uhr abgegeben werden.

. 10. Getreide-Verkäufe am Börsenmarkt dürfen von den Kaufleuten
nur von 11 bis 2 Uhr im Artushofe gehalten werden.

&amp; 11. Den zum Verkauf an der Börse ausgestellten Getreideproben werden
zwei gleichlautende Zettel beigelegt, mit Angabe des Quantums, der Getreide-
Gattung, des Gewichts, des Schiffers, Fuhrmanns, oder mit der Bezeichnung:
„WVom Speicher“ (ohne Nennung desselben) und mit der Namens-Unterschrift des
Ausbietenden, worauf dann nach geschlossenem Handel bei den Worten: „Gekauft
zu —“ der Preis einzufüllen, und die Unterschrift des Käufers beizufügen ist.
Letzterer erhält die Probe, der Verkäufer einen der Zettel, welche unter den Kon-
trahenten einen vollen Beweis ausmachen und die Stelle eines schriftlichen Vertrages
vertreten. Am Getreidemarkt der Börse werden Käufe und Verkäufe nur in Lasten
zu 60 Scheffel abgeschlossen.

 12. Währendder Dauer der Börsenversammlungen, haben die Börsen-
Kommissarien nach F. 02. des Statuts für die dortige Kaufmannschaft vom 2ösien
April 1822. für die Erhaltung und Handhabung der äußern Ordnung und die Be-
folgung der in diesem Reglement enthaltenen Vorschrift zu wirken und über einzelne
Fälle der Börsendiseiplin den Aeltesten der Kaufmannschaft zur weitern Veranlassung
nach F. 61. Bericht zu erstatten. Ein jeder der Börsenkommissarien ist befugt,
Personen, welche die Ruhe an der Börse durch Aufsehen und Aergerniß erregende
Streitigkeiten oder auf andere Weise siören, sofort und ohne alle Erörterung der
Ursachen des Streits und der Störung, von der Börse entfernen zu lassen. Die
Polizei ist verpflichtet, auf Erfordern Hülfe zu leisten.

K. 13. Die Börsenkommissarien reguliren die Kourse von Wechseln, öffent-
lichen Schuldpapieren und Geld, so wie der Preiskourante von Waaren aller Art
und von Schiffsfrachten an der Börse mit den betreffenden Mäklern.

K. 14. Sie haben mit aller Sorgfalt darauf zu wachen, daß die Kourse,
so wic auch die Listen der gangbaren Frachten und Preise, richtig und dem wahren
Verkehr angemessen festgestellt werden.

. 15. Die Kourse von Wechseln, öffentlichen Schuldpapieren und Geld
werden Montag und Donnerstag, oder an den Tagen, welche wegen des Abganges
der Posten zu den Wechselungen bestimmt werden, die Preiskourante von Getreide,

Holz,



— 13 —

Holz, Asche und allen sonstigen Ausfuhrartikeln, so wie der Seefrachten, werden
Montag und Donnerstag, und die Colonial-Gewurzwaaren-Preise jeden Mittwoch
festgestellt.

K. 16. Es ist den Börsenkommissarien gestattet, sachkundige Kaufleute bei
der Kours-, Preis= und Frachtregulirung zuzuziehen.

. 17. Die Feststellung geschiehet auf folgende Weise: Nach dem Schlusse
der Wechselung um 1 Uhr versammeln sich sämmtliche Makler um die Börsen-
kommissarien, diese erfordern von erstern pflichtmäßige auf ihren Amtscid zu neh-
mende Anzeige, zu welchen Koursen, Wechsel, Geldsorten, Fonds, zu welchen
Preisen Schiffe zu haben gewesen sind, was dafür geboten, und in sofern es zur
Beurtheilung der richtigen Notirung erforderlich ist, auf welche Summe, Raum,
Menge oder Gewichr, wirklich abgeschlossen worden ist. Sie können die gutacht-
liche Meinung der Mäkler darüber, wie die Preise 2c. zu notiren sind, erfordern,
brauchen aber sich mit ihnen in keine Diskussionen einzulassen, noch solche unter
den anwesenden Mällern selbst zu gestatten, sobald sie dieselben für überflüssig halten.
Sie sind befugt, in wichtigen und zweifelhaften Fallen von den Mäklern einen.
schriftlichen Auszug aus ihren Taschenbüchern, oder die Vorlegung der Taschen-
bücher selbst, jedoch mit Verdeckung der Namen der Kontrahenten, zu verlangen.

Auf den Grund der solchergestalt nach, den Angaben oder aus den Taschen-
büchern der Mäkler gesammelten Materialien besiimmen die Börsenkommissarien,
in Gegenwart der Mälkler, die zu notirenden Kourse, Waarenpreise und Frachte
In Fällen, wo die Börsenkommissarien sich nicht einigen können, entscheidet die
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit, der Vorsteher.

Ueber diese Verhandlung ist ein, sämmtliche Kourse und Preise enthaltendes
Protokoll aufzunehmen und von den Mällern mit zu unterzeichnen.

Bei Regulirung der Kourse 2c. darf Niemand, außer den Börsenkommissarien
und den von ihnen etwa ausdrücklich zugezogenen Kaufleuten und Mäkler, an-
wesend sepn.

S. 18. Sogleich nach geschehener Feststellung werden die Kourse, Preise
und Frachten in Gegenwart der Mäkler von einem der Börsenkommissarien in das
Börsenbuch eingetragen, und zwar die Kourse an jedem Wechseltage, von Preisen
und Frachten aber, nur die Veränderungen seit der letzten Notirung.

K. 19. Aus diesem Buche lassen die Mäkler die Preiskourante, Kours= und
Faachtzettel zur Vertheilung an ihre Kunden drucken. Es ist ihnen aber die Ver-
sendung derselben nach anderen Orten nicht erlaubt.

§. 20. Die Kours= und Frachtzettel und Preiskourante sollen, in sofern sie
mit dem im §F. 18. gedachten Börsenbuche übereinsiummen, auch in Streitfällen den
richterlichen Entscheidungen zur Grundlage dienen.

K. 21. Die Mäller sind bei eigener Verantwortlichkeit verbunden, die von
ihnen über abgeschlossene Geschäfte zu ertheilenden Schlußzertel den Kontrahenten

(No. 1229.) am
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am Tage des Abschlusses des Geschäfts, oder wenn der Abend daruber herange-
kommen wäre, am folgenden Tage zuzustellen.

§. 22. Die Börsenkommissarien haben zunächst darauf zu sehen, daß die
Malkler ihren Verpflichtungen bei der Vermittelung und Abschließung der Geschäfte,
während der Dauer der Börsenversammlungen und bei Regulirung der Kourse,
Preise und Frachten nachkommen.

# 23. Der Makler, welcher, ohne sich bei den Börsenkommissarien mit
erheblichen Hinderungs-Ursachen entschuldigt zu haben, oder für eine gewisse Zeit
beurlaubt zu seyn, aus der Börsenversammlung wegbleibt, oder sich später ein-
findet, oder vor deren Schluß ohne Anzeige entfernt, verfällt in eine Strafe von
Drei Thalern, und zwar sollen an den Haupt-Wechseltagen die Wechselmdller
von 11 bis 2 Uhr, die andern Mälkler von halb zwei bis zwei Uhr, an den übrigen
Wochentagen alle Mäkler von halb zwei bis zwei Uhr an der Börse gegenwärtig
seyn. Die Abänderung dieser Stunden bleibt den Aeltesten der Kaufmannschaft
vorbehalten.

Derjenige Mäkler, welcher von der Regulirung der Kourse, Preise und
Frachten wegbleibt, erlegt eine Geldbuße von Fünf Thalern. — Derzjenige
Mäkler, welcher den Börsenkommissarien die Vorzeigung seines Taschenbuchs
verweigert, verfällt in eine Strafe von Zwanzig Thalern. Der Mackler,
welcher Koursblätter, Preiskourante und Frachtzettel ausgiebt, welche mit dem
Börsenbuche nicht übereinstimmen, verfällt — außer in dem nachgewiesenen
Falle eines Oruckfehlers — in eine Geldstrafe von ZIwanzig Thalern.

K. 24. Diese Strafen werden von den Aeltesten der Kaufmannschaft, auf
die Anzeigen der Börsenkommissarien, festgesetzt.

&amp;. 25. Verordnungen und Bekanntmachungen, welche zur öffentlichen
Kenntniß des dortigen Handelsstandes gelangen sollen, werden an der Börsen-
Tafel befestigt.

Dergleichen Nachrichten sind nach §. 63. des Slatuts als vollständig
bekannt gemacht anzusehen, wenn sie drei auf einander folgende Börsentage wäh-
rend der ganzen Börsenzeit an dem gewöhnlichen Orte der Börse ausgehangen
haben. Zur gewissern Erreichung des Zwecks sollen jedoch dergleichen Bekannt-
machungen vor dem 14ten Tage nicht abgenommen werden, wenn nicht etwa
der Inhalt derselben ausdrücklich die Dauer des Aushanges bestimmt, wie z. B.
bei Präklusions-Erkenntnissen, Subhastations-Patenten, häusig der Fall ist.

§ 20. Im Ulebrigen hat es wegen der zu erlassenden Bekanntmachungen
bei den Bestimmungen der W. 63., 64. u. 65. des Statuts vom 25sten April 1822.
sein Bewenden.

§. 27. Die Versteigerung von Waaren oder andern Gegenständen, in
sofern solches nicht durch den öffentlichen Auktionator geschiehet, kann in dem
Saale des Artushofes nicht anders, als mit Vorwissen und Genehmigung der

Aeltesten
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Aeltesten der Kaufmannschaft, geschehen. Eben so ist zur Benutzung des Saales
zu anderen Zwecken als den kaufmannischen Versammlungen die besondere Geneh-
migung der Aeltesten der Kaufmannschaft erforderlich.

Die Aufstellung der Buden und Mobilien, während der vier Weihnachts-
Markttage, wird, als ein alter Gebrauch, auch ferner wie bisher gestattet.

§. 28. Die Schiffsabrechner sind verpflichter, täglich Morgens und Mit-
tags eine Liste von denjenigen angekommenen und abgegangenen Schiffen, von
welchen ihnen die Besorgung übertragen worden ist, an der Börse anschlagen zu
lassen, und jede ihnen zugehende Nachricht von Havarie oder Strandung in der
Gegend von Danzig, sobald sie eingehet, sofort durch schriftliche Anzeige und
Anschlag zur Kennniß der Kaufmannschaft zu bringen.

*#. 29. Die Börsenkommissarien sind insbesondere verpflichtet, auf die
Beobachtung dieser Börsenordnung zu wachen, und Vorschläge, Antrage auf
Abänderungen und Verbesserungen derselben, sobald sie solche den Erfahrungen
oder veränderten Umsiänden angemessen sinden, bei den Aeltesten zu machen.
Indessen stehen auch jedem Mitgliede der Korporation dergleichen Anträge frei.

K. 30. Die Aellesten der Kaufmannschaft führen ein Verzeichniß:
1) aller Mitglieder der Korporation;
2) aller Unterschriften ihrer Handlungsfirmen;
3) der vollständigen Namen aller Theilnehmer der Handlung, sofern sie nicht

stille Gesellschafter sind;
derjenigen Korporations-Mitglieder, welche sich zum gerichtlichen Konkurse
melden, oder ihre Zahlungen einstellen und die Kreditoren zusammenrufen
lassen;
die Familien= und Vornamen derer, welchen Procura ertheilt ist, vollsiän-
dig ausgeschrieben.
Zu dem Ende sollen alle jetzige Mitglieder der Korporation Acht Tage, nach

Publikation dieser Börsenordnung, alle künftige aber sofort nach ihrer Aufnahme,
nach Annahme einer Firma, oder Ausstellung einer Procura, eine schriftliche
Angabe vorstehenden Inhalrs mit der Original= Procura, einreichen, wobei auch
der Prokurant die Unterschrift, deren er sich bedienen will, mit seinem vollständigen
Namen versehen, und, daß er dies gethan, ausdrücklich bemerkt haben muß.

Wer diese Anzeige auch nach erfolgter Aufforderung von Seiten der Aelte-
sten unrerläßt, ist in eine unerldßliche Geldbuße von Funfzig Thalern verfallen.
Von den eingereichten Original-Prokuren hat der Sekretair der Aeltesten der
Kaufmannschaft sofort beglaubte Abschrift zu nehmen und, daß dies geschehen,
auf dem Original zu vermerken. Sodann wird letzteres der Handlung zurückge-
geben, um solches auf dem Komtoir, wo der Prokurant arbeitet, aufzubewahren,
und auf Verlangen derjenigen, welche dasselbe vor Abschließung oder Erfüllung
eines Geschäfts einsehen wollen, vorzeigen zu können.

(Jo. 1229.) Von
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Von allen eingegangenen und kunftig eingehenden Prokuren soll ein alpha-
betisches Register nach einem von den Aeltesten vorzuschreibenden Schema gefuhrt,
jede vorfallende Veranderung darin, und jeder Nachtrag dazu, sofort und pünkt-
lich vermerkt werden, und solches täglich im Sekretariat der Aeltesten zu Jeder-
manns Einsicht vorliegen. Der Sekretair soll dies Register der Prokuren führen
und für dessen tägliche Richtigkeit und Vollständigkeit verantwortlich seyn.

Uebrigens müssen die Prokuren ohne Ausnahme entweder gerichtlich, oder
vor Notar und Zeugen, beglaubigt seyn, auch die Bestimmung enthalten, daß
der Prokurant unter der Unterschrift der Firma oder des Namens des Prinzipals,
seinen eigenen Namen, mit dem Bemerken, daß er per Procuram gezeichnet habe,
hinzuzufügen schuldig, also z. B. in folgender Form:

P. P: Adam &amp; C2:
Borde.

zeichnen müsse. Prokuren, welche nicht nach den vorstehenden Vorschriften ein-
gerichtet sind, sollen zur Bekanntmachung auf der Börse nicht angenommen werden.

6. 31. Die zum Besten des Handels in Danzig öffentlich angesiellten Per-
sonen, besonders diejenigen, deren Wahl den Aelteslen der Kaufmannschaft gebührt,
siehen zundchst unter der Aufsicht und Disziplin dieser letzteren. Den Aeltesten
stehet daher auch die Befugniß zu, jene Personen zur Erfüllung der ihnen obliegen-
den Amtsverbindlichkeiten anzuhalten, und Ordnungsstrafen, welche die Gesetze
oder besondere Amtsinstruktionen für gewisse Fälle anordnen, mit Vorbehalt des
Rekurses, für verwirkt zu erklären. Wirkliche Pflichtverletzungen werden dem
Magisirat zur naheren Untersuchung und weiteren Veranlassung angczeigt.

&amp;. 32. Die in Folge dieser Börsenordnung von den Aeltesten der Kauf-
mannschaft festgesetzten Geldstrafen, fließen zu einer kaufmannischen Amnenkasse,
welche von den Aeltesten verwaltet werden soll.

K. 33. Die Befugniß, gegen Verfügungen und Strafbestü mungen der
Aeltesien und der Börsenkommissarien Rekurs zu ergreifen, muß auf die in dem
1 tten Abschnitte des Statuts vom 25sten April 1822. vorgeschriebene Weise aus-
geübt werden.

. 31. Jedem jetzigen und künftigen Mitgliede der Korporation, jedem
Mäkler und Schiffsabrechner, soll ein Exemplar dieser Ordnung zugefertigt werden.

Ein Exemplar der Börsenordnung wird und bleibr an der Börse ausgehängt.
Wir bestätigen diese Börsenordnung hierdurch in allen Punkten, und wollen,

daß darüber von Unseren Behörden und dem Handelsstande fesigehalten werde.
Gegeben Berlin, den 12ten Januar 1830.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Schuckmann. Graf v. Danckelman.



— 17 —

Gesetz-Sammlung
fur die

Koniglichen Preußischen Staaten.

— No.4—

(Jo. 1230.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 15ten Juli 1829., wegen Modifizirung der

gesetzlichen Vorschrift, über Kösung der Gewerbscheine.

Zu Beschrankung der Nachtheile, welche bei Lösung des Gewerbscheins
zum Betriebe eines Gewerbes im Umherziehen durch die vorgeschriebene Voraus-
bezahlung des vollen Steuerbetrages für die Gewerbtreibenden in besondern
Fällen entstehen können, bestimme Ich:

1) daß den inländischen Kaufleuten und Fabrikanken, Falls sie im Laufe

2

des Steuerjahres die Personen wechseln wollen, die für ihre Rechnung
im Lande umherreisend, Waarenbestellungen suchen, gestartet seyn soll,
unter Zurückgabe des Gewerbescheins für den bisherigen Reisenden einen
andern mit den Erfordernissen des Regulativs vom 28ten April 1824.
S. 13. versehenen Geschäftsführer zu gestellen, auf welchen für den
Rest des Steuerjahres ein neuer Gewerbschein steuerfrei auszuferti-
gen ist.

Bei allen andern Inländern, welche ein Gewerbe im Umherziehen, auf
einen für den vollen gesetzlichen Steuersatz der 12 Rthlr. ausgefertigten
Gewerbschein betreiben, soll, Falls der Inhaber des Gewerbscheins in
den ersten drei Monaren des Jahres versterben sollte, dem überlebenden
Ehegatten und den Kindern die vorausbezahlte Gewerbesteuer nach

Jahrgang 1830. — (No. 1230.) D Ver-

(Ausgegeben zu Berlin den Gten März 1830.)
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Verhaltniß der Jahressteuer zu dem Ueberreste des Jahres von dem
Monate ab, der auf den Todestag folgt, zuruckgezahlt werden durfen.

Ich uberlasse Ihnen, diese Bestimmungen offentlich bekannt zu
machen.

Berlin, den 15ten Juli 1829.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsmi islier v. Schuckmann und v. Motz.

(No. 1231.)
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(No. 1231.) Allerhschste Kablnetsorder vom 17ten. Januar 1830., die Cheilnahme der
Kreisstände an der Veranlagung der Klassensteuer und an der Prüfung

der dagegen erhobenen Beschwerden betreffend.

A## den Bericht des Staatsminisleriums vom 31sten v. M. bestimme Ich,
daß den Kreisstkänden eine Theilnahme an der Veranlagung der Klassensteuer
und Prüfung der dagegen erhobenen Beschwerden in folgender Art gewährt
werde:

Jährlich bildet sich eine kreisständische Kommission, zu welcher auf den
Kreistagen von jedem der verschiedenen Stände ein Abgeordneter zu wählen ist.

Nachdem die Klassensteuer-Rollen in Gemäßheit der Bestimmungen des
Gesetzes vom Zosten Mai 1820. F. 8., bekannt gemacht worden sind, beruft
der Landrath diese Kommission unter seinem Vorsitze zusammen, und legt
derselben die Duplikate der Steuer-Rollen mit einer Zusammenstellung des
Soll-Aufkommens aus dem ganzen Kreise zur Einsicht vor.

Der Kommission steht es frei, allgemeine Bemerkungen über die Gesetz-
mäßigkeit und verhältnitzmäßige Gleichheit der Veranlagung zu machen,
welche hiernächst von dem Landrathe der Regierung zur näheren Prüfung
und Entscheidung einzureichen sind; auf Erhöhungen oder Ermäßigungen ein-
zelner Steuer-Quoten anzutragen, ist jedoch der Kommission nicht gestattet.

Die gegen die Veranlagung eingehenden Beschwerden der Besteuerten
werden, nachdem die Ortsbehörden darüber gehört worden, von dem Land-
rathe der gedachten zu diesem Zweck besonders zu versammelnden Kommission
zur Begutachtung zugestellt und demnächst unter Beifügung des landrathlichen
Gutachtens an die Regierungen befördert.

Da zur Ausführung dieser Anordnung erforderlich ist, daß die Be-
schwerden zu einer bestimmten Zeit vollständig vorliegen; so setze Ich zugleich
fest, daß die Gesuche um Ermäßigung der Klassensteuer in einer Praklusi-
Frist von 8 Wochen nach der im F. 8. des Gesetzes vom 30sten Mai 1820.
vorgeschriebenen Vekanntmachung der Steuer-Rollen bei dem Landrath einge-
geben werden müssen. Die Regierungen haben diesen Termin jährlich, sobald
die Steuer-Rollen den Ortsbehörden zugegangen sind, durch die Amtsblätter
anzuzeigen. Der Rekurs an das Finanzministerium muß in einer Praklusiv-

(No. 1231.) Frist



Frist von vier Wochen, nach dem Empfangeder Entscheidung der Regierung,
ergriffen werden.

Reklamationen gegen die im Laufe des Jahres vorkommenden neuen
Besteuerungen werden ferner in bisheriger Art behandelt, jedoch erstreckt sich
auch auf diese die festgesetzte Praklusivfrist, welche von dem Tage der Zustel-
lung des Auszuges aus der Steuer-Rolle anzurechnen ist.

Berlin, den 17ten Januar 1830.

Friedrich Wilhelm.
An

das Staatsministerim
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(No. 1232.) Gesetz über die Bestrafung der wissentli den Verausgabung falscher Kassen-
Anweisungen. Vom 24sten Februar 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen x. #2c.

Um die in Bezug auf die Bestrafung der wissentlichen Verausgabung falscher
Kassenanweisungen hin und wieder entstandenen Zweifel zu beseitigen, verordnen
Wir, auf den Antrag Unseres Staatsministeriums und nach vernommenem Gut-
achten Unseres Staatsraths, für sämmtliche Provinzen Unserer Monarchie hierdurch:

daß derjenige, welcher eine falsche, oder verfälschte Kassenanweisung
als ächt einnimmt, nach erhaltener Kenntniß von ihrer Unachtheit oder
Verfälschung aber weiter ausgiebt, um den vierfachen Betrag des darauf
angegebenen Werths, jedoch jedenfalls wenigstens mit Zwanzig Thalern,
im Fall des Unvermögens aber mit Gefängniß von wenigsiens Acht
Tagen und höchstens Sechs Wochen bestraft werden soll.

Urkundlich unter Unserer Höchsleigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem
Koniglichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 24 stten Februar 1830.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
Carl, Herzog von Mecklenburg. v. Schuckmann.

Graf v. Danckelman. v. Motz.

Beglaubigt: Friese.

Jahrcang 1830.— (Do. 1232 — 123.) E No. 1233.)
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(No. 1233.) Allerhochste Kabinetsorder vom 28sten Februar 1830., die Bestimmungen wegen
der in Neu-Vorpommern und Rügen noch im Umlauf befindlichen alten
schwedisch-pommerschen Münzen enthaltend.

J. Verfolg Meiner Order vom 30sten November v. J., die Wegschaffung der
alten und die Verbreitung der neuen Scheidemünze in Bezug auf die ösilichen Pro-
vinzen der Monarchie betreffend, will Ich auf den Bericht des Staatsministeriums
vom 30sten Januar d. J. und nach dessen Anträgen die, wegen der in Neu-Wor-
pommern und Rügen noch im Umlauf befindlichen alten schwedisch -pommerschen
Münzen, vorbehaltenen Bestimmungen dahin ertheilen:

1) Um sich der alten schwedisch-pommerschen Münzen zu entledigen, wird den
Inhabern derselben noch eine Frist von sechs Monaten gestattet, binnen
welcher die Silbermünzen ohne Unterschied und zu jedem Betrage mit
137 Mozent Aufgeld in preußisches Kourant bei den öffentlichen Kassen um-
gewechselt werden können. Die kupfernen Viertelschillinge oder Witten
werden in preußischer Kupfermünze erstattet. Die Frist der sechs Monate
fängt acht Tage nach der Bekanntmachung dieser Order durch das Amts-
blatt der Regierung zu Stralsund zu laufen an, und die Regierung hat
gleichzeitig die Kassen zu benennen, bei denen die Umwechselung erfolgen kann.
Nach Ablauf der Frist findet die Annahme der gedachten Münzen bei den
Kassen nicht weiter statt, und es kommen für die 3-, #= und 4-Schillings=
stücke die Bestimmungen in Anwendung, welche zu 4) Meiner Order vom
Josten November v. J. wegen der fremden Silbermünzen erlassen sind. Die
als Ausgleichungsmünze im Gebrauch gewesenen 2= und 1-Schillingsstücke,
so wie die Viertelschillinge oder Witten, werden verrufen und außer Kours
gesetzt, und sind, wo sie #n Tausch und gemeinen Verkehr angetroffen
werden, eben so zu konfisziren, wie solches in Meiner Order vom 3osten
November v. J. zu 1) gegen alle fremde Scheidernünze angeordnet ist. Den
Metallwerth des Konfiskats erhalten die Armen-Anstalten des Orts, an
welchem die Beschlagnahme geschehen ist.

2) Die Vorschrift in Meiner Order vom 30siten November v. J. zu 3), nach
welcher im Handel und innern Verkehr keine andere Berechnungsart als in
preußischem Gelde, der Thaler zu 30 Silbergroschen, und der Silber-=
groschen zu 12 Pfennigen, gestaltet seyn soll, sindet auch in Neu-Vor-

pommern
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pommern Anwendung, und jede Berechnung und Liquidation in alt-
schwedisch-pommerscher Münze ist bei der angedroheten polizeilichen Bestra-
fung verboten. Das Staatsministerium hat diese Order durch die Gesetz-
Sammlung und gleichzeirig dem ganzen Inhalte nach durch das Amtsblatt
der Regierung zu Stralsund bekannt zu machen, auch auf die Befolgung
derselben strenge halten zu lassen.

Berlin, den 28sten Februar 1830.

Friedrich Wilhelm.

An das Staatsministerium.

234.)



(No. 1234.) Allerhochste Kabinetsorder vom 13ten Marz 1830., betreffend die Aufhebung
der Geschlechts- Vormundschaft in dem dem Coslinschen Regierungsbezirk
uberwiesenen Lauenburg- Butowschen Kreise, imgleichen in den eben diesem
Regierungsbezirk einverleibten Westpreußischen Enklaven.

r#
# finde auf Ihren Bericht vom 18ten Februar d. J. kein Bedenken, die

Verordnung vom 28ten Juni v. J., wegen Aufhebung der Geschlechts-Vor-
mundschafft in einigen Theilen von Westpreußen, auf den ehemals Westpreußischen,
durch die Provinzial-Eintheilung vom 30sten April 1815. dem Cöslinschen
Regierungsbezirk überwiesenen Lauenburg -Bütowschen Kreis, imgleichen auf
die beiden eben diesem Regierungsbezirk dadurch einverleibten Westpreußischen
Enklaven auszudehnen. Sie haben wegen Bekanntmachung und Befolgung
dieser Bestimmungen das Erforderliche zu veranlassen.

Berlin, den 13ten März 1830.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Justizminister Grafen v. Danckelman.

Berichtigung.
Seite 9. der Gesetzsammlung vom Jahre 1830. ist in der Jten Zeile von

unten: 188. statt 138. zu lesen.
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(No. 1235.) Declaration pour terminer le
dillerend qdui s'est éleve sur le district de
la Leyen. Du 11. Juin 1827.

L. Gouvernement Prussien et le
Gouvernement Français sont conve-
nus de terminer le dillérend qui s'est
élevé relativement au district de la
Leyen, situé entre la Sarre et la Blies
et composé des villages Klein-Blit-
tersdorf, Auersmachern, des hameaux
de llanweiler, Rilchingen ei de la
ferme de Vintringer llol, par la
transackion contenue dans les arti-
ches suivans:

Anr. 1. La Prusse reste en pos-
#se Sion du district de la Leyen, ei la
France renonce formellement à toute

Prétenton qu'elle pourroit former
sur ce mémee district.

Anr. 2. La France accepte
comme compensation des préten-
tions, qu’elle avoit formées sur le
district de la Leyen d'’après le sens
littéral du traité de Paris du 20. No-
vemb’re 1815., les villages de Merten,
Biblingen, Flatten et Gongelfangen
avec leurs banlieues.

Anr. 3. La cession des villages
 la France sera eflectuée le plutöt
Possible et sans attendre que la dé-
marcation délinitive des frontieres
Soit terminée.

Jahrgang 1830.— (No. 1235—1236.)

(No. 1235.) Erklärung wegen Beseitigung der
Differenz, die sich rücksichtlich des Lepenschen
Distrikts erhoben hat. Vom 11. Juni 1827.

Des Preußische und das Französische
Goiwernement sind mil einander überein-
gekommnen, die entstandene Oifferenz wegen
des zwischen der Saar und Blies bele-
genen, aus den Oörfern Klein-Blitters-
dorf, Auersmachern, den Weilern Han-
weiler, Rilchingen und dem Pachthofe
Vintringer Hof bestehenden Leyenschen
Distrikts durch den in den nachfolgenden
Artikeln enthaltenen Vergleich zu beseitigen.

Art. 1. Preußen verbleibt #n Be-
sitze des Leyenschen Distrikts und Frank-
reich entsagt förmlich jedem Anspruche auf
den in Rede stehenden Distrikt.

Art. 2. Als Entschädigung für die
Ansprüche, welche Frankreich nach dem
Worktlaute des Pariser Friedens-Vertrages
vom 20sten November 1815. auf den
Lepenschen Distrikt gemacht hatte, erhält
Letzteres die Obrser Merten, Biblingen,Flatten und Gongelfangen mit keren
Weichbilden.

Art. 3. Die Uebergabe dieser Dörfer
an Frankreich soll sobald als möglich und
ohne die Beendigung der desinitiven Grenz=
Regulirung abzuwarten, geschehen.

F

(Ausgegeben zu Berlin den 17ten April 1830.)



Anr. 4. Le Gouvernement Prus-
sien renonce aux impôts arriérés qui
Pourroient rester dus par les habi-
tans de Merten et Biblingen le jour
de la cession.

KT. 5. Lä, ou la Sarre et la
Blies séparent le territoire de la
Prusse de celui de la Francce, le Thal-
weg de ces deux r#iéres formera la
fronticère.

Anr. 6. La présente déclaration
faite au nom de Leurs Majestés le
Roi de Prusse et le Roi de France et
expédiée en double absolument con-
forme, sera valable immédiatement
apres due ’échange en aura eu lieu.

Fait à Paris le 11. Juin 1827.

———
(L. S.) Le Baron de Damas.
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Art. 4. Das Preußische Gouverne-
ment leistet auf die am Tage der Ueber-

abe etwa noch rückständigen Steuern der
Einwohner von Merten und Biblingen

Verzicht.Ar. 5. Da, wo die Saar und
Blies das Preußische Gebiet von-dem
Französischen scheiden, soll der Thalweg
dieser Flüsse die Grenze bilden.

Art. 6. Gegenwärtige im Namen
Seiner Majestät des Königs von Preußen
und Seiner Majestät des Königs von

Frankreich Kreimal gleichlautend ausge-sertigte Erklärung, soll, nach erfolgter
Auswechselung, in Kraft und Wiurk-
samkeit treten.

So geschehen zu Paris, den 11ten
Juni 1827.

C. S.) Werther.
CI. S.) Freiherr v. Damas.

(No. 1230.) Convention déhinitive entre
la Drusse et la France, pour régler les
limites des deux Etals respectils, confor-
mément aux stipulations des Traités de
Paris, du 30. Mai 1814. et du 20. No-
vembre 1815., ct en suite de la déclara-

Uon signée à Paris le 11. Juin 1827.
Du 23. Octobre 1829.

1 Commissaires nommés en vertu

du Paragraphe 60. de l’article I. du
traite de Paris du 20. Novembre
1815; savoir:

de la part#de Sa Majesté le Roi
de Prusse, le sieur Ilenri Delius,
Président en chef du Conseil de

VNo. 1236.) Deftnitive Uebereinkunft zwischen
Preußen und Frankreich, über die Geänzberich-
tigung der beiderseitigen Staaten, gemäß der
Pariser Traktaten vom 30sten Mai 1814.
und vom 20sten November 1815., und
in Verfolg der unterm 1 tien Juni 1827.
zu Paris unterzeichneten Erkliung. Vom
23 tten Oktober 1829.

D ie auf den Grund des Oten Paragraphs
des 1sien Artikels des Pariser Friedens-
Traktates vom 20sten November 1815.
ernannten Kommissarien, nämlich:

von Seiten Seiner Majestät des Königs
von Preußen, der Herr Heinrich
Delius, Chef-Präsident der König-



régence de Cologne, Chevalier de
Tordre de IAigle-rouge de Prusse,
troisième classe; et
de la part de Sa-Majesté le Roi de
France et de Navarre, le sieur
Etienne Nicolus Iiousseau, Colo-
nel au corps royal des Ingénieurs-
géographes, Osficier de l'ordre ro-
Jal de la Légion-d'’IIonneur, Che-
valier de Tordre royal et militaire
de Saint-Louis, Chevalier de or-
dre militaire de Guillaume des
Pays-Bas, e de Tordre du mérite
civil de la Couronne de Baviere;

après F'ôtre respectivement et en
due forme, communiqué leurs pleins-
Pouvoirs, apres avoir reconnu que
la décharation signde et échangée le
11. Juin 1827., Par laquelle leurs
Gouvernemens respectifs sont con-
venus de terminer le différend qui
s'était élevé relativement au district
de la Leyen, avait reçu son exécution
en ce qui concerne l’articke III. de
cette declaration; après avoir aussi
reconnu due le procès- verbal dressé
4 Sarrebruck, le 20. Février 1821.,
Par leurs délégués, dans le but de
tixer la position géométrique des
eendroits ayant banlieue, Ppar rapport
à la ligne qdui, en exécution du traité
du 20. Novembre 1815., doit ét#re
tirée de Perl à lHouve, devait servir
de base pour régler le tracé de la
limite le long de ceite ligne; les
Commissaires adoptant les arrange-
mens et projets Techange arrétés Par
les mémes délégués, et insérés à la
suire dudit procès- verbal, sont con-
venus des artiches suivans:

Anr. 1. La limite entre les deux
Etats commencera au milien du cours

deau de la Moselle, C'est- A-dire,
sur le ihalweg de ceite rivieère, au
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lichen Regierung zu Cöln, und Ritter
des rothen Adler-Ordens dritter Klasse;
und
von Seiten Seiner Majestät des Ksé-
nigs von Frankreich und Navarra, der
Hr.StephanNikolaus Rousseau,
Oberst im Ingenieurkorps, Offfzier des
Königlichen Ordens der Ehrenlegion,und
Ritter des Königlichen Militair-Ordens
des heiligen Ludwigs, des Nieder-
ländischen Wilhelms-Ordens, und des
Zivil-Verdienst-Ordens der Baierschen
Krone;

nachdem sie sich wechselseitig und in gehs-
riger Form ihre Vollmachten mitgetheilt
und anerkannt hatten, daß die am 1###en
Juni 1827. unterzeichnete und ausgewech-
selte Erklärung, wodurch ihre beiderseitigen
Regierungen übereingekommen waren, die
wegen des Leyenschen Gebietes entstan-
denen Ansiände zu beseitigen, in Beziehun
auf den Zten Artikel dieser Erklärung wirk-
lich in Ausführung gekommen sey, nach-
dem sie auch anerbannt hatten, daß das
durch ihre Delegirten, Behufs Fesistellung
der geometrischen Lage der einen eigenen
Bann bildenden Ortschaften, unterm
20sten Februar 1821. zu Saarbrücken
abgefaßte Protokoll, in Beziehung auf die
Linie, welche zur Ausführung des Trakrates
vom 20sten November 1815. von Perl
bis nach Houve gezogen werden soll, bei
Fesistellung des Gränzzuges längs dieser
Linie zum Grunde gelegt werden müsse;
so haben die Kommissarien die durch die
nämlichen Delegirten beschlossenen und in
das erwähnte Protokoll eingerückten Ein-
richtungen und Vorschläge zum Austausche
angenommen, und sind über die nach-
folgenden Artikel übereingekommen.

Art. 1. Die Gränze zwischen den
beiden Staaten soll mitten in dem Fluß-
bette der Mosel, das heißt, in dem Thal-
wege dieses Flusses an demjenigen Punkte

F 2



point qui sert de contact entre le
royaume de Prusse, celui de France
et le grand- duché de Luxembourg,
sous la souveraineté du Roi des Pays-
Bas, point situé vis-A-vis de celui
(ur la rive droite de lameéme rivière),
sur la ligne lormant la séaration des
banlieues des villages de Perl(brusse.)
et d'Appach (France); elle suivra
dela la ligne qui, désormais, lormera
la démarcation entre les territoires
de toutes les Communes Siluékes de

Part et d’autre le long de la frontière,
jusdu’au point on, entre Guidingen
et Sarre-Bubingen, l’une e H’antre à
la Prusse, elle autteint la rivière de la
Sarre, dont le thalweg ou fil deau
servira de limite dans cette partie de
#s#on cours, jusqu'an conlluent de cette
rivière avec la Blies sous Sarreguemi-
nes, pour remonter ensuire le thal-
Weg de ceite dernière, et arriver au
Point de séparation Pres de l'Urichs-
mühle, entre le territoire de la com-
mune prussienne de Bliesransbach,
celui de la commune bayaroise de
Bliesmengen ei Bliesbolgen, avec ce-
lui de la commune française de
Bliesschweien, ei qui forme en méme
temps contact entre la Prusse, la
France ei la Baviéère Rhénane, le
tont ainsi due cela se trouve déter-
miné et marqué au plan général an-
nede à la présente convention, et
due cela est indiqué par un double
liséré (bleu du côlé de la Prusse, et
rouge du c de la France) sur ce
Plan, leduel a é61C6 arrété et signé par
MM. les Commissaires, leurs délégués,
et les Ingénieurs, qui ont ét chargés
du levé.

Par suite de cette détermination
des limites entre les deux Royaumes,
T’artiche III. de la déclaration du
11. Juin 1827. se trouvant exéchté,
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anfangen, bei welchem die Königreiche
Preußen und Frankreich, und das Groß-
herzogthum Luremburg unter der Sou-
verainetsät des Königs der Niederlande,
sich berühren, welcher Punkt demjenigen
auf dem rechten User des naimlichen Flusses

egenüber liegt, wo die Bänne der Oörfer* (in Preußen) und Appach (in Frank-
reich) sich scheiden. Von da wird die
Granze derjenigen Linie folgen, welche
fortan auf beiderseitigem Gebiete langs
der Gränze die Scheidewand bilden wird
bis zu dem Punkte, wo sie zwischen
Güdingen und Saar-Bübingen, beide zu
Preußen gehörig, den Saarfluß erreiche,
dessen Thalweg oder Wasserfaden in diesem
Theile seines Laufes zur Gränze dienen
wird, bis zum Zusammenfluß dieses Flusses
mit der Blies unterhalb Saargemünd, um
hierauf in dem Thalwege der letztern auf-
wärts zu gehen, und bei der Uhrigsmühle
an den Scheidepunkt zwischen den Gebieten
der Preußischen Gemeinde Bliesransbach,
der Baierischen Gemeinden Bliesmengen
und Bliesbolgen, und der Französischen
Gemeinde Bliesschweien zu gelangen, bei
welchem Punkte zugleich Preußen, Frank-reich und der Votrsche Rheinkreis sich
berühren, Alles dies wie solches auf dem
diesem Vertrage beigefügten Hauptplane
sich verzeichnet findet, und durch einen
doppelten Strich (blau auf der Preußischen,
und roth auf der Französtschen Seite) auf
diesem Plane angedeutet isi, welcher durch
die Herren Kommissarien, ihre Delegirten
und die mit der Aufnahme beauftragten
Ingenieurs festgestellt und unterzeichnet
worden ist.

Nachdem in Folge dieser Gränzbesti
mung zwischen den beiden Königreichen
der drikte Artikel der Erklärung vom
11ten Tuni 1827. in Ausführung gekom-



la France a reçu de la Prusse les vil-
lages et territoires, en dépendant, de
Flatten, Gongelfangen, Merten et
Biblingen, en compensation des pré-
tentions due la premiere Puissance
avait formées sur le Gistrict de la
Leyen, d’après le sens littéral du
traité du 20. Novembre 18f5., auquel
elle renonce formellement, ainsi due
le porte la déclaration du 11. Juin
ci- dessus citée.

Pour établir d’une manieère süre
et stable Pétat de possession de cha-
due Royaume, ainsi que le Prescrit
la détermination du tracé des limites
entre les deux Etats, il a 61½ reconnu
et convenu qdue, Tune part, la Prusse
remertrait à la France,

1) Le village et le territoire de
Manderen;

2) Le hamean de Scheuerwald
avec la partie de son territoire situs
au Sud du chemin qui, sortant des
bois de Saint-Martin au point qui
sébare la Commune de Buschdorkf
(Prussc) de celle de Manderen
(France), et passe Près et au Nord
de la petite maison dite le Chäteau,
jusqu'au point on il joint le chemin
de Luxembourg d4 Sarrelouis, qui
formc ensuite la limite entre les deux
Etass, jusqu’ä la croix dite Kolles-
kreutz;

3) Le hameanu de Rémelsdorf er
son territoire;

4) La partie du territoire TIhn
Oou Lognon;

5) Le hamean de Heining ei son
territoire;

6) La partie du territoire de Lei-
ding;

Ces trois derniers endroits et
lieux, en tant qwiils se trouvent au
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men ist, so hat Frankreich von Preußen
die Dbrfer und davon abhängigen Gedicte
von Flatten, Gongelfangen, Merten und
Biblingen zur Ausgleichung der Ansprüche
erhalren, welche die erstgenannte Macht auf
den Lepenschen Distrikt gemacht hatte, nach
dem buchstäblichen Sinne des Traktates
vom 20sten November 1815., worauf sie
förmlich Verzicht leister, wie solches die
hier oben angeführte Deklaration vom
11ten Juni 1827. besagt.

Um nun auf eine sichere und daner-
hafte Weise den Besitzstand jedes Kdnig-
reiches, so wie es die Besiunmung der
Gränzbezeichnung zwischen den beiden
Staaten vorschreibt, festzustellen; so hat
man anerkannt und ist dahin überein-

ekommen, daß einer Seits Preußen anFrankrech,
d 1) Das Dorf und Gebiet von Man-
ern;

2) Das Dorfchen Scheuerwald mit
demjenigen Theile seiner Gemarkung, wel-
cher sudlich von dem Wege gelegen ist, der
aus dem St. Martins-Walde an dem
Pumkte herauskomme, welcher die Ge-
meinde Mandern (Frankreich) von Büsch=
dorf (Preußen) trennt, und nahe bei und
nördlich von dem kleinen Hause, das
Schloß genannt, vorbei zieht, bis zu dem
Punkte, wo er den Weg von Luremburg
nach Saarlouis erreichk, welcher sofort
die Grenze zwischen den beiden Staaten
bis an das Kolles-Kreuz bilden wird;

3) Das Dörschen Remelsdorf und
seine Gemarkung;

4) Einen Theil des Bannes von Ihn
oder Lognon;

5) Das Dörschen Heiningen und des-
sen Gebiet;

0) Einen Theil des Bannes von Lei-
dingen;

Diese drei letztgenannten Orte und
Gebietstheile, in so weit sie süd-östlich von



Sud-Est du chemin qul conduit de
Guerstling dà Schreckling;

7) Le village er le territoire de
Schreckling;

8) Le village et le territoire de
Willing.

Et due, d'une autre part, la France
ferait remise à la Prussec,

1) Des petites portions du terri-
toire de Launsdorl, au Nord du che--
min de Luxembourg à Sarrelouis;

2) Du petit pays appelé Molvin-
gergrund, de la commune de Wald-
wisc, situc au Nord-Est de cette
Ccommune, er placé au-delä des bois
de Kirschhof cri de Wieserwald;

3) De la petite portion du terri-
toire de lleining située au Nord-Est
du chemin qui va de Guerstling à
Schreckling;

4) Le moulin de Gersweiler avec
ses dépendances, situé sur la rive
droite de la Blies, en Conservant aux
habitans de Gersweiler la faculté d'y
faire moudre leurs grains Comme par
le passé.

La Prusse, en outre, continucra
à posséder le hameau et le territoire
de Diesdorf, ancienne dépendance
de Schwerdors, ainsi que le Warent-
wWald (lorét de Warent) et la ferme
Warenthof enclavrée dans ces bois,
de maniere due la lisière du bois fera
la frontière.

Dour ne rien laisser Tincertain, il
Sera annexé à cetle convention deti-
nitive un état de tous les territoires

ou portions de territoires qui touche-
ront de chaque cCöté la nouvelle ligne
entre les deux Royaumes. Cet état
ser#a sitzué Par les Commissaires aPres
du’il aura 6té reconnu conforme au
Plan général de cette limite.
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dem Wege gelegen sind, der von Guersl=
lingen nach Schrecklingen führt;

7) Das Dorf und den Bann von
Schrecklingen;

8) Das Dorf und Gebiet von Wil-
lingen.

Und von der andern Seite Frankreich
an Preußen,

1) Die kleinen Parzellen der Gemar
kung von Laungdorf, welche nördlich des

Weges von Luxemburg nach Saarlouis
iegen;

2) Das Gebiet von Waldwies, wel-
ches man den Molvingergrund nennt, und
nordösilich von dieser Gemeinde und jen-
seit des Kirschhofer und Wieser-Waldes
gelegen ist;

3) Den kleinen Theil des Gebietes
von Heiningen, welcher nordöstlich des
Weges, der von Guerstlingen nach
Schrecklingen führt, gelegen ist;

4) Oie Gersweiler Mühle mit Allem
was dazu gehört, und was auf dem rech-
ten Ufer der Blies liegt. Den Einwoh-
nern von Gersweiler wird die Befugniß
vorbehalten, ihr Getraide nach wie vor
auf dieser Mühle mahlen zu lassen;

abtreten soll.
Preußen behält überdies den Besitz

des Dörfchens und Gebietes von Dies-
dorf, welches vordein zu Schwerdorf ge-
hört hatte, wie auch des Warndtwaldes,
und des in diesem Walde eingeschlossenen
Warndthofes, dergestalt, daß der Saum
des Waldes die Gränze bilden soll.

Um keine Ungewißheit zu lassen, fo“
soll dieser definitiven Uebereinkunft ein
Verzeichniß aller Gebiete oder Gebiets-
theile beigefügt werden, welche von jeder
Seite die neue Linie zwischen den beiden
Kônigreichen berühren. Diese Nachwei-
sung wird von den Commissarien unter-
zeichnet werden, nachdem deren Ueber-
einstimmung mit dem Hauptplan dieser
Granze anerkannt worden seyn wird.



A cet esfet, et aussitôt après l'ap-
Probation de la présente convention,
MM. les délégués des Commissaires,
savoir, de la Part du Commissaire
de Sa Majesté Prussienne: le sieur
Guillaume Henri Dern, Conseiller
provincial et Chevalier de ’Aigle-
Rouge de Prusse, de troisième classe,
et de la part du Commissaire de Sa
Majestée Tres Chrétienne: le sieur
Gaspark ne ##usdir, Chef de ba-
taillon au Corps royal du Génie, Che-
valier de Tordre royal et militaire de
Saint-Louis et de Pordre royal de la
Létion-d’IIonneur; feront, dans le
Plus bref délai, établir des poteaux
Par les soins des Ingénieurs attachés
à la Ccommission sur tous les points
principaux et les plus remarquables,
afin qdue la nouvelle limite puisse étre
Connue sur tous les points on ellc re-
çoit des modifications.

Ils procéderont ensuite, étant as-
sistés des agens de l’autorité civile
des deux Gouvernemens, aux remises
et Prises de possession des territoires
et Portions de territoires echus, ou
échéant, en partage à chaque Etat,
ainsi du’il a éié&amp; stipulé er indiqué ci-
dessus.

Ces remises et prises de posses-
sion seront Constatées par des proces-
verbaux faits en autant d'’expéditions
du’il y aura de parties intéressées à
les Connaitre, et dont une de ces

expéditions sera jointe d4 la présente
Convention pour y rester annerée,
afin de montrer du’à cei égard elle a
recu son entière exécution. MM. les
délégués des Commissaires, après
cette oPération, procéderont aussi A
labornement de la frontière et àla
rédaction des procès- verbaux de dé-
limitation, ainsi qduec cela sera expli-
qu art. 17.

(No. 1230.)

31

Zu diesem Endzwecke, und gleich nach
der Genehmigung der gegenwartigen Ue-
bereinkunft, werden die Herren Deiegirten
der Commissarien, namlich von Seiten des
Commissairs Seiner Majestat des Konigs
von Preußen, der Herr Wilhelm Hein-
rich Dern, Konigl. Preußischer Land-
rath und Ritter des rothen Adler-Ordens
dritter Klasse, und von Seiten des Com-
missairs Seiner Allerchristlichsten Maje-
stät der Herr Caspar Reinhard Riol-
lay, Bataillons-Chef im Königl. Fran-
zösischen Ingenieur-Corps, Rirter des
Röniglichen Militair-Ordens des heiligen
Ludwigs, und des Königlichen Ordens der
Ehrenlegion, in der kürzesten Zeitfrist auf
den merkwürdigsten und wesentlichsten
Punkten, durch die Fursorge der, der
Commission beigegebenen Ingenieurs,
Gränz-Pfähle errichten lassen, damit die
neue Gränze auf allen Punkten, wosie Ver-
aWinderungen erleider, erkannt werden kann.

Sie werden hicrauf unter dem Bei-
stande der Civilbehörden beider Staaten
zu der Uebergabe und Besitz-Ergreifung
der Gebiete und Gebiets-Theile schreiten,
welche jedem Scaate nach der obigen Uc-
bereinkunft und Bezeichnung anheim ge-
fallen sind.

Diese Uebergabe und Besitz-Ergrei-
fungen sollen durch Protokolle besiätiget
werden, wovon so viele Ausfertigungen zu
machen sind, als es dabei interessirte Theile
giebr, und wovon eine Ausfertigung
der gegenwärtigen Uebereinkunft beigefügt
werden soll, zum Beweis, daß sie in die-
ser Beziehung vollkommen in Ausführung
gekommen ist.
Die Herren Delegirten der Kom-

missarien werden nach diesem Geschäfte
ur Berichtigung der Grenzen, und zur

Abfassung der Gränz-Prokolle schreiten,
wie solches im 17ten Artikel hiernach er-
klärt werden wird.



——

Anr. 2. II est entendu que les
deux Etats doivent entrer en posses-
sSsion des territoires et portions de
territoires cédés de part et d'autre,
ainsi que cela a ét1 spécifié à l'ar-
tiche 1., sans pouvoir prétendre, jus-
du’au 1. Janvier 1830. exclusivement,
à aucune indemnité pécuniaire, 4
raison de leur occupation antérieure,
tant pour ce qui concerne la percep-
tion des impôts, que pour le revenus
des propriétés royales et domaniales.

II est entendu aussi due chaque
Etat jouira, sur le territoire ou por-
tion de territoire Cédé de part er dau-
tre, de tous les droits de souverainete
et de propriété, duant aux proprié-
tés royales et domaniales, sans pré-
judice pourtant des droits que chaque
Ccommune des deux Royaumes peut
faire valoir, lesquels droits seront
constatés lors de labornement de la
frontière et de la ré daction des procéès-
verbaux de délimitation, ainsi due
cela sera explidué ci-apres article 11.,
saul la facultée aux intéressés de re-
courir aux tribunaux ordinaires de
chaqdue pays pour provoquer la déci-
Sion des Contestations pui pourraiem
Survenir entr’eux.

RT. 3. Sur toutes le portion:
de fronlière, ou le territoire des deux
HRoyaumes sera séParé Par des rivières
ei ruisscaux, et notamment sur la

Sarre et la Blies, le thalweg ou mi-
lieu des eaux desdires rivières et ruis-
seaux, formera la limite entre les
deux Etats; Pon ne pourra faire au-
Cune construction ou bätisse qduel-
conque qui puisse en déranger le
cours actucl, à moins que ces con-
structions n’aient un bur Tutilité
Ccommun aux deux Etats, ei ne soient
consenties Par cnx d’'un commun ac-

cord. A egard des constructions ri-
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Art. 2. Es versteht sich, daß die
beiden Staaten in den Besitz der Gebiete
und Gebiets-Theile, welche wechselseitig
abgetreten worden sind, so wie dies in dem
ersten Artikel naher angegeben worden ist,
treten werden, ohne bis zum ersten
Janhuar 1830. ausschließlich hinsichts ihrer
früheren Occupation auf irgend eine Geld-
Entschadigung Anspruch machen zu können,
sowohl was die Steuer-Erhebung betrifft,
als in Beziehung auf das Königliche oder
Domanial-Eigenthum.

Es versteht sich auch, daß jeder Staat
auf den wechselseitig abgetrekenen Gebiete
oder Gebietstheile, rücksichtlich des König-
lichen oder Oomanial-Eigenthumes aller
Souverainetats- und Eigenthums-Rechte
genießen wird, unbeschadet jedoch der-
jenigen Rechte, welche jede Gemeinde der
beiden Königreiche geltend machen kann;
welche Rechte bei der Gränzbezeichnung
und bei der Abfassung der Gränz-Pro-
tokolle genau konstatirt werden, wie dieß
in dein Artikel 11. erklärt werden soll,
vorbehaltlich der Befugniß, daß die dabei
interessirten Personen ihren Rekurs an die
gewöhnlichen Gerichte jedes Landes neh-
men können, um die unter ihnen entstan-
denen Streitigkeiten schlichten zu lassen.

Art. 3. Auf allen Gränz-Theilen,
wo das Gebiet beider Königreiche durch
Flüusse und Bäche sich scheidet, und
namentlich auf der Saar und der Blies,
wird der Thalweg oder die Mitte des
Wasserfadens der gedachten Flüsse und
Bche die Gränze zwischen beiden Staaten
bilden; man wird keinerlei Baute oder
Einrichtung machen dürfen, welche den

egenwärtigen Lauf derselben verändern
onnte, es sey denn, daß diese Baulich-

keiten einen den beiden Staaten gemein-
schaftlichen Nutzen bezweckten, und das
von beiden Seiten die Einwilligung dazu
ertheilt worden wäre. In Betreff der



veraines et des ponts et passages, on
s'en tiendra aux observances actuelles,
aussi bien que pour la libre naviga-
tion de la Sarre, en tant qu'elle
Pourra étre Praticable dans son cours,
depuis Sarreguemines jusqu'd Gui-
dingen.

Anr. 4. II est entendu que sur
toutes les parties de frontière on des
chemins servent à indiquer la limite,
Ces chemins, ou toutes celles de leurs
Parties qui suivront cette frontière,
seront mitoyens, Gest-á-dire, com-
muns aux deux Etats, sans que, pour
cela, il soit attenté en rien aux droits
de propriété des particuliers, 4 qui
ces chemins pourraient appartenir.

Aucun des deux Etats ne pourra
exercer sur ces chemins ou portions

de chemins d’acte de souveraineté,
si ce w'est Ceux nécessaires pour pré-
venir ou arréter les délits ou crimes

qui nuiraient à la liberté et à la sü-
reté du Passage.

En tant due propriété foncieère,
ces chemins on portions de chemins
Seront soumis, pour ce qui concerne
les impôöts, d I’Etat sur lequel réside
le propritaire.

Anr. 5. A ’avenir et dans Din-
térét des deux Etats, aucun écifice,
batiment ou habitation qduelconque
ne pourra ötre élevé le long de la
frontière, qu’autant due ces con-
structions seront établies à dix meé-
tres ou trente Pieds de Prusse, de la
ligne qui forme la limite.

Toutelois, lorsquun chemin ou
ruisseau formera la limite, cette di-
stance sera réduite à cinq métres ou
duinze Pieds de Prusse, d partir du
bord le plus voisin.

Anr. 6. Si, par l’effet des ces-
sions réciproques contenues dans la

Jahrgang 1830. — (No. 1236.)
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Uferbauten und der Brücken und Fähren,
wird man sich an die gegenwärtige Obser-
vanz halten, eben so wie rücksichtlich der
freien Schifffahrt auf der Saar, so weit
diese in ihrem Laufe von Saargemünd bis
Güdingen schiffbar seyn sollte.

Art. 4. Man ist übereingekommen,
daß auf allen Gränzeheilen, wo die
Gränze durch Wege bczeichnet wird, diese
Wege oder alle Theile davon, welche
längs der Gränze hinziehen, zwischen bei-
den Staaten gemeinschaftlich seyn sollen,
ohne daß jedoch dadurch die Eigenthums-
rechte der Privaten, denen diese Wege
etwa gehbren könnten, auf irgend eine
Weise beeinträchtigt werden.

Keiner der beiden Staaten darf auf
diesen Wegen oder Wegetheilen Souve-
rainctatsrechte ausüben, mit Ausnahme
derjenigen, welche zur Verhütung der
Vergeben oder Verbrechen erforderlich
scheinen möchten, die der Freiheit und der
Sicherheit des Durchganges schädlich wer-
den könnten.

Als Grundeigenthum betrachtet, wer-
den diese Wege oder Wegetheile rücksicht-
lich der Besteuerung demjenigen Staate
unterworfen, in welchem der Eigenthümer
wohnet.

Art. 5. Künftighin soll, im Interesse
beider Staaten, kein Gebäude und keine
Wohnung irgend einer Art längs der
Gränze in einer geringern Entfernung
aufgebauet werden, als zehn Meter oder
dreitig Preutzische Fuß von der Gränz-
Linie.

Wo jedoch einWe oder Bach die
Granze bildet, da soll biese Entfernung

auf funf Meter oder funfzehn Preußische
Fuß von dem nächsien Ufer an gerechnet,eschränkt werden.

Art. 6. Wenn durch die wechselsei-
tigen, in der gegenwärtigen Uebereinkunft

G



présente convention de limites, quel-
ques propriétés se trouvaient morce-
lées, les propriétaires ou fermiers de
celles -i jouiront de la faculié 4&amp;)
transporter les engrais et amende-
mens nécessaires, et den importer
librement, en exemption de tous
droits et sans du’il y soit mis d’obsta-
cle, les récoltes de qduelque nature
dw’'elles soient, Provenant de ces pro-
Priétés morcelées. Cependant, les
Propriétaires seront tenus de décla-
rer, une fois pour toutes, Fils veulent
jounir de la faculté qui leur est accor-
dée par le présent article, Timporter
leur récolte, laquelle ils ne pourront
introduire en tout Etat de chose, que
brute et telle due le terrain sur le-

duel elle aura cru Paura Produite.

II sera donné avis de cette dis-

Position aux communes limitrophes
lors de Tabornement de la frontière
er de la rédaction des procès-verbaux
de délimitation, et il leur sera ac-

cordé un délai de trois mois pour
faire et recevoir les déclarations àA

dater du jour on lesdits procès--ver-
baux de délimitation seront portés à
la Cconnaissance de chaque commune
délimieée.

Anr. 7. Pareille faculté sera ac-

cordée pour retirer le produit brurt
des récoltes aux propriétaires des
deux Etats qui se trouveraient pos-
sesseurs de terres dans Pautre, 8i
celles-Ci se tronvent placées à la di-
stance qui ne dépassera Pas cinq ki-
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enthaltenen Abtretungen ein Grundstück
zerstückelt werden sollte, so sollen dessen
Eigenthümer oder Mchter die Befugniß
haben, den erforderlichen Dünger und die
nöthige Besserung darauf zu bringen,
und die von diesen zerstückelten Grund-
stücken herrührenden Erndten jeder Art,
frei von allen Abgaben und Zöllen und
ohne Hinderniß, einzuführen. Inzwischen
sollen die Eigenthümer gehalten seyn, ein
für alle Mal zu erklären, ob sie von der,
durch den gegenwärtigen Artikel ihnen
eingerdumten Befugniß, ihre Erndte ein-
zuführen, Gebrauch machen wollen. Letz-
tere dürfen sie jedoch in keinem Falle
anders als roh, und so wie der Boden,
auf dem sie gewachsen sind, sie hervor-
gebracht hat, hereinbringen.

Von dieser Bestimmung wird den
Gränzgemeinden bei Gelegenheit der
Gränzsteinsetzung und bei Abfassung der
Gränzberichtigungs-Protokolle Nachricht
gegeben, und es soll ihnen eine Frist von
drei Monaten bewilligt werden, von dem
Tage an, wo die gedachten Gränzberich-
tigungs-Motokolle zur Kenntniß jeder
Grenzgemeinde gebracht werden, um die
fraglichen Erklärungen abzugeben und an-
zunehmen.

Art. 7. Die nämliche Befugniß zum
Bezug der rohen Produkte der Landwirth-
schaft soll den Eigenthümernbeider Staate#n
gestattet senn, welche in dem Andem
Ländereien besitzen, wenn diese in einer
Entfernung von nicht mehr als fünf Kilo-
meter oder zwölf hundert Ruthen Preuß.



lomètres, ou douze cents perches de
Prusse, de la ligne formant la limite
entre les deux Royaumes.
Ils auront toutefois 4 se confor-
mer aux lois et réglemens des doua-
nes de chaque pays, pour ce qui con-
cerne le transit des récoltes et den-

rées, et ils seront tenus, une fois pour
toutes, à une déclaration pareille à
celle dont il a été fait mention dans

l'article précédent et dans le délai
dui y est indiqué.

Anx. 8. Les biens, les droits
réels, les rentes et Capitaux dui peu-
vent appartenir aux communes et

éCtablissemens publics de Pun des
deux Etats dans le territoire de Pau-
tre, sont maintenus et conservés. IIs

sont regardés comme propriété pri-
ve, dont Fadministration est réser-
v6e aux dits établissemens ou com-

munes, en se conformant aux lois

Communales de leurs Gouvernemens

respectifs.
Anr. 9. Lorsque des endroi

réunis jusqu'a ce jour sous Padmini-
stration Tune méme mairie seront

divisés, ils auront Pobligation de sol-
der les frais de Padministration com-

munale jusqu'au 1. Janvier 1830., soit
due la prise de possession ait en lien
Par suite d’arrangemens antérieurs,
soit dweelle se fasse en vertu dela pré-

sente Cconvention. Lorsque le dé-
Compte sera établi, Pexcédant de
Caisse, les biens communaux et les

dettes seront répartis proportionnel-
lement. Pour Ctablir ceite propor-
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von der Granzlinie beider Königreiche
gelegen sind.

Sie müssen sich dabei jedoch nach den
Gesetzen und WVerordnungen über das
Zollwesen eines jeden Landes, rücksichtlich
des Transits der Produkten, richten; und
sie sind ein Mal für alle Mal zu einer
Erklärung verpflichtet, ähnlich derjenigen,
wovon im vorhergehenden Artikel Erwäh-
nung geschehen ist, und in der darin
angeführten Frist.

Art. 8. Die Güter, Realrechte,
Renten und Kapitalien, welche den
Gemeinden und offentlichen Anstalten
eines der beiden Staaten in dem Gebiet
des andern zugehören, sollen gehandhabt
und aufrecht erhalten werden. Sie werden
als Privat-Eigenthum betrachtet, dessen
Verwaltung den gedachten Gemeinden
oder öffentlichen Anstalten vorbehalten
bleibt, indem sie sich nach den Gemeinde-
Gesetzen ihres betreffenden Staates zu
richten haben.

Art. 9. Wenn Orte, welche bis
jetzt unter der Verwaltung einer und der
nämlichen Mairie oder Bürgermeisterei
vereinigt gewesen sind, getrennt werden,
so sollen sie die Verpflichrung haben, die
Kosten der Gemeindeverwaltung bis zum
1sten Januar 1830. auszubezahlen, die
Besitzergreifung mag in Folge früherer
Einrichtungen statt gefunden haben, oder
erst in Folge der gegenwärtigen Conven-
tion vor sich gehen. Sobald die Abrech-
nung aufgestellt seyn wird, sollen der Kas-
senbestand, die Gemeindegüter und die
Schulden verhältnißmäßig vertheilt wer-

G 2



tion, on prendra pour base le mon-
tant de la contribution foncière.

Anr. 10. Ouant aux villages,
hameaux, fermes et portions de ter-
ritoires limitrophes, dont TP’état de
Possession changera afin d’accomplir
les stipulations de la présente con-
vention, conformément 4 Tarticle 9.
du traité du 20. Novembre 1815., il
est expressément déclaré que la pos-
session sous laquelle ils se sont trou-

Vés jusqu’ici, est réputée Iégale, er
due, Par conséquent, tout acte admi-
nistratif ei judiciaire, Cmané des Au-
torités compétentes, sera respecté.

Les transactions, contrats de bail
et de vente, concessions et aliéna-

tions quelconqucs sur des objets tant
domaniaux due communaux, seront

maintenus dans leur validité, et cela,
sans qdu’il Puisse y étre question de
liquidation ou &amp;quivalent entre les
deux Gouvernemens.

Anr. 11. L’intention des gouver-
nemens des deux Etats étant que les

Communes limitrophes puissent jouir,
Sans aucun trouble ni empéchement,
de tous les droits dont elles sont lé-

Balement en possession, soit qw’ils
soient fondés sur des titres, ou qu’a
défaut de titres il y ait possession
immémoriale et non interrompue
jusqdua présent; Cces droits seront
Constatés par les délégués des Com-
missaires, et si leur validité, daccord
avec les parties intéressées, est re-
Cconnue par examen contradictoire

dui en sera fait par lesdits délégués
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den. Um dieses Verhdltnit zu ermit-
teln, wird man den Betrag der Grund-
steuer als Maaßstab annehmen.

Art. 10. Was die Dörfer, Weiler,
Höfe und Gebietstheile an der Granze
betrifft, deren Besitzstand in Folge der
Bestimmungen gegenwärtiger Ueberein-
kunft, und auf den Grund des 9. Artikels
des Friedensvertrages voin 20sten Novem-
ber 1815., eine Veränderung erleiden wird,
so wird ausdrücklich hierdurch erklärt, daß
der Besitz, in welchem sie sich bis jetzt
befunden haben, als rechtmäßig betrachtet
wird, und daß folglich alle gerichtlichen
und Verwaltungsakten aufrecht erhalten
und gehandhabt werden sollen.

Die Vergleiche, Pacht= und Kauf-
verträge, Konzessionen und Veräußerungen
aller Art über Oomanial= und Gemeinde-
gegenstande, sollen in ihrer Gültigkeit auf-
recht erhalten werden, und zwar ohne daß
zwischen den beiden Regierungen von einer
diesfalligen Liquidation, oder einem Aequi-
valente die Rede seyn kann.

Art. 11. Da es die Absicht der
Regierungen beider Staaten ist, daß die
Gränzgemeinden ohne irgend eine Störung
oder Verhinderung aller jener Rechte ge-
nießen sollen, in deren rechtlichem Besitze
sie sich befinden, es mag sich dieser Besitz
auf Urbkunden und Titel, oder in deren
Ermangelung, auf einen unvordenklichen
und bis jetzt nicht unterbrochenen Besitz
gründen, so sollen diese Berechtigungen
durch die Delegirten der Kommissarien
konstatirt werden, und wenn ihre Gültig=
keit in Uebereinstimmung mit den dabei
interessirten Theilen durch die Seitens der
gedachten Delegirten in ihrer Gegenwart



en leur présence, ils seront spécifiés
dans les procès-verbaux de délimita-
tion, en conservant toutefois aux in-

téressés la méme faculté de recourir,
s'il y a lieu, aux Tribunaux, dont il
a été parlé dans l'article 2. La men-
tion qui en sera faite dans ces pro-

cès-verbaux de délimitation produira
le méme ellet que si l'insertion en
avait été textuellement saite dans la

Présente convention.
Anr. 12. Jusqu’'’a l’expiration des

baux existans pour la péche de la
Sarre et de la Blies, le revenu sera

Partagé entre les deux Gourerne-
mens. A partir de P’expiration de ces
baux, la péche dans la Sarre, depuis
Guidingen jusqufä moitié chemin de
Sarreguemines, appartiendra à la
Prusse, et autre moitié à la France.

Depuis le triple conlin jusqu'a
moitié chemin du conlluent dans la

Sarre, la páche dans la Blies appar-
tien dra à la Prusse, et autre moitié

appartiendra à la France, auxquels
Points de séDaration il sera plante
des bornes d’'une forme Particulièe
qdui indidueront les limites de la
Péche.

CQuant aux revenus des passages
sur Ces deux rivières, ils seront ré-

Blé par Ml. les déelégués, apres
avoir Pris connaissance du produit
annuel de ces Ppassages.

Anr. 13. Les délégués sont au-
torisés à accorder, pour TPutilité des
Communes limitrophes, les conces-

sions de passage du’ils jugeront né-
(No. 1236.)
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anzustellende kontradiktorische Prüfung
anerkannt werden sollte, so sollen jene
Gerechtsame in den Gränzberechtigungs=
Protokollen speziell aufgeführt werden,
indem jedoch den Bekheiligten die Befugniß
vorbehalten bleibt, eintretenden Falles den
gerichtlichen Weg einzuschlagen, wovon
im Art. 2. die Rede gewesen ist.

Art. 12. Bis zum Ablauf der gegen-
wärtigen Pacht über die Fischerei in der
Saar und der Blies, soll der Ertrag unter
beiden Staaten getheilt werden. Vom
Ablause dieser Pächte an, soll jedoch die
Fischerei in der Saar von Güdingen bis
zur Hälfte des Weges von Saargemünd
der Krone Preußen, und die andere Hälfte
der Krone Frankreich zugehören.

Von dem dreifachen Gränzpunkte an
bis zur Hälfte des Weges nach der Mün-
dung der Blies in die Saar, wird die
Fischerei in der Blies der Krone Preußen,
und dieandere Hälfte der Krone Frankreich
gehören. An den desfallsigen Scheide-
punkten sollen Gränzsteine von einer be-
sondern Form gesetzt werden, welche die
Gränzen der Fischerei bezeichnen.

Was den Ertrag der Fähren auf diesen
beiden Flussen anbelangk, so soll derselbe
durch die Herren Delegirten regulirt wer-
den, welche sich vorher von dem jährlichen
Ertrag dieser Ueberfahrten Kenntniß zu
verschaffen haben.

Art. 13. Die Delegirten sind ermäch-

uiget, zum Vortheil der Grenzgemeinden1 Durch- hg zu

bewilligen, die sie sbwohl Hirstchts der



cessaires tant pour ce qui regarde les
exploitations rurales que pour ce
qui a rapport à l'extraction et au
trans port hors des forèts, des bois
coupés et abattus, ou même pour fa-
ciliter les communications d'une
commune à l'autre, lorsque ces com-
munications seront reconnues utiles

et du'elles se trouveront compensées
Par des avantages réciproques. Pour
teus Ces Ccas, il sera stipulé, dans les

Procêèés-verbaux de délimitation, que
Thabitant prussien ou français, usant
des passages accordés, ne pourra
Pas dévier de son chemin ni s) arré-
ter pour pouvoir charger et dechar-
ger, sous Peine d'’encourir confisca-
tion de marchandises et de se voir in-

fliger les Punitions et amendes vou-
lues par les réglemens des douanes
et les lois du Royaume dqu’il traverse,
 moins qu’il Wait fait à son entrée
une déclaration des objets transpor-
tés, et pour lors il demeurera sou-
mis auxt lois et ordonnances des

douanes en tout ce qui concerne

entrée et la sortie des marchan-

dises dans le Royaume qu’il traverse.
Dans le cas de simple passage, au-
cune déclaration ne pourradtre exi-
gée, et il ne sera fait aucune opposi-
tion Pour user de la faculté accordée
pour Passer. IlI est bien entendu qdue
la libertée de passage dont il est ici
duestion, ne ’étendra en aucune ma-

nière aux militaires armés ni aux

équipages de guerre d’aucune espece.

Anxr. 14. La remise de tous actes,
titres et documens relatifs aux terri-

38

landwirthschaftlichen Arbeiten, als auch
in Beziehung auf die Herausschaffung des
gefällten Holzes aus den Waldungen, oder
auch selbst um die Kommunikationen von
einer Gemeinde zur andern zu erleichtern,
in sofern diese Kommunikationen als nützlich
anerkannt und durch gegenseitige Vortheile
aufgewogen werden, für nöthig erachten.

Fur alle diese Fälle wird in den Gränz-
berichtigungs-Protokollen auszubedingen
seyn, daß der Preußische oder Französische
Unterthan, welcher von dem bewilligten
Durchgangsrechte Gebrauch macht, von
seinem Wege nicht abweichen noch sich
darauf aufhalten darf, um auf= oder ab-
zuladen, bei Strafe der Beschlagnahme
seiner Waaren, und unter den durch die
Zollverordnungen und Gesetze des König-
reiches, welches er berührt, verhängten
Strafen und Geldbußen, es sey denn, daß
derselbe bei seinem Eingang über die
transportirten Gegenstände eine Erklärung
abgegeben habe, und in diesem Falle bleibe
er den Gesetzen und Verordnungen über
das Jollwesen, und insbesondere über Alles
was die Ein= und Ausfuhr von Waaren
betrifft, desjenigen Königreiches unter-
worfen, welches er durchzieht.

In dem Falle des einfachen Durch-
ganges ist durchaus keine Erklärung erfor-
derlich, und es soll der bewilligten Besugniß
zum Durchgange keinerlei Hinderniß ent-
gegen gestellt werden.

Es versteht sich von selbst, daß das
hier bemeldete Durchgangsrecht auf keine
Weise sich auf bewaffnete Mannschaften
noch auf Kriegszeug irgend einer Are
erstrecken kann.

Art. 14. Die Uebergabe aller auf die
beiderseits abgetretenen Gebiete Bezug



toires cédés de part et d'auire, s'ef-
fectuera au moment de la rédaction

des procès -verbaux de délimitation,
Par les soins de MM. les delégués des
Commissaires qui feront à ceite 6po-
due le partage des papiers, titres et
autres documens qdue chacune des
Communes inteéressées devra pos-
séder.

Anr. 15. II est accordé un délai

de trois ans, à dater du jour on il sera
donné connaissance dà chaque com-
mune du procès-verbal de la délimi-
tation, à tous les habitans des pays
cédés de part et d’autre, pour, sis
le jugent Convenable, pendant cet
intervalle de temps, disposer de leurs
PropPriétés comme ils Pentendront, et
se retirer dans tel pays du’il leur
Plaira de choisir.

Anr. 16. Aussitöt aprés Péchange
des ratifications de la présente con-
vention, et après que les remises er
Prises de possession des territoires
cédés de part et d’autre auront 61é

ellectuées, les militaires qui pour-
raient se trouver faire partie des fa-
milles dont les habitations ont 6éf cé-=

dées, seront réciproquement rendus.
Anr. 17. Aussitöt après qu'il

aura 4t6 procédé, par les soins des
délégués des Commissaires, ainsi que
cela a été dit d Tarticle 1., aux actes

de remises et prises de possession des
territoires cédé5 de part et Tautre,
les mémes délégués s'occuperont,
sans délai, de la rédaction des pro-
Cèes de délimitation, Commune par
Commune, après avoir Préalablement

([No. 1230.)

39

habenden Akten, Titeln und Urkunden
soll gleichzeitig mit der Abfassung der
Gränzberichtigungs-Protokolle durch die
Sorge der Herren Delegirten der Kom-
missarien bewirkt werden, welche alsdann
die Abtheilung der Schriften, Titeln und
Urkunden, die jede der dabei betheiligten
Gemeindenbesitzen soll, vornehmen werden.

. Art. 15. Von dem Tage an, wo
jede Gemeinde von dem. Gränzberichti-
gungs-Protokolle Kenntniß erhalten wird,
soll den Eimpohnern der gegenseitig abge-
tretenen Gebiete eine Frist von drei Jahren
gestattet seyn, um nach ihrem Gutdünken
während dieses Zwischenraumes über ihr
Eigenthum zu verfügen, und sich in dem
Lande, welches sie wählen werden, nie-
derzulassen.

Art. 16. Alsbald nach der Aus-
wechselung der Ratifikationen gegenwar-
tiger Uebereinkunft, und nachdem die
Uebergabe und Besitzergreifung der beider-
seits abgetretenen Gebiete erfolgt seyn
wird, sollen die Militairs, welche zu
denjenigen Familien gehören, deren Woh-
nungen abgetreten worden sind, gegenseitig
in ihre Heimath entlassen werden.

Art. 17. Sobald die Herren Dele-
girten nach den Bestimmungen des Art. 1.
die Uebergabe und Besitznahme der gegen-
seitig abgetretenen Gebiete vollzogen haben
werden, so sollen diese ndmlichen Dele-
girten der Commissarien ohne Aufschub
sich mie Anfertigung der Gränzberichti-
gungs-Protokolle,GemeindevorGemeinde,
beschdftigen, nachdem sie vorher die
Gránze auf ihrer ganzen Ausdeh-



sait procéder à l'abornement de la
frontière sur toute son étendue.

Les procès-verbaux de délimita-
tion seront accompagnés de plans
figuratifs de la frontière, dui seront
signés Par lesdits delégués er par les
Ingénieurs et Géometres qui assiste-
ront à Popération, ainsi due par les
Maires et Bourguemestres des com-
munes intéressées. IlI# relateront,
ainsi que le porte ’article 11., tous
les droits dontles communes et leurs

habitans sont en possession, et qw’ils
ont d exercer sur les communes limi-

trophes, duelle due soit la nature
de ces droits.

Pour cette opération, MM. les
délégués suivront exactement les in-
structions qdui leur seront données à
cet eflet par Ml. les Commissaires.

La réunion de tous ces proccès
verbaux de délimitation, dont il sera
remis, par les soins desdits délégués,
une expédition à chacun des Maires
et Bourguemestres des communes
due cela concerne, et seconde expé-
dition sera déposée aux archives de

la ré6ence royale de Treves (pour la
Prusse), et aux archives du départe-
ment de la Mloselle (pour la France),
formera Suite à la présente conven-
lion, et montrera qu'’elle a eu son

entière exécution; er, à cet ellker,
deux autres expéditions originales
desdits procès-verbauxdedélimita-
lion, ainsi que des plans de limites
dui les accompagnent, seront jointes
ala Présente convention, Pour qu’une
elles soit échangée au moment oh
les Commissaires vérifieront er ap-
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nung durch Granzsteine haben bezeichnen
lassen.

Den Gränzberichtigungs-Protokollen
sollen die von den gedachten Delegirten,
und von den dem Geschäfte beiwohnenden
Ingenieurs und Geometern, so wie von
Maires und Bürgermeistern der bethei-
ligten Gemeinden unterschriebenen Gränz-
Charten beigefügt werden.

Sie werden darin nach Vorschrift des
Artikel 11. alle jene Gerechtsame anführen,
in deren Besitz die Gemeinden und ihre
Einwohner sich befinden, und die ihnen
gegen die angränzenden Gemeinden zu-
stehen, welcher Art sie auch immer seyn
mögen.

Bei, diesem Geschäfte werden die
Herren Delegirten genau die Instruktionen
befolgen, die ihnen zu diesem Behuf von
den Herren Kommissarien ertheilt worden.

Die Sammlung aller dieser Gränz-
berichtigungs-Protokolle, wovon die Her-
ren Delegirten jedem Bürgermeisler und
Maire der betreffenden Gemeinden ein
Erxemplar übergeben, und ein zweites
Exemplar an das Archiv der Königlichen
Regierung zu Trier (für Preußen) und
in das Archiv des Moseldepartements
(für Frankreich) abgeben werden, wird
die Fortsetzung der gegenwärtigen Ueber-
einkunft bilden, und somit zeigen, daß sie
vollsiändig in Ausführung gekommen ist.
Zu diesem Zwecke sollen zwei andere Ori-
ginalausfertigungen der gedachten Gränz-
berichtigungs-Protokolle, so wie der ihnen
beigefügten Gränz-Charten der gegenwär-
tigen Uebereinkunft angeschlossen werden,
damit die eine davon in dem Augenblicke,
wo die Kommissarien die Arbeiten ihrer
Delegirten untersuchen und genehmigen



prouveront les travaux de leurs delé-
gués, et dans le but de faire posséder
aux archives de chaque Gouverne-
ment, outre le mode de rédaction
du’il a du suivre, le mode de rédac-
tion suivi Par P’autre.

Lesdits procès -verbaux, Vériliés
et approuvés par MM. les Commis-
saires, auront même force et valeur
que si leur contenu était tectuelle-
ment inséré dans la présente conven-
tion.

Anr. 18. Lors de la rédachtion

des procès- verbaux de délimitation,
si les délégués reconnaissaient utile
de changer qduelque portion de ter-
rain, soit afin de redresser la ligne
de limite, soit pour faciliter les com-

munications de village à village, ils
Sont autorisés d Proposer Cces échan-

Bes à leurs Commissaires respectiss,
toujours avec réciprocité Tavantage
et égalité de superlicie et de valeur,
autant due posszible.

Anr. 19. La présente conven-
tion sera ratilice, et les ratifications
en seront échangées dans le terme

de six semaines, ou plutöt, si faire se

peut.
En foi de quoi les Commissaires

susdénommés ont signé la Présente.

Fait d Sarrebruck, le 23.Oct. 1829.

(L. S.) Jenrf Deuus,
Commissaire de Sa Majesté le Roide Prusse.

(L. S.) Rousreau,
Commissairc de Sa Majeste Tres-Chrélienne.
Jahrgang 1830. — (No. 1236.)
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werden, ausgelauscht werde, und das
Archiv eines jeden Staates, außer der
Art und Weise der Redaktion die er hat
befolgen sollen, auch die Redaktion die
der andere Staat befolgt hat, besitzen
möge.

Die besagten, von den Herren Kom-
missarien veriftzirten und genehmigten
Protokolle, sollen die nämliche Kraft und
Gültigkeit haben, als wenn sie der gegen-
wärtigen Uebereinkunft von Wort zu
Wort einverleibt wären.

Art. 18. Wenn bei der Anfertigung
der Gränzberichtigungs = Protokolle die
Delegirten es für nützlich erachten sollten,
irgend eine Parzelle Landes auszutauschen,
sey es um die Grönzlinie herzustellen,
oder um die Kommunikationen von Dorf
zu Dorf zu erleichtern, so sind sie ermachti-
get, diese Austauschungen ihren betreffen-
den Kommissarien in Vorschlag zu bringen,
Alles so weit wie möglich mit wechselseiti-
gem WVortheile, gleichem Flächen-Inhalte
und Werthe.

Art. 19. Die gegenwärtige Ueber-
einkunft soll ratisizirt werden, und die
Auswechselung der Ratifikationen binnen
sechs Wochen, oder, wenn es möglich ißt,
früher Statt haben.

Deß zu Urkund haben die obenbe-
nannten Kommissarien Gegenwärtiges
unterzeichnet.

Geschehen zu Saarbrucken den 22sten
Oktober 1829.

(L. S) Heinrich Delius,
Kommissarius Sr. Maj. des Königs von Preußen.

(L. S.) Roufsseau,
Kommissarius Sr. Allerchristlichsten Majestat.
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Etat et noms des villages, hameaux ou

dépendances, dont les territoires tou-
cheront la nouvelle limite sixée par la
Convention déliniire du 23. Octobre

1829.,, entre la Prusse ct la France.

Du coôlé de la Prusse.

Perlet Ober-Perl.
Pellingen.
Bourg.
Eistt.
Buschdorf.
Scheuerwald, partie Nord de son ter-

ritoire. «

Wehingen.
Wellingen.
Biedingen et la portion cédée de

Waldwise.
Silwingen.
Bieringen.
Oberesch.
Diesdort.
Fuhrweiler.
Groshemmersdorf.
Koerperich -Uemmersdorf.
Nied-Altdorf.
Ihn ou Lognon, et la partie Nord de-

Son territoire.

La petite portion cédée d’Ieining.
Leiding et la portion Nord de son

terrikolre.

Bedersdork.
Ittersdorl.
Berus et Saint--Crai
Ueberherrn.
Laferme de Warent et le Warentwald.
Les bois triages de Lauterbach.
Lauterbach.
Carlsbrunn.
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Namentliches Verzeichniß der Dorfer,
Weiler und Zubehorungen, deren Gebiete die
neue durch die definitive Uebereinkunft vom
23sten Oktober 1829. festgesetzte Granze
zwischen Preußen und Frankreich beruhren.

Von Preußischer Seite.

Perl und Oberperl.
Pellingen.
Borg.
Efft.
Buschdorf.
Der nordliche Theil des Bames von

Scheuerwald.
Wehingen.
Wellingen.
Büdingen und der abgetretene Theil des

Bannes von Waldwies.
Silvingcn.
Bieringen.
Oberesch.
Diesdorf.
Fuhrweiler.
Groshemmersdorf.
Körperich= Hemmersdorf.
Niedaltdorf.
Ihn oder Lognon, und der nördliche Their

von dessen Bann.
Der abgetretene Theil von Heiningen.
Leidingen und der nördliche Theil seines

Gebietes.
Bedersdorf.
Ittersdorf.
Berus und St. Orai
Ueberherrn.
Der Warenthof und Warentwald.
Die Waldungen von Lauterbach.
Lauterbach.
Carlsbrunn.



Saint-Nicolas.
Nassweiler.
Emersweiler et le moulin de Guens-

bach.
Grand on Grosrosseln.
Ludweiler.
Geislautern.
Furstenhausen.
Clarenthal.
Krüghütte.
Ziegelhoff.
Gersweiler.
La ville et le territoire de Sarre-

bruck.
Saint-Arneval.
Guidingen.
Sarrc-Bubingen.
Kleinblittersdor
Auersmachern
Roelchingen
Hanweiler
La Ferme de Wintring
Le moulin de Gersweiler.
Ransbaclht.
Le moulin Urichsmühle (dernier).

ci-devant
district

de la Leyen.

Du cölé de la France.

Abpach, annesc de Kirsch-lés-Sierck.
Nlerschweiler, avec ses annexes de

Belmacher, Kinzing et Nauendorf-
Manderen.
Tinting et NMlensberg.
Scheuerwald et la partie Sud de son

territoire.
Hitzing, annexe de Launsdorf.
Launsdork.
Flatten, annexe de Launsdorf.
Gongelfangen, annese de Waldwise.
Waldwise.
Zeurange, annerze de Grindorf.
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St. Nicolas.
Naßweiler.
Emmersweiler und die Gensbacher

Mühle.
Grosrosseln.
Ludweiler.
Geislautern.
Fürsienhausen.
Klarenthal.
Krüghürre.
Ziegelhof.
Gersweiler.
Die Stadt und die Gemarkung von Saar-

brücken.
St. Arnual.
Güdingen.
Saar-Bübingen.
Kleinblictersdorf.
Auersmacher.
Nilchingen.
Hanweiler.
Der Wintringerhof.
Die Gersweiler Mühle.
Bliesransbach.
Die Uhrigsmühle.“

Vormals
Lepischer Oistrikt.

Von Franzöbsischer Seite.

Appach, Filiale von Kirsch.
Merschweiler mit seinen Filialen Bel-

macher, Kinzingen und Nauendorf.
Mandern.
Tintingen und Menzburg.
Scheuerwald und der südliche Theil seines

Banncs.
Ritzingen, Filiale von Launsdorf.
Launsdorf.
Flatten, Filiale von Launsdorf.
Gongelfangen, Filiale von Waldwies.
Waldwies.
Zeuringen, Filiale von Gründorf.
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Bourg-Esch, annexe de-Schwerdorf.
Cottendorf, idem.
Otzweiler, idem.
Schwerdorf.
Neunkirchen, annexe de Schwerdort.
Rémelsdorf.
Niedwelling et Gerstling.
La portion cCédée d'lhn ou Lognpn.
Heining.
La portion cédée de Leiding.
Schreckling.
Willing.
Berweiler.
Merten et Biblingen.
La Houve et la ferme de

Wendelhof
La Croix
Wilhelmsbronn
LHôpital de Carling.
Freimingen et Sainte-Fontai
Merlebach.
Cocheren et Ditschweiler.
Hosbruck.
Morsbach et Guensbach.
Forbach, cô1é à POuest.
Petite Hoselle et vieille Verrerie.
Forbach, avec Schoeneck.
La verrerie Sophie, la ferme de Sty-

ring et dependances.
Spicheren.
Altzing er Zinzing.
Grosbliedersdorf et le moulin de Sim-

bach.
Wellerding.
Sarreguemincs.
Neunkirchen.
Blies-Guerschweiler.
„Blies-Schweien (dernier).

Creutzwald.

Cet état des villages, hameaux et
territoires dui touchent de chaque
„côté la litzne de limites enire la
Prusse et la France, étant conforme
aux noms crits sur le plan 86néral,
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Burgesch, Filiale von Schwerdorf.
Cottendorf, desgleichen.

Lbweiler gess eichen.Schwerdorf.
Neunkicchen, Filiale von Schwerdorf.Remelsdorf.
Nied-Wellingen undGerstlingen.
Der abgetretene Theil von Ihn od. Lognon.
Heiningen.
Der abgetretene Theil von Leidingen.
Schrecklingen.
Willingen.
Berweller.
Merten und Biblingen.
Houve und Wendelhof
La Ccroix

Wilhelmsbrunn
Das Hospital von Karlingen.
Freimengen und St. Fomaine.
Merlebach.
Cochern und Ditschweiler.
Roßbrück.
Morsbach und Gensbach.
Forbach von westlicher Seite.
Klein-Rosseln und die alte Glashütte.
Forbach mit Schönecken.
Die Glashütte Sophe, der Styringer-

x9 und Zubehör.Spichern.een und Zinzingen.
Giott liserebor und die Sembacher--
Sargemünd.Neunkirchen
Bliesgersweiler.
Bliesschweien.

Kreutzwald.

Dieses Verzeichniß der Dörfer, Weiler
und Gebiete, welche beiderseits die Gränz-
Linie zwischen Preußen und Frankreich
berühren, wurde mit den Namen, welche
auf dem Hauptplane geschrieben stehen,



sera anneré et fera suite à la conven-

tions désinitive signée à Sarrebruck
cejourd’hui 23. Octobre 1829.

Henri Delius,
Commissaire de Sa Mejesté le Roi de Prusse.

Mousseau,
Commissaire de Sa Majcstée Très-Chrétienne.

NSNota. La présente Convention délinitive
de li ites a été ratilice par Sa Majesté
Prussienne, le 14. Novembre 1829., et
Par Sa Majesté Tris-Chrétienne, le 15.
du meme mois. Les ratihcations om 6#4

échangées à Metz, le 2. Décembre 1829.
entre le délcguc du Commisseire prus-
eien et le Commissaire lrangais.

(No. 1236 — 1237.)
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gleichlautend befunden, und soll dem desi-
nitiven Vertrage, welcher heute den drei
und zwanzigsten Oktober ein tausend acht
hundert neun und zwanzig zu Saarbrücken
abgeschlossen worden ist, beigeschlossen wer-,
den. Saartrücken, den 23. Oktober 1829.

Hesnrich Delius,
Kommissarius Sr. Maj. des Königs von Preußen.

Rousseau,
Kommissarius Sr. Allerchristlichslen Majestät.

Anmerk. Die gegenwrtige definitive Gränz-
Konvention ist von Sr. Majestät dem Künige
von Preußen am 14ten November 1829.,
und von Sr. Allerchristlichsten Majestaätt am
15ten des namlichen Monats genchmiget
worden. Die Genehmigungê-Urkunden wur-
den zu Metz am 2ten Dczember 1829. zwischen
dem Königlich-Preußischen delegirten Kommi
sarius und demKöniglich -FranzösischenKom-
missarlus ausgewechselt.

(No. 1237.)
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(Xo. 1237.) Allerhochste Kabinetsorder vom 27sten Februar 1830., die Dauer der Wirk-
samkeit der Orts= und Bezirkswähler bei den Wahlen der Provinzial-Land-
tags-Abgcordneten des Standes der Landgemeinden betresfend.

D. zu Meiner Kenntniß gekommen, daß Zweifel darüber obwalten: ob die,
nach den übereinstimmenden Vorschriften der wegen Anordnung von Provinzial-
Ständen unter dem üsten Juli 1823. und 27sten März 1824. erlassenen Edikte,
von den Ortswählern und den Besitzern einzelner zu keinem Gemeinde-Verbande
gehörenden bäuerlichen Grundbesitzungen zu erwählenden Bezirkswähler, denen
die Wahl der Provinzial-Landtags-Abgcordneten des Standes der Landgemein-
den obliegt, für die Dauer der jedesmaligen Wahlperiode, oder bei einer jeden
eintretenden Wahl eines Provinzial-Landtags-Abgeordneten dieses Standes, neu
zu erwählen sind; so finde Ich Mich veranlaßt, hiermit zu bestimmen, daß die
erstere dieser Ansichten die richtige ist, und verordne demgemäß: daß nach Ablauf
einer jeden, von den Wahlen für die ersten Provinzial-Landtage anhebenden,
sechsjährigen Wahlperiode die Wahl neuer Bezirkswähler angeordner werde, durch
welche demnach alle während der Dauer dieser Wablperiode nöthig werdende
Wahlen der Provinzial-Landtags-Abgeordneten des Standes der Landgemeinden
und der Stellvertreter derselben bewirkt werden müssen. Sollte aber der eine
oder der andere Bezirkswähler im Laufe einer Wahlperiode durch Tod oder andcere
Umstände ausscheiden, so muß an seine Stelle ein anderer für die noch übrige
Zeit der Wahlperiode enwählt werden.

Ich beauftrage das Staaksministerium, Meine gegenwärtige Order durch
die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und dafür Sorge zu
tragen, daß nach den darin enthaltenen Besiimmungen überall gleichmäßig ver-
fahren werde.

Berlin, den 27 sien Februar 1830.

Friedrich Wilhelm
An das Staatäministerium.

(No. 1238.)



(Jo. 1238.) Mllerhöchste Kabinetsorder vom 6ten März 1830., betreffend die Befreiung
der Rekruten der Landwehr-Artillerie von der Klassensteuer während der

Uebung.

A# Ihren Bericht vom 27 sten v. M. genehmige Ich, daß den Rekruten
der Landwehr-Artillerie, in Folge der sechswöchentlichen Dauer ihrer Ein-
ziehung zur Uebung, ausnahmsweise die Klassensteuer während zweier Monate
erlassen werde.

Berlin, den Gten März 1830.

Friedrich Wilhelm.
An

den Kriegsminister General der Infanterie v. Hake
und den Finanzmi ister v. Motz.

(No. 1239.)



(No. 1239.) Verordnung, die 99. 1. und 2. Cap. XXXl. der schlesischen Bergordnung von
5ten Juni 1769. betreffend. Vom gten März 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. 2c.

Zur Beseitigung der Zweifel, welche über die Gültigkeit der im Jahre 1778.
von denobern Verwaltungsbehörden angeordneten, seit jener Zeit regelmaßig mit
gutem Erfolge geschehenen und von Uns bereiks mittelst Order vom Ztsten Fe-
bruar 1825., an die Minister der geistlichen und Unterrichts-Angelegenheiten,
des Innern und der Justiz, sowohl für die Vergangenheit als auch für die Zu-
kunft landesherrlich genehmigten Verwendung der nach Vorschrift der schlesischen
Bergordnung vom 5ten Juni 1769. von einer jeden Bergbau-Gewerkschaft zur
Beförderung des Religions= und Schulunterrichts abzutretenden zwei Frei-Kure
entstanden sind, machen Wir auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, zur
allgemeinen Nachachtung hierdurch bekannt:

daß die Einkünfte aus den in der schlesischen Bergordnung GV. 1. und 2.
Cap.XXXI. bestimmten Kirchen= und Schul-Kuren, wie bisher geschehen,
so auch ferner nicht der Kirche des Abbauortes besonders zu berechnen
oder zur Disposition zu stellen, sondern von den Behörden nach dem
jedesmaligen Bedürfnisse für kirchliche und Schulzwecke, auch vor-
züglich zum Besten der Berg-Knappschafts -Genossen und deren
Kinder, ohne Unterschied der Konfession, auch an solchen Orten zu
verwenden, wo der eigentliche Freibau jener Kure nicht Statt gefun-
den hat.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsteigenhändigen Unterschrift und beige-
drucktem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 9ten März 1830.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Friedrich Wilhelm, Kronprinz.

Frh. v. Altenstein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum.
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Danckelman. v. Motz.



— 49 —

Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

— No.7. —

(No. 1240.) Vertrag zwischen Seiner Majestat dem Konige von Preußen und Seiner
Durchlaucht dem souverainen Landgrafen zn Hessen, den Beitritt Seiner
Durchlaucht mit dem Ober-Amte Meisenheim zu einem Verbande mit den

westlichen Preußischen Provinzen, in Bezichung auf die Erhebung der Zölle,
imgleichen der Abgaben vom Salze, von der Fabrikation des Branntweins,
vom Braumalze und vom inländischen Weine und Taback betreffend. Vom

3 1sten Dezember 1829

S#e Majestät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der souveraine

Landgraf zu Hessen, haben in der Absicht, die wechselseitigen Vortheile eines
freien Verkehrs, dessen Herstellung den neuerlich zwischen Preußen und andern
deutschen Staaten abgeschlossenen Verträgen zum Grunde liegt, auf das Ver-
hal#niß des Landgraflich-Hessischen Ober-Amts Meisenheim sowohl zu den
Provinzen der Preußischen Monarchie als auch in dessen Folge zu den damir
durch Zollvereine und Handelsverträge verbundenen deutschen Staaten auszu-
dehnen, Unterhandlungen einleiten lassen, und hierzu als Bevollmächtigte er-
Bannt,

Seine Majestät der König von Preußen:
Allerhöchst-Ihren Geheimen Legationsrath Albrecht Friedrich Eichhorn,
Ritter des Königlich-Preußischen rorhen Adler-Ordens 3ter Klasse, In-
haber des eisernen Kreuzes 2ter Klasse am weißen Bande 2c.

Fabrgang 1830. — (No. 12/0) J Seine
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Seine Durchlaucht der souveraine Landgraf zu Hessen:
Höchst-Ihren dirigirenden wirklichen Geheimen Rath und Präskdenten aller
Landes-Kollegien, Carl Friedrich Ibell, des Koniglich-Preußischen
rothen Adler-Ordens 2ter Klasse Ritter und des Königlich-Hannöverschen
Guelphen-Ordens Kommandeur,

von welchen, nach gepflogener Unterhandlung, mit Vorbehalt der Ratifikation,
nachstehender Vertrag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.

Vom üisten Jannar künftigen Jahres an wollen Seine Durchlaucht der
souveraine Landgraf zu Hessen, unbeschadet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte,
mit Ihrem Ober-Amte Meisenheim dem Verbande der westlichen Preußischen
Provinzen zu einem Zoll-Systeme beitreten, wie solches in den gedachten
Preußischen Provinzen durch das Gesetz vom 26sten Mai 1818. und die seitdem
erlassenen Bestimmungen und Erhebungsrollen festgesetzt worden ist, oder künftig
noch durch gesetzliche Oeklarationen weiter bestimmt werden wird.

Seine Durchlaucht der souveraine Landgraf werden zugleich in Ansehung
des Salz-Verkaufs und der Abgaben von der Fabrikation des Branntweins
und vom Braumalze, so wie auch von inländischem Taback und Wein, in
Uebereinstimmung mit den desSfalls in den westlichen Preußischen Provinzen be-
stehenden Gesetzen und Einrichtungen, solche Verfügungen ergehen lassen, als
erforderlich sind, um auch in Ansehung dieser Erzeugnisse eine völlige Gleich-
stellung zwischen diesen Provinzen und dem Ober-Amte Meisenheim in Ansehung
des innern Verkehrs und der Verhältnisse zu den östlichen Provinzen der Preußi-
schen Monarchie, desgleichen zum Auslande eintreten zu lassen.

Artikel 2.

Die Art und Weise der Verkündigung der diesfälligen Gesetze in dem
Ober-Amte Meisenheim, die mit derselben übereinstimmende Einrichtung der
Verwaltung, insbesondere die Bildung des zu bewachenden Grenzbezirks gegen
das Ausland, die Bestimmung und Erichtung eines Neben-Zollamts bei der
Stadt Meisenheim, die Einführung der Königlich-Preußischer Seits zu über-

neh-
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nehmenden Salz-Regie, und die Anordnungen wegen Erhebung der Abgaben
von Branntwein, Bier, Essig, Wein und Taback, sollen in gegenseitigem Ein-
vernehmen, mit Hülfe der von beiden Seiten zu diesem Behuf zu ernennenden
Kommissarien, feslgesetzt und in Ausführung gebracht werden.

Artikel 3.

Die Joll= und Steuerbeamten im Ober-Amte Meisenheim, namentlich
die Einnehmer und Grenzaufseher, sollen von dem Königlich-Preußischen Pro-
vinzial-Steuerdirektor in Köln ernannt, für beide Landesherren vor dem Jufliz=
Ober-Amte Meisenheim verpflichtet und mit Anstellungs-Zeugnissen versehen
werden.

Bei seinen Ernennungen wird der Provinzial-Steuerdirektor besonders auf
solche Subjekte Rücksicht nehmen, welche ihm von der Landgräflichen Regierung
namhaft gemacht und bei der von ihm veranlaßten Prüfung tüchtig befunden
worden sind.

Die auf diese Weise angestellten Beamten werden gleich den ausschließlich
Preußischen Beamten derselben Kathegorie besoldet, die Grenzaufseher auch
uniformirt und bewaffnet.

Die Beamten beziehen ihren Gehalt aus den Preußischen Kassen, und
stehen in allen Dienstangelegenheiten, insbesondere auch in Absicht der ganzen
Diensidisziplin unter den Preußischen Ober-Beamten, welche die Leitung des
Zoll= und Steuerdienstes besorgen.

In allen Privat= oder bürgerlichen Angelegenheiten, ferner bei allen so-
genannten gemeinen Vergehen, imgleichen bei Dienstvergehen, wegen welcher
gegen ausschließlich Preußische Beamte derselben Kathegorie eine förmliche gericht-
liche Untersuchung nöthig seyn würde, sind die Zoll= und Steuerbeamten im
Oberamt Meisenheim den Landgräflichen Gerichten unrerworfen. Doch sieht
auch im Falle solcher gerichtlichen Untersuchungen dem Preußischen Provinzial=
Steuerdirektor das Recht zu, jene Zoll- und Steuerbeamten vom Amte zu sus-
pendiren.

Artikel 4.

Die von den Landgräflichen Unterthanen in dem Oberamte Meisenheim
verübten Zoll= und Steuervergehen sollen, in sofern gegen die nach vorgängiger

(Ne. 1240.) J 2 sum-
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summarischer Untersuchung erfolgte Entscheidung des Haupt-Zollamtes oder der
betreffenden Steuerbehörde auf förmliches gerichtliches Verfahren provozirt wird,
von dem Landgräflichen Justiz-Oberamte zu Meisenheim zur Untersuchung und
Strafe gezogen werden.

In Absicht der gegen die Erkenntnisse dieser Gerichtsstelle zulassigen Rechts-
mittel ist man vorlaufig übereingekommen, daß die Verhandlung derselben bei
der Landgräflichen Landes-Regierung #ster Deputation zu Homburg, als der
angeordneten, dermalen bestehenden Appellalions-Instanz des Oberamts Meisen-
heim Statt finden soll.

Artikel 5.

Die Königlich-Preußische Regierung verspricht dasjenige Einkommen von
Jollgefällen und andern Erträgnissen, welches durch die in vorstehender Art zu
bewirkende Vereinigung des Oberamts Meisenheim mit den westlichen Preußischen
Provinzen zu einem Systeme der Zölle, umgleichen der vom Salze und von den in
diesem Vertrage bestimmten inländischen Erzeugnissen zu erhebenden Abgaben den
Preußischen Kassen zufließen wird, den Landgräflich-Hessischen Kassen überweisen
zu lassen und zwar dergestalt, daß von denjenigen in den westlichen Preußischen
Provinzen und in dem Oberamte Meisenheim einkommenden Gefällen, bei welchen
die Landgrafliche Regierung, wegen der aus ihrem Beitritt erfolgenden Vermeh-
rung der bisherigen Einnahme der Preußischen Kassen auf einen Mitgenuß An-
spruch machen kann, der Antheil derselben nach dem Verhältniß der Seelen-
zahl des Ober-Amts zu der der westlichen Preußischen Provinzen und der andern
in-Absicht dergleichen Gefälle zu einem Verbande mit denselben gehörigen
souverainen Besitzungen deutscher Bundesskaaten berechnet und baar gewährt
werden wird.

Artibel 6.

Von allen für Seine Durchlaucht den souverainen Landgrafen und Höchst-
Dero Hofhaltung mit Landgräflichen Hofmarschalls-Attesten über das gemein-
schaftliche Neben -Zollamt eingehenden Waaren werden die Gefälle nicht beim
Eingang erhoben, sondern blos notirt und bei der nächsien Erhebung des An-
theils Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht an dem Sammteinkommen in baarem
Gelde angerechnet werden.

Art. 7.
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Artikel 7.

Alle in Folge überwiesener Zoll= und Steuer-Vergehen in dem Ober-
Amte Meisenheim angefallene Geldsirafen und Konfiskate verbleiben, nach Abzug
des Denunzianten-Antheils, dem Landgräflichen Fiskus und bilden keinen Gegen-
stand der gemeinschaftlichen Einnahmen. Die Ausübung des Begnadigungs=
und Strafverwandlungs-Rechts über die von den Landgräflichen Gerichten
verurtheilten Personen ist Seiner Hochfursilichen Durchlaucht überlassen. Der
Straf-Erlaß kann jedoch nicht auf den Denunzianten-Antheil ausgedehnt werden.

Artikel 8.

Von dem Tage der Ausführung gegenwärtiger Uebereinkunft an findet
gegenseitig ein völlig freier Verkehr zwischen dem Ober-Amte Meisenheim und
den westlichen Preußischen Provinzen Statt, mit folgenden Ausnahmen:

A) In den Preußischen Stadten, wo Mahl= und Schlachtsteuer für Rech-
nung des Staats erhoben wird, ist diese Abgabe auch von den aus
Meisenheim eingebrachten Gegenständen wie von den gleichartigen Preußi-
schen Erzeugnissen zu entrichten.

B) Den Abgaben, welche von gewissen inländischen Erzeugnissen für Rechnung
einer Stadt oder Gemeine beim Einbringen in dieselbe erhoben werden,
unterliegen auch Gegenstände derselben Art, welche aus dem Ober-Amt
Meisenheim in eine zu jener Erhebung befugte Preußische Gemeine und
umgekehrt aus den westlichen Preußischen Provinzen in eine gleichmäßig
befugte Gemeine des Ober-Amts Meisenheim eingeführt werden.

Artikel 9.

Die für Landgräfliche Unterrthanen des Ober-Amts Meisenheim mit
der Post ankommenden Waaren sollen gleichen Begünstigungen und Beschrän=
kungen mit denen unterliegen, welche für die Königlichen Unterthanen be-
stimmt sind.

Artikel 10.

Was hier oben (Artikel 8.) in Absicht der völligen Freiheit des gegensei-
tigen Verkehrs im Allgemeinen festgesetzt worden, findet insbesondere auch seine

(No. 1240.) An-
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Anwendung auf Handels- und Gewerbsleute, welche in dem Gebiete des andern
kontrahirenden Theils Handel und Gewerbe treiben, Markte des Handels wegen
besuchen, oder Arbeit suchen, dergestalt daß dieselben keine Abgabe zu entrichten
haben, welcher nicht gleichmaßig die eigenen Unterthanen in derselben Art unter-
worfen sind.

Artikel 11.

In Absicht des Verkehrs und Gewerbbetriebes zwischen dem Ober-Amte
Meisenheim und den ösilichen Preußischen Provinzen kommen gegenseitig in allen
und jeden Beziehungen, namentlich in Ansehung der aus dem Amte Meisen-
beim in die gedachten ösilichen Provinzen eingehenden Natur-Produkte und
Fabrikate, völlig dieselben Grundsätze in Anwendung, welche zwischen diesen und
den westlichen Preußischen Provinzen gelten.

Die völlige Gleichstellung mit den Unterthanen der westlichen Preußischen
Provinzen, rücksichtlich des Verkehrs und Gewerbbetriebes, wird den Einwohnem
des Ober-Amts Meisenheim gegenseitig in Beziehung zu allen mit der Preußi-
schen Monarchie durch Zoll= oder Handelsverträge verbundenen deutschen Bun-
dessigaten zu Statten kommen, insbesondere in allen Beziehungen zu dem Groß-
herzogthum Hessen, zu den Königreichen Baiern und Würtemberg, in Gemaß-
heit der zwischen Preußen und diesen Staaten geschlossenen Zoll= und Handels-
Vertrage.

Artikel 12.

Die Dauer des gegenwartigen Vertrages wird bis zum letzten Dezember
1835. festgesetzt.

Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe dieses Zeitraums keine Aufkündi-
gung von der einen oder der andern Seite, so wird derselbe als silllschwei-
gend bis zum Ende des Jahres 1840. verlängert angenommen.

Artikel 13.

Vom tsten Januar 1835. an soll das Landgräfliche Amt Homburg
mit dem Jollverbande, welcher zwischen den westlichen Preußischen Provinzen
und dem Großherzogthum Hessen besicht, in der Art vereinigt werden, daß

das
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das gedachte Amt in Absicht der Einrichtung und Verwaltung des Zollwesens
in das Verhaltniß zu dem Großherzogthum Hessen treten wird, uber welches
man dermalen in Absicht des Ober-Amts Meisenheim zu den wesllichen Preußi-
schen Provinzen übereingekommen ist.

Die näheren Besiimmungen jener Vereinigung sollen in gegenseitigem Ein-
vernehmen zwischen den Großherzoglichen und Landgräflichen Hessischen Staaks-
Regierungen durch die dazu von beiden Seiten zu ernennenden Kommissarien,
unter Theilnahme und Mitwirkung eines Königlich -Preußischen Kommissari bei
den hierüber zu pflegenden Verhandlungen, zeitig genug vor dem Eintreten des
erwähnten Termins im Laufe des Jahres 1834. festgesetzt werden.

Sollten jedoch die Verpflichtungen, welche die Landgräflich-Hessische
Regicrung in Folge des Casseler Traktats vom 24 sten September 1328. für
das Amt Homburg übernommen hat, aus irgend einem Grund oder Veran-
lassung noch vor dem 1sten Januar 1835. aufhören für dieselbe verbindlich zu
seyn, so wird von diesem früher eintretenden Zeilpunkte an die Vereinigung des
Amtes Homburg mi# dem Preußisch-Hessischen Zoll-Verbande auf die hier
übereingekommene Weise Statt finden.

Der gegenwärtige Vertrag soll unverzäglich zur Allerhöchsten und Höch-
sien Ratifikation vorgelegt, und die Auswechselung der Ratifikations-Urkunden
spätestens binnen vier Wochen bewirkt werden.

Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag von den beiderseitigen Bevollmächtigten
mit Beidrückung ihres Siegels, unterzeichnet worden.

So geschehen Berlin, den Zusten Dezember 1829.

(L. S) (L. S.)
Albrecht Friedrich Eichhorn. Carl Friedrich Ibell.

(No. 120.) Vor-



Vorstehender Vertrag ist von Seiner Majestat dem Konige von Preußen
unterm 2ten Marz d. J. und von Seiner Durchlaucht dem souverainen Land-
grafen von Hessen unterm 9ten Januar d. J. ratlifizirt und die diesfälligen
Urkunden sind am Zisten März d. J. zu Frankfurt a. M. gegenseitig aus-
gewechselt worden.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

 3N3o. 8.

(Jo. 1241.) Staats-Vertrag zwischen Seiner Majestt dem Könige von Preussen und
Seiner Herzoglichen Durchlaucht dem Herzoge von Sachsen-Coburg-Gotha
über den Beitritt des Fürstenthums Lichtenberg zu einem Jollverbande it
den westlichen Prcußischen Prorinzen. Vom bten Mürz 1830.

S'ea# Majestät der König von Preußen und Seine Herzogliche Durchlaucht
der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha, haben in der Absicht, die Wohlthat
eines freien Verkehrs, dessen Herstellung den neuerlich zwischen Preußen und
anderen deutschen Staaten abgeschlossenen Verkrägen zum Grunde liege, auch auf
das Verhältniß des Fürsienthums Lichtenberg zu den westlichen Preußischen Pro-
vinzen auszudehnen, Unterhandlungen einleiten lassen und hiezu als Bevollmäch=
tigte ernannt:

Seine Majestät der König von Preußen,
Allerhöchst-Ihren Geheimen Legations-Rath Albrecht Friedrich
Eichhorn, Ritter des Königlich-Preußischen rothen Adler-Ordens
Zter Klasse, Inhaber des eisernen Kreuzes 2t6er Klasse am weißen
Bande u. s. w.

Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha,
Höchst-Ihren Geheimen Legations-Rath Ernst Habermann, Ritter
des Königlich= Prenßischen rothen Adler-Ordens 3er Klasse,

von welchen, in Folge jener Unterhandlungen, mit Vorbehalt der Ratifikation,
nachsiehender Vertrag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.

Vom Tage der Publikation gegenwärtiger Uebereinkunft an, soll, unbe-
schadet der landesherrlichen Hoheitsrechte Seiner Herzoglichen Durchlaucht des
Herzogs von Sachsen-Coburg-Gotha, ein Verein des Fürsienthums Lichtenberg
mit den wesilichen Preußischen Provinzen zu einem Jollipsteme Statt finden, wie
solches in den gedachren Preußischen Provinzen durch das Gesetz vom 20sten Mai
1818., dessen Grundsätze ohne besondere Uebereinkunft nicht abgeändert werden
sollen, und die seitdem crlassenen Besiummungen und Erhebungsrollen festgesetzt

Jabrgang 1800. — (Do. 1240.) K worden

(Ausgegeben zu erlin den 22 ten Mai 1830.)
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worden ist, oder kunftig noch durch gesetzliche Deklarationen und Erhebungsrollen
weiter bestimmt werden wird.

Seine Herzogliche Durchlaucht werden zugleich in Ansehung der Abgaben
von der Fabrikation des Branntweins und vom Braumalze, in Uebereinstimmung
mit den desfalls in den westlichen Preußischen Provinzen bestehenden Gesetzen und
Einrichtungen, solche Verfugungen ergehen lassen, als erforderlich sind, um
auch in Ansehung dieser Erzeugnisse eine vollige Gleichstellung zwischen diesen
Provinzen und dem Furstenthum Lichtenberg, in Ansehung des innern Verkehrs
und der Verhaltnisse zu den ostlichen Provinzen der Preußischen Monarchie, des-
gleichen zum Auslande, eintreten zu lassen.

Artikel 2.
Die Art und Weise der Abfassung und Verkündigung der diesfälligen

Gesetze in dem Fürstenthume Lichtenberg, die mit demselben übereinstimmende Ein-
richtung der Verwaltung, insbesondere die Bildung des zu bewachenden Grenz-
bezirks gegen das Ausland, und die Bestimmung, Errichtung und amtliche Befugniß
der erforderlichen Zoll= und Steuerämter, soll, im gegenseitigen Einvernehmen,
mit Hülfe der von beiden Seiten zu diesem Behufe zu ernennenden Kommissarien,
angeordnet werden.

Artikel 3.

Die Herzogliche Regierung har für die ordnungsmäßige Besetzung der in
dem Fürstenthum Lichtenberg zu errichtenden Herzoglichen Zoll= und Steuerämter
und der erforderlichen Grenzaufseherstellen Sorge zu tragen. Die von derselben
biezu designirten Personen haben sich bei dem Königlich-Preußischen Provinzial-
Steuerdirektor zu Cöln einer Prüfung zu unterwerfen, und wenn sie in solcher
tüchtig befunden worden, ihre Anstellung und Verpflichtung zu gewärtigen.

Die auf diese Weise angestellten Beamten werden gleich den ausschließlich
Preußischen Beamten derselben Kathegorie besoldet, die Grenzaufseher auch
uniformirt und bewaffnet, und beziehen ihren Gehalt aus der betreffenden Haupt-
Zollamts-Kasse.

In allen Dienstangelegenheiten, insbesondere auch in Absicht der Dienst-
Disziplin, slehen die in dem Fürstenthum Lichtenberg angestellten Zoll= und Steuer-
Beamten und Grenzaufseher unter dem Preußischen Ober-Kontroleur und den-
jenigen Preußischen Behörden, welche sonst noch die Leitung des Zoll= und Steuer-
diensies besorgen.

Dagegen sind dieselben in allen Privat= oder bürgerlichen Angelegenheiten,
ferner bei allen sogenannten gemeinen Vergehen, imgleichen bei Dienstvergehen,
wegen welcher gegen ausschließlich Preusische Beamte derselben Kathegoric, eine
förmliche gerichtliche Untersuchung nöthig seyn würde, den Herzoglichen Gerichten
untenworfen.

Art. 4.
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Artikel 4.

Die Herzogliche Regierung ist befugt, bei den Joll= und Steuerämtern in
deim Fürstenthum Lichtenberg außerordentliche Kassenvisitationen durch einen ihrer
Beamten vornehmen, von den dabei aufzunehmenden Verhandlungen dem Preußi-
sehen Provinzialsteuer-Dircktor Abschrift mittheilen zu lassen und auf die Abstel-
lung der Unordnungen, welche etwa bei einer solchen Gelegenheit entdeckt werden,
in geeigneter Art einzuwirken.

Artikel 5.

Die von den Herzoglichen Unterthanen in dem Fürstenthume Lichtenberg
verübten Zoll= oder Steuervergehen, sollen, insoferne gegen die, nach vorgängiger
summarischer Untersuchung erfolgte administrative Emscheidung, auf förmliches
gerichtliches Verfahren provozirt wird, von dem Herzoglichen Landesgerichte zu
St. Wendel zur Untersuchung und Strafe gezogen werden. Alle gegen die
Erkenntnisse dieses Gerichts zulässigen Rechtsmittel werden, nach Maaßgabe der
Rechtsbeschwerde, bei dem Herzoglichen Appellationsgerichte zu St. Wendel, oder
dem Herzoglichen Revisionsgerichte zu Coburg, verhandelt und entschieden werden.

Seine Herzogliche Durchlaucht wollen die Anordnung kreffen, daß in den
gerichtlichen Untersuchungen das Interesse der gemeinschaftlichen Verwaltung
durch einen besonderen Beamten gehörig wahrgenommen werde,

Artikel 6.

Die Koöniglich-Preußische Regierung verspricht dasjenige Einkommen an
Jollgefällen, welches durch die in vorsiehender Art zu bewirkende Vereinigung
des Fürstenthums Lichtenberg mit den wesilichen Preußischen Provinzen zu einem
Sollsysteme, imgleichen von den, von vorgedachten inländischen Erzeugnissen zu
erhebenden Abgaben, den Preußischen Kassen zufließen wird, den Herzoglich-
Sachsen-Coburg-Gothaischen Kassen überweisen zu lassen und zwar dergestalt,
daß von denjenigenin den wesllichen Preußischen Provinzen und in dem Fürsten-
thume Lichtenberg einkommenden Gefällen, bei welchen die Herzogliche Regierung
wegen der aus ihrem Beitritte erfolgenden Vermehrung der bisherigen Einnahmen
der Preußischen Kassen auf einen Mitgenuß Anspruch machen kann, der Antheil
derselben, nach dem Verhälktnisse der Seelenzahl des Fürstenthums zu der der
wesilichen Preußischen Provinzen, berechnet und baar gewährt wird,

Artibel 7.
Von allen für Seine Herzogliche Durchlaucht und Höchstdero Hofhaktung

mit Herzoglichen Ober-Marschallamts-Attesien in das Fürstenthum Lichtenberg
eingehenden Waaren werden die Gefälle nicht bei dem Eingange erhoben, sondern
nur notirt und bei der nchsten Erhebung des Antheils Seiner Herzoglichen
Durchlaucht an den Sammt-Einkünften in baarem Gelde angerechnet werden.

(J. 1211.) K 2 Art. 8.
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Artikel 8.

Die Ausübung des Begnadigungs= und Strafoerwandlungs-Rechts über
die wegen verschuldeter Zoll= und Steuervergehen in dem Fürstenthume Lichtenberg
verurtheilten Personen, ist Seiner Herzoglichen Durchlaucht überlassen. Der
gesetzmäßige Antheil des Oenunzianten ist kein Gegenstand des Straferlasses.

Artikel 9.

Von dem Tage der Ausführung gegenwärtiger Uebereinkunft an, finder
zwischen den westlichen Preußischen Provinzen und dem Fürstenthume Lichtenberg
ein völlig freierVerkehr, unter folgenden Ausnahmen Scatt:
A. die Einfuhr des Salzes aus dem Fürsienthume Lichtenberg in die westlichen

Preußischen Provinzen und aus diesen in jenes ist verboten. Jedoch wird
die Königlich-Preußische Regierung den freien. Eingang derjenigen Salz-
Quantitäten gestatten, welche, in Folge eines, zwischen der Herzoglichen
Regierung zu St. Wendel und der dortigen Herzoglichen Salzfaktorei
bestehenden Pachtvertrages, in das Fürsienthum Lichtenberg, dem Be-
darfe angemessen, eingeführt werden.

B. Das Einbringen der Spielkarten ist in derselben Weise verboten. Da
ind-senindem Furstenthume Lichtenberg Spielkarten nicht angefertigt
werden, so wird die Koniglich-Preußische Regierung eine, dem Bedurfnisse
der Einwohner entsprechende, Quantitat Spielkarten abgabenfrei in das
Furstenthum eingehen lassen, deren nahere Bestimmung, so wie auch die
desfalls anzuordnende Kontrolle, besonderer Verabredung vorbehalten bleibr.

C. Bei dem Eingange von Mehl, Getreide und Schlachtvieh aus dem Fursien-=
shume Lichtenberg in eine der Preußischen Städte, wo Mahl= und Schlacht-
leuer für Rechnung des Staats erhoben wird, ist diese Abgabe eben so,
wie von den gleichartigen Preußischen Erzeugnissen zu entrichten.

D. Dergleichen Abgaben, welche von gewissen mländischen Erzeugnissen für
Rechnung einer Stadr, oder Kommune bei dem Einbringen in dieselbe
erhoben werden, unterliegen auch Waaren derselben Art, welche aus dem
Fürstenthume Lichtenberg in eine, zu jener Erhebung befugte Preußische
Kommune, oder umgekehrt aus den westlichen Preußischen Provinzen in
eine gleichmäßig befugte Kommune des Fürsienthums Lichtenberg einge-
führt werden.

Artikel 10.

Die für die Herzoglichen Unterthanen in dem Fürstenthume Lichtenberg mit
der Posi ankommenden Waaren, sollen gleichen Begünstigungen und Beschrän-
kungen mir denen unterliegen, welche für die Königlichen Unterthanen bestimmt sind.

Art. 11.
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Artikel 11.

Sogleich nach Publikation des gegenwartigen Vertrags soll von Unter-
thanen der westlichen Preußischen Provinzen und des Furstenthums Lichtenberg,
welche in dem Gebiete des anderen kontrahirenden Theils Handel und Gewerbe
treiben, oder Arbeit suchen, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleich-
maßig die eigenen Unterthanen derselben Art unterworfen sind.

Desgleichen sollen Fabrikanten und Handler, welche blos zum Aufkaufe
von Waaren, oder Handlungsreisende, welche nicht Waaren selbst, sondern nur
Muster derselben bei sich fuhren, um Bestellungen zu suchen, berechtigt sind,
auch sich als Inländem#iese Berechtigung in dem einen Staate durch Entrichtung
der gesetzlichen Abgaben erworben haben, in dem anderen Staate deshalb keine
weiteren Abgaben encrichten.

Endlich sollen, außer den in dem vorhergehenden Artikel 9. erwähnten
Beschränkungen, die Unterthanen in den beiderseitigen Landestheilen, ihre
Waaren, frei von Abgaben, auf die Märkte bringen können und hierzu einer
besonderen Konzession, oder Legitimation, oder eines Gewerbscheins für diesen
Theil des Handels= und Gewerbe-Verkehrs nicht bedürfen.

Artikel 12.

In Absicht des Verkehrs und Gewerbebetriebs zwischen dem Fürstienthume
Lichtenberg und den ösilichen Preußischen Provinzen, kommen gegenseitig in allen
und jeden Beziehungen, namentlich in Ansehung der aus dem Fürstenthume
Lichtenberg in die gedachten ösilichen Provinzen eingehenden Naturprodukte und
Fabrikate, völlig dieselben Grundsätze in Amvendung, welche zwischen diesen und
den wesilichen Provinzen gelten.

Die völlige Gleichstellung mit den Preußischen Unterthanen rücksichtlich des
Verkehrs und Gewerbebekriebs, wird den Einwohnern des Fürstenthums Lichten-
berg auch gegenseitig in Beziehung zu allen mit der Preußischen Monarchie durch
Zoll= oder Handelsverträge verbundenen deutschen Bundesstaaten, insbesondere
auch in allen Beziehungen zu dem Großherzogthume Hessen, imgleichen zu den
Königreichen Baiern und Würtemberg, in Gemaßbeit der zwischen Preussen und
diesen Staaten geschlossenen Zoll= und Handelsverträge, zu Statten kommen.

Artikel 13.

Die Dauer des gegenwärtigen Vertrags wird vorlaufig auf zwölf Jahre,
nämlich bis zum Schlusse des Jahres 1841. festgesetzt. Erfolgt ein Jahr vor
dem Ablaufe dieses Zeitraumes von der einen, oder der andern Seite keine Auf-
kündigung, so soll er abermals auf zwölf Jahre und sofort von zwölf zu zwolf
Jahren verlängert angesehen werden.

(Je. 1211 — 1212.) Dieser
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Dieser Vertrag soll unverzuglich zur Allerhochsten und Hochsten Ratifikation
vorgelegt und die Auswechselung der Ratifikations-Urkunden spätestens binnen
vier Wochen bewirkt werden.

So geschehen zu Berlin, am bten März 1830.

C(L. S.) (L. S.)
Albrecht Friedrich Eichhorn. Ernst Habermann.

Worsiehender Vertrag ist von Seiner Majestät dem Könige am 7ten April
1830. und von Seiner Herzoglichen Durchlaucht dem Herzoge von Sachsen-
Coburg-Gotha am 13t6en März 1830. ratifizirt worden.

No. 1242.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 28Ssten März 1830., betreffend die Aufhebung
der in einem Theile des standesherrlichen Gebicts Solms-Braunfels noch
bestchenden Vorschrift, wegen Errichtung gerichtlicher Eheverträge.

D. von den Eingesessenen der Bürgermeisterei Braunfels-Schsffengrund die
Aufhebung der in einem Theile des standesherrlichen Gebiets Solms-Braunfels
auf den Grund der Verordnung vom 29sten August 1786. noch bestehenden
Vorschrift, nach welcher bei jeder Verehelichung ein Ehevertrag errichtet werden
muß, nachgesucht ist, und der Fürst zu Solms-Braunfels diesem Gesuche sich
angeschlossen hat, so setze Ich, nach dem Antrage des Staatsministeriums auf
dessen Bericht vom 12ten d. M., die gedachte Vorschrift hierdurch außer Kraft
und bestimme, daß es, bis zur definitiven Anordnung über die dortige Gesetzge-
bung, binsichtlich der Ehepakten bei den allgemeinen Vorschriften des Solmsschen
Landrechts sein Bewenden behalten soll. Ich überlasse dem Staatsministerium,
diese Bestimmung bekannt zu machen.

Berlin, den 28sten März 1830.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsminislerin

(No. 1213.)
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(No. 1243.) Allerhschste Kabinetsorder vom 1 Aten April 1830. über die Ausschließung der
Oeffentlichkeit der Verhandlungen über Münzverbrechen.

D. das öffentliche Verfahren der Gerichte in den Rheinprovinzen in den Unter-
suchungen über Anfertigung, Verfälschung, Einführung und Verbreitung von
Münzen, Papiergeld und sonstigen zum öffentlichen Umlauf vom Staate bestimmten
Papieren, das Wohl des letzteren gefährden kann, so bestimme Ich hierdurch
auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom Z1sten März c., daß in Fällen dieser
Art die Oeffentlichkeit ausgeschlossen und dabei eben so verfahren werden soll,
wie dieses in Meiner Verordnung vom 31sten Januar 1822. bereirs in Ansehung
der Vergehen gegen die Sitten vorgeschrieben ist. Sie haben diese Bestimmung
durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen.

Potsdam, den 14ten April 1830.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminisler, General der Infanterie Graf von Lottum
und Graf von Danckelman.

No. 1211.
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Mo. 1244.) Allerhochste Kabinetsorder vom ZOsten April 1830., den Einfluß der Union
auf die, an die reformirte oder lutherische Konfession geknüpften Stiftun-
gen, Schenkungen oder auf andere Weise erworbene Rechte cvangelischer
Gemeinden, FKirchlichen= oder Schul-Stellen betreffend.

A Ihrem Berichte vom t#ten d. Mts. habe Ich ersehen, daß einzelne
evangelische Gemeinden, ungeachtet die Union keinen Konfessions-Wechsel ent-
hält, derselben beizutreten Bedenken tragen, weil sie befürchten, in dem bis-
herigen Genusse an die reformirte oder lutherische Konfession geknüpfter Stif-
tungen, Schenkungen oder auf andere Weise erworbener Vortheile nach An-
nahme der Union beeinträchtigt zu werden. Ich verordne deshalb, daß Nie-
mand befugt seyn soll, einer reformirren oder lutherischen Gemeinde, imgleichen
einer geisilichen oder weltlichen Kirchen= oder Schul-Stelle dergleichen Rechte
aus einem von dem Beitritte zur Union hergenommenen Grunde vorzuenthalten
oder zu entziehen. Sie haben diese Meine Bestimmung durch die Gesetzsamm-
lung zur offentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 30sten April 1830.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staateminister Freiherrn von Altenstei
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Gesetz-Sammlung
fürdie

Königlichen Preußischen Staaten.

—— JNo. 9.—

(o. 1245.) Verordnung, die Ausübung der Jagd in den am linken Rheinufer belegenen
Landestheilen betreffend. Vom 17t#en April 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. 2.

Da in den am linken Rheinufer belegenen Theilen Unserer westlichen Pro-
vinzen, binsichtlich der Ausübung des Jagdrechts, mehrere von einander abwei-
chende Besiimmungen befolgt werden, und es nothwendig ist, diese Ungleichheit
abzustellen; so verordnen Wir, unter Aufhebung der Verfügungen des Nieder-
und Mittelrheinischen Gouvernements vom 18ten August und 22ten September
1814., der Oesierreichschen und Baierschen gemeinschaftlichen Landes-Admini-
strations-Kommission vom 23sten Juli 1814. und 21sten September 1815.,
der Französischen Gesetze vom 11ten August 1789. und 3sten April 1790., so-
weit diese Verfügungen und Gesetze die Ausübung des Jagdrechts und die
Ertheilung der Waffenscheine betreffen, ferner unter Aufhebung der Dekrete über
die Waffenscheine vom 1 tten Juli 1810. und 4ten Mai 1812., so wie aller
übrigen wegen Ausübung des Jagdrechts und wegen der Waffenscheine noch
besiehenden allgemeinen und besonderen Vorschriften, auf den Antrag Unseres
Staatsministerii, nach Anhörung Unserer Rheinischen Provinzialstände, und nach
erfordertem Gutachten Unseres Staatsraths, für die erwähnten Landestheile
Folgendes:

. 1.
Jeder Grundeigenkhümer hat das ausschließende Recht der Jagd auf eige-

nem Grund und Boden; nur die Ausübung dieses Rechts wird aus Nucksicht
auf die öffentliche Sicherheit Beschränkungen unterworfen, die jedoch dem Be-
rechtigten die Nutzung nicht entziehen.

Jabrgang 18. — (No. 12.) 2 g. 2.

(Ausgegeben zu Berlin den 2ten Juni 1830.)
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g. 2.
Die Jagd auf allen durch die nachfolgenden Bestimmungen nicht besonders

ausgenommenen Grundstucken jeder Gattung, einschließlich der Domainen--, Feld-
und Forst-Grundsiücke unter Dreihundert Morgen im Zusammenhange, soll in
gemeinschaftlichen Jagdbezirken zum Vortheile der Grundbesitzer verpachtet wer-
den. Die Verpachtung erfolgt in der Regel öffentlich an den Meistbietenden.
Doch soll den Jagdvorständen gestattet seyn, die Verpachtung auch aus freier
Hand an diejenigen Grundeigenthümer eintreten zu lassen, welche nach dem §F. 8.
zur Ausübung der Jagd auf ihren eigenen Grundstücken befugt sind.

§S. 3.
Die gemeinschaftlichen Jagdbezirke sollen zwar in der Regel dieselben Gren-

zen haben, wie die Gemeinebezirke. Es soll aber den Kommunalbehörden über-
lassen bleiben, nach freier Uebereinkunft mehrere Gemeinebezirke zu einem Jagd-
Bezirke zu vereinigen, oder einzelne Theile eines Gemeinebezirks anderen Ge-
meinebezirken zuzulegen, in welchen Fällen der zur Vertheilung des Pachtzinses
unter die verschiedenen Gemeinen anzuwendende Maaßflab nach den Umständen
festzusetzen ist. Auch sollen die Kommunalbehörden, jedoch nur unter Genehmi-
gung des Landraths, aus dem Banne einer Gemeine mehrere für sich bestehende
Jagdbezirke bilden können. Endlich soll es zulässig seyn, die Jagd auf Oomai--
nen-, Feld= und Forstgrundstücken von Dreihundert oder mehreren Morgen zu-
sammenhängenden Flächeninhalts zu den Gemeine-Jagdpachtbezirken abzugeben
und dagegen Grundstücke, welche zu diesen Bezirken gehören, auf die Oaucr der
Pachtzeit, hinsichtlich der Jagd, zu Unseren Königlichen Jagdrevieren zu ziehen,
wenn daraus ein gegenseiliger Vortheil zu hoffen ist, und darüber eine Vereini-
gung der Regierungen mit den Kommunalbehörden zu Stande kommt. Die
Beschlüsse über die nach den vorstehenden Besiimmungen nachgelassenen Abände-
rungen der gewöhnlichen Jagdbezirke sollen jedoch jedesmal höchstens für einen
Jeitraum von Zwölf Jahren gültig sepn.

S. 4.
Das Pachtgeld für die verpachteten Jagden wird in die Gemeine-Kasse

gezahlt, demnächst aber den betheiligten Grund-Eigenthümern unverkürzt in der
Art gewährt, daß der Betrag desselben, nach Befriedigung der Forstkasse für
deren Antheil wegen mitverpachteter Forstgrundsiucke, zum Vortheil derjenigen
Grundeigenth'mer,derenGrundslückein der Verpachtung begriffen sind, nach
dem Verhältnisse des Flächen-Inhalts dieser Grundslücke, von den nach dem
Grundsienerfuße aufzubringenden Abgaben abgesetzt wird.

5.

Die Regierungen haben allgemeine nur die nothwendigen polizeilichen
Rücksichten wahrnehmende Pachtbedingungen zu entwerfen und dem Ministerium

des
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des Innern zur Genehmigung vorzulegen. Diesen allgemeinen Bedingungen
werden von den Jagd-Vorständen besondere nach den Ortsverhaltnissen zu
bestimmende Bedingungen hinzugefügt. Ausländer, Personen, die wegen eines
Jagdfrevels oder wegen Mißbrauchs des Feuergewehrs bestrafr oder deshalb
in Unrersuchung befangen sind, nicht minder alle diejenigen, welche durch ein
Urtheil, des Rechts Waffen zu führen, verlustig erklärt, oder unter Aufsicht
der Polizei gestellt worden, sind als Jagdpächter nicht zuzulassen. Personen,
welche hiernach zwar von der Pacht nicht ausgeschlossen sind, aber durch ihre
persönlichen Verhältnisse nicht hinreichende Sicherheit geben, müssen genügende
Bürgschaft gewähren.

g. 6.

Den Jagd-Vorstanden soll auch nachgelassen seyn:
die Jagd in dem gemeinschaftlichen Jagdbezirke, ohne Verpachtung, fur
Rechnung der betheiligten Grundeigenthumer durch einen verpflichteten
Jager beschießen zu lassen, in welchem Falle der Jagdertrag den Grund-
Eigenthumern in gleicher Art, wie im vorhergehenden H9. 4. verordnet
worden, zu Theil wird;

b) die Ausübung der Jagd in demgemeinschaftlichen Jagdbezirke gänzlich
ruhen zu lassen;
einzelnen betheiligten Grundeigenthümern auf ihren Antrag zu gestatten,
ihre Grundstücke von der gemeinschaftlichen Jagdbenutzung aususchließen,
und die Ausübung ihres Jagdrechts in diesem Falle, mit Entsagung
ihrer Theilnahme an dem Jagdertrage, ruhen zu lassen; wobei jedoch
(mit Ausnahme des im F. 9. enthaltenen Falles) den Jagd-Vorstän=
den die Entscheidung, ob einem solchen Antrage einzelner Grundbesitzer
nachzugeben ist, lediglich überlassen bleiben soll.

&amp;. 7.
Auf allen mit Mauern, Stakeken, Hecken, Zäunen u. s. w. oder durch

mit Wasser gefüllte Gräben gehörig umschlossenen Grundslücken, imgleichen auf
den Seen, Teichen und Inseln, verbleibt die Ausubung des Jagdrechts den
Eigenthümern, ohne daß sie der in §. 2. enthaltenen Beschränkung unterwor-
fen sind.

g. 8.

Auf gleiche Weise soll die Ausubung des Jagdrechts den Grundeigenthu-
mern zustehen:

a) auf solchen Besitzungen, welche einen Flächenraum von Dreihundert Mor-
gen und darüber in ungetrenntem, durch kein fremdes Grundstück unter-
brochenem Zusammenhange einnehmen;

(No. 1245) L 2 b) ohne

a

#4
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h) ohne Rucksicht auf die Große des zusammenhängenden Flächenraums,
— auf solchen eigenthümlichen Besiczungen, auf welchen si16gelbl oder ihre—WVofahren aus derselben Familie vor dem Jahre 1798, die Jagdgerech-

- tigkeit gehabt haben, welches so lange fortdauert, als dasselbe Grundstück
*— im Besitz dieser Familie bleibt.
—— Den zu a. und b. gedachten Grundeigenthümern ist jedoch unbenom-
men, sich mit ihren vorstehend bezeichneten Grundstucken dem gemeinschaftlichen
Jagdbezirke anzuschließen, wenn sie dies der eigenen Ausübung der Jagd vor-
ziehen.

&amp; 9.
Die Eigenthümer solcher isolirt belegenen Höfe, bei denen die Bedingun-

gen des §.8. nicht eintreten, sollen dennoch die Wahl haben, obsie sich mir
denjenigen Grundstücken, welche zusammenhängend einen solchen Hof ganz oder
theilweise umschließen, mithin nicht im Gemenge mit andern Grundstücken liegen,
den gemeinschaftlichen Jagdbezirken anschließen, oder mit Entsagung ihrer Theil-
nahme an dem Jagdertrage, die Ausübung ihres Jagdrechts auf jenen Grund-
stücken auf gewisse Zeit ruhen lassen wollen.

* t0.
Den Eigenthümern solcher Grundstücke, welche von größeren Waldungen

ganz oder größtentheils eingeschlossen sind, soll, insofern die einschließenden Wal-
dungen eines Eigenthümers im Zusammenhange über Dreitausend Morgen,
und die eingeschlossenen Grundstücke nicht Oreihundert Morgen zusammenhän-
genden Flächenraum haben, freigesiellt seyn, ihre dergestalt ganz oder größten-
theils eingeschlossenen Grundstücke von dem gemeinschaftlichen Jagdbezirke aus-
zunehmen, wenn sie:

a) entweder die Ausübung der Jagd auf jenen Grundsiücken vertragsweise
dem Eigenthümer der größeren Waldung üuberlassen, in welchem Falle
ihnen das Pachtgeld ausschließlich verbleibt;

b) oder erklären, das Jagdrecht aufgewisse Zeit ruhen lassen zu wollen.
c) Insofern dieselben von der einen oder der andern Befugniß nicht Gebrauch

machen, gehören jene Grundflücke zu den gemeinschaftlichen Jagdbezirken.
Der Beschluß daruber, welcher der drei bezeichneten Fällen eintreten

soll, sieht jedem einzelnen Eigenthümer wegen seines ganz oder größtentheils ein-
geschlossenen Grundsiücks zu, wenn dasselbe mit anderen zu gleicher Befugniß
gecigneten Grundsiücken nicht im Zusammenhange liegt. Findet aber ein solcher
Zusammenhang siatt, so sollen die sämmtlichen Eigenthümer der eingeschlossenen
unter sich zusammenhängenden Grundsincke eine Korporation bilden, die nach Stim-
menmehrheit der Mitglieder darüber beschließt, welcher der erwählten drei Fälle

An-



Anwendung finden soll. Die Stimmen werden hiebei nach dem Flächeninhalt!
der betheiligten Grundstücke gezählt.

&amp; 11.
In Gemäßheit Unserer Orders vom 21sten Januar 1812. und hten

Juni 1821., welche, soweit sie hieher gehören, der gegemwärtigen Verordnung
beigefügt sind, dürfen die Grundeigenthümer innerhalb der Festungswerke und
in einem Umkreise von Achthundert Schritten oder Einhundert und Sechszig
Preußischen Ruthen vom Fuße des Glacis jeder Festung und ihrer sämmtlichen
Außenwerke, wie auch in gleichen Umkreisen um die Luft-Pulver-Magazine,
die Jagd nicht ausüben. Allgemeine Rücksichten gebieten es, die Ausübung
der Jagd in den bezeichneten Grenzen nur dem Festungs-Kommandanten zu
gestatten. So wie bisher schon den jagdberechtigten Grundeigenthümern voll-
ständige Entschädigung für diesen Verlust ihres Jagdrechts zu Theil geworden ist,
so soll es auch ferner in vorkommenden Fällen gehalten werden.

g. 12.
Statt der bisher erforderlichen, mit einer Abgabe belasteten, hierdurch

abgeschafften Waffen= und Jagd-Scheine, wird Jedem, welcher sich als zur
Ausübung der Jagd befugt gehörig ausweiset, ein für allemal, oder auf die
Dauer der Pachtzeit, von dem Landrathe des Kreises ein Legitimations-Schein
errheilt, welcher bei Ausübung der Jagd mitgeführt werden muß. Ein For-
mular soll dafür vorgeschrieben und darin die Zeit und der Umfang des Jagd-
Bezirks, für welchen der Jagdschein gültig ist, angegeben werden. Auch die
Jäger, insofern deren Annahme nachgegeben ist, erhalten dergleichen Legitimations-
Scheine. Unsere Forstbedienten, Personen, die nach WV. 7. und 8. auf ihren
Grundslücken jagen, und diejenigen Schützen, welche von den zur Ausübung
der Jagd befugten Personen mitgenommen werden, bedürfen derselben nicht.

g. 13.
In allen Jagd-Angelegenheiten werden die Grundbesitzer des nach dem

K. 3. gebildeten gemeinschaftlichen Jagdbezirks durch einen Jagd-Vorstand ver-
treren, dem in Beziehung auf diese Angelegenheiren diejenigen Rechte zuslehen,
welche den Vertretern der Gemeine beigelegt sind, oder künfuig werden beigelegt
werden. Dafern sich unter den Gemeine-Vertretern wenigstens sechs Besitzer
solcher Grimdstücke besinden, auf welchen die Jagd durch gemeinschaftliche Be-
nutzung auszuüben ist, so sollen diese säimmntlichen Besitzer den Jagd-Vorsiand
bilden. Wenn aber die gedachte Zahl nicht unter den Gemeine-Vertretern vor-
banden ist, so sollen die Grundbesitzer, auf deren Grundsiücken die Jagd gemein-
schaftlich auszuüben ist, berechtigt senn, einen besonderen Jagd-Vorsiand von
sechs Personen aus ihrer Mitte zu wählen. Diese Wahl erfolgt auf drei Jahre.

(No. 1215) Die
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Die Ausführung der Beschlüsse des Jagd-Vorstandes und die hierbei vor-
kommenden Geschäfte hat die gewöhnliche Verwaltungs-Behörde zu beforgen.

S. 114.

Wenn die jetzt bestehenden Jasdpacht-Kontrakte mit den Bestimmungen
der gegenwärtigen Verordnung im Widerspruche stehen, so sind solche, insofern
nach dem Inhalte derselben eine Kündigung zulässig ist, sofort aufzukündigen.

Jsi aber eine Kündigung nicht vorbehalten, so kann die Ausführung der
Vorschrifren der gegenwärtigen Verordnung erst nach Ablauf solcher Kontrakte
eintreten.

g. 15.
Bis dahin, daß die jetzt bestehenden jagdpolizeilichen Vorschriften durch

eine von Uns beabsichtigte Jagdordnung anderweit bestimmt sepn werden, blei-
ben jene Vorschriften in Gültigkeit.

Urkundlich haben Wir hierüber gegenwärtige Verordnung ausfertigen
lassen, und solche Höchsteigenhändig vollzogen.

Gegeben Berlin, den 17ten April 1830.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Carl, Herzog zu Mecklenburg. von Schuckmann.

Graf von Danckelman. von Motz.

Beglaubigt:
Friese.

Un allen ferneren Differenzen über die Jagdbenutzung bei den Festungen zu
begegnen, will Ich auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom Zosten November
v. J. mit Rücksicht auf die zwischen dem Ministerio des Innern, dem General-
Major von Scharnhorst und der Sektion im Finanz-Ministerio für Domai-
nen und Forsten schon früher über diesen Gegenstand Statt gehabten Verhand-
lungen zur allgemeinen Nachachtung hierdurch Folgendes besiimmen:

Innerhalb den Fesiungswerken und in einem Umkreise von 800 Schritt
vom Fuße des Glacis jeder Festung und ihren sämmtlichen Außenwerken, wie
auch in gleichen Umkreisen um die Luft-Pulver-Magazine, soll nur allein der
Kommandant derselben die Jagd auszuüben berechtigt seyn, und zwar dergestalr,

daß
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daß derselbe die Ausübung der Jagd ohne sein Beiseyn nur dem zweiten Kom-
mandanten, dem Ingenieur= und Artillerie-Offizier des Patzes, welche mli m
ein gleiches Interesse an die Festung nehmen, soll gestatten können, und nur in
deren oder seiner Gegenwart die Theilnahme an der Jagd anderen Milikairper-
sonen oder einem Jäger erlauben darf. Für jeden Nachtheil, der aus der
Uebertretung dieser Vorschrift der Festung oder einem Theile derselben erwächst,
ist Mir der Kommandant derselben persönlich responsable.

Denjenigen Grundeigenrhümern, welche innerhalb dieses Bezirks Grund-
siücke besitzen, kann die Ausübung der Jagd auf selbigen nicht geslattek, sondern
es muß wegen Abtretung dieser Gerechtigkeit an die Kommandantur der Felslung
auf immerwährende Zeit ein billiges Uebereinkommen mit jener getroffen werden,
welches, da sie ein Regale zur freien Bejagung des jedesmaligen ersten Kom-
mandanten seyn wird, die Departements der allgemeinen Polizei und der Finan-
zen zu übernehmen haben. Bei denjenigen Festungen, wo bisher der Komman=
dant über einen Umkreis von 800 Schritt hinaus die Jagd benutzt hat, wird
diese Befugniß bis auf die eben enwähnte Ausdehnung mit Einschluß sämmt-
licher Außemwerke und Luft-Pulver-Magazine eingeschränkt, und fallt die Jagd-
gerechtigkeit ouf dem weiter entfernten Terrain an die Grundeigenthümer zurück,
insofern sich nicht der Kommandant durch Pachtung für eigene Rechnungi
Besitz derselben setzt.

Die Grenzen, innerhalb welcher nach den vorstehenden Besti mungen der
Kommandant einer Festung nur allein die Jagd zu exerciren berechrige ist, müssen
genau abgesteckt, und durch Jedermann sichtbare und der Vernichtung so leicht
nicht unterworfene Merkmale bezeichnek, auch mit Zuziehung sämmtlicher Interes-
senten die nöthigen protokollarischen Verhandlungen darüber aufgenommen und
in der Registratur der Kommandantur niedergelegt werden.

Uebrigens versicht es sich von selbst, daß die obigen Bestimmungen
wegen Ausübung der Jagdgerechtigkeit sich nur auf die Zeit des Friedens
beziehen, da es zur Zeit des Krieges und einer eintretenden Belagerung der
Fesiung dem Kommandanten überlassen bleiben muß, welche andemweite Bestim-
mungen er hierunter den Umständen angetlwessen findet rc.

Berlin, den 21sten Januar 1812.

Friedrich Wilhelm.
An

die Geheimen Staatsradthe Sack und Oberst v. Hake.

(Ne. 1245) Auf
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Auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht setze Ich hierdurch fest, daß alle Be-
stimmungen, die Ich durch Meine Order vom D#1# sten Januar 1812. über
die Jagdbenutzung bei den Festungswerken angeordner habe, auf alle Festun-
gen im ganzen Umfange der Monarchie, also auf die in den wiedererworbe-
nen und neuen Provinzen belegenen Festungen in Anwendung kommen sollen.

Sie haben die erforderliche Bekanntmachung dieser Anordnung zu ver-
anlassen und wegen der Uebereinkunft mit den Privat-Jagdberechtigten das
Weitere vorzukehren.

Berlin, den 9ten Imi 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

die Ministerien des Innern, der Finanzen und des Krieges.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

No. 10 —

[o. 1240.) Börsenordnung für die Korporation der Kaufmannschaft zu Elbing. Vom
24 sten April 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Prcußen 2c. 2c.

haben beschlossen, für die durch das Statut vom 3osten April 1824. konstituirte
Korporation der Kaufmannschaft zu Elbing eine Börsenordnung zu erlassen, und
verordnen demnach wie folgt:

g. 1.
Die Borse ist die unter Genehmigung des Staats gebildete Versammlung

von Kaufleuten, Maklern, Schiffern und anderen Personen zur Erleichterung

des Betriebes kaufmannischer Geschafte aller Art.
Die Börsenversammlungen sollen in2 der Korporation der Kaufmann-

schaft gehörigen Börsenhause gehalten werden.
3§. 3.

Die Börse ist zwar ein der Korporation der Kaufmannschaft zunächst an-
gehbriges Institut, indessen soll auch jedem Handeltreibenden, der nach dem
S.tatut für die Korporation vom 30sten April 1824. zu der letzteren nicht gehört,
in sofern derselbe die weiter unten §. 6. angeordneten Beiträge zahlt, so wie
überhaupt Jedermann, jedoch mit den im P.4. und 5. folgenden Beschrankungen,
das Recht der Theilnahme an den Börsenversammlungen zusiehen.

4

Ausgeschlossen von den Börsenversammlungen sind:
1) Personen weiblichen Geschlechts;
2) Personen, welche erweislich nicht des Handels, sondern anderer demselben

fremden Zwecke wegen sich einfinden;
3) diejenigen Kaufleute, so wie diejenigen Handeltreibenden ohne kaufmännische

Rechte, welche in Konkurs gerathen sind, oder ihre Zahlungen eingeslellt
haben, oder mit ihren Kreditoren über einen außergerichtlichen Vergleich
unterhandeln.

Die Ausschließung solcher Personen dauert so lange, bis der Konkurs

aufgehoben oder beendigt ist, oder die Kreditoren durch Vergleich abgefun,Jahrgang 1830. — (No. 12s6.) M
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den oder durch langere Befristung beruhigt sind; es ware denn, daß die
Aeltesten der Kaufmannschaft, wenn sie sich uberzeugt haben, daß die In-
solvenz allein in wirklichen Unglucksfallen ihren Grund hat, dem Ausge-
schlossenen den Zutritt schon fruher ausdrucklich gestatten.

4) Alle diejenigen, die fur muthwillige oder betrugerische Bankeruttirer durch
rechtskraftiges Erkenntniß erklart, oder eines Meineides, einer Verfalschung
öffentlicher Papiere, Privaturkunden oder Unterschriften, der absichtlichen
Verbreitung falscher Münzen, oder sonst eines qualisizirten Betruges nach
richterlichem Urtheil überwiesen, oder wegen eines anderen Verbrechens zur
Zuchthausstrafe, mit Verlust der kaufmännischen Rechte oder der bürger-
lichen Ehrenrechte, rechtskräftig verurtheilt worden sind; desgleichen wegen
Verschwendung oder Geistesschwäche unter Kuratel gesetzte Personen.

§. 5.
Außerdem sind die Aektesken der Kaufmannschaft befugt, auch anderen aks

den in dem X 4. bemerkten Personen, welche nicht zur Korporation gehören,
den Zutritt zur Börse zu versagen, jedoch bleibt dagegen der Rekurs offen, weil
ohue erhebliche Ursache niemand ausgeschlossen werden soll.

S6.
Der jährliche Beitrag zu den Kosten der Börsenversammlungen ist auf

Zwei Thaler festgesetzt, wird aber nur von denjenigen Personen erhoben, welche
in die Kathegoric der in den GV. 7— 10. des Statuts vom 30sien April 1824.
erwähnten, der Korporation nicht beigelretenen, oder von derselben (wie Höker
und Biktualienhandler) ausgeschlossenen gehören. Der Beitrag wird in halb-
jahrlichen Raten entrichtek.

Fremde, desgleichen Personen, die nicht zum Handelssiande gehören, sind
zu keinem Beitrage verpflichtet.

 *
Die Börsenversammlungen werden täglich, mit Ausnahme der Sonntage,

von 11 bis 1 Uhr Mittags gehalten. Gerreideproben dürfen in der Börse nicht
vor 11 Uhr ausgestellt werden, und Makler in der Börse nicht vor 11 Uhr
Schlußzertel geben.

g. 8.
Der Versammlung soll das Zeichen mit der Glocke durch einen der Börsen-

wächter pünktlich um 1 Uhr gegeben und der Börsensaal sodann geschlossen werden.
g. 9.

Wechselgeschäfte im Börsenlokale müssen Montags und Donnerflags um
1 Uhr beendigt seyn.

Diese Bestimmung bleibt so lange in Kraft, als nicht veränderte Einrich-
tungen in Ansehung der Ankunft und des Abganges der Posten die Aelteslen der
Kaufmannschaft zu einer Abanderung der Hauptwechseltage veranlassen.

Sk 10.
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K. 10.
Wenn, zu Folge der Uebereinkunft der Kontrahenten, Erkldrungen über

den Abschluß unterhandelter, oder uber den Rücktritt von abgeschlossenen Geschäf-
ten an der Börse erfolgen sollen, so müssen diese Erklärungen von dem Theile,
welcher sich solche vorbehalten hat, vor 1 Uhr abgegeben werden.

11.
Bei Getreideverkäufen am Börsenmarkte, welcher von den Kaufleuten von

11 bis 1 Uhr nur im Börsensaale gehalten werden darf, gilt in streitigen Fällen
in Betreff des Gewichts das im Gewahrsam der Aeltesien der Kaufmannschaft
im Borsenhause befindliche Korngewicht.

. 14.
Den zum Verkauf an der Börfe ausgestellten Getreideproben werden zwei

gleichlautende Zettel beigelegt, mit Angabe des Quantums, der Getreidegattung,
des Gewichts, des Schiffers, Fuhrmanns oder Speicherbodens, und mit der
Namensunterschrift des Verkäufers, worauf dann, nach geschlossenem Handel,
bei den Worten: „Gekauft zu .....“derPreis einzufullen, und die Unterschrift
des Käufers beizusügen ist. Letzterer erhält die Probe, der Verkäufer einen der
Zettel, welche unter den Kontrahenten einen vollen Beweis ausmachen und die
Stelle eines schriftlichen Vertrages vertreten. Am Getreidemarkte der Börse
werden Käufe und Verkäufe nur in Lasten * 60 Scheffeln abgeschlossen.

Der Vorsleher und die Beisiter 11n Aeltesten der Kaufmannschaft halten,
so wie überhaupt bei allen Versammlungen der Kaufmannschaft und der Aelkeslen,
so insbesondere auch bei den Börsenversammlungen auf Ruhe, Anstand und
Ordnung.

K. 14.
Zur besseren Aufrechthaltung der Ordnung an der Börse wählen die

Aeltesien der Kaufmannschaft außerdem jährlich noch zwei Börsenkommissarien
aus ihrer Mitte, welche während der Dauer der Börsenversammlungen für die
Erhaltung und Handhabung der außeren Ordnung und die Befolgung der in
diesem Reglement enthaltenen Vorschriften zu wirken und über einzelne Fälle der
Börsendisziplin den Aeltesten der Kaufmannschaft zur weitern Veranlassung
Bericht zu erstatten haben. Ein jeder der Börsenkommissarien ist befugt, Personen,
welche die Ruhe an der Börse durch Aufsehen und Aergerniß erregende Streitig=
keiten oder auf andere Weise stören, sofort, und ohne alle Erörterung der
Ursachen des Streites und der Seôrung, von der Börse entfernen zu lassen.
Die Polizei ist verpflichtel, auf Erfordern Hülfe zu leisten.

. 15.

Die Borsenkommissarien reguliren die Kurse von Wechseln, offentlichen
Schuldpapieren und Geld, so wie die Preiskurante von Waaren aller Art und
von Schiffsfrachten an der Börse mit den betreffenden Maklern.

(No. 12i6.) M 2 G. 16.
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.16.
Sie haben mit aller Sorgfalt daruber zu wachen, daß die Kurse, so wie

auch die Listen der gangbaren Frachten und Preise richtig und dem wahren
Verkehre angemessen festgestellt werden.

g. 17.
Die Kurse von Wechseln, offentlichen Schuldpapieren und Geld werden

Montag und Donnerstag, oder an den Tagen, welche wegen des Abganges der
Posten zu den Wechselgeschaften bestimmt werden; die Preiskurante von Getreide,
Holz, Asche und allen sonstigen Ausfuhrartikeln, so wie die Seefrachten,
Sonnabend und Mittwoch; und die Preise der Kolonial- und Gewurzwaaren
jeden Sonnabend festgestellt.

g. 18.
Es ist den Börsenkommissarien gestattet, sachkundige Kaufleute bei der

Kurs-, Preis= und Frachtregulirung zuzuziehen.
. 19.

Die Feststellung geschieht auf folgende Weise: Nach dem Schluß der
Wechselgeschafte (F. 9.) um 1 Uhr versammeln sich sammtliche Makler um die
Borsenkommissarien. Diese erfordern von den ersteren pflichtmaßige und auf
ihren Amtseid zu nehmende Anzeige: zu welchen Kursen Wechsel, Geldsorten,
Fonds; zu welchen Preisen Waaren aller Art; zu welchen Frachten, Schiffe
zu haben gewesen sind; was dafur geboten; und, insofern es zur Beurtheilung
der richtigen Notirung erforderlich, auf welche Summe, Raum, Menge oder
Gewicht u. s. w. wirklich abgeschlossen worden ist. Sie konnen die gutachtliche
Meinung der Makler daruber, wie die Preise u. s. w. zu notiren sind, erfordern,
brauchen aber sich mit ihnen in keine Diskussionen einzulassen, noch solche unter
den anwesenden Mällern selbst zu gestatten, sobald sie dieselben für überflüssig
halten. Sie sind befugt, in wichtigen und zweifelhaften Fällen, von den Mäak-
lern einen schriftlichen Auszug aus ihren Taschenbüchern, oder die Vorlegung
der Taschenbücher selbst, jedoch mit Verdeckung der Namen der Kontrahenten,
zu verlangen.

Auf den Grund der solchergestalt nach den Angaben oder aus den
Taschenbüchern der Mäkler gesammelten Materialien bestimmen die Börsenkom-
missarien, in Gegenwart der Maäkler u. s. w. die zu notirenden Kurse, Waaren-
preise und Frachten, worüber ein von den Mäklern mit zu unterzeichnendes
Protokoll aufgenommen wird. In Fällen, wo die Börsenkommissarien sich
nicht einigen können, entscheidet die Stimmenmehrheit, und im Fall einer Gleich-
heit der Stimmen, die Stimme des Vorstehers der Acltesien der Kaufmannschaft.

Bei der Regulirung der Kurse u. s. w. darf niemand, außer den Börsen-
kommissarien und den von ihnen eiwa ausdrucklich zugezogenen Kausleuten und
Mäblern, amwesend seyn.

C. 20.
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. 20.

Sogleich nach geschehener Feststellung werden die Kurse, Preise und
Frachten in Gegenwart der Makler von einem der Borsenkommissarien, auf den
Grund des Kurs-Regulirungsprotokolls, in das Börsenbuch eingetragen, und
zwar die Kurse von jedem Wechseltage; von Preisen und Frachten aber nur die
Veränderung seit der letzten Notirung.

§. 21.
Aus diesem Buche lassen die Makler die Preitkurante, Kurs= und Fracht-

zettel zur Vertheilung an ihre Kunden drucken; es ist ihnen aber die Versendung
derselben nach andern. Orten nicht erlaubt.

g. 22.

Die Kurs- und Frachtzettel und Preiskurante sollen, in sofern sie mit dem,
in dem §. 20. gedachten Börsenbuche, und dies mit dem Kurs-Regulirungs-
protokoll, übereinstimmen, auch in Streitfallen den richterlichen Entscheidungen
zur Grundlage dienen.

§#. 23.
Die Makler sind, bei eigener Verantwortlichkeit, verbunden, die von

ihnen uber abgeschlossene Geschafte zu ertheilenden Schlußzettel den Kontrahenten
am Tage des Abschlusses des Geschäfts, oder, wenn der Abend darüber heran-
gekommen wäre, spätestens am folgenden Tage, zuzuslellen.

§. 24.
Die Börsenkommissarien haben zunächst darauf zu sehen, daß die Makler

ihren Verpflichtungen bei der Vermittelung und Abschlieung der Geschäfte, wäh-=
rend der Dauer der Börsenversammlungen und bei der Regulirung der Kurse,
Preise und Frachten nachkommen.

. 25.
Derjenige Mäkler, welcher, ohne sich bei den Börsenkommissarien mit

erheblichen Hinderungsursachen entschuldigt zu haben, oder für eine gewisse Zeit
beurlaubt zu seyn, aus der Börsenversammlung wegbleibt, oder sich späler, als
fesigesetzt ist, einsindet, oder vor deren Schluß enrfernt, verfällt in eine Strafe
von Orei Reichsthalern, und zwar sollen an den Haupt-Wechseltagen die Wechsel-
mäkler von Zwölf bis Ein Uhr, die anderen Mäkler von halb Ein bis Ein
Uhr, an den übrigen Wochenragen alle Mäkler von halb Ein bis Ein Uhr
an der Börse gegenwärtig seyn. Die Abänderung dieser Stunden bleibt den
Aeltesien der Kaufmannschaft vorbehalten.

Derjsenige Mäkler, welcher von der Regulirung der Kurse, Preise und
Frachten wegbleibt, erlegt eine Geldbuße von Fünf Thalern. Derjenige Mäkler,
welcher den Börsenkommissarien die Vorzeigung seines Taschenbuchs verweigert,
verfällt in eine Strafe von Zwanzig Thalern. Der Makler, welcher Kurs-
Blärter, Preiskurante und Frachtzektel ausgiebt, welche mit dem Börsenbuche
nicht übereinstimmen, wird, außer in dem nachgewiesenen Falle eines Oruck-
fehlers, den Gerichten zur Besirafung überwiesen.

(Jo. 1210.) C. 26.
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g. 26.

Diese Strafen werden von den Aeltesten der Kausmannschaft, auf die

Anzeige der Börsenkommissarien, felgesert
Verordnungen und Bezamunlkechmn, die zur öffentlichen Kenntniß des

Handelsstandes zu Elbing gelangen sollen, werden an der Börsentafel befestigt.
Dergleichen Nachrichten sind als vollständig bekaunt gemacht anzusehen, wenn
sic drei auf einander folgende Börfentage, während der gewößhnlichen Börsenzeit,
an dem gewöhnlichen Orte der Börse ausgehangen haben. Zur gewisseren
Erreichung des Zwecks sollen jedoch dergleichen Bekanntmachungen vor dem vier-
zehnten Tage nicht abgenommen werden, wenn nicht eltwa der Inhalt derselben
ausdrücklich eine andere Dauer des Aushanges bestimmt.

26.
Nur die Aeltesten sind berechügt,Bekanntmachungeniin der Form des §F. 27.

zu erlassen. Sie dürfen sich aber niemals weigern, solchergestalt sogleich bekannt zu
machen, was ihnen von öffentlichen Bchörden zur Bekanntmachung zugefertigt wird.

Privatpersonen, sie mögen Mitglieder der Korporalion seyn oder nicht,
müssen die Anschläge, welche sie an der Börse anheften zu lassen wünschen, dem
Vorsieher zustellen, der die Anheftung veranlassen wird, wenn er kein Bedenken
dagegen findet. Bezweifelt er aber die Schicklichkeit, oder selbst die Rechtlichkeit
der beabsichtigten Bekanntmachung, so giebt er den Anschlag #m ersien Falle
an den Verfasser zurück, im andern Falle legt er ihn den Aeclresien zur Ent-
scheidung vor.

§. 30.
Die Versieigerung von Waaren oder andern Gegenständen kann in dem

Börsensaale nicht anders als mit Vorwissen und Genchmigung der Aeltesten der
Kaufmannschaft geschehen. Eben so ist zur Benutzung des Saalecs zu andern
Zwecken als den kaufmännischen Versammlungen die besondere Genehmigung
der Aeltesien der Kaufmannschaft erforderlich.

31.
Die Schiffsabrechner sind verpflichtet, taglich, bei Eroffnung der Borse,

eine Liste der angekommenen und abgegangenen Schiffe, von denen ihnen die Bo-
sorgung ubertragen ist, an der Börse anschlagen zu lassen, und jede ihnen zu-
gehende Nachricht von Havarie oder Strandung in der dortigen Gegend sofort
durch schriftliche Anzeige und Anschlag zur Kenntniß der Kaufmannschaft zu
bringen.

S. 32.

Die Börsenkommissarien sind insbesondere verpflichtet, auf die Beobach=
tung dieser Börsenordnung zu wachen, und Vorschläge, Anträge auf Abände-
rungen und Verbesserungen derselben, sobald sie solche der Erfahrung oder ver-

anderten
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anderten Umstanden angemessen finden, bei den Aeltesten zu machen. Indessen
stehen auch jedem Mitgliede der Korporation dergleichen Antrage frei.

.F. 33.

Die Aeltesten der Kaufmannschaft fuhren ein Verzeichniß
1) aller Mitglieder der Korporation;
2) aller Unterschriften ihrer Handlungsfiumen;
3) der vollständigen Namen aller Theilnehmer der Handlung, so fern sie nicht

stille Gesellschafter sind; und
4) der Familien= und Taufnamen derer, welchen pro cura ertheilt ist, vollstan-

dig ausgeschrieben.
Zu dem Ende sollen alle jetzige Mitglieder der Korporation acht Tage

nach Publikation dieser Börsenordnung, alle künftige aber sofort nach ihrer Auf-
nahme, nach Annahme einer Firma oder Ausslellung einer Prokura, eine schrift-
liche Angabe vorstehenden Inhalkts mit der Originalprokura einreichen, wobei
auch der Prokurant die Unterschrift, deren er sich bedienen will, mit seinem voll-
siändigen Namen versehen, und daß er dies gethan, ausdrücklich bemerkt haben
muß. Wer diese Anzeige, auch nach erfolgter Aufforderung von Seiten der
Aeltesten, unterlätt, ist in eine Geldbuße von Funfzig Thalern verfallen. Von
den eingereichten Originalprokuren hat der Sekretair der Aeltesten der Kauf-
mannschaft sofort beglaubigte Abschrift zu nehmen, und, daß dies geschehen, auf
dem Original zu vermerken. Sodann wird letzteres der Handlung zurückgegeben,
und solches auf dem Komtoir, wo der Prokurant arbeiket, aufzubewahren, und
auf Verlangen denjenigen, welche dasselbe vor Abschließung oder Erfüllung eines
Geschäfts einsehen wollen, vorzeigen zu können.

Von allen eingegangenen und künftig eingehenden Prokuren soll ein alpha-
betisches Register nach einem von den Aeltesien vorzuschreibenden Schema geführt,
jede vorfallende Veraänderung darin, und jeder Nachtrag dazu, sofort und pünkt-
lich vermerkt werden, und solches täglich in der Registratur der Aeltesten zu jeder-
manns Einsicht vorliegen. Der Sekretair soll dies Register der Prokuren führen
und für dessen tägliche Richtigkeit und Vollsländigkeit verantwortlich seyn. Eine
beglaubigte Abschrift dieses Verzeichnisses ist dem Stadtgerichte zu Elbing mitzutbei-
len, und die vorkommenden Beränderungen sind demselben monatlich anzuzeigen.

Uebrigens müssen die Prokuren, ohne Ausnahme, entweder gerichtlich oder
vor Notar und Zeugen beglaubigt seyn, auch die Bestimmung enthalten, daß der
Prokurant unter der Unterschrift der Firma, oder des Namens des Prinzipals,
seinen eigenen Namen mit dem Bemerken, daß er per Procuram gezeichnet habe,
hinzuzufügen schuldig, als z. B. in folgender Fonm:

Pr. P: Adam &amp; Comp.
» Borde.

zeichnen musse. Prokuren, welche nicht nach den vorstehenden Vorschriften eingerich-
tet sind, sollen zur Bekanntmachung auf der Borse nicht angenommen werden.

(No. 1216.— 12##r.) . 34.



g. 34.
Die zum Besten des Handels in Elbing offentlich angestellten Personen,

besonders diejenigen, deren Wahl den Aeltesten der Kaufmannschaft gebuhrt,
stehen zunachst unter der Aufsicht und Disziplin dieser letzteren. Den Aeltesten
sieht daher auch die Befugniß zu, jene Personen zur Erfüllung der ihnen oblie-
genden Amtsverbindlichkeiten anzuhalten, und Geldstrafen, welche die Gesetze
oder besondere Amtsinstruktionen für gewisse Fälle anordnen, mit Vorbehalt des
Rekurses, für verwirkt zu erklären. Erhebliche Dienstvergehen werden dem
Magisirate zur naheren Untersuchung und weiteren Veranlassung angezeigt.

K. 35.
Die in Folge dieser Börsenordnung von den Aeltesten der Kaufmannschaft

fesigesetzten Geldstrafen fließen zu der städtischen Armenkasse.
36

Die Befugniß, gegen Verfügungen oderStrafbestimmungen der Aeltesien
und der Börsenkommissarien Rekurs zu ergreifen, muß auf diein dem Ilten Abschnitt

des Statuts vom 30sien April 1824. vorgeschriebene Weise ausgeübt werden.37.
Jedem jetzigen und künftigen Miagliede der Korporation, jedem Makler

und Schiffsabrechner, soll ein Exemplar dieser Ordnung zugefertigt werden.
Ein Exemplar der Börsenordnung wird und bleibr an der Börse ausgehängr.
Wir bestätigen diese Börsenordnung hiedurch in allen Punkten und wollen,

daß daruber von Unseren Behörden und dem Handelsstande fest gehalten werde.
Gegeben Berlin, den 24 sien April 1830.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Schuckmann. Graf v. Danckelman.

(No. 1247.) Allerhöchste Kabinetaorder vom 14ten Mai d. J., betreffend den gegen beur-
laubte Landwehroffiziere von den Civilgerichten zu erkennenden Verlust der

*½ Charge als Offzzier.
In Verfolg Meiner Order vom 21sten November v. J. wegen des gegen ver-

abschiedete Staatsdiener auszusprechenden Verlusts der ihnen verliehenen Titel
und Dienstprädikate, setze Ich hiermit fesi: daß diese Order auch auf beurlaubte
Landwehrofftziere Anwendung finden soll, und nach den darin gegebenen Bestim-
mungen von den Civilgerichten mit auf den Verlust der Charge als Offizier zu
erkennen ist. Dergleichen Erkenntnisse sind vor der Vollstreckung zu Meiner Be-
siätigung einzureichen. Ich beauftrage das Staatsministerium mit der Bekannt-
machung dieser Besiimmung. Berlin, den 14ten Mai 1830.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsminisierium.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

— No. 11.

(Xo. 1248.) Allerhochste Kabinetsorber vom 27sten April 1830., wegen unfreiwilliger
Emeritirung oder Pensionirung in Untersuchuug gewesener Geistlicher und
Schullehrer.

A, Ihren Bericht vom Zusten März c. besiimme Ich, daß gegen Geistliche und
Schullehrer, deren Vergehen nach dem Resultate einer, in Gemäßheir Meiner
Order vom 12ten# April 1822. geführten Disziplinar-Untersuchung nicht mit
der Amtsentlassung, sondern nur mit einer Strafversetzung zu ahnden seyn würde,
wenn letztere wegen höheren Alters, oder, wegen sonst verminderter Diensifahig=
keit des zu Versetzenden nach Ihrem pflichtmäßigen Ermessen für nicht anwendbar
zu erachten ist, statt der Strafversetzung, deren unfreiwillige Emeritirung, oder
Pensionirung mit einem nach dem Grade ihrer Verschuldung abzumessenden ge-
ringeren Emeritengehalte, oder Pensionsbetrage, als denselben außerdem gebühren
würde, von Ihnen festgesetzt werden soll. Sie haben diese Anordnung durch die
Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 27sten April 1830.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatsminister Freiherrn v. Altenstei

Jabrgang 1830. — (No. 1248.— 120.) N No. 1249.)

(Ausgegeben zu Berlin den 1 8ten Juni 1830.)
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[VNo. 1249.) Allerhschste Kabinetsordre vom 10ten Mai 1830., über die Rechtsverhältnisse
der Mennoniten in den westlichen Provinzen und Brandenburg, in Beziehung
auf ihre Militairpflicht.

A. dem Berichte des Staatsministeriums vom 30sten v. M. habe Ich ersehen,
daß die mennonitischen Familienhäupter in den Rheinprovinzen, zufolge der auf
Meinen Befehl mit ihnen ausgenommenen Verhandlungen, in der bei weitem
größern Mehrheit die Leistung der gesetzlichen Militairpflicht für sich und ihre
Nachkommen übernommen haben, und daß nur der kleinere Theil, nebst der
geringen Zahl der mennonitischen Familien in den Provinzen Brandenburg und
Weslphalen, die Uebernahme dieser Verpflichtung entweder verweigert, oder sich
darüber zu erklären unterlassen hat. Wiewohl den Letztern gestattet ist, nur
ihrem Gewissen hierin zu folgen, so darf doch bei Feststellung ihrer bürgerlichen
Verhältnisse die Begünstigung nicht unberücksichtiget bleiben, die sie durch die
Versagung einer allgemeinen Landespflicht vor ihren Mitbürgern erlangen. Ich
will daher, nach den Anträgen des Staatöministeriums, für die Mennoniten in
den Rheinprovinzen, so wie in den Provinzen Brandenburg und Westphalen,
nachstehende Bestimmungen erlassen:

1) Die Mitglieder derjenigen mennonitischen Familien, deren Häupter für sich
und ihre Nachkommen die Militairpflicht übernommen haben, oder zu über-
nehmen noch erklaären, sollen in allen bürgerlichen Verhältnissen den
übrigen christlichen Unterthanen, ohne Ausnahme, völlig gleich behandelt
werden.

2) Die Mitglieder derjenigen Familien, deren Häupter die Militairpflicht zu
erfüllen für sich und ihre Nachkommen verweigert haben, bleiben fernerhin
von derselben zwar entbunden, es soll aber

a) jeder Familienvater und fernerhin jeder von der Militairpflicht freie Men-
nonit, der einen eignen Hausstand führt, oder eignes Vermägen besitze,
für diese Befreiung eine jährliche Geldabgabe, die unabänderlich auf eine
besonders zu ermittelnde Einkommensteuer von Drei Prozent festgesetzt
wird, an die Staatskasse entrichten.

b) Jedes Mitglied einer von der Militairpflicht freien mennonitischen Familie
wird, wie die in Preußen wohnhaften, vom Milikairdienst befreiten Men-
noniten, von der Befugniß, Grundsiücke zu erwerben, ausgeschlossen.
Hievon sind nur solche Grundsiucke ausgenommen, die sich schon gegen-
wärtig im Besitz einer mennonitischen Familie befinden, welche sich der
Militairpflicht nicht unterworfen hat, und auch künftig nicht unterwirft.
Jedes Mitlglied einer solchen Familic ist zur Anstellung im Staatsdienste
unfähig, soll jedoch zur Verwaltung eines Kommunalamts zugelassen
werden.

Cc

3) Oie-
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3) Diejenigen mennonitischen Familien, deren Haupter sich uber die Leistung
der Militairpflicht nicht erklart haben, und nicht noch sich bereit erklaren,
werden denen gleich behandelt, welche sie verweigern.
Den einzelnen Mitgliedern solcher Familien, deren Haupter die Militair-
pflicht ubernommen haben, bleibt jetzt und kunftig vorbehalten, bei Errei-
chung des militairpflichtigen Alters die Befreiung vom Militairdienste
nachzusuchen, und sie soll ihnen zur Schonung der Glaubensmeinungen
und des Gewissens nicht verweigert werden. Dagegen ist ein solcher
Mennonit nicht allein fur sich und seine Nachkommen den Beschrankungen
seiner bürgerlichen Verhältnisse, wie zu 2., unterworfen, sondern auch
verpflichtet

à) die Einkommensteuer der drei Prozent von denjenigen Einkünften, die er
aus einem eigenen Vermögen bezogen hat, seit der Zeit des Anfalls dieses
Vermögens nachträglich zu entrichten;

b) sich desjenigen Grundbesitzes wieder zu entäußern, welchen er oder seine
Vorfahren, nur in Folge der Militairpflichtigkeit zu erwerben befugt
gewesen sind. Zu dieser Verbindlichkeit hat die Verwaltungsbehörde
ihn erforderlichenfalls gerichtlich anzuhalken.

5) Den einzelnen Mitgliedern solcher Familien, deren Häupter die Militair=
pflicht nicht übernommenhaben, ist es gestattet, durch Ableistung der
gesetzlichen Militairdienste sich und ibre Nachkommen von der Beschränkung
in ihren bürgerlichen Verhältnissen zu befreien und die Rechte ihrer übrigen
christlichen Mitbürger nach der Bestimmung unter 1. zu erwerben.

6) Die Qucker oder sogenannten Separatisten werden, wie die Mennoniten,
behandelt.

7) Die Ansiedelung oder Aufnahme neuer Mitglieder beider Sekten ist nicht
erlaubt.
Sollte die Verwaltungsbehörde in besondern Fällen eine Ausnahme von

dieser Bestimmung bevorworten zu dürfen vermeinen, so ist auf den Grund
einer genauen Untersuchung der obwaltenden persönlichen Verhälenisse Meine
unmittelbare Entscheidung auszuwirken.

Das Staatsministerinen hat diese Bestimmungen durch die Gesetzsamm-
lung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und die einzelnen Behörden haben in
ihren Ressorks auf die Ausführung derselben zu halten.

Berlin, den 16ten Mai 1830.

4

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsminifterinm.

(o. 1250.)
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(No. 1250.) Nachträgliche Bestimmung über die Anwendung der Vorschrift des F. 1. der
Ministerial-Instruktion vom 14ten Januar 1822., wegen Anlegung enger
vom Schomsteinfeger nicht zu befahrender Schomsteinröhren. Vom 17ten
Mai 1830.

V
In Gemäßheit der Allerhöchsten Kabinetsorder vom 4ten Oktober 1821. und

der in Folge derselben, wegen Anlegung enger Schornsteinröhren ergangenen
Ministerial-Instruktion vom 141en Januar 1822. (Gesetzsammlung von 1822.
pag. 42. und 43.), wird die Bestimmung des F. 1. der Letzteren, wodurch nur
die geringste, nicht aber die größte zulässige Weite der engen vom Schorn-
steinfeger nicht zu befahrenden Schornsteinröhren vorgeschrieben worden ist, auf
den Grund des darüber von der Ober-Baudeputation auf Erfordern abgegebenen
Gutachrens dahin ergänzt:

daß die engen vom Schornsteinfeger nicht zu befahrenden Schornstein-
Röhren nicht weiter als acht Zoll im Durchmesser oder im Quadrat
angelegt werden dürfen.

Berlin, den 17ten Mai 1830.

Ministerium des Innern und der Polizei.

v. Schuckmann.
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No. 1251.) Convention de Cartel, signée
par les Plénipotentieires de Sa Mejestéele
Roi de Prusse, et Sa Majesté Empereur
de toules les Russies, Roi de Pologne,
le 4. Mers 1830.

Au nom de la Très-Sointe

et indioisible Trinité!

La Convention de Cartel conclue le
4. Mai 1816. entre Sa Majesté le Roi
de Prusse et Sa Majesté TEmpereur
de toutes les Russies, Roi de Pologne,
venant d'expirer, qduelques- unes de
ses dispositions ayant é16 reconnues
susceptibles de recevoir plus de dé-
veloppemens ei de précision, et d’au-
tres ayant cessé d'étre applicables aux
rapports existans, Leurs Majestés ont
jugé utile et Convenable de conclure
une nouvelle Convention de Cartel er

ont à cei ellet nommé des Plénipo-
tentiaires, savoir:

Sa Majesté le Roi de Prusse, le
Sieur Chrétien Gonthier, Comte
de Bernstorsf, Son Ministre
d'Etat, du Cabinet et des afsaires

Jahrgang 1830. — (No. 1251.)

(Ausgegeben zu

([No. 1251.) Kartel-Konvention, untexzeichnet
von den Bevollmächtigten Sr. Majestät des
Königs von Preußen und Sr. Majestät des
Kaisers von Rußland, Königs von Polen,
am 1#ten März 1830.

Im Namen der hochheiligen und
untheilbaren Dreieinigkeit!

Nechdem die zwischen Sr. Majeslät dem
Könige von Preußen und Sr. Majestät
dem Kaiser von Rußland, König von
Polen, unterm ##en Mai 1816. abge-
schlossene Karrel-Konvention abgelaufen
ist, einige ihrerBestimmungen einer nähe-
ren Erläuterung und größeren Bestimmt-
heit fähig erachtet worden sind und andere
aufgehört haben auf die gegenwärtigen
Verhältnisse anwendbar zu seyn; so haben
Ihre Majestäten es nützlich und angemes-
sen gefunden, eine neue Kartel-Konvention
abzuschließen, und zu diesem Behufe zu
ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich:

Se. Majestät der König von Preußen,
den Grafen Christian Günther
von Bernstorff, Ihren Staats-
Kabinels= und der auswärtigen An-

O

erlin den 1sten Juli 1830.)
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étrangères, Chevalier des grands
ordres de l'Aigle noireetdelAigle
rouge de Prusse, de ceux de St.
André, de St. Alexandre-Nevski et
de Ste. Anne de la première classe
de Russie, et de celui de l'Aigle
blanche de Pologne, Grand-Croix
de Fordre Royal de St. Etienne de
Hlongrie, Grand-Cordon de la lé-
gion d'honneur de France, Grand-
Collier de Fordre de la Toison
dor et Grand-Croix de Tordre de

Charles III. dEspagne, Chevalier de
Tordre de TEléphant et Grand-
Croix de Tordre de Dannebrog de
Danemarc, Grand-Croix de Tordre
de St. Ferdinand et du Mérite de

Sicile, Chevalier de Pordre supréme
de PAnnonciade de Sardaigne,
Grand-Croix des ordres de Guelphe
G’Ianovre, de la couronne de Wur--
temberg, du Lion d’or de la Hesse
Electorale et du Mérite de la llesse
Grand-Ducale, de ceux de la Fidé-
lité et de Zachringue de Bade, et du.
Faucon blanc de Sazxe-Weimar,

et

Sa Majesté PEmpereur de tontes les
Russies, Hoi de Pologne, le Sieur
Daof Comte &amp; -opens, Son
Conseiller privé actuel et Cham-
bellan actuel, Envoyé exxtraordi-
naire et Mi istre plénipotemtiaire
Préès Sa Majesté le Roi de Prusse,
Chevalier des ordres de St. Alexan-
dre-Nevsky, de St. Vladimir de la
Première, et de Ste. Anne de la
Premiere classe, de celui de TPAigle
blanche de Pologne et Grand-Croix
de la Iégion dThonneur de France;

gelegenheiten Minister, Ritter des
Preußischen großen schwarzen und
rothen Adler-Ordens, des Russischen
St. Andreas-, St. Alerander-Neweky-
und St. Annen-Ordens 1ster Klasse,
so wie des Polnischen weißen Adler-
Ordens, Großkreuz des Königlich-
Ungarischen St. Stephan-Ordens und
der Französischen Ehrenlegion) Ritter
des Spanischen Ordens vom goldenen
BVließ und Großkreuz des Spanischen
Ordens Karls des III., Ritter des Däni-
schen Elephantenordens und Großkreuz
des Danischen Dannebrog-Ordens,
wie auch des Sieilianischen St. Ferdi-
nands= und Verdienst-Ordens, Ritter
des Sardinischen hohen Annunciaden=
Ordens, Großkreuz des Hannsver-
schen Guelphen-Ordens, des Ordens
der Würtembergischen Krone, des Kur-
fürstlich-Hessischen goldenen Löwen-
Ordens und des Großherzoglich-Hessi-
schen Verdienst-Ordens, der Badischen
Orden der Treue und des Zähringer
Löwen, so wie des Sachsen-Weimar-
schen weißen Falken-Ordens;

und
Se. Majeslät der Kaiser von Rußland,
König von Polen, den Grafen David
von Alopeus, Ihren Wirklichen
Geheimen Rath und Wirklichen Kam-
merherrn, auß#erordentlichen Gesandten
und bevollmächtigten Minister bei Sr.
Majestät dem Könige von Preußen,
Ritter des St. Alexander-Newsky,
St. Wladimir und St. Annen-Ordens
erster Klasse, des Polnischen weißen
Adler-Ordens und Großkreuz der fran-
zösischen Ehrenlegion;



lesquels, après avoir échangé leurs
pleins- pouvoirs, trouvés en bonne et
due forme, ont conclu et signé la
Convention de Cartel dont la teneur
suit ici mot à mot.

Article 1.

La présente Convention, qui sera
mise en exécution à dater du jour de
a ratification, sappliquera:

a) à tous les individus qui déserte-
ront le service actif des armées

respectives, ainsi qu'aux efsets mi-
litaires qu'ils auront emportés,
comme chevaux, harnois, armes,
habillemens;

b) aux individus, qui n'ont obtenu
de congé qu'à condition de se pré-
senter au premier appel pour ren-
trer au service actif, et qui en

cConséquence appartiennent à la
réserre;

c) à tous les individus qui, selon
les lois de PEtat qwils ont quitte
avec on sans Pintention dy rentrer,

s#ont sujets, ne fut-e due dans la
suite, au service militaire;

4) aux individus, qui, ayant commis
des crimes dans l’un des deux Etats,
se sont ensuis sur le territoire de

l'autre, pour se soustraire aux pour-

suites de la justice et à la peine
du’ils ont encourue.

Article 2.

Si les individus mentionnés à Par#
tiche préCédent sous la lettre a., sont
saisis en unisorme, si on trouve zur

([o. 1241.)
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welche, nach Auswechselung ihrer in guter
und gehöriger Formbefundenen Vollmach-
ten, diejenige Karkel-Konvention abge-
schlossen und un'erzeichnet haben, deren
wörtlicher Inhal. „endermaßen lauret.

Artikel 1.

Die gegenwärtige, von dem Tage
ihrer Ratifikation an in Kraft tretende
Konvention erstreckt sich

a)auf alle aus dem aktiven Dienste der
beiderseitigen Armeen desertirten Indi-
viduen und die von ihnen mitgenom-
menen Militair-Effekten, als Pferde,
Reitzeug, Armatur= und Montirungs-=
Stücke;

b) auf die aus dem aktiven Diensie,
umer Vorbehalt ihrer Verpflichtung
zu demselben, beurlaubten, mitbin zur
Kriegsreserve gehörigen Individuen;

c) auf alle, nach den Gesetzen des
Sctaats, welchen sie mit oder ohne
Absicht der Rückkehr verlassen haben,
wenn auch erst für die Folge, zum Mi-
litairdienste verpflichteten Individuen;

d) auf diejenigen Individuen, welche,
nachdem sie in einem der beiden Staa-
ten ein Verbrechen begangen, sich der
Untersuchung und Bestrafung desselben
durch die Flucht auf das Gebiet des
andern Staats zu entziehen gewußr
haben.

Artikel 2.

Die im vorsiehenden Artikel unter a.
bezeichneten Individuen sind, wenn sie in
militairischer Bekleidung, oder mit andern

O 2



eux d'autres objets appartenant à
léquipement militaire, ou, en géné-
ral, s'il est hors de doute qu'ils ont
déserté le service actif de Pautre Etat;
ils seront sur le Champ et sans réqui-

sition préalable de Cet Etat, arrétés
et conduits avec les ellets militaires

tronvés sur eux, à la frontière qui
Ké Pare les deux Etats, pour y étre
remis à Pautorité respective chargée
de les recevoir. Quant aux individus,
dont la désertion West pas maniteste,
mais dewent probable par suite de
leur propre déclaration ou de circons-
tances particulières, les autorités mi-
Titaires ou civiles, qdui auront eu con-

naissance du séjour Tun pareil indi-
vidu, Prendront aussitöt les mesures
nécessaires pour empécher son éva-
sion. Elles feront ensuite dresser un

Prochès -verbal àäcce sujet et le Commu-
niqueront à Tautorité militaire pro-
vinciale de ’autre Etat, qui alors
déclarera sile prévenu a ellectivement
déserté ou non, sur quci, dans le cas
de Pallirmative, le déserteur lui sera
délivré de la manière sus-indiquée.

Les individus mentionnés à Tar-
tiche précédent lettres b. et c., ne
seront arrétés et restitués qu’fa la suite
Tune réquisition expresse, qui, dans
chadue cas spécial, sera faite par
Tautorité compétente de IEtat auquel
ils appartiennent.

Article 3.

L’extradition des individus, ap-
Partenant aux classes a., b. et c. de

88.

Gegenständen der militairischen Ausru-
stung betroffen werden, oder wenn über-
haupt darüber, daß sie aus dem aktiven
Dienste des andern Staars entwichen sind,
kein Zweifel obwaltet, sofort, ohne daß
es dazu einer vorgängigen Reguisition
Seitens dieses Staats bedarf, zu verhaf-
ten, und mit den bei ihnen gefundenen
Militair-Effekten zur Grenze, welche beide
Staaten trennt, zu transportiren, um
daselbst an die zu ihrer Empfangnahme
beauftragte jenseitige Behörde abgeliefert
zu werden. Bei denjenigen Individuen,
deren Desertion nicht offenbar, sondern
in Folge besonderer Umstände oder ihrer
eigenen Aussagen nur wahrscheinlich ist,
muß von den Militair= oder Civilbehör-=
den, welche von ihrem Aufenthalte Kennt-
niß erhalten haben, sofort für ihre Sicher-
stellung gesorgt werden. Demnächst
baben sie darüber ein Protokoll aufneh-
men zu lassen, und solches der jenseitigen
Provinzial-Militairbehörde mitzutheilen,
welche hierauf zu erklären hat, ob das
bezeichnete Individuum wirklich desertirt
ist oder nicht, welchemnächst, im Beja-
hungsfalle der Deserteur ihr auf die oben
erwähnte Weise auszuliefern ist.

Was die im vorigen Artikel unter b.
und c. bezeichneten Individuen betrifft,
so findet derenVerhaftung und Ausliefe-
rung nicht anders Statt, als in Folge
einer jedesmaligen ausdrücklichen Requi-
s#tion von Seiten der kompetenten Be-
hörde desjenigen Staats, welchem sie
angehören.

Artikel 3.

Die Auslieferung der zu den Klassen
a. b. und c. des Artikels 1. gehörigen



larticle 1., waura cependant pas lieu
si avant de Fetre rendus dans IEtat
dw’ils ont quitté en dernier lieu ou
avant dy avoir Pris service, ls ont
été sujets de l'Etat où ils se sont retirés
lors de leur désertion, et que les rap-
ports, qui proviennent pour eux de
cette qualité, n'ont pas été annullés
suivant les formes prescrites par les
lois de cet Etat. Mais méme dansce
cas on rendra les chevaux ei elfets mi-

litaires, que ces individus auraient
eemmenés avec eux en désertant.

De méme, si un individu appar-
ten ant à ces trois classes Fest rendu

Coupable de quelque délit dans TPEtat
Ou ils’est retiré, son extradition pourra
Etre refusée jusquiä ce qu'il ait subi la
pene, que lui insligent les lois de cet
Etat.

Enfin, dans le cas, où, suivant
la teneur de l'article 2., larrestation
et lextradition d'un individu n'auront

lieu qu'à la suite d’une réquisition,
si, depuis Pépoque de la désertion ou
de Iévasion de cet individu, il 'est
éGcoulé H’espace de cind ans, celui des
deux Etats, auquel serait adressé une
réquisition pour le réclamer, ne sera
Pas tenu d)y satisfaire.

Article 4.

Les communications qui, d’apres
Fartiche 2. auront lieu par rapport aux
individus soupçonnés d’avoir déserté
le serwice de lune des Hautes Parties
contractantes, seront adressées de la
part de la Prusse au Commandant en

(No. 1241.)

89

Individuen wird jedoch nicht Statt finden,
wenn dieselben, ehe sie sich in den zuletzt
von ihnen verlassenen Staat begeben oder
daselbst Dienste genommen hatten, Unter-
thanen desjenigen Staats waren, wohin
sie sich bei ihrer Entweichung geflüchtet
haben, und diejenigen Verhaälknisse, welche
für sie aus dieser Eigenschaft entspringen,
nicht nach den in diesem Staate geltenden
gesetzlichen Vorschriften aufgelöst worden
sind. Doch werden, selbst in diesem Falle,
die von solchen Individuen bei ihrer Enk-
weichung mitgenommenen Pferde und
Militair-Effekten zurückgegeben.

Eben so kann die Auslieferung eines
zu diesen 3 Klassen gehbrigen Indivi-
duums, wenn dasselbe sich in dem Staate,
wohin es entwichen ist, ein Verbrechen
oder Vergehen hat zu Schulden kommen
lassen, bis zur Abbüßung der nach den
Gesetzen dieses Sraats dafür verwirkten
Strafe verweigert werden.

In den Fällen endlich, wo, nach
Inhalt des Artikels 2., die Verhaftung
und Auslieferung eines Individuums nur
in Folge vorheriger Requisition geschieht,
ist, wenn seit der Desertion oder dem Aus-
tritte desselben bereirs ein Zeitraum von

fünf Jahren verstrichen seyn sollte, der
requirirte Theil nicht verpflichtet, der an
ihn ergehenden Auslieferungs-Requisition
Folge zu leisten.

Artikel 4.

Die im Artikel 2. vorgeschriebenen
Mittheilungen wegen der der Desertion
aus dem Dienste der jenseitigen Macht
Verdächtigen, werden Königl. Preußischer
Seits an den Kommandirenden en Chekl,
und an die der Auslieferung der Deser-



chef et aux officiers Préposés à lex-
tradition des déserteurs, et de la part
de la Russie et de la Pologne au Gé-
néral commandant dans la province
Prussienne la plus proche; les réquisi-
tions relatives aux individus mention-

nés à Partiche 1., sous les lettres b. etc.,
FFadresseront de la part de la Prusse
aux autorités militaires et civiles de

HRussie ou de Pologne les plus ä proxi-
mité, et de la part de la Russie et de

la Pologne, à la régence provinciale
Prussienne la plus à Portée.

Article 5.

Comme il pourrait arriver qu'’un
individu, avant sa désertion du service
de PTune ou de Fautre des Hautes

Parties Contractantes, edt déserté des
troupes d’un autre Souverain, ou d’un
autre Ktat, avec lequell’une des llautes
Parties contractantes aurait conclu
une Convention de cartel, le déser-
teur n'’en sera Pas moins rendu 4 har-

mee, du’il aura désertée en dernier
lieu.

Article 6.

I est expressément défendu aux
autorités militaires et civiles respec-
tires Tengatzer au service militaire on
civil de leur Souverain un individu,
dont la désertion du service actif de
Pautre Elat n’est pas douteuse oune

serait méme due Probable. Elles ne
laisseront Passer aux frontières ni au-
cun sous- ollicier, ni aucun sol-

dat de Tarmée de Etat limitrophe, à
moinsqwilne soit muni d’un Passeport
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teure vorgesetzten Offiziere, Koaiserlich-
Russischer oder Königlich-Polnischer Seirs
aber an das Generalkommando der näch-
sten Preußischen Provinz gerichtet; wo-
gegen die Requisitionen, welche sich auf
Individuen der im Artikel 1. unter b. und
. erwähnten Klassen beziehen, Königlich-
Preußischer Seits an die nächsten Rus-
sischen oder Polnischen Militair= und
Zivilbehörden, und Kaiserlich-Russischer
oder Königlich-Polnischer Seits an die
nächste Preußische Provinzial-Regierung
zu richten sind.

Artikel 5.

Da der Fall eintreten könnte, daß ein
Individuum, bevor es aus dem Dienste
des einen oder des andern der hohen kon-
trahirenden Theile entwichen ist, schon
von den Truppen eines andern Son-
verains oder eines andern Staats, mit
welchem einer der hohen kontrahirenden
Theile eine Kartelkonvention geschlossen
hat, desertirt wäre, so soll gleichwohl ein
solcher Ueberlaufer derjenigen Armee aus-
geliefert werden, von welcher er zuletzt
desertirt ist.

Artikel 6.

Den beiderseitigen Militair= und Zivil-
behörden ist ausdrücklich untersagt, ein
Individuum, dessen Desertion aus dem
jenseitigen aktiven Dienste als gewiß oder
selbst nur als wahrscheinlich anzunehmen
ist, in den Militair= oder Zivildienst ihres
Souverains aufzunehmen; auch dürfen
sie keine Unteroffiziere oder Soldaten der
lenseitigen Armce auf der Grenze durch-
gehen lassen, wenn sie nicht mit einem
Passe oder Abschiede von dem Chef oder



ou d'une cartouche du Chef ou du

Commandant du corp auquel il pré-
tend appartenir.

Tout individu qui, sans pouvoir
se légitimer au moyen d'un pareil
Passeport ou d'une cartouche, sera
découvert par ces autorités ou leur
sera dénoncé par leurs subalternes,
et due des signes extéfieurs ou d'au-
tres circonstances rendront suspect
Tappartenir aux troupes de Tautre
Etat, sera sur le champ arrdté, avec
tous les effets qu’on trouvera sur lui;
on lui fera subir un interrogatoire
et il sera procédé ensuite conformé-
ment aux dispositions de Tarticle 2.

Article 7.

Les IIautes Parties Contractantes

feront tenir la main à ce du’il soit
satisfait promptement et loyalement
aux réquisitions qui devront étre
adressées à Leurs autorités, concer-
nant les individus des classes b. et c.

de l'article 1. 8Si ces individus de-

voient avoir é6té engagés au service
de TEtat sur le territoire duquel ils
5e trouvent, cette circonstance w’in-

fluera en rien sur les obligations
mutuelles résultant du présent article.

Article 8.

S’il §élevait des doutes sur PFezxac-
titude de telle ou telle circonstance,
rapportée dans le réquisitoire, ces
doutes ne pourront, les Cas mention-

ns à l'article 3. exceptés, motiver
un refus d'extradition.
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Kommandeur des Truppentheils, dem sie
anzugehoren vorgeben, versehen sind.

Jedes ohne einen solchen Paß oder
Abschied von ihnen betroffene oder von
ihren Untergebenen ihnen angezeigte In-
dividuum, welches in Folge cußerer
Merkmale oder sonstiger Umstände den
Truppen des andern Staats anzugehdren
verdächtig ist, haben sie, mit sämmtlichen
bei ihm befindlichen Effekten, sofort zu
verhaften, und zu Protokoll vernehmen
zu lassen, welchemnächst nach den un
Artikel 2. enthaltenen Beslimmungen zu
verfahren ist.

Artikel

Die hohen kontrahirenden Theile wer-
den darauf halten, daß den an ihre Be-
hörden zu richtenden, die Individuen der
Klassen b. und c. des Artikels 1. betref-
fenden Requisitionen schnell und ohne
Rückhalt genüugr werde. Auch soll eine
etwa inzwischen Statt gefundene Einsiel-
lung solcher Individuen in den Dienst der
Macht, auf deren Gebiete sie sich befin-
den, auf die aus dem gegenwärtigen
Artikel entspringenden gegenseitigen Ver-
Ppflichtungen von keinem Einflusse seyn.

Artikel 8.

Sollten über die Richtigkeitirgend eines
in demRequisitions-Schreiben angeführten
Umsiandes Zweifel entstehen, so können
diese, die im Artikel 3. erwähnten Fälle
ausgenommen, eine Verweigerung der
Auslieferung nicht begründen.



Article 9
Non seulement Pesxtradition Tun

déserteur ou d’un individu sujet au
service militaire devra tonjours et

sans exception dtre accompatnée
d'un procès-verbal,quiaura4½
dressé relativement aux causes et aux
circonstances de son arrestation, mais

encore, il appartient dà la catégorie
de ceux qui Tapres Tarticke 2., doi-
vent étre livrés Toffice, les effets
militaires qdui auront servi 4 faire dé-
cCouvrir sa désertion, seront de suite
restituéks avec lui. Que si, au con-

traire, Pindividu appartient à la classe
de ceux, qdui ne Sont livrés dwä la
suite Pune communication préalable
entre les autorités militaires respec-
tives, ou T#’un réquisitoire spécial,
alors, alin de lever toute espece de
doute due son esxtradition ne soit

conforme aux Principes établis dans

la Présente Convention, le réquisi-
toire qui le concerne sera toujours
Produit en oritzinal lors de Textra-
dirtion.

Article 10.

Les places srontiires fixées jus-
qu'ici pour l'extradition régulière des
dserteurs et autres individus, con-

tinueront à servir pour le même ob-
jet aussi longtems due les autorités
respectives ne conriendront pas chun
Chantzement à cet ézard. Les fonc-
tionnaires chargés dans ces endroits
de recevoir les indivridus qui devront
Atre livrés, seront, suivant que ces
Honctionnaires appartiennent à Pétat
militaire ou d P’état civil, dcnommés

Par T’autorité militaire ou civile com-
Péientec, à celle de Pautre Etat.
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Artikel 9.
Beider Auslieferung eines Deserteurs

oder Milirairpflichtigen ist jederzeit und
ohne Ausnahme nicht allein das 7 seiner
Verhaftung über die Veranlassung und
Umstände desselben aufgenommene Pro-
tokoll, sondern es sind auch, wenn der-
selbe zur Klasse der nach Artikel 2. von
Amtswegen Auszuliefernden gehörk, die
Milirair= Effekten, durch welche seine
Desertion sich ergeben hat, sofort mit zu
überliefern. Gehört er dagegen zu den
erst nach vorheriger Kommunikation mit
den respektiven Militairbehörden oder in
Folge einer besonderen Requisstion auszu-
liefernden Individuen, so ist bei seiner
Auslieferung, um jeden Zweifel darüber
zu beseitigen, daß dieselbe den un gegen-
wärtigen Vertrage besiimmten Grund-
sätzen gemäß sey, allemal das Original
des ihn betreffenden Requisitions-Schrei-
bens vorzuzeigen.

Artikel 10.
Die gegenwärtig zur ordnungsmaßi-

gen Auslieferung bestimmten Grenz-One
werden auch ferner, und zwar so lange
zu diesem Zwecke beibehalten, als die
beiderseitigen Behörden nicht etwa über
eine Abänderung in dieser Beziehung sich
vereinbaren. Die an diesen Orten mit
dem Auslieferungsgeschaft beauftragten
Beamten sind, je nachdem sie zum Mili-
fair-oder Zivilstande gehören, von Seiten
der betreffenden Milikair-oder Civilbehörde
der jenseitigen namhaft zu machen.



Article 11.

Pour tout déserteur ou individu

sujet au service militaire, les frais
d’entretien seront acquittés à raison
de deux gros courant de Prusse ou

de duinze gros de Pologne par jour,
à compter du jour on il aura 6066é
arrété pour étre livré soit ’ofsice,
soit Par suite Tune réquisition. Sile
déserteur a pris avec lui un cheval

de service, il sera bonisié pour ce
dernier par jour et à compter de
Fépodue susindiquée, deux metzes
davoine er huit livres de foin avec

la Paille nécessaire, et ces fourrages
sSeront payés chaque fois selon le
Prix Ccourant du marché de la ville
la plus proche.

La restitution du déserteur se fera

au plus tard huit jours après som
arrestation, laquelle aura lieu des
du’on P’aura découvert; les frais de
son entretien ne seront rétribués de

Part et Tautre que pour le meme
terme de huit jours, à moins que
Teloignemem du lieu oulle déserteur
aura 6té arrété ou d’autres circon-

stances bien constatées, ne retardent
nécessairement au de ld de Cce terme

son extradition aux autoril!és com-

Pötentes. Si par suite de maladie
du transluge, il aurait é-½ reçu dans
un höpital, les frais qui en résulte-
ront scront acquittés par le Gouver-
nement réclamant à raison de vingt
et un gros de Polotne par jour pour
tout le lems pendant lequel son état
de santé aura retenu dans Thôöpital.

Jahrgang 1830. — (No. 1251.)
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Artikel 11.

An Unterhaltungskosten werden für
jeden Deserteur oder Milikairpflichtigen,
von dem Tage an, wo er, zum Zwecke
seiner von Amtswegen oder auf Requi-
sition zu bewirkenden Auslieferung ver-
haftet worden ist, Zwei Groschen Preuß.
Courant oder Fünfzehn Groschen Polnisch
täglich vergütet. Hat der Deserteur ein
Dienstpferd mit sich genommen, so werden,
von dem eben gedachten Zeitpunkte ab
taäglich, auf dasselbe zwei Metzen Hafer
und acht Pfund Heu, nebst dem nöthigen
Stroh, gutgethan, und diese Fourage
wird nach den jedesmaligen Marktpreisen
der nächsten Stadt begahlr.

Die Auslieferung des Deserteurs wird
spätestens acht Tage nach seiner bei dessen
Entdeckung sofort Statt findenden Ver-
haftung erfolgen, und die Kosten für
seinen Unterhalt sollen auch gegenseirig
nur für den Zeitraum von acht Tagen
erstattet werden, es sey denn, daß seine
Auslieferung an die betreffenden Behöbr-
den, wegen der Entfernung des Ortes,
wo derselbe ergriffen worden, oder wegen
anderer hinreichend nachgewiesener Um-
siände, über jenen Zeitraum hinaus ver-
zögert werden müßte. Ist der Ueber-
läufer Krankheit halber in ein Hospital
aufgenommen worden, so werden die des-
fallsigen Kosten von dem reklamirenden
Gouvernement mit ein und zwanzig Gro-=
schen Polnisch täglich für die ganze Zeir
seines Aufenthalts daselbst erstattet.

P



Article 12.
Celui qui découvrira un déser-

teur, qduelle qdue soit Fespece de trou-
Pes dont celui-csi lfasse partie, ou bien
un individu sujet au service militaire
et réclamé, de sorte qdue ce déser-
teur ou cei individu- puisse sur le
champ étre arrété, obtiendra comme
récompense de la part de TPltat, au-
duel 2e fera Pextradition, la s3omme
de vingt-sépt florins de Pologne. Si
Fon découvre en méme tems le cheval

de service emmené par lui et que le
cheval est rendu d PEtat auduel il
appartient, Ccette récompense sera
portée à quarante cindq tflorins de
Pologne.

Article 13.

Afin de pouvoir acquitter sans dé-
lai cette récompense ainsi qdue les frais
Tentretien mentionnés à Particlke 11.,
lesquels dans aucun cas ne pourront

étre augmentés, les llautes Parties
contractantes feront déposer chez les
Honctionnaires, chargés dans les places
frontières, désignées pour cet ellet, de
la réception des déserteurs, une cer-
taine somme d’argent, au moyen de
laquelle ils payeront, lors de l’extra-
dition faite à enx du déserteur ou de

Pindividu sujet au service militaire,
ainsi due du cheval, et la récompense
susmentionnée, et les frais d’entretien,
sur une Spcification présentée aut
susdits fonctionnaires de la part de
autorité de Tautre Etat chargée de
P’extradition. Si Ton trouvait ceite

écification délectueuse, ce qui tont
fois pourra diflicilement avoir lieu, vo
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Artikbel 12.
Demjenigen, der einen Deserteur,

von welcher Truppengattung derselbe
auch seyn mag, oder einen reklamirten
Militairpflichtigen dergestalt entdeckt, daß
er sofort zur Haft gebracht werden kann,
wird von Seiten desjenigen der hohen
kontrahirenden Theile, an welchen die
Auslieferung geschieht, eine Belohnung
von Sieben und Zwanzig Gulden Polnisch
zugebilligt. Wird mit einem Deserteur
zugleich das von ihm mitgenommene
Dienstpferd entdeckt, und dem Staate,
welchem es gehört, zurückgegeben, so wird
diese Belohnung auf Fünf und Vierzig
Gulden Polnisch erhöhet.

Artikel 13.

Zur Berichtigung dieser Belohnung,
so wie der im Artikel 1 1. bemerkten Unter-
haltungskosten, welche in keinem Falle
erhöhet werden dürfen, werden die hohen
kontrahirenden Theile bei den mit dem
Auslieferungsgeschäft in den dazu be-
stimmten Grenzorten beauftragten Beam-
ten eine gewisse Summe Geldes nieder-
legen lassen, von welcher diese Beamten
die vorgedachte Belohnung sowohl als die
Unterhaltungskosten sofort bei Uebergabe
des Deserteurs oder Militairpflichtigen
und des Dienstpferdes, auf den Grund
einer Berechnung zu berichtigen haben,
welche bei der Auslieferung von der dazu
beauftragten jenseitigen Behörde mit zu
übergeben ist. Sollte diese Berechnung
für unrichtig gehalten werden, was jedoch
bei der genauen Fesisetzung des Satzes
der Belohnung und der Unterhaltungs-
kosien nicht leicht wird Statt finden kön-



la détermination précise du taux de la
rémunération ei des frais Tentretien,
elle wen devra pas moins étre soldée
et ce ne sera due plus tard qw’une ré-
clamation à ce sujet sera prise en con-

sidération; le seul cas excepté on il
m’aurait Pas 61é satisfait à la disposi-
tion de Particle 9., croncernant la resti-
tution simultanée des eflets militaires
trouvés sur le déserteur ou hexhibition

de Toriginal du réquisitoire, dans le-
duel cas ilne serapayé nirécompense
ni lrais Tentretien.

Article 14.

Les déserteurs et les indwidus su-

jets au service militaire ne pouvant
Contracter des dettes, due ’Etat au-

duel ils appartiennent eüt hobligation
légale Gacquitter, ces dettes ne feront
jamais lors de Pextradition un objer de
discussion entre les autorités des deux
Etats. Si un individu, durant son sé.

jour dans ’Etat dui le délivre, acon-
tracté envers des particuliers des obli-
gations, due son extradition Fempéche
de remplir, il ne reste à la partie lés86=
due de Jfaire valoir ses droits par de-
vant Pautorité compétente de TEtar#
auquel appamient son débiteur.

Pareillement si un déserteur, ou
un individu sujet au service militaire
#se tronvait, au moment o il est ré-

clamé, en état Tarrestation pour des
engagemens du'’il aurait contractés
envers des particuliers, TEtat, auquel
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nen, so soll dennoch die Zahlung der auf-
gerechneten Summe erfolgen, und erst
später ist eine desfallsige Reklamation zu
untersuchen, mit alleiniger Ausnahme
des Falles, wo der im Artikel 9. enthal-
tenen Bestimmung wegen gleichzeitiger
Ueberlieferung der bei einem Deserteur
gefundenen Militair-Effekten oder Vor-
zeigung des Original-Regquisitionsschrei-
bens nicht genügt wäre, indem alsdann
weder die Fangepramie noch die Unter-
haltungskosten gezahlt werden.

Artikel 14.

Da weder von Deserteuren noch von
ausgetretenen Militairpflichtigen Schul-
den kontrahirt werden können, die den
auf ihre Person Anspruch habenden Staar
zu deren Erslattung rechtlich verpflichren,
so kann auch die Bezahlung solcher Schul-
den bei der Auslieferung nie einen Gegen-
stand der Erörterung zwischen den Be-
hörden beider Staaten bilden. Hat ein
solches Individuum während seines Auf-
enthalts in dem Staate, von welchem es
auszuliefern ist, Verbindlichkeiten gegen
Privatpersonen übernommen, an deren
Erfüllung es durch die Auslieferung ver-
bindert wird, so bleibt dem dadurch ver-
letzten Theile nur übrig, seinen Schuldner
bei dessen kompetenter vaterländischen Be-
hörde zur Geltendmachung seiner Rechre
in Anspruch zu nehmen.

Eben so befreiet die persönliche Haft,
in welcher ein Deserkeur oder ausgetre-
tener Militairpflichtiger sich im Augen-
blicke seiner Reklamation erwa wegen ein-
gegangener Privatverbindlichkeiten befin-
den sollte, den Staa#, an welchen die

2



s'adresse la réquisition, ne sera Ppas
Pour cela libéré de Tobligation de le
délivrer sans retarfd.

Article 15.

Ceux qui dans le pays de bun des
deux Souverains Ccommettent un délir

criminel, ou qui sont accusés ou pré-
venus d’en avoir commis un, et qdui
eensuite Prennent la fuite et sc rendent

dans le pays de Tautre Souverain,
seront restitués de part et dautre à

la premieère réquisition, laquelle aura
lieu de la manière indiquée ci-dessous
à Particle 16.

L’étatoulaconditionducoupable,
accusé ou prévenu,nechangerarienà
ceite disposition, et il sera restitué de

duel élat ou de duelle condition du’il
Soit, noble, habitant Tunc ville ou de
la Ccampatne, libre, serf, militaire,
ou ciril.

Mais si le dit Ccriminel ou prévenu
est sujet du Souverain dans le pays du-
duel il s'est rendu par sa fuite, apres
avoir Commis un délit criminel dans

le Pays de autre Souverain, sa resti-
tution Waura pas lieu, mais le Souve-
rain dont il est sujet fera administrer
Contre lui bonne et prompte justicc.
Si cependant un individu quelconque
a 616 arrété dansle pays on il à commis
un délit criminel ou un exces duel-

conque, et ce pour aroir Commis le
dit délit criminel ou exces, le Sou-
verain du pay) ou Tarrestation Feest
faite, lera administrer justice comre
l-ui et lui fera inllitzer la peine du’il a
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Reklamation gerichtet ist, keinesweges
von der Verpflichtung zur sofortigen Aus-
lieferung des reklamirten Individuums.

Artikel 15.

Diejenigen, welche in den Staaten
eines der beiden Souverains ein Krimi-
nalverbrechen begehen, oder eines solchen
angeschuldigt oder verdächtig sind, und
darauf entfliehen und in das Gebiet des
andern Souverains sich begeben, werden
gegenseitig und auf die erste Regquisition,
welche auf die unten im Artikel 10. bezeich-
nete Art erfolgen muß, ausgeliefert.

Der Stand oder die bürgerlichen Ver-
hältnisse des Verbrechers, Angeschuldig-
ten oder Verdächtigen, machen hierin
keinen Unterschied, und selbiger wird aus-
geliefert, wes Standes er auch sey, Edel-
mann, Stadt= oder Landbewohner, ein
Freier oder Leibeigner, ein Soldat oder
vom Ciovilstande.

Ist aber der erwähnte Verbrecher
oder der Angeschuldigte ein Unterthan
desjenigen Souverains, in dessen Land
er geflüchtet ist, nachdem er in dem Lande
des andern Sonverains ein Verbrechen
begangen hat, so findet die Auclieferung
nicht Statt, sondern der Souverain, dessen
Unterthan er ist, wird denselben sofort
zur Untersuchung und Strafe ziehen lassen.
Sobald jedoch ein Individuum in dem
Lande, wo dasselbe ein Kriminal-Ver-
brechen oder irgend ein Vergehen sich hat
zu Schulden kommen lassen, deshalb ver-
haftet worden isi, so kann der Souverain
des Landes, in welchem die Verhaftung
erfolgt ist, denselben zur Untersuchung



encourue, duand méme untel individu
serait sujet de ’autre Souverain.

Article 10.

Dans les cas prévus Par l'article
Précédent, le Tribunal supérieur de
la provincçe on le criminel doit éere,
ou a été, soumis d une information et

oh il subira sa peine, lera la réquisi-
tion nécessaire àdà cet égard, laquelle
ser# adressée au Tribunal supérieur
de la province, ou le criminel sera
Présumé avoir chercheé un asile.

Si toutefois il ne sagissait Tabord
due de découvrir un individu et de
Fassurer de sa personne par la voie

de la police, les réduisitions à cet eller
Pourront éire réciproquement adres-
sées aux autorités Provinciales de po-
lice des llautes Parties Contractantes.

Mais dans tous les cas on il est

duestion de extradition effective d’un
criminel, le réquisitoire Cmané àson
é6gard devra entrer dans le détail des
Gcirconstances du crime, alin due on
Puisse se Convaincre duc le délit, dont
le criminel est accusé, est tel, que sui-
vant les lois de PTEtat méme auquel
Fadresse la réclamation, le coupahble
se trouverait aussi soumis à une en-

duste criminelle. Quand ces condi-
tions seront remplies er due, par suite
de Pinterrogatoire qu'on fera subir au
Prévenu, Pidentité de sa personneaura
été reconnue, il devyra étre lirré. Acet
etlet il sera escorlé jusqu'à la srontière
et remis, contre le remboursement
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ziehen und die verwirkte Strafe vollstrecken
lassen, wenn auch dieses Individuum ein
Unterthan des andern Landesherrn ware.

Artikel 16.

In den im vorhergehenden Artikel
bezeichneten Fallen erfolgt die Requisition
von Seiten der obersten Justizbehorde der-
jenigen Provinz, in welcher der Ver-
brecher zur Untersuchung und Bestrafung
gezogen werden soll, oder bereits gezogen
ist, und wird an die oberste Justizbehèrde
derjenigen Provinz gerichtet, in welcher
derselbe muthmaßlich einen Zufluchtsort
gesucht hat.

Sollte es jedoch zunächst darauf ankom-
men, ein Individuum zu ermitteln und in
polizeilichem Wege dessen Sicherstellung
bewirkt zu sehen, so können die hierauf sich
beziehenden Requisitionen auch von den
Provinzial-Polizeibehörden der hohen
kontrahirenden Theile an einander gerich-
tet werden.

In allen Fällen aber, wo es sich
um die wirkliche Auslieferung eines Ver-
brechers handelt, muß das dieserhalb er-
lassene Requisitions-Schreiben die nähe-
ren Umstände hinsichtlich des begangenen
Verbrechens enthalten, damit man sich
davon überzeugen könne, daß die dem
Verbrecher zur Last gelegee Handlung
solcher Art sey, daß sie auch nach den
Gesetzen des requirirt werdenden Staats
eine Kriminal= Untersuchung gegen ihn
nach sich ziehen würde. Ist diesen Be-
dingungen genügt und durch Vernehmung
des Angeschuldigten die Identität seiner
Person gehörig festgesiellt worden, so ge-
schieht dessen Auslieferung und zwar in
der Art, daß der Verbrecher unter Be-
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des frais, aux autorités Ccompétentes
de la partie requérante.

Article 17.

Acompter du jour de PTarrestation
d un criminel qui est poursuivi, il sera

Payé duinze gros de Pologne Par jour
pour son entretien, et vingt-deux er
un demi gros de Pologne par jour
Pour frais de détention.

Article 18.

Ni les déserteurs, ni les individus
sujels au service militaire, ni les cri-
minels ne pourront, de la part du
Souverain qui les réclame, tre pour-
zuivis dans le pays de PFautre Souve-
rain, soit par quelque acte de violence
ou d'autorité propre, soit clandestine-
ment. Il est en conséquence défendu

qu'un détachement militaire ou civil,
quel qu'il soit, ou quelque émissaire
secret, passe dans ce but la frontière
des deux Etats.

Side la part de la puissance récla-
mante la poursuite d’unou de plusieurs
déserteurs, Tindividus sujets au ser-
vice militaire, ou de criminels qui se
s#ont sauvés, à é46 ordonnée au moyen
d’un détachement militaire ou civil, ou
de toute autre manieère, cette pour-
suite ne devra Fétendre que jusqu'a la
frontière qui sépare les deux Etats.
Ciest à ce point du’il faut que le dé-
tachement Farréte et un seul homme

Passera la frontière. Celui-ci sab-
stiendra de tout acte de violence ou

Tautorité Privée er Fadressera à Pau-
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deckung bis an die Grenze gebracht und
den betreffenden Behörden des requiriren-
den Gouvernements gegen Erstaltung der
Kosten ausgeliefert wird.

Artikel 17.

Von dem Tage der Verhaftung eines
verfolgten Verbrechers an, werden für
dessen Unterhalt täglich funfzehn Groschen
Polnisch und an Aufbewahrungskosten
zwei und zwanzig und einen halben Gro-
schen Polnisch täglich bezahlt.

Artikel 18.

Weder Deserteure, noch Milikaipflich-
tige, noch Verbrecher, können von Seiten
des reklamirenden Souverains auf gewalr-
same, eigenmächtige oder heimliche Weise
in den Staaten des andern Souverains
verfolgt werden. Es ist daher untersagt,
daß zu diesem Zwecke irgend ein Militair=
oder Civilkommando, oder geheimer Ab-
geordneter die Grenze beider Staaten
überschreite. Ist von Seiten der rekla-
mirenden Macht die Verfolgung eines
oder mehrerer Deserteure, oder Militair
pflichtiger, oder geflüchteter Verbrecher
mittelst eines Militair= oder Civilkom=
mando's, oder auf andere Art verfügt
worden, so darf sich diese Verfolgung
nicht weiter als bis zur Grenze, welche
beide Staaten von einander trennt, erstrek-
ken. Hier muß das Kommando Halt
machen, und nur ein Mann darf die
Grenze überschreiten. Dieser muß sich,
bei Enthaltung jeder Ausübung von Ge-
walt oder Eigenmacht, unter Vorzeigung
des Requisitions=SchreibensseinerVor-
gesetzten, an die kompetente Militair-oder
Civilbehörde wenden und auf die Auslie-



torité militaire ou civile compétente
Pour lui faire la demande de l’extra-
dition, en lui exhibant les lettres ré-
duisitoires de ses supéricurs. Ce de-
I gué sera reçu avec les é6gards, que
les deux Gouvernemens se doivent

mutuellement, et Ton procèédera en-
suite Conformément aux termes de la

Présente Convention.

Arlicle 19.

Tout individu arrété dans le pays
méme ou il aura commis une violation

de territoire, sera traduit derant le
Tribunal le plus proche de ce pays,
chargé de FPinformation des délits
militaires.

Le dit Tribunal examinecra le fait,
entendra les t4moins et amenera les

actes au point due la sentence puisse
étre Prononcéce. Ces actes seront
transmis ensuite au géuéral en chef
des troupes dont dépend le coupable,
auxfins de faire prononcer lasentence
consormément aux lois de chaque
Pays. La sentence sera communiquée
au Tribunal chargé de l'insormation,
dui la publiera auprévenn, relenu par
lui aux arréts jusqu’à cette époque.
Selon la teneur de cette sentence le

Prévenu sera de suite mis en liberté
ou délivré à Pautorité de PTautre Etat

la Plus voisine, pour lui faire subir la
Peine infligée.

D’information du proccèés aura lieu
Sans interruption et devra dtre accé-
lérée le plus qdue possible. Sile Tri-
bunal chargé de prononcer la sen-
tence, demande auparavant des éclair-
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ferung antragen. Ein solcher Abgeord-
neter wird mit denjenigen Rücksichten,
welche beide Gonvernements sich gegen-
seitig schuldig sind, empfangen werden,
und das weitere Verfahren erfolgt sodann
nach der Vorschrift des gegenwärtigen
Vertrages.

Artikel 19.

Jedes in dem Lande, wo es sich eine
Gebietsverletzung hat zu Schulden kom-
men lassen, ergriffene Individuum, wird
vor das nächste, mit der Untersuchung
von Militairvergehen beauftragte Gericht
dieses Landes gestellt werden.

Dieses Gericht hat die Tharsache auf-
zuklären, die Zeugen abzuhbren und die
Akten bis zu dem Punkte zu führen, wo“
das Urtel gesprochen werden kann. Die
Akten werden hiernächst an den Ober-
Befehlshaber derjenigen Truppen, zu
welchen der Schuldige gehörk, eingesandt,
damit das Urtel nach den Gesetzen eines
jeden Landes erfolge. Das Urtel wird
dem mit der Untersuchung beauftragten
Gerichte zur Publikation an den bis dahin
von demselben in Arrest gehaltenen Ange-
klagten zugefertigt. Je nachdem die
Sentenz lautet, wird der letzcere sofort in
Freiheit gesetzt, oder, zur Abbüßung der
ihm zuerkannten Strafe, der nächsten jen-
seitigen Behörde überliefert.

Die Untersuchung soll ohne Unter-
brechung geführt und möglichst beschleu-
nigt werden. Begehrt das Gericht,
welches das Urtel zu sprechen hat, zuvor
noch anderweite Aufklärungen, so sollen



cissemens ultérieurs, ces éclaircisse-
mens seront fournis à la réquisition
du dit Tribunal par Pautorité chargée
de P’information du dlit.

Siil Félène des doutes sur cette

violation de territoire, ou sur les

circonstances Harticulieres du fait,
il sera éCtabli une Commission mistte,

Présidée par les Commissaires de la
partie löséce. Aussitöt duc les deci-
sions Portées par ceite Commission,
appelée seulement à deéclarer si la
violation de territoire a eu lieu ou

non, auront 66 confirmées par les
deux Souverains, la punition du cou-
Pable aura lieu aussi Promptement
due Possible selon les lois et par le
ministere des autorités du Gouverne-
ment dont il se trouvera éire sujet.

Article 20.

I1 est délendu aux autorités et

sujets des IIautes Parties contractan-
tes de récéler un deserteur, un indi-
vidu soumis au sewicc militaire et

déja réclamé, ou un criminel propre
4 étre livré, ou de les aider à se ren-

dre dans M’-autres contrécs plus éloi-
ZBnées, alin de les soustraire par là
à l’extradition.

Les Gouvernemens respectils pro-
Cederont daprès les lois du pays
conire les personnes qui commet-
troient un delit de ceue nature, et

les autorités des deux Iats se donne-

ront mutuellemem, pour leur propre
Ssatistaction, des renseitznemens sur
la manlre dont les contrevenans au-

ront &amp;é6 recherchés et punis.
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ihm selbige, auf seine desfallsige Requi-
sition, durch die Untersuchungsbehörde
mitgetheilt werden.

Wenn Zweifel über die Gebietsver-
letzung oder deren besonderen Umsiände
entstehen, so wird eine gemischte Kommis-
sion niedergesetzt, in welcher die Kommis-
sarien des verletzten Theils den Vorsitz
führen. Sobald die Entscheidungen dieser

Kommission, welche lediglich über die
erfolgte oder nicht erfolgte Gebietsver-
letzung zu urtheilen hat, die Bestätigung
der beiderseitigen Souveraine erhalten
haben, so soll die Bestrafung des Schul-
digen möglichst schnell nach den Gesetzen
und auf Verfügung der Behörden des-
jenigen Gouvernements Statt finden,
dessen Unterthan derselbe ist.

Artikel 20.

Beide hohe kontrahirende Theile ver-
bieten ihren Behörden oder Unterthanen,
einen Deserteur, bereits reklamirten Mili-
tairpflichtigen, oder zur Auslieferung ge-
eigneten Verbrecher zu verbergen, oder
demselben nach anderen entfernten Gegen-
den fortzuhelfen, um ihn auf diese Weise
der Auslieferung zu entziehen.

Wider diejenigen, welche sich eines
Vergehens dieser Art schuldig machen,
werden die beiderseitigen Gouvernements,
nach Maaßgabe ihrer respektiven Landes-
gesetze, verfahren, und die Behörden
beider Staaten werden einander zu ihrer
Genugthuung Kenntniß davon geben,
daß und auf welche Weise die Kontra-
venienten zur Verantwortung und Strafe
gezogen worden sind.



Article 21.
Il sera rigoureusement défendu

aux sujets des Ilautes Parties contrac-

tantes d'acheter, de quelque individu
due ce soit, ne fut-il pas encore
reconnu pour déserteur, ou réclamé

Comme tel, des effets dui portent
indubitablement le caractère d'une
Propriét de P’Itat.

IIs seront avertis surtout de ne

Pas acheter le cheval, dr’un déser-
teur aura emmené avec lui. I leur

sera de Plus sévèrement enjoint de
se donner de garde de faire Tachat
dobjets, dufun criminel a emportés
en se sauvant ei dont il est posses--

deur illégitime. Les deux Gouver-
nemens emploiront tous les moyens
due leur olfrent les lois du pays pour
faire gratuitement rentrer Pun Pautre
en Possession de Ces objets, ainsi
due des ellets militaires sus-men-
tionnés.

Article 22.
Si l’extradition d’un déserteur,

d’un indiridu sujet an service mili-
taire ou dun criminel de la catégo-
rie plus haut memionnéde, n'a pas
é4 faite dans un cas, on, d’apres
cette Convention elle aurait dn avoir

lieu, et qdue le dit indwidu par une
nouvelle fuite retourne dans le pays
auquel il aurait dü étre déliyré, le
Souverain de ce pays ne sera Pas
tenu de le rendre.

Article 23.
Aucun individu tombant acharge

à Pun des deux Etats, lors méme qu'il
Jahrgang 1830. — (No. 1241.)
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Artikel 21.
Die hohen kontrahirenden Theile wer-

den ihren respektiven Eingesessenen auf
das strengste untersagen, von irgend einem
Individno, auchwenn dasselbe als Deser-
teur noch nicht erkannt oder reklamirt seyn
sollte, Effekten anzukaufen, welche den
Charakter von Staatseigenthum unver-
kennbar an sich ktragen, und sollen die-
selben ganz besonders vor dem Ankaufe
des von einem Deserteur mitgebrachten
Dienstpferdes gewarnt werden. Einenicht
minder ernste Warnung wollen beide hohe
kontrahirenden Theile hinsichts des fahr-
lässigen Ankaufs der von einem flüchtig
gewordenen Verbrecher mitgebrachten, wi-
derrechtlich von ihm besessenen Sachen an
ihre respktiven Unterkhanen ergehen lassen.
Sie werden alle Ihnen durch die Landes-
gesetze zu Gebot stehenden Mittel anwen-
den, umsich gegenseitig zur unentgeldlichen
Wiedererlangung dieser Gegenstände, so
wie der obgedachten Militair-Effekten, be-
hülflich zu seyn.

Artikel 22.
Wenn die Auslieferung eines Deser-

teurs, Militairpflichtigen oder Verbrechers
der oben bezeichneten Art in einem solchen
Falle nicht erfolgt ist, wo sie nach dieser
Konvention hätte erfolgen sollen, und ein
dergleichen Individuum durch Flucht wie-
der in das Land zurückkehrt, dem dasselbe
hätte ausgeliefert werden sollen, so isi der
Souverain dieses Landes nicht verpflichtet,
ein solches Individuum wieder herauszu-
geben.

Artikel 23.
Kein, dem einen Staate zur Last

fallendes Individuum soll, auch wenn sel-
Q



n'y serait pas né ou domicilié suivant
les lois du pays, ne pourra dire trans-
féré dans Pautre Etat sans le consente-

ment préalable et expres dece dernier,
méme dans le cas on cet individu ou

ses Parens y seraient nés, ou dwil eur
existé préccdemment entre lui er cet
Etat des rapports de sujétion. Si donc
Tun des deux Etats avait Pintention de
transférer dans P’autre un individu qui
lui serait à charge, les autorités pro-
vinciales de ce dernier Etat les plus
Proches devront auparavant Fétre dé-
clarées prétes &amp;le recevoir. Sans un
Conert préalable à cet égard, les au-
torités frontières wWauront ni le droit,
ni Tobligation de recevoir un pareil
individu.

Ce concert toutefois ne sera pas

nécessaire lorsque P’un des deux Etats
jugera à propos de faire sortir de son
territoire un indiridu, muni de la part
de PTautre Etat dun passepor#wrexpédié
Pour un temps détermine; bien plus,
les llautes Parties contractantes ven-

Bagent ale recevoir sans difliculté non

seulement jusqu’fäl’expiration duterme
fikxé dans le passeport, mais encore
si ce passeport n'a Ppas 6té renouvelé
ou prolongé pendant la moitié de 2sa
durée Primitive, Pourvu que cette du-
rée ne · dépasse pas le terme de six

mois. Mais si les deux parties Fac-
cordent sur la réception d'un individu,
l'Etat qui veut s'en défaire doit à ses
propres frais le faire conduire à la
frontière de son territoire. Si toute-
sois le Gouvernement de Russie ou
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biges erweislich in diesem Staate weder
seinen Geburtsort noch ein Wohnfitzrecht
nach den gesetzlichen Bestimmungen dessel-
ben anzusprechen haben mochte, dem an-
dern Staate ohne dessen vorherige aus-
drückliche Zustummung zugewiesen werden,
selbst wenn ein solches Individuum oder
dessen Aeltern in dem andern Staate ge-
boren wären, oder demselben in slaats=
bürgerlicher Beziehung früher angehbrt
bätten. Beabsichtigt daher der eine Staat
die Ausweisung eines ihm lästigen Indivi-
duums in den andern Staat, so müssen
sich zuvor die zunächst liegenden Provin-
zial-Behörden dieses letztern zu dessen An-
nahme bereit erklärt haben. Die Grenz-
behörden sind zu einer Annahme desselben
ohne eine dergleichen vorhergegangene
Vereinigung weder ermachtigt noch ver-
verpflichtet.

Nur in dem Falle bedarf es derselben
nicht, wo der eine der beiden Staaten die
Ausweisung eines von dem andern Staate
mit einem vorschriftsmäßigen, auf eine
bestimmte Zeit lautenden, Reisepasse ver-
sehenen Individuums anzuordnen für gut
findet; vielmehr verpflichten sich die hohen
kontrahirenden Theile, die Wiedekauf-
nahme eines solchen nicht nur bis zum
Ablaufe des Passes, sondern auch falls der-
selbe nicht erneuert oder verlängert worden
sepn sollte, demnächst noch bis zur Halfte
der Dauer seiner ursprünglichen Gülkig-
keit, insosern diese die Frist von sechs Mo-
naten nicht übersteigk, unweigerlich eintre-
ten zu lassen. Erfolgt dagegen cine Ver-
siändigung über die Annahme eines Indi-
viduums, so hat der ausweisende Staat
das auszuweisende Individuum auf seine
Kosten bis zur Grenze seines Landes zu



celui de Pologne voulait se défaire
Tun individu, dont le transport dans
s#a Patrie ne pourrait Are eflectué qu'a
travers le territoire Prussien, le Gon-
vernement de Prusse ne refusera

jamais son cConsentement id Pexéchrion
d’un pareil transport, pourun due,
lors de Textadition de Ccet individu
aux autorités frontières Prussiennes,
il leur soit remis en meéme tems:

1) une déclaration certifiéce du Gou-
vernement auquel appartient cet
individu, portant son consentement
ale recevoir;

2) le montam complet des frais de
transport er Tentretien de P’indivich
een qduestion, pour toute la route

jusque dans sa patrie.

Si ces deux conditions ne sont pas

complètement remplies, le Gouver-
nement Prussien, vü les conventions
dui existent à cet égard entre lui et
lTautres Etats, ne pourra Pas se Préter
à recevoir un individu qui devra dtre
adressé d un Etat tiers.

Article 24.

La durée de la présente Conven-
tion, dont toutes les dispositions sont
également applicables au royaume de
Pologne, est frée à douze annéEes.

Article 25.

La présente convention sera rati-
fiée et les ratißcations en seront cechan-
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befördern. Wenn indessen die Kaiserlich-
Russische oder die Königlich-Polnische
Regierung in den Fall kommen sollte, sich
eines Individuums entledigen zu wollen,
dessen Transpor#rung in seine Heimath
nicht füglich anders, als durch das Preu-
ßische Gebiet- geschehen könnte, seo wird
die Königlich-Preußische Regierung ihre
Einwilligung hierzu nie versagen, wenn,
bei Ueberlieferung des Auszuweisenden an
die Preußischen Grenzbehörden, diesen zu-
gleich

1) eine bescheinigte Annahme-Erklä-
rung derjenigen Landesregierung,
welcher der Auszuweisende ange-
hört, und

2) der vollständige Betrag der Trans-
port= und Unterhaltungskosten des
Auszuweisenden für den ganzen

" Weg bis in seine Heimath,
übergeben wird.

Ohne die vollständige Erfüllung der
beiden vorstehenden Bedingungen kamn sich
die Königlich-Preußische Regierung bei
den zwischen ihr und andern Staaten in
dieser Beziehung beslehenden vertragsmä-
ßigen Vereinbarungen zur Uebemahme
irgend eines, einem dritten Staate zuzu-
weisenden, Individuums nicht verstehen.

Artikel 24.

Die Dauer der gegenwärtigen Kon-
vention, deren sämmtliche Besiimmungen
gleichmäßig auf das Königreich Polen
Anwendung sinden, ist auf zwölf Jahre
festgesetzt.

Artikel 25.

Die gegenwärtige Konvention wird
ralifzirr werden, und die betreffenden



gées à Berlin dans Pespace de six se-
maines ou plutöt si faire se peut.

En soi de qduoi, nous, les Pléni-
Potemtiaires respectifs, Lavons signée
et y avons apbosé le sceau de nos
armes.

Fait à Berlin le dix-sept (vingt-
neuf) Mars de Pan de gräce Mil-Buit-
Cent-trente.

(L. Sc) Le Comte de Bernstorf.

(I. S) Le Comte d Alopeus.
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Ratifikations-Instrumente sollen in Berlin
binnen sechs Wochen, oder noch früher,
wenn es thunlich ist, ausgewechselt
werden.

Zur Beglaubigung dessen haben wir,
die beiderseitigen Bevollmächtigten, solche
unterzeichnet und mit unserem Siegel ver-
sehen.

Geschehen zu Berlin, den siebenzehn-
ten (neun und zwanzigsten) März, im
Jahre des Herrn Eintausend Achthundert
und Dreißig.

(I. S.) Graf v. Bernstorff.

(I. S.) Graf v. Alopeus.

Die vorstehende Kartelkonvention ist von Seiner Majesiät dem Könige am
Bten April 1830. und von Seiner Majestät dem Kaiser von Rußland am 19ten
April (a. St.) 1830. ratifizirt worden.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Stgaten.

—....——
[No. 1252.) Vertrag zwischen Sr. Majestät dem Könige von Preussen und Ihren Durch-

lauchten den Fürsten von Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenstein und Eberadorf,
den Beiktitt zum Zollverbande betreffend. Vom 9ten Dezember 1820.

Z Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Ihren Durchlauchten
den Fürsten von Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenstein und Ebersdorf ist zur
Erleichterung des Verkehrs der beiderseitigen Unterthanen durch die unterzeichneten
Bevollmächtigten nachstehende Uebereinkunft verabredet und abgeschlossen worden.

Art. 1. Ihre Durchlauchten die Fürsten von Reuß-Schleitz und Reuß-
Lobenstein und Ebersdorf erklären Sich bereit, mit Ihren Landen dem Jollver-
bande der östlichen Preußischen Provinzen oder dem Baierisch-Würtembergischen
Zollvereine beizutreten, wie es dem gemeinsamen Interesse der betheiligten Staaten
am angemessensten befunden werden wird.

Diese Zollvereinigung soll nach vorhergegangener nähern Vereinbarung
über die Bedingungen und Modalitäten sowohl in Absicht der Theilnahme an den
Zolleinkünften, als auch der Einrichtung der Jollverwaltung in Ausführung
gebracht werden, sobald derselben die früher von Ihren Furstlichen Durchlauchten
mit andern Staaten in Beziehung auf Zoll= und Handelsverhältnisse getroffenen
Verabredungen nicht mehr entgegenstehen.

Bis dahin, spätestens bis zum 1sten Januar 1835., ist man über nach-
stehende gegenseitige Erleichterungen des Verkehrs und Gewerbebetriebs überein-
gekommen.

Art. 2. Zwischen folgenden Preußischen Landestheilen, als:
a) dem Landkreise Erfurt,
b) dem Kreise Schleusingen,
c) dem Kreise Ziegenrück

einerseits und den Landen Ihrer Durchlauchten der Fürsten von Reuß-Schleitz
und Reuß-Lobenstein und Ebersdorf andererseits, soll vom 1sten März künftigen
Jahres an dergestalt ein freier gegenseitiger Verkehr bestehen, daß die von den
beiderseitigen Unterthanen innerhalb jener Lande und Landestheile zu verführenden
Waaren aller Ark überall den eigenen inländischen Waaren völlig gleich behandelt
werden, auch nirgends einem Binnenzolle, es mag dieser unker dem Namen Geleit
oder einem andern Namen bis dahin bestanden haben, ferner unterliegen sollen.

Jahrgang 1830. — (No. 1252.) R Aus-
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Ausgenommen von dieser gegenseitigen Freiheit des Verkehrs sind:
a)Salz und Spielkarten, indem der Verkehr mit diesen Gegenständen den

in den Landen eines jeden der kontrahirenden Theile hierüber bestehenden
Anordnungen unterworfen bleibt;
alle Gegenstände, von welchen bei der Erzeugung oder Bereitung im In-
lande eine Abgabe erhoben wird. Der freie Verkehr mit diesen Gegenstän-
den aus einem Gebiete in das andere findet nur mit der Einschränkung
Statt, daß dieselben, wenn sie in das Gebiet des andern kontrahirenden
Theils eingebracht werden, daselbst einer Abgabe unterliegen, welche der-
jenigen gleichkommt, womit die cigenen inländischen Erzeugnisse derselben
Art belaslet sind. ·
Art. 3. In Absicht des Verkehrs zwischen der Stadt Erfurt und den

gedachten Fürstlich-Reußischen Landen, sowohl was den Eingang als die Durch-
fuhr anbelangt, sollen vom 1sten März künftigen Jahres an die beiderseitigen
Unterthanen dergestalt gleich behandelt werden, daß einerseits die Fürstlichen
Unterthanen in der Stadt Erfurt dieselben Vortheile und Begünstigungen ge-
nießen, welche den eigenen Preußischen Unterthanen des Landkreises Erfurt und
der Kreise Schleufingen und Ziegenrück daselbst zustehen, andererseits aber auch
den Einwohnern der Stadt Erfurt in den Furstlich -Reußischen Landen alle
die Vortheile und Begünstigungen zu Statten kommen, worauf die Einwohner
der gedachten Kreise nach Artikel 2. in den Fürstlich -Reußischen Landen An-
spruch machen können.

Art. 4. Vom isten März k. J. an soll, ohne Beschränkung auf be-
sondere Landestheile und Provinzen, von Königlich-Preußischen und Fürsllich-
Reußischen Unterthanen, welche in dem Gebiete des andern kontrahirenden
Theils Handel und Gewerbe treiben oder Arbeit suchen, keine Abgabe ent-
richtet werden, welcher nicht gleichmaßig die eigenen Unterthanen derselben Art
unterworfen sind. Dies soll auch insbesondere von solchen Handels= und Ge-
werbsleuten gelten, welche die Märkte des Handels wegen besuchen.

Art. 5. Die Art und Weise der Ausstellung der Ursprungs-Zeugnisse,
von welchen die Waarensendungen begleitet seyn müssen, wenn dafür die zuge-
standenen Begünstigungen in Anspruch genommen werden sollen, bleibt besonderer
Verabredung vorbehalten.

Art. 6. Zur Sicherung Ihrer landesherrlichen Gefälle wollen sich beide
kontrahirenden Theile gegenseitig unterstützen. Daher wollen auch Ihre Durch-
lauchten die Fürsten von Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenstein und Ebersdorf ge-
statten, daß die Preußischen Zollbeamten die Spur begangener Unterschleife in das
Fürstliche Gebiet verfolgen, und sich mit Zuziehung der Orts-Obrigkeit des That-
bestandes versichern, wogegen hinsschtlich der Beeinträchtigung der Fürstlich -Reu-
Kischen Gefälle den Fürstlichen Beamten eine gleiche Befugniß in dem Preußischen
Gebiete zugesianden wird. Nicht weniger sollen die Behörden den für die Auf-

recht-

b
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rechthaltung der beiderseitigen Zollgesetze ergehenden Requisitionen gegenseitig un-
verzuglich nachkommen, und auf desfallsigen Antrag die von Unterthanen des
einen Theils gegen die Zollgesetze des andern Theils verubten Unterschleife eben
so zur Untersuchung und Strafe ziehen, als wenn sie gegen die eigenen inlandi-
schen Gesetze begangen worden wären.

Gegenwärtige Uebereinkunft soll unverzüglich zur Ratiffkation vorgelegt
und die Auswechselung der Ratifikations-Urkunden spätesiens binnen vier Wochen
in Berlin bewirkt werden.

Zu Urkunde dessen ist dieselbe von den beiderseitigen Bevollmächtigten unter
Beidrückung ihres Siegels unterzeichnet worden.

Berlin, den 9ten Dezember 1829.

(I. S.) (I. S.)Albrecht Pichnd Eichhorn, Gustav Adolph v. Strauch,
Königl. Preuß. Geh. Legationsrath. Fürstl. Reußischer Kanzler, Regierungs= und

Konsistorial-Präsldent.

Der vorstehende Vertrag ist von Sr. Majestät dem Könige am 7ten April
4830. und von Ihren Durchlauchten den Fürsten von Reuß-Schleitz und Reuß-
Lobenstein und Ebersdorf resp. am öten und Sten März 1830. ralifizirt worden.

(No. 1253.) Mlerhöchste Kabinetsorder vom 27sstenMal 1830., wodurch der §. 2. der
Straf-Bestimmung zum Chausseegeld=Tarifvom28stenApril1828.

D erganzt wirda der H. 2. der Strafbestimmung zum Chausseegeld-Tarif vom 2ssten
April 1828. nach Ihrem Berichte vom 19ten Mai c. zu der irrigen Meinung
Anlaß gegeben hat, daß es erlaubt sey, sich auf Chausseen vorgelegter Gespanne
ohne Entrichtung des Chausseegeldes zu bedienen, in sofern ein solcher Vorspann
nur die Chaussee-Hebestelle nicht passire: so will Ich zur Berichtigung dieses
Irrthums jene Strafbestimmung nach Ihrem Antrage dahin ergänzen,

daß, wer eine Chaussee mit stärkerer Bespannung befahren hat,als mit
welcher er die nächste Chaussee-Hebestelle passirt, bei Vermeidung der
Defraudations-Strafe verpflichtet seyn soll, dieses bei derselben anzu-
zeigen, und das volle tarifmäßige Chausseegeld (jedoch mit Wegfall
der Steigerung des Satzes in dem im Hg. 2. der zusätzlichen Bestim-
mung des Tarifs ausgenommenen Falle) von der Gesammtzahl des
gebrauchten Gespanns zu entrichten. Berlin, den 27sten Mai 1830.

Friedrich Wilhelm.
An die Staatsminisier v. Schuckmann und v. Mot.

(No. 1231.)
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(No. 1254.)
Gebühren= Tare

für die Lehnskurien im Herzogthume Sachsen.
(Vom 28ten Mai 1830.)

1) Für eine Lehnsnotiz, nach der Wichtigkeit der Sache

5n

9)

. Wigilanzsche))4)44:.......
Lehnschein

.: Muthschniii...
die Belehnung und Verpflichtung:

a) eines Hauptlehnmannes mit Standesherrschaften,
Graf= oder Herrschafen.....

mit andern Lehnen nach Verhältnit ihres Werths,
bis zu 1000 Rthlr. ausschließlicb...

von 1000 Rthlr. und darür
D) eines Mirbelehnten, die Hälfre der vorstehenden Sätze.

die Dispensation vom persönlichen Erscheinen des Vasallen
zur Ableistung der Lehnspflicht
einen Lehnbrief, bei einem Kauf= oder Annahme-Preise
des Lehns von 10000 Rthlr. und darunter

Dieser Satz steigt mit jedem 10000 Rrhlr. um 1 Rthlr.
An Schreibgebühren bei Lehnbriefen, deren Ausfer-

tigung auf Pergament verlangt wird, für den Bogen
Die Auslagen für Pergament, Kapsel, Schnur und

Wachs werden besonders bezahlt.
den Konsens zur Veräußerung oder Verpfändung eines
Lehns, bei Gegenständen

von 20 Rthhlr. bis 2000 Rthlr. ausschließlich.

2000 Rthlr. bis 10000 Rthlr.
10000 Rthlr. bis 100000 Rthlr. und darüber.

einen Indultschein

rnft i*“
— 2

bis 6

1 —

— 15

10 bis 251 —

— 20

bis 2
3 bis 10—

2 15

1 bis 3—

1 —

— 5

bis 1
2 bis 44

5 bis 20—

10) Für alle sonstige in Lehnssachen vorkommende Geschäfte werden die Gebühren

Gegeben Berlin, den 28sten Mai 1830.

nach den in der Gebührentare für die Landesjustizkollegia vom 23slen August
1815. bestimmten Sätzen erhoben; wogegen alles, was nach früherer Obser-
vanz als Lehnsdouceur, oder unter einer andern Benennung entrichtet worden
ist, wegfällt, und weder gesordert, noch angenommen werden darf.

Friedrich Wilhelm.
Graf v. Danckelman.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Stgaten.

 No. 14.

(No. 1255.) Gesetz zur Aufhebung des in der Magdeburger Polizriordnung enthaltenen
Verbots des bäuerlichen Hordenschlages. Vom 27sten Juni 1830.

Wie Friedrich Wilhelmx, von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. ##c.

verordnen auf den Antrag Unsers Staaksministeriums nach Anhörung Unserer
getreuen Stände der Provinz Sachsen und erfordertem Gutachten Unseres
Staatsraths:

#. .
Das Verbot im §. 21. Cap. 35. der Magdeburger Polizeiordnung vom

Zten Januar 1688., nach welchem die Bauern an den Orten, wo es nicht
hergebrachr ist, auf ihren eigenen Aeckern keinen Hordenschlag halten und mit
ihrer Schaafheerde nicht lagern dürfen, wird hierdurch aufgehoben.

g. 2.
Vorbehalten werden jedoch die aus jener Verordnung erworbenen Unter-

sagungsrechte, welche indeß nach den Vorschriften der Gemeinheitstheilungs-
Ordnung vom i#en Juni 1821. abgelöset oder eingeschränkt werden können.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsteigenhändigen Unterschrift und beige-
drucktem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 22len Juni 1830.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Carl, Herzog von Mecklenburg. v. Schuckmann. Grafv. Danckelman.

Beglaublgt:
Friese.

—....z#"—

Fahrgang 1830. — (No.1265-1256.) S No. 1256.)
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([o. 1256.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 22sten Juni 1830., über die Dauer der Amts-
funktionen der kaufmännischen Mitglieder, welche bei Gerichten des Preußi-
schen Rechts angestellt sind.

Zu Erledigung des Zweifels: ob die kaufmannischen Mitglieder der Kommerzien-
und Admiralitäts-Kollegien zu Königsberg und Oanzig und der für die Handels-
Angelegenheiten in Stettin, Memel, Elbing und Naumburg gebildeten gerichtlichen
Deputationen das ihnen übertragene Amt fortzusetzen haben, wenn sie selbst Hand-
lung zu treiben aufhören, setze Ich nach dem Antrage des Staatsministeriums
fest: daß die Dauer ihrer Funktionen von dem Betriebe des kaufmännischen
Gewerbes abhängig ist und ihr Amt aufhörk, so bald sie aus der Kaufmann=
schaft ausscheiden. Doch führen sie den Titel fort, der ihnen bestallungsmäßig
von Mir verliehen ist. Das Staatsministerium hat diese Bestimmung durch die
Gesetzsammlung bekannt zu machen.

Berlin, den 22sten Juni 1830.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

(No. 1257.)
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(No. 1257.) Verordnung, die Einfuhrung einer gleichen Wagenspur in der Provinz Sachsen
betreffend. Vom 10ten Juli 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. 2c.

Thun kund und fugen hiermit zu wissen. Nachdem Unsere getreuen
Stande der Provinz Sachsen bei ihrer zweiten Zusammenkunft auf Erlassung
eines Gesetzes wegen Einfuhrung gleicher Wagengeleise in dortiger Provinz aller-
unterthanigst angetragen, auch dieserhalb bei dem dritten Landtage nach Erwagung
der ihnen vorgelegten, uber die Ausfuhrbarkeit einer solchen Verordnung einge-
forderten Gutachten der Kreisstande sammtlicher Kreise, ihre definitive Erklarung,
mit ihren Vorschlagen begleitet, abgegeben haben; so verordnen Wir, auf den
Antrag Unsers Staatsministeriums, Folgendes:

 *
Von der Zeit der Bekannemachung dieser Verordnung ab sollen alle Achsen

an neuen Kutsch-, Post-, Fracht-, Bauer= und allen andern Arten von Wagen
dergestalt angefertigt werden, daß die Breike des Wagengeleises von der Mitte
der Felge des einen bis zur Mitte der Felge des andern Rades vier Fuß vier
Zoll Preußisch beträgt.

2.g.
Den Stell= und Schirrmachern und anderen Handwerkern, welche sich

mit dieser Fabrikation beschäftigen, wird bei Drei Thalern Strafe untersagt,
eine Achse wider die Vorschriften des §F. 1. einzurichten und den Schmieden bei
gleicher Strafe, solche mit Beschlag zu versehen.

Bei Wiederholung der Kontraventionen wird die Strafe verdoppelt.
g. 3.

Nach dem Ablaufe von Sechs Jahren nach Bekanntmachung dieser Ver-
ordnung soll in Unserer Provinz Sachsen kein Wagen gebraucht werden, welchem
die im F. 1. bestimmten Eigenschaftenmangeln.

Diese Verordnung hat fur die nnrächichen Kreise Ziegenrück und
Schleusingen keine Gültigkeit; letztere sind vielmehr von derselben auf unbe-
stimmte Zeit ausgenommen.

 .. 3.

Wer sich nach der im §. J. bestimmten Frist eines Fuhrwerks bedient,
welches die im F. 1. festgesetzte Einrichtung nicht hat, soll durch die Polize-
und Wegebeamten, so wie durch die Gensd'armerie angehalten, zur nachsten
Ortsgerichtsbarkeit gebracht und in eine Geldstrafe von Einem bis Fünf Thaler

Mo. 1257.) fur
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fur den ersten, und von Zwei bis Zehn Thalern fur den zweiten und die folgen-
den Kontraventionsfälle genammen werden. Diese Strafe, welche in die Armen-
Kasse des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt und bestraft wird, trifft
den Eigenthümer des Fuhrwerks, soll jedoch von den Reisenden, mit Vorbehalt
seines Regresses an den Eigenthümer, erlegt werden.

Für eine und dieselbe Reise bis zum Bestimmungsorte, soll nur Einmal
Strafe Statt finden und der Reisende über deren Erlegung mit einer Bescheini-
gung versehen werden. 6

6.
Won diesen Vorschriften sind allein ausgenommen:

a) sämmtliches Militairfuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welches Privateigen-
thum einzelner Militairs ist;

6) fremde Reisende, oder Reisende aus solchen Provinzen des Preußischen
Staats, in welchen keine oder eine andere allgemeine Einrichtung der
Wagengeleise vorgeschrieben ist; und

c) sammtliche ins Ausland bestimmte Wagen, deren Bestimmung jedoch
bewiesen werden muß.

&amp;. 7.
Alle diejenigen, welchen die Anlegung und Unterhaltung der Wege obliegt,

sind verpflichtet, solche, wo es nöthig ist, binnen einem Jahre nach Publikation
gegenwärtiger Verordnung in soweit zu verbreitern, als es die Ausführung dieser
Vorschriften erfordert. Die Behörden sollen Aufsicht darüber führen, daß dieser
Besiimmung genügt werde, und, wenn dies nach Verlauf eines Jahres nicht
geschehen seyn sollte, die Verbreiterung auf Kosten der Verpflichteten bewirken
lassen.

g. 8.
Wir befehlen allen Polizei- und Gerichtsbehorden sich nach dieser Ver-

ordnung , welche sogleich und außerdem Dreimal während des sechsjährigen Zeit-
raums, durch die Intelligenz= und Amtsblätter bekannt gemacht werden soll,
gebührend zu achten.

Gegeben Berlin, den 100en Juli 1830.

(I. .) Friedrich Wilhelm.
Freiherr v. Altenstein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum.

Graf v. Bernstorff. v. Hacke. Graf v. Danckelman.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.
 —— Mo. 15. —

(No. 1258.) Allerhschste Kabinetsorder, die Erhaltung der Stadtmauern 2c. betreffend;
Vom 20fsten Juni 1830.

Ich bin mit den im Berichte des Staatsministerii vom 5ten v. M. entwickelten
Ansichten darin einverstanden, daß den Scadtgemeinden die willkührliche Abtra-
gung ihrer Stadt-Mauern, Thore, Thürme, Wälle und anderer, zum Verschlusse
sowohl, als zur Vertheidigung der Städte bestimmten Anlagen, weder in polizei-
licher, noch in militairischer, noch in finanzieller Rücksicht geslattet werden kann,
und daß der F. 33. Tit. 8. Th. 1. des Allgemeinen Landrechts auf diesen Gegen-
stand allerdings zu beziehen ist. Um allen ferneren Zweifeln hierüber vorzubeugen,
verordne Ich Folgendes:

1) Wenn die Stadtbehörden die Stadtmauern und andere obenbenannte Anlagen
ganz, oder zum Theile abzutragen, oder damit Veränderungen vorzunehmen
beabsichtigen; so haben sie diese Absicht zuvörderst der Regierung anzuzeigen
und vor der Ausführung deren Entschließung zu erwarten. Die Regierungen
sind von den Ministerien des Innern, des Krieges und der Finanzen wegen
der anzustellenden weiteren Erbrterungen mit Instruktion zu versehen.
Dafern eine Anlage der gedachten Art von selbst durch die Zeit verfällk,
und deren Erhaltung und Wiederherstellung in polizeilicher, militairischer,
oder sinanzieller Hinsicht für nothwendig crachtet wird, so soll das bestehende
Sach= und Rechtsverhältnitß untersucht und hiernach, nöthigenfalls im
Rechtswege festgestellt werden, wem die Verbindlichkeit zu Tragung der
diesfallssgen Kosten obliegt. Wenn aber die Wiederherstellung des schad-
baften Verschlusses mahl= und schlachtsteuerpflichtiger Städte lediglich und
ausschließlich zur Sicherung der Steuergefälle erforderlich ist, so sollen
diejenigen Städte, welchen zu Deckung ihres Kommunal-Bedürfnisses ein
Zuschlag zur Mahl= und Schlachtsteuer bewilligt ist, jedenfalls einen nach
dem Verhaltnisse dieses Zuschlags zur Hauptsteuer abzumessenden Beitrag
zu den Kosten derjenigen Vorkehrungen leisten, welche die Steuerverwal-
kung zur Erreichung des obgedachten Zweckes für nothwendig erkennt.

Diesen Meinen Befehl hat das Staatsminisierium durch die Gesetz-
Sammlung bekannt zu machen. Berlin, den 20sten Juni 1830.

Friedrich Wilhelm.

2

An das Staatsministerium.
Fahrgang 1830. — (No. 1258—1260.) T VNo. 1259.)
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(o. 1259.) Bekanntmachung einiger zusätzlichen und abändernden Bestimmungen zu dem
unter dem 12ten März 1825. bestätigten Planc der See-Assekuranzgesell-
schaft zu Stettin. D. d. den 20sten Juli 1830.

Mu Allerhöchsier Kabinetsorder vom 12ten Mai 1830. haben des Königs
Majestät nachstehende zusätzliche und abändernde Besillmmungen zu dem unter
dem 12ten Macz 1825. bestätigten, und durch die Gesetzsammlung vom Jahre
1825. No. 7. Seite 41 — 55. bekannt gemachten Plane der See-Assekuranz-
Gesellschaft zu Stektin, nach den Beschlussen der General-Versammlung der
Aktien-Inhaber vom 20sten März 1829. zu genehmigen geruhet.

Zu §S. 12. des Assekuranz-Plans. Die Wahlfähigkeit der Aktien-
Besitzer zu Direktoren der Gesellschaft soll fortan nicht auf den eigenthümlichen
Besitz von zehn Aktien beschränkt seyn, sondern schon das Eigenthum von fünf
Aktien wahlfahig machen.

u §. 29. Die von den auswärtigen Agenten der Gesellschaft ausge-
fertigten Interims-Scheine sollen dieselbe eben so verpflichten, als die Police selbst.

Zu F. 30. Die große Havarie soll jederzeit nach den in dem Bestim-
mungsorte des Schiffs und nach den daselbst geltenden Gesetzen aufgemachten
Dispachen, jede partikulaire Havarie aber, nach den Bestimmungen der Ham-
burger Assekuranz= und Havarie-Ordnung vom 10ten September 1731., in
Verbindung mit den Usancen der Hamburger Börse, vergütet werden.

u §. 34. Die Schlußworte: „Die Versicherten können mit angeblichen,
oder liquiden Schäden nicht kompensiren“ fallen als überflüssig weg.

Zu S. 35. Ui#. I. Cessionen der Police können nur unter Genehmigung

der Gesellschaft, oder ihrer Agenten, gültig erfolgen.
Zu g. 35. lit. o. Die Vergütigungen der großen Havarie, in Bezug

aufdie Vorschrift in dem §. 30. des Plans, werden nur in dem Betrage der

aufgemachten Original-Dispache geleiset.
Zu F. 36. Die Abänderungen des Assekuranz-Plans nach den Beschlüssen

der Gencralversammlung bleiben der landesherrlichen Genehmigung unterworfen.
Berlin, den 20sten Juli 1830.

Ministerium des Innern. Ministerium der Justiz.
v. Schuckmann. In dessen Auftrage: v. Kamptz.

(Jo. 1200.) Schiffahrts-Vertrag zwischen Sr. Majestät dem Könige von Preußen und Sr. Königl.

S Hoheit dem Großherzoge Lon Oldenburg. Vom 20sten Juli 1830.
eine Majestät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der

Großherzog von Oldenburg haben in der Absicht, durch die Aufhebung alles Unter-
schiedes in der Behandlung der beiderseitigen Schiffe und deren Ladungen in den
Häfen des anderen Staates zur Erweiterung und Belebung der Handels-Verbin-
dungen zwischen Ihren beiderseitigen Landen, und zur Erleichterung Ihrer hiebei
betheiligten Unterthanen beizutragen, Bevollmächtigte ernannt, nämlich:

Seine
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Seine Majestät der König von Preußen:
Allerhöchst-Ihren Geheimen Legations-Rath Ernst Michaelis;

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg:
Höchst-Ihren Oberschenk, Staats= und Geheimen Kabineks -Nath
Wilhelm Ernst Freiherrn von Beaulieu-Marconnay, Groß-
kreuz des Kaiserlich-RussischenSt. Annen-Ordens und Nitter des König-
lich-Prenßischen rothen Adler-Ordens Zter Klasse,

von welchen Bevollmächtigten, unter Vorbehalt der Ratiftkation, nachstehender
Vertrag abgeschlossen worden ist. «

Art. 1. Die Preußischen, mit Ballast oder beladen in den Großherzoglich-
Oldenburgischen Hafen ankommenden oder aus selbigen auslaufenden, imgleichen
die Oldenburgischen, mit Ballast oder beladen in den Königlich-Preußischen Häfen
ankommenden oder aus selbigen auslaufenden Schiffe, sollen daselbst bei ihrem
Eingange wie bei ihrer Abfahrt, hinsichtlich der jetzt bestehenden oder künftig anzu-
ordnenden Hafen-, Tonnen-, Feuer-, Lootsen= und Bergegelder, wie auch hin-
sichtlich aller anderen, jetzt oder künftig der Staatskasse, den Städten oder Privat-
Anstalten zufließenden Abgaben und Lasten irgend einer Art oder Benennung, auf
demselben Fuße, wie die Nationalschiffe, behandelt werden.

Art. 2. Allen Waaren, Gütern und Handelsgegenständen, sie seyen
inländischen oder ausländischen Ursprungs und Eigenthums, welche jetzt oder in
Zukunft auf Nationalschiffen in die Königlich-Preußischen oder in die Großherzog=
lich -Oldenburgischen Häfen ein= oder aus selbigen ausgeführt werden dürfen, soll
in ganz gleicher Weise auch auf den Schiffen des anderen Staates der Ein= oder
Ausgang gestattet seyn, ohne mit höheren oder anderen Abgaben irgend einer Art
belastet zu werden, als bei der Ein= oder Ausfuhr derselben Gegenstände auf Natio-
nalschiffen zu entrichten sind. Auch sollen beider Ein= oder Ausfuhr solcher Waaren,
Guüter= und Handelsgegenftände auf Schiffen des anderen Staates die nämlichen
Prämien, Nückzölle, Vortheile und irgend sonstige Begünsiigungen gewährt werden,
welche etwa für die Ein= oder Ausfuhr auf Nationalschiffen bestehen, oder künfrig
zugestanden werden möchten.

Art. 3. Die vorsiehenden Besiimmungen sind in ihrem ganzen Umfange
nicht nur dann anwendbar, wenn die beiderseitigen Schiffe direkt aus ihren National-
Häfen ankommen, oder nach selbigen zurückkehren, sondern auch dann, wenn sie
ummittelbar aus den Häfen eines dritten Staates ankommen oder dahin besiimmt sind.

Art. 4. Was in den obigen Artikeln 1 bis 3. zunächsi in Betreff der in die
beiderseitigen Seehäfen eingehenden oder aus selbigen auslaufenden Seeschiffe des
anderen Staates und deren Ladungen feslgesetzt ist, soll auch auf den gegenseitigen
Fluß-Schiffahrts-Verkehr völlige Anwendung finden.

Art. 5. Die Preußischen sowohl alsdie Oldenburger Schiffe sollen gegen-
seltig der Befugnisse und Vorzüge, welche ihnen der gegenwärtige Vertrag zusichert,
nur in sofern genießen, als sie mit den nach den Vorschriften desjenigen Staates,

(No. 1200 — 1261.) dessen
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dessen Flagge sie fuhren, zum Beweise ihrer Nationalitat ausgefertigten Schiffspassen
und Musterrollen versehen sind. Bei den Flußschiffen genugt in dieser Beziehung das
in der Weser-Schiffahrts-Akte vom 10ten September 1823. vereinbarte Manifest.

Art. 6. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher vom Tage
der Auswechselung der Ratifikationen ab in Kraft treten wird, ist vorldusig bis zum
letzten Dezember 1840. festgesetzt, und wenn derselbe nicht zwölf Monate vor dem
Ablaufe dieses Zeitraums von der einen oder der andern Seite aufgekündigt werden
sollte, so wird er als auf ferner ein Jahr und sofort bis zum Ablaufe eines Jahres
nach erfolgter Aufkündigung verlängert angesehen werden.

Art. 7. Der gegenwärtige Vertrag soll unverzüglich zur landesherrlichen
Ratifikation vorgelegt und sollen die Ratiflkations-Urkunden spätestens binnen vier
Wochen ausgewechselt werden.

Zur Urkunde dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten denselben unfer
Beidruckung ihrer Siegel unterzeichnet. So geschehen Berlin, den 20sten Juli 1830.
Ernst Michacelis. Wilhelm Ernst Freih. v. Beaulieu-Marconnay.

CL. S.) (L. S.)
Der vorstehende Vertrag ist von Seiner Majestät dem Könige am Zten und

von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg am töten August
d. J. ratifizirt worden.

(No. 1261.) Allerhächste Kabinetsorder vom 8ten August 1830., über die bürgerlichen Vrr-
hältnisse der Juden in den neuen und wieder erworbenen Provinzen.

JIch habe zwar bei mehreren Veranlassungen, unter andern im Eingange der durch
die Gesetzsammlung bekannt gemachten Verordnung vom 30sten August 1816., Meine
Willensmeinung darüber ausgesprochen, daß das Edikt vom 111en März 1812., die
bürgerlichen Verhältnisse der Juden betreffend, nur in den alten Provinzen, in welchen
es nach seiner Erlassung publizirt worden ist, Gültigkeit haben solle. Da aber dessen
ungeachtet nach dem Berichte des Staatsministeril vom 31sten Mai d. J. neuerlich
Zweifel darüber entstanden sind, ob nicht dieses Edikt bei Publikation des Allgemei-
nen Landrechts und der Gerichts-Ordnung in den neuen und wieder erworbenen
Provinzen, als unter den die gedachten Gesetzbücher ergänzenden und erlauternden
Bestimmungen mit eingeführt worden sey; so besiimme Ich bierdurch ausdrücklich:

daß das Edikt vom 1 #ten März 1812. mur in denjenigen Provinzen, in welchen
es bei seiner Erlassung publizirt worden, gelten, in den neuen und wieder erwor-
benen Provinzen dagegen, als mit dem Allgemeinen Landrecht und der Gerichts-
Ordnung eingeführt nicht betrachtet, vielmehr in letzteren, bis zu weiterer
gesetzlicher Beslimmung, sich in Hinsicht der Verhältnisse der Juden lediglich
nach denjenigen Vorschriften geachtet werden soll, welche bei der Besinahme
dieser Provinzen, als darin gesetzlich bestehend, vorgefunden worden sind.

Diesen Meinen Befehl hat das Staatsministerium durch die Gesetzsammlung bekannt
zu machen. Berlin, den 8ten August 1830. Z„ ç Z

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.
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(No. 1262.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten August 1830., die Ermagigung der im
Tarife vom 24sten Juli 1828. festgesetzten Schiffahrts-Abgabe auf der
Wasserstraße zwischen der Elbe und Oder für die unbeladenen Kähne, und
deren Anwendung auf die kleinern Wasserstraßen im Bezirke der Regierung

A zu Potsdam betreffend.
uf Ihren Bericht vom 3ten v. M. will Ich, zur Erleichterung des Verkehrs,

die Schiffahrts-Abgabe auf den Wasserstraßen zwischen der Elbe und Oder für
die unbeladenen Kähne auf den sechsten Theil der Abgaben, welche durch den
Tarif vom 24 sten Juli 1828. für die beladenen Kähne feslgesetzt sind, hierdurch
ermäßigen, und zugleich nach Ihren Anträgen genehmigen, daß der Tarif vom
24sten Juli 1828. mit vorstehender Abänderung auch auf den kleinern Wasser-
straßen im Bezirke der Regierung zu Potsdam, unter nachfolgenden näheren
Bestimmungen, eingeführt werde.

I. Die bisher auf dem Ruppiner und Templiner Kanal, nach ülteren
Verordnungen, für die Staatskassen erhobenen Abgaben an Wasserzöllen, an
Schleusen= und Schleusen-Aufzugs-, an Kahn-, an Mannschafts= und Statte-
Geldern, oder unter welchen andern Benennungen sie enkrichtet worden, sollen
abgeschafft und nicht mehr erhoben, dagegen aber künftig Schiffahrts-Abgaben
nach dem Tarife vom 24 sten Juli 1828. entrichtet werden, und zwar für die
Schiffahrt und Flösserei

a) im Ruppiner Kanal, so oft die Thiergarten-Schleuse bei Oranienburg,
b) im Templiner Kanal, so oft die Kannenberger Schleuse passirt wird.

II. Die Schleusen-Abgabe, welche auf der obern Havel bei den Strom-
Schleusen zu Bredereiche und Zehdenick, nach den Bestimmungen der Verordnung
wegen Aufhebung der Wasserbinnenzölle vom 1 11en Juni 1816., bisher entrichtet
wurde, soll künftig nicht mehr, sondern an deren Statt eine Schiffahrts-Abgabe
nach dem Tarife vom 24sten Juli 1828. und zwar so oft erhoben werden, als die
Schleuse bei Zehdenick passirt wird.

III. Folgende für die Benutzung von Schiffahrts= und Flösserei-Anlagen
bisher bestandene Abgaben werden ganz erlassen:

1) die Abgabe für die Schiffahrt und Flösserei innerhalb des Werbelliner Kanals,
2) die Rhinfluß= und Schleusengelder, welche in Alt-Ruppin, und
Jabrgang 1830. — (No. 1207— 1253.) u 3) die
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die Abgaben für die Flösserei und Schiffahrt im Nahmitz-Graben und
Emster Fließ, welche in Lehnin,

4) die Abgaben für die Flösserei und Schiffahrt im Nauenschen Graben,
welche bei den Schleusen in Brieselang und bei Nieder-Neuendorff ent-
richtet werden müssen;

5) die gleichen Abgaben für Benutzung des Storkower Kanals,
6) imgleichen der Schleuse in der Dahme bei Prieros,
7) die Schleusen= und Flösserei-Gefälle, welche bei Groß-Köritz, und
8) bei der Schleuse zu Mellen entrichtet werden;
9) die Schleusen-Gefälle zu Trebbin und Groß-Beuthen, wie auch

10) die gleichen Gefälle von den Floß-Schleusen zu Wittstock.
IV. Die hin und wieder üblichen Brückenaufzugs-Gelder bleiben vorerst

bestehen.
V. Für Benutzung der Abladeplätze bei den Kanälen auf längere Zeit

als einen Monat, kann, nach Verhältnitß des benutzten Raumes, eine ange-
messene Gebühr durch das Finanzministerium bestimmt werden.

Das Finanzministerium hat diese Anordnungen alsbald oöffentlich bekannt
zu machen und zur Vollziehung zu bringen, auch Etats und Rechnungen hiermit
belegen zu lassen. Berlin, den 'ten August 1830.

Friedrich Wilhelm.
An den Staatsminister von Schuckmann

und an das Finanzministerium.

Vorsiehende Allerhöchste Kabineksorder wird hierdurch mit dem Bemerken
zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß danach vom tsten Oktober d. J. ab
verfahren werden soll. Berlin, den 23sten August 1830.

Der Finanzminister.
Maassen.

3

(No. 1203.) Allerhöchste Kabineksorder vom 18ten August 1830., die Gebühren der Beamten

A bei den Kreis-Justiz-Kommissionen betreffend.
uf Ihren Bericht vom 15ten v. M. setze Ich, mit Aufhebung der speziellen

Bestimmungen über die Gebühren der Beamten bei den Kreis-Justiz-Kommis-
sionen, im Reglement für die Justizräthe in Schlesien vom 15ten August 1750.
h. 10., und in der Gebühren-Tare für die Landes-Justiz-Kollegien vom 23ten
August 1815. Abschnitt IV. No. 21.m. und AbschnittV.No.51. h., nach Ihrem
Antrage fest: daß bei den Gebühren-Liquidationen dieser Beamten lediglich die
allgemeinen Sätze der Gebühren-Taxe vom 23len August 1815. zum Grunde
zu legen, wobei die Kreis-Justizräthe befugt seyn sollen, nach denselben Sützen,
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wie die Mitglieder der Ober-Landesgerichte, zu liquidiren, und bei Reisen, wenn
ihnen das Fuhrwerk nicht von den Partheien gestellt wird, die Kosten von zwei
Extrapostpferden in Rechnung zu stellen. Ich überlasse Ihnen, diese Bestummung

durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.
Berlin, den 1 Sten August 1830. ç Z

Friedrich Wilhelm.
An den Staats= und Juflizminister Grafen von Danckelman.

(No. 1204.) Verordnung mgen Einführung einer gleichen Wagen= und Schlitten-Spur
in der Provinz Posen. Vom 21sten August 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen:
Nachdem Unsere getreuen Stände der Provinz Posen bei ihrer zweiten

Zusammenkunft um Erlassung eines Gesetzes wegen Einführung gleicher Wagen-
und Schlitten-Geleise in dortiger Provinz allerunterthänigst gebeten haben; so
verordnen Wir, auf den Antrag Unsers Staatsministeriums, Folgendes:.

#. 1. Von der Zeit der Bekanntmachung dieser Verordnung ab, sollen
alle neue Achsen an Kutsch-, Post-, Fracht-, Bauer= und allen andern Arten
von Wagen dergestalt angefertigt werden, daß die Breite des Wagengeleises von
der Mitte der Felge des einen bis zur Mitte der Felge des andern Nades vier Fuß
vier Zoll Preußisch beträgt.

§S. 2. Sbenso sollen keine andere Schlitten verfertigt werden, als deren
Kappen oder Schleifen, ohne die Kröpfung, eine Länge von fünf Fuß sechsZoll,
und die ein zwei Fuß neun Zoll breites Geleise haben.§#. 3. Den Stellmachern und den sogenannten Schirrmachern auf dem
Lande, und andern Handwerkern und Arbeitern, welche sich mit dieser Fabrikation
beschäftigen, wird bei drei Thalern Strafe untersagt, eine Achse oder einen
Schlitten wider die Vorschriften der G. 1. und 2. einzurichten, und den Schmieden
bei gleicher Strafe, solche mit Beschlag zu versehen.

Bei Wiederholung der Kontraventionen wird die Strafe verdoppelt.
&amp;# 4. Nach dem Ablaufe von sechs Jahren, nach Bekanntmachung dieser

Verordnung, soll in Unserer Provinz Posen, mit Ausnahme der Luruswagen,
kein Wagen oder Schlitten gebraucht werden, dem die im F. 1. und 2. bestimmten
Eigenschaften mangeln.

§. 5. Ebenso soll nach Ablauf von zwölf Jahren, von der Publikation
gegemwärtiger Verordnung an gerechnet, kein Luruswagen gebraucht werden,
wenn derselbe nicht die im §. 1. bezeichnete Eigenschaft hat.

(No. 1261.) K. 6.
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6. 6. Wer sich nach den im §. 4. und 5. bestimmten Fristen eines Wagens
oder Schlittens bedient, der die #m F. 1. und 2. bestimmte Einrichtung nicht hat,
soll durch die Polizei= und Wegebeamten, so wie durch die Gendarmerie, ange-
halten, zur nächsten Ortsgerichtsbarkeit gebracht und in eine Geldstrafe von einem
bis fünf Thalern für den ersten, und von zwei bis zehn Thalern für den zweiten und
die folgenden Kontraventionsfälle genommen werden. Diese Strafe, welche in
die Armenkasse des Orts flietzt, wo die Kontravention entdeckt und bestraft wird,
trifft den Eigenthümer des Wagens oder Schlittens, soll jedoch von dem Reisenden,
mit Vorbehalt seines Regresses an den Eigenthümer, erlegt werden.

Für eine und dieselbe Reise bis zum Bestimmungsorte soll nur einmal Strafe
statt finden, und der Reisende über deren Erlegung mit einer Bescheinigung ver-
sehen werden.

. 7. Von diesen Vorschriften sind allein ausgenommen:
a)sämmtliches Militairfuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welches Privat-Eigen-

thum einzelner Militairs ist;
b) fremde Reisende, oder Reisende aus solchen Provinzen des Preußischen Staaks,

in welchen keine oder eine andere allgemeine Einrichtung der Wagen und
Schlitten vorgeschrieben ist.

§#. S. Die Postbehörden sollen nach den im F. 4. und 5. beslimmten Fristen
keinem Reisenden aus der Provinz Posen Posipferde vor Wagen und Schlitten
geben, welche die vorgeschriebene Einrichtung nicht haben.

§. 9. Alle diejenigen, welchen die Anlegung und Unterhaltung der Wege
obliegt, sind verpflichtet, solche, wo es nöthig ist, binnen einem Jahre nach-
Publikation gegenwärtiger Verordnung in soweit zu verbreitern, als es die Aus-
führung dieser Vorschriften erfordert. Die Behörden sollen Aufsicht darüber
führen, daß dieser Bestimmung genügt werde, und wenn dies nach Verlauf eines
Jahres nicht geschehen seyn sollte, die Verbreiterung auf Kosten der Verpflichteten
bewirken lassen.

§. 10. Wir befehlen allen Polizei= und Gerichksbehörden, sich nach dieser
Verordnung, welche sogleich und außerdem dreimal während des sechsjährigen, so
wie noch einmal vor Ablauf des zwölfjährigen Zeitraums, durch die Intelligenz-
und Amtsblätter bekannt gemacht werden soll, gebührend zu achten.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsteigenhändigen Unterschrift und beige-
drucktem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 21sten August 1830.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
Frh. v. Altenstein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum.

Graf v. Bernstorff. Maassen.
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(No. 1205.) Vertrag zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Seiner
Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg, wegen Vereinigung
des Fürstenthums Birkenfeld mit den westlichen Königlich-Prcupischen
Provinzen zu einem Zollsysteme. Vom 24fien Juli 1830.

Sine Majestat der Konig von Preußen und Seine Konigliche Hoheit der
Großherzog von Oldenburg, haben in der Absicht, die wechselseitigen Vortheile
eines freien Verkehrs, dessen Herstellung den neuerlich zwischen Preußen und
anderen deutschen Staaten abgeschlossenen Vertragen zum Grunde liegt, auf das
Verhaltniß des Großherzoglich-Oldenburgischen Furstenthums Birkenfeld zu den
wesilichen Koniglich-Preußischen Provinzen auszudehnen, Unterhandlungen ein-
leiten lassen, und hiezu als Bevollmachtigte ernannt:

Seine Majestat der Konig von Preußen:
Allerhochst-Ihren Geheimen Legations-Rath Ernst Michaelis;

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg:
Höchsi-Ihren Oberschenk, Staats= und Geheimen Kabinets-Rath
Wilhelm Ernst Freiherrn von Beaulieu-Marconnay,
Großkreuz des Koaiserlich -RussischenSt. Annen-Ordens und Nitter
des Koniglich -Prenßischen rothen Adler-Ordens dritter Klasse,

von welchen, in Folge jener Unterhandlungen, mit Vorbehalt der Ratifikation,
nachstehender Vertrag abgeschlossen worden ist.

Artikbel 1.
Vom Tage der Publikation gegenwärtiger Uebereinkunft an, soll ein

Verein des Großherzoglich -Oldenburgischen Fürstenthums Birkenfeld mit den
wesilichen Preußischen Provinzen zu einem Zollsysteme Statt finden, wie solches
in den gedachten Preußischen Provinzen durch das Gesetz vom 20sten Mai 1818.,
dessen Grundsätze ohne besondere Uebereinkunft nicht abgeandert werden sollen,
und durch die seitdem erlassenen Bestimmungen und Erhebungsrollen festgesetzt ist,
oder künftig noch durch gesetzliche Deklarationen und Erhebungsrollen weiter
bestimmt werden wird.

Jabrgang 18930. — (No. 1265) xX Art. 2.

(Ausgegeben zu Berlin den 22sten September 1830.)
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Artikel 2.
Seine Konigliche Hoheit der Großherzog machen Sich verbindlich, in

Ansehung der Abgaben von der Fabrikation des Branntweins und vom Brau-
Malze, in Uebereinstimmung mit den deshalb in den westlichen Preußischen
Provinzen bestehenden Gesetzen und Einrichtungen, solche Verfugungen ergehen
zu lassen, als erforderlich sind, um auch in Ansehung dieser Erzeugnisse eine
vollige Gleichstellung zwischen diesen Provinzen und dem Furstenthume Birkenfeld,
in Ansehung des innern Verkehrs und der Verhaltnisse zu den ostlichen Provinzen
der Preußischen Monarchie, desgleichen zum Auslande, eintreten zu lassen.

Artikel 3.
Die Art und Weise der Abfassung und Verkundigung der in Gemaßheit

obiger Bestimmungen im Furstenthume Birkenfeld zu erlassenden Gesetze, die mit
denselben ubereinstimmende Einrichtung der Verwaltung, insbesondere die Bestim-
mung, Einrichtung und amtlichen Befugnisse der erforderlichen Steuer-Aemter,
sollen im gegenseitigen Einvernehmen mit Hulfe der von beiden Seiten zu diesem
Behufe zu ernennenden Kommissarien angeordnet werden.

Artikel 4.
Die Großherzogliche Regierung wird fur die gehorige Besetzung der in

dem Fürstenthume Birkenfeld zu errichtenden Steuer-Aemter Sorge tragen. Es
sollen jedoch nur solche Personen bei diesen Aemtern angestellt werden, die sich
einer von dem Königlich-Preußischen Provinzial-Steuer-Direktor zu Cöln ver-
anlaßten Prüfung unterworfen haben, und mit einem Zeugnisse desselben darüber
versehen sind, daß sie diese Prüfung gehörig bestanden haben. Auf Vorzeigung
eines solchen Zeugnisses werden sie von der Großherzoglichen Regierung mir
Anstellungs-Patenten versehen, und im gemeinschaftlichen Interesse beider Regie-
rungen in Eid und Pflicht genommen werden.

Artikel 5.
Die gedachten Steuer-Beamten stehen zwar in allen Privat= oder bürger-

lichen Angelegenheiten, ferner bei allen sogenannken gemeinen Verbrechen oder
Vergehen, imgleichen bei Dienst-Verbrechen und Vergehen, wegen welcher gegen
ausschließlich Preußische Beamte derselben Kathegorie eine förmliche gerichtliche
Untersuchung nöthig seyn würde, unter den Großherzoglichen Gerichten; in allen
Dienst-Angelegenheiten aber, insbesondere auch in Absicht der Dienst-Disziplin,
sind sie dem Preußischen Ober-Kontrolleur und denjenigen Preußischen Behörden,
welche sonst noch die Leitung des Steuer-Dienstes besorgen, kraft des diesen hie-
durch von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs ertheilten besonderen
Auftrages, unterworfen.

Artikel 6.
Der Großherzoglichen Regierung steht das Recht zu, in vorkommenden

Fällen die von ihr im Fürstenthume Birkenfeld angestellten Steuer-Beamten nach
eigenem
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eigenem Ermessen des Dienstes zu entsetzen; dieselbe verspricht jedoch, auch auf
Reguisition des Provinzial-Steuer-Direktors in Cöln diejenigen Steucr-Beamten,
welche in ihrer Dienstführung unzuverlässig oder untauglich befunden werden sollten,
zu entlassen. Eine solche Requisirion wird jedoch nur unter denselben Umständen
erfolgen, unter welchen auch ein ausschließlich der Preußischen Regierung verpflich-
teter Steuer-Beamter gleicher Kathegorie seine Entlassung erhalten würde.

Artikel 7.
Der Königliche Provinzial-Steuer-Direktor zu Cöln wird die etwaigen

Antrage der Großherzoglichen Regierung in Birkenfeld, in Beziehung auf die
Dienstführung und disziplinarische Behandlung der in dem Fürsienthume ange-
stellten Steuer-Beammen, gehörig berücksichrigen, auch bleibt es der gedachten
Regierung vorbehalten, wenn sie es im gemeinschaftlichen Interesse des Dienstes
für nöthig erachtet, außerordenrliche Kassen-Wisitationen bei diesen Steuer-Beamten
vornehmen, von den darüber aufzunehmenden Verhandlungen dem Königlichen
Provinzial-Stener-Direktor Abschrift mittheilen zu lassen, und auf Absiellung der
dabei entdeckten Unordnungen und Mißbräuche in geeigneter Art mitzuwirken.

Artikel 8.
Für die in dem Fürstenthume Birkenfeld zu errichtenden Steuer = Aemter

wird die Großherzogliche Regierung die erforderlichen Wohnungs -Räume und
Dienst-Gelasse auf eigene Kosten beschaffen und unterhalten, sie auch mit den
nöthigen Utensilien und Büreau-Bedürfnissen versehen lassen. Desgleichen wird
die Besoldung und Pensionirung der Steuer-Beamten im Fürstenthume, so wie
die etwaige Versorgung der Wittwen und Kinder derselben, von Seiren der Groß-
hergoglichen Regierung lediglich auf ihre eigene Kosten erfolgen, wobei jedoch fesi-
gesetzt wird, daß die dortigen Einnehmer und Steuer-Aufseher den reußischen
Steuer-Beamten derselben Kathegorie gleich besoldet werden sollen.

Artikel 9.
Beide Regierungen werden in den zur Sicherung ihrer landesherrlichen

Gefälle und Aufrechthaltung der Gewerbe ihrer Unterthanen nothwendigen
Maaßregeln einander gegenseitig freundschaftlich unrerstützen. Seine Königliche
Hoheit der Großherzog wollen in dieser Hinsicht namentlich gestatten, daß die
Königlich= Preusiischen Zoll-Beamten im gemeinschaftlichen Interesse, und als
von Höchst Ihnen dazu mitbeduftragt im Fürstenthume Birkenfeld ihre Diensiver=
richtungen in eben der Art ausüben, wie ihnen dieses auch im Preußischen Gebiete
innerhalb der Binnenlinie obliegt. Wenn zur Feststellung des Thatbestandes
begangener Unterschleife, oder zur Sicherung der Gefalle und Strafen, Visita-
tionen und Beschlagnahmen von den Kdniglichen Zoll-Beamten bei den Groß-
berzoglichen Orts-Behörden in Antrag gebracht werden, so sollen letztere, sobald
sie sich von der Zulässigkeit, den Umständen nach, überzeugt haben, solche alsbald
willig und zweckmäßig veranstalten. In sofern auch, nach der Ueberzeugung des

(No. 1245.) X 2 Konig-
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Koniglichen Provinzial-Steuer-Direktors zu Coln die Oertlichkeit es unvermeidlich
machen sollte, daß die den Vorschriften der Preußischen Zoll-Ordnung gemaß,
gegen die Grenze des Koniglicht Baierschen Rheinkreises zu errichtende Binnenlinie
und der hiedurch entstehende Grenzbezirkhin und wieder auch das Gebiet des Fürsten-
thums Birkenfeld berühre, erklärt sich die Großherzogliche Regierung mit dieser
Ausdehnung des Grenzbezirks in ihr gedachtes Gebiet hiedurch einverstanden. In
diesem Falle werden die Grenzbeamten auch innerhalb des Großherzoglichen Theils
des Grenzbezirks nach der Zoll-Ordnung und denallgemeinen gesetzlichen Vorschriften
verfahren, jedoch sollen daselbst zur Erleichterung des Verkehrs, und zur Vermei-
dung aller Kontrolle zwischen dem Preußischen und dem Gebiete des Fürstenthums
Birkenfeld, Legitimations= Stellen für den Waaren-Transport innerhalb des
Grenzbezirks errichtet werden.

Artikel 10.
Die von den Großherzoglichen Unterthanen im Fürstenthume Birkenfeld

verübten Zoll= oder Steucr-Vergehen sollen, in sofern gegen die nach vorgängiger
summarischer Untersuchung erfolgte administratire Entscheidung des betreffenden
Koöniglich-Preußischen Haupt-Zoll= oder Haupt-Steuer-Amts auf förmliches
gerichtliches Verfahren provozirt wird, von den Großherzoglichen Gerichts-Aemtern
zur Untersuchung und Strafe gezogen werden. Die gegen die Erkenntnisse dieser
Gerichte zulässigen Rechrsmictel werden bei dem Justiz-Senate der Regierung in
Birkenfeld verhandelt und entschieden werden.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog wollen die Anordnung treffen,
daß in den gerichtlichen Untersuchungen das Interesse der gemeinschaftlichen Ver-
waltung durch einen besondern Beamten gehörig wahrgenommen werde. Da es
für das beiderseitige Interesse von besonderer Wichrigkeit ist, daß die vorkommenden
Zoll= und Steuer-Vergehen nach übereinstimmenden Grundsätzen beurtheilt und
bestraft werden, so ist man für den Fall, daß eine Ungleichförmigkeit in den
Erkenntnissen der in dieser Hinsicht kompetenten Königlich-Preußischen und Groß-
herzoglich-Oldenburgischen Gerichte sich ergeben sollte, übereingekommen, sich
über Maaßregeln zu vereinbaren, wodurch diesem Uebel abgeholfen und die Gleich-
förmigkeit der Erkenntnisse sicher gestellt wird.

Artikel 11.
Die Königlich-Preußische Regierung verspricht, dasjenige Einkommen an

Zollgefällen, welches durch die in vorstehender Art zu bewirkende Vereinigung.
des Fürstenthums Birkenfeld mit den westlichen Preußischen Provinzen zu einem
Zollsysteme den Preußischen Kassen zufließen wird, den Großherzoglich-Olden-
burgischen Kassen uberweisen zu lassen, auch selbigen eine Antheilnahme an dem
Gesammtbetrage der von der Fabrikation des Branntweins und vom Braumale
in den wesilichen Preußischen Provinzen und in dem Fürstenthume Birkenfeld auf-
kommenden Abgaben zu gewähren. Zu diesem Ende wird die Großherzogliche

Regie-
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Regierung an dem Gesammt-Einkommen sowohl von Ein= und Ausgangs-Abgaben
als auch von der Besteuerung der vorgedachten inländischen Erzeugnisse in den
westlichen Preußischen Provinzen und in dem Fürstenthume Birkenfeld, nach dem
Verhälknisse der Seelenzahl des letzteren zu derjenigen der ersteren, Antheil nehmen.
Dieser Antheil wird durch eine besondere Uebereinkunft zwischen dem Königlich-
Preußischen Finanzministerio und der Großherzoglichen Regierung fesigesiellt, und
der Betrag, nach Abzug der im Fürstenthume Birkenfeld aufgekommenen Ein-
nahmen von der Besteuerung des Branntweins und des Braumalzes, welche von
den dortigen Steuerbeamten monatlich an die Regierung zu Birkenfeld abzuliefern
sind, in Quartal-Raten aus der Königlichen Provinzial-Steuerkasse zu Cöln
gezahlt werden. Sollte bei zunehmender Kultur des Weines und des Tabacks
im Fürstenthume Birkenfeld es sich nöthig zeigen, daß auch auf diese Gegenstiände
bei der Besteuerung Rücksicht genommen werde, so wird die Großherzogliche
Regierung in Ansehung dieser Exzeugnisse gleiche Anordnungen, wie wegen der
Besteuerung des Branntweins und des Braumalzes, treffen, und dagegen nach
denselben Grundsätzen an dem in den westlichen Preusiischen Provinzen und in
dem Fürstenthume Birkenfeld aufkommenden Ertrage der Wein= und Tabacks-
steuer Theil nehmen.

Artikel 12.
Da die in den Königlich-Preußischen Staaten am höchsten besteuerten aus-

ländischen Waaren, namentlich Kolonialwaaren aller Art, Weine und Ellen-
waaren, mit keiner Abgabe in dem Fürstenthume Birkenfeld bisher belegt gewe-
sen sind, und frei aus dem Auslande haben bezogen werden können, mithin,
wenn die Preußische Grenzbewachung gegen das Fürstenthum wegfällt, den Kö-
niglichen Kassen und gewerbtreibenden Unterthanen ein bedeutender Verlust aus
der Einführung unversteuerter Waarenbestände von dort her in die westlichen
Preußischen Provinzen erwachsen könnte; so verspricht die Großherzogliche Re-
glerung, sobald als möglich, und noch vor Aufhebung der Preußischen Grenz=
bewachung, alle Waarenbestände in dem Fürstenthume Birkenfeld genau auf-
zeichnen zu lassen, und die Besitzer derselben entweder zur Zahlung der Steuer,
oder zur Wiederausführung der Waaren nach dem Auslande anzuhalten.

Ueber die Art und Weise der Aufnahme, und wie weit dabei nach Be-
wandniß der Umstände zu gehen seyn dürfte, imgleichen über die den Waaren-
Inhabern zu bewilligenden Zahlungsfristen, wird eine besondere Vereinbarung
vorbehalten; der Ertrag der Nachversteuerung aber der Königlich-Preusischen
amd der Großherzoglich-Oldenburgischen Regierung zu gleichen Theilen zufallen.

Artikel 13.
Von allen für Seine Königliche Hoheit und Höchst-Dero Hofbaltung

mt Großherzoglichen Hofmarschallamts-Attesten in das Fürstenthum Birkenfeld
eingehenden Waaren werden die Gefälle nicht bei dem Eingange erhoben, sondern

(No 1265.) nur
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nur notirt, und bei der nachsten Erhebung des Antheils Seiner Koniglichen Hoheit
an den Sammteinkunften in baarem Gelde angerechnet werden.

· Artikel 14.

Alle in Folge uberwiesener Zoll- und Steuervergehen in dem Furstenthume
Birkenfeld angefallenen Geldstrafen und Konfiskate verbleiben, nach Abzug des
Denunziantenantheils, dem Großherzoglichen Fiskus, und bilden keinen Gegen-
stand der gemeinschaftlichen Einnahmen.

Die Ausübung des Begnadigungs= und Strafverwandlungsrechts über die
wegen verschuldeter Zoll= und Steuervergehen in dem Fürstenthume Birkenfeld ver-
urtheilten Personen, ist Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge vorbehalten,
jedoch kann der Straferlaß nicht auf den Denunziantenantheil ausgedehnt werden.

Artikel 15.
Von dem Tage der Publikation gegenwärtiger Uebereinkunft an, soll zwi-

schen den wesilichen Preußischen Provinzen und dem Fürstenthume Birkenfeld ein
völlig freier Verkehr, unter folgenden Ausnahmen, statt finden:

A. Die Einfuhr des Salzes aus dem Furstenthume Birkenfeld in die west-
lichen Prenßischen Provinzen, und aus diesen in jenes, bleibt für jetzt ver-
boten. Jedoch gestattet die Königlich-Preußische Regierung für die Dauer
des jetzt zwischen der Großherzoglichen Regierung zu Birkenfeld und der
Salzfaktorei zu St. Wendel besiehenden Pachtkontrakts den freien Eingang
der dem Bedarfe des Fürstenthums angemessenen Salzquantitäten. Nach
Ablauf des gedachten Kontrakts wird die Großherzogliche Reqgierung auch
in Ansehung des Salzverkaufs den Einrichtungen der Königlich-Preußi-
schen Regierung sich völlig anschließen, und dagegen an dem Rein-Ertrage
des Saljzdebits in den westlichen Preußischen Provinzen und dem Fürsten-
thume Birkenfeld in dem Verhältnisse der Bevölkerung des letzteren zu der-
jenigen der ersteren Theil nehmen.

B. Das Einbringen der Spielkarten ist in derselben Weise verboten, auch wol-
len Seine Königliche Hoheit die Anfertigung von Spielkarten im Fürsten-
tbume Birkenfeld nicht gestatten. Dagegen wird die Königlich-Preußische
Regierung eine dem Bedürfnisse der Einwohner entsprechende Quantitcht
Spielkarten abgabenfrei in das Fürstenthum eingehen lassen, deren nähere
Besimmung nebsi der deshalb erforderlichen Kontrolle besonderer Verab-
redung vorbehalken bleibt.

C. In den Preußischen Städten, wo Mahl= und Schlachtsteuer für Rechnung
des Staats erhoben wird, ist diese Abgabe auch von den aus dem Fürsten-
thume Birkenfeld eingebrachten Gegenständen, wie von den gleichar#igen
Preußischen Exzeugnissen, zu entrichten, und umgekehrt wird ein Gleiches
in den Städten im Furstenthume Birkenfeld gelten, wo eine ähnliche Ab-
gabe etwa erhoben werden sollte.

D. Der-
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D. Dergleichen Abgaben, welche von gewissen inlandischen Erzeugnissen fur
Rechnung einer Stadt oder Kommune bei deren Einbringung in selbige er-
hoben werden, unterliegen auch Waaren derselben Art, welche aus dem
Furstenthume Birkenfeld in eine zu jener Erhebung befugte Preußische Kom-
mune, oder umgekehrt, aus den westlichen Preußischen Provinzen in eine gleich-
maßig befugte Kommune des Furstenthums Birkenfeld eingefuhrt werden.

Artikel 16.
Die fur die Großherzoglichen Unterthanen in dem Furstenthume Birkenfeld

mit der Post ankommenden Waaren sollen gleichen Begünfligungen und Be-
schrankungen mit denen unterliegen, welche fur die Koniglichen Unterthanen be-
stimmt sind.

Artikel 17.
Sogleich nach Publikation des gegenwartigen Vertrages soll von Unter-

thanen des Preußischen Staats und des Furstenthums Birkenfeld, welche in dem
Gebiete des andern kontrahirenden Theils Handel und Gewerbe treiben, oder
Arbeit suchen, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmaßig die
eigenen Unterthanen derselben Art unterworfen sind.

Desgleichen sollen Fabrikanten und Handler, welche blos zum Aufkaufe
von Natur= oder Kunst-Erzeugnissen, oder Handlungs-Reisende, welche nicht
Waaren selbst, sondern nur Muster derselben, bei sich zu führen, und Bestellun-
gen zu suchen berechtigt sind, auch sich als Inländer diese Berechtigung in dem
einen Staate durch Entrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben, in dem
andern Staate deshalb keine weileren Abgaben entrichten, vielmehr die etwa er-
forderlichen Konzessionen oder Gewerbscheine unentgeldlich erhalten.

Endlich sollen, außer den in dem vorhergehenden Artikel 15. erwähnten
Beschrankungen, die Unterthanen in den beiderseitigen Landestheilen ihre Waaren
frei von Abgaben auf die Märkte bringen können, und hierzu eine besondere
Konzession oder Legitimation, oder eines Gewerbscheines, für diesen Theil des
Handels= und Gewerbe-Verkehrs nicht bedürfen.

Artikel 18.
In Hinsicht des Verkehrs zwischen dem Fürstenthume Birkenfeld und den

östlichen Preußischen Provinzen kommen gegenseitig in allen und jeden Beziehun-
gen, namentlich in Ansehung der aus dem Fürstenthume Birkenfeld in die gedach-
ten östlichen Provinzen eingehenden Naturprodukte und Fabrikate, völlig dieselben
Grundsätze in Anwendung, welche zwischen diesen und den westlichen Preußischen
Provinzen gelten.

Die völlige Gleichstellung mit den Preußischen Unterthanen, rücksichtlich
des Verkehrs und Gewerbe-Betriebes, wird den Einwohnern des Furstenthums
Birkenfeld auch gegenseitig in Beziehung zu allen mit der Preußischen Monarchie
durch Zoll= oder Handelsverträge verbundenen deutschen Bundesstaaten, in Gemäß-

(No. 1205—1256.) heit
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heit der zwischen Preußen und diesen Staaten geschlossenen Zoll= und Handels-
verträge, zu Statten kommen.

Artikel 19.
Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird vorläusig bis zum Schlusse

des Jahres 1833. festgesetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe dieses Zeitraumes
von der einen oder der andern Seite keine Aufkündigung, so soll er als auf fernere
drei Jahre, und so fort von drei zu drei Jahren verlängert angesehen werden.

Dieser Vertrag soll unverzüglich zur Allerhöchsten und Höôchsten Ratifikation
vorgelegt, und die Auswechselung der Ratifikations-Urkunden spätestens binnen
vier Wochen bewirkt werden.

Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag von den beiderseitigen Bevollmächtigten
unterzeichnet und untersiegelt worden.

So geschehen Berlin, den 24 stenJulius 1830.
Ernst Michaelis. Wilhelm Ernst Freih. v. Beaulieu-Marconnay.

(L. S.) (L. S.
Der vorstehende Vertrag ist von Seiner Majestät dem Könige am 30sten

August 1830. und von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg
am 1ten desselben Monats ratifizirt worden.

(No. 1206.) Allerhöchste Kabinetsorder vom Pten September 1830., über das Verfahren
der Kredit-Spsteme zur Ausmittelung des unbekannten Inhabers eines vom
Schuldner aufgekündigten Pfandbriefs.

A Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom 19ten Juli d. J., genehmige Ich, daß
für das Aufgebot eines vom Schuldner gekündigten Pfandbriefs, dessen Inhaber
nicht auszumitteln ist, das Verfahren des Ostpreußischen Kredit-Systems, nach
den Vorschriften des Reglements vom 24sten Dezember 1808., . 387 bis 390.
(Anhang zur Gesetzsammlung S.“443.), auch in den ubrigen landschaftlichen Kredit-
Systemen gesetzlich angewendet werde. Statt der im H. 387. u. 389. angeordneten
Insertion in die Königsberger Intelligenz-Blätter, muß bei den übrigen Kredit-
Sysiemen die Insertion in die Intelligenz-Blätter der Provinz, in welcher das
bepfandbriefte Gut belegen ist, und die Bekanntmachung der Vorladung (§F. 389.)
an den Börsen der Handelsplätze der betreffenden Provinz, für Posen an der Börse
zu Berlin, erfolgen. Unter den im S. 388. erwähnten Kosten werden nur die baaren
Auslagen für das Ausgebot G. 389.) verstanden. Die Präklusion und die Löschung
im Landschafts-Register erfolgt durch die Behörde des Kredit= Systeims von Amts-
wegen, und die Kosten der Löschung im Hypothekenbuche fallen dem Pfandbriefs-
Schuldner zur Last. Ich überlasse Ihnen, diese Bestimmungen durch die Gesetzsamm-
lung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Berlin, den 'ten September 1830.

Friedrich Wilhelm.
An die Staaks-Minister v. Schuckmann und Graf v. Danckelman.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Koöniglichen Preußischen Staaten.

— Mo. 18. —

Mo. 1267.) Allerhochste Kabinetsorder vom Aten September 1830., über den Nachwei
der Ahnen bei Familienstiftungen und Familien-Fideikommissen.

Zu Verhutung rechtlicher Streitigkeiten uber Familienstiftungen und Familien-
Fideikommisse, fur welche das Erforderniß der adlichen Geburt der Ehegattin
des zum Genusse berechtigten Familienmitgliedes durch die Stiftungsurzunde
vorgeschrieben ist, setze Ich hierdurch fest: daß der Nachweis von vier adlichen
Abnen jederzeit als ausreichend angenommen werden soll, sobald die Stiftungs=
Urkunde, ohne eine bestimmte Anzahl nachzuweisender Ahnen namhaft zu
machen, den Ausdruck vollbürtig, oder ritterbürtig, gebraucht hat.
Ueberall dagegen, wo die Stiftungsurkunde die Anzahl der erforderlichen Ahnen
vorschreibt, hat es bei derselben sein Verbleiben. Das Staatsministerium hat
diesen Befehl durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 4ten September 1830.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

Jahrgang 1830. — (No. 4267—1268.) V (Xo. 1268.)

(Ausgegeben zu Berlin den 6ten November 1830.)
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(No. 1268.) Allerhochste Kabinetsorber vom 30sten Oltober 1830., wegen der Erhebungsrolle
der Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben für das Jahr 1831.

A. den Antrag des Staats-Ministerlums vom 16ten d. M. besltimme Ich,

daß die unterm 30sten Oktober 1827. bekannt gemachte Erhebungsrolle der
Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben für das Jahr 1831.
unter folgenden Modifikationen zur Anwendung kommen soll. Nach Meinen
schon ertheilten Bestimmungen soll:

1)

2

3)

4)

Von allen Roheisen -Arten ohne Unterschied, einschließlich des alten
Brucheisens, der Eisenfeile und des Hammerschlags, welche, nach der
zweiten Abtheilung No. 6. lit. a. und b. und nach der dazu gehörigen
Anmerkung, beim Ausgange theils mit 15 Sgr. und 7# Sgr. vom
Zentner besteuert, theils frei sind, ist sowohl in den öfllichen alc west-
lichen Provinzen überall beim Ausgange, eine Abgabe von Sieben
Silbergroschen Sechs Pfennigen für den Zentner zu entrichten.

Von Stabeisen und Rohstahl, Abtheilung 2. No. 6. lit. C., von der

russischen Grenze bis zur Weichselmündung einschließlich seewärts ein-
gehend, ist nur die allgemeine Eingangs-Abgabe zu entrichten.

Von Wein und Most ist beim Eingange in die westlichen Provinzen der
Steuersatz von Acht Thalern für den Zentner, welcher in den öfllichen
Provinzen gilt, zu erlegen, dagegen von Wein, der aus den westlichen
in die östlichen Provinzen versendet wird, die Steuer, in Folge der
Bestimmung des Gesetzes vom 26fsten Mai 1818. §F. 21., gänzlich
aufgehoben. Es treten die Sätze der Erhebungsrolle Abrheilung 2.
No. 25. lit. f. No. 2. und 3. daher außer Kraft.

Das in der vierten Abtheilung No. 3. angeordnete Waage= und Krahn-
Geld von Vier Silbergroschen für den Zentner, von den auf der Elbe

über Wittenberge eingehenden, auf der Havel für das Inland ver-
schifften Waaren, ist aufgehoben.

5) Zu
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5) Zu §K. 2. li. c. der Allgemeinen Besüummungen CFünfte Abeheilung der
Heberolle vom 30sten Oktcober 1827.) soll in den Fallen, wo eine
von der gewöhnlichen abweichende Verpackungsart eingehender Waaren
und eine erhebliche Entfernung von den in der Heberolle angenommenen
Tharasätzen bemerkbar wird, nicht nur den Steuerpflichtigen, sondern
auch der Steuerverwaltung das Recht zustehen, die Netto-Verwiegung
und demgemäße Entrichtung der Steuer eintreten zu lassen.

6) Zum §. 8. der Allgemeinen Bestimmungen, soll in allen den Fällen,
wo die Entrichtung eines bestimmten Theils der Abgaben in Gold vor-
geschrieben ist, dem Zahlungspflichtigen die Wahl bleiben, diesen Antheil
entweder in den obengedachten Münzsorten, in Preußischen Goldmünzen
und in Dukaten, oder in Silber-Kurant mit einem Aufgelde von

* Thalern auf jede Fünf Thaler Gold zu entrichten.

Der Finanz-Minister hat hiernach das Erforderliche auszuführen.

Berlin, den 30sten Oktober 1830.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministeriut
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Gesetz-Sammlung
fürdie

Königlichen Preußischen Staaten.

 JNo. 19.

(No. 1269.) Regulativ über die Organisation eines Kuratorii zur Verwaltung der Angelegen-
heiten des Charité-Krankenhauses in Berlin, und über dessen Wirksamkeit
zur Verbesserung des Krankenhaus = Wesens in der Monarchic. Vom
7ten September 1830.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. #c.

haben zur zweckmäßigern Leitung der Charitz-Angelegenheiten und zur Verbes-
serung der Kranken-Anstalten überhaupt, die Errichtung einer besondern Behörde

für nöthig erachtet, und verordnen dmn-ch Folgendes.H.Die neue Behorde soll unter der Zenennung- Benennung
Königliches Kurakorium für die Krankenhaus-Angelegenheiten, und Stellung

unmittelbar dem Ministerio der Geistlichen, Unterrichts= und Medizinal-Angelegen= 7“ Kurarortt.
beiten untergeordnet und dem Charité-Krankenhause zu Berlin mit seinen Neben-
Insticuten unmittelbar vorgesetzt seyn.

.
Das Kuratorium hat eine doppelte Bestimmung:

1) Die Oberaufsicht und Leitung der Angelegenheiten des Charité-Kranken= des—

hauses zu Berlin in administrativer Hinsicht zu führen, und
2) eine begutachtende und rathgebende Behörde in allen Angelegenheiten des

Kranken= und Hospital-Wesens derbenzen Monarchie zu bilden.
.Als administrativer Behbrde liegt daon Kuratorio ob, nicht bloß die fruher Peccht=

der vormaligen Regierung, jetzt dem Polizei-Prasidio in Berlin, übertragene Hläunen
ökonomische und medizinisch-polizeiliche Verwaltungs-Aufsicht über die Charicé und administra-
die Neben-Institute derselben, die außerhalb des Charits-Gebäudes eingerichtet #ier Behbede
sind und verwaltet werden, oder aus den Fonds der Charité, und abhängig von
deren Verwaltung künftig noch einzurichten sind, als Heil-Anslalten zu über-
nehmen und fortan zu führen, sondern auch dieselbe auf die in der Charité und
in deren vorbezeichneten Neben-Instituten befindlichen oder noch einzurichtenden
praktischen Bildungs= und Prüfungs-Anstalten in der Art auszudehnen, daß

Jobrgang 1830. — (No. 1260. 3 die
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dle Charité diesem gemeinsamen Zwecke. mehr als bisher entspreche. Sämmtliche
Beamten, die bei dem Charits-Krankenhause und den datin befindlichen praktischen
Bildungs= und Prüfungs= Anstalten, so wie bei den vorbezeichneten Neben-
Insiituten desselben in Amtsthätigkeit stehen, sind verpflichtet, den Anweisungen
des Kuratorüin Sachen seines Ressorks Folge zu leisten.

Verwal- Dem zufolge ubernimmt das urcorium von dem Polizei-Präsidio zu
Tuneseaisst Berlin alle die Charité betreffendenErats-, Rechnungs-, Kontrakts-, Anstel-
kigenthum. lungs= undOisziplinar-Sachen, verwaltet das Kapital-Vermögen, sorgt für eine

zweckmaßige Benutzung der der Charité angehörigen liegenden Gründe durch
Administration oder Verpachtung, läßt die Kurkosten auslegen, und diese, so wie
die sonstigen Einkünfte beitreiben 2c., wobei die betreffenden Regierungen hülf-
reiche Hand zu bieten haben. Imgleichen wird das Kuratorium mit der Be-
rathung über die baulichen Angelegenheiten der Charite= und Neben- Gebäude
beschaftigt.

Das Kuratorium steht in Ansehung dieser Funktionen unter der Leitung
und Kontrolle des Ministerii der Geistlichen, Unterrichts= und Medizinal-
Angelegenheiten, und hat nach den deshalb vorliegenden Normen in den geeigne-

ten Fallen dessen Genehmigung enuholen,
Anstellung Von dem Kuratorio ressortirt ferner die Anstellung der etatsmäßigen

der Beamten. Beamten der Charité und ihrer im F. Z. bezeichneten Neben-Inslitute, wobei es
jedoch über die definitive Anstellung des Direktors der Charité, der dirigirenden
Aerzte und klinischen Lehrer, so wie des Ober-Inspektors der Ansialt an das
Ministerium der Geistlichen, Unterrichts= und Medizinal-Angelegenheiten zu
berichten, und Letzteres wieder hinsichtlich der Ernennung des Direktors, Unsere
Genehmigung nachzusuchen hat.

Die Dienst-Instruktion sowohl für das ütztliche als ökonomische
Ober= und Umer-Personal sind durch das Kuratorium auszuarbeiten, und von
dem Minisier der Geistlichen, Unterrichts= und Medizinal- Angelegenheiten zu
genehmigen.

 1
Desgleichen verfügt das Kuratorium über die Aufnahme von Kranken in

die Charité und die ihr beigesellten Heil-Institute auf eben die Art, wie solches.
bisher von dem Polizei-Prsidio geschehen ist, und hat hierbei nur noch zu berück-
sichtigen, daß die Charite nicht bloß eine Heil-Anstalt für hülfsbedürftige Kranke
seyn, sondern auch dem Zwecke als praktisches Bildungs= Institut vollkommen
entsprechen soll. Unheilbare Kranke dürfen gar nicht, und ausnahmsweise nur
dann in der Charité vorläusige Aufnahme sinden, wenn entweder ihr Zustand
gefährlich ist, und sie anderweit nicht sogleich untergebracht werden können, oder
wenn die nicht zu hebende Krankheit wenigstens auf längere Zeit zu mildern, oder

selbige
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selbige für den Unterricht lehrreich ist. Ein besonderes Reglemem für die Kranken
ist von Zeit zu Zeit, wie solches die jedesmaligen Verhälenlsse erheischen, durch das
Kuratorium zu entwerfen und dem Minister der Geistlichen, Unterrichrs= und
Medizinal-Angelegenheiten zur Genehmigung vorzulegen.

7.

Die unentgeldliche Aufnahme und Verpflegung hat das Kuratorium bis Entrichtung
auf Weiteres den armen Kranken, die den Stadten Berlin und Potsdam an= der Kurloften

ehören, nach den bisherigen Bestimmungen zu gewähren, wobei dasselbe auf
nsere Order vom Zten Mai 1819. venwiesen wird; auch ist das Kuratorium

ermächtigt, in einzelnen Fällen die Kosien für andere * ranke entweder gleich bei
der Aufnahme zu erlassen, oder späterhin niederzuschlagen. Bei allen zur Zah-
lung der Kosten verpflichteten Kranken hat das Kuratorium den Betrag nach
den von demselben festzustellenden Sätzen entweder von den Kranken selbst, oder
von deren dazu verpflichteten Verwandten, Dienstherrschaften, Gewerken, Kom-
munen 1c. einzuziehen, oder in geeigneten Fällen durch die Charits-Administration
selbst einziehen zu lassen, wobei nur noch bemerkt wird, daß zur Vermeidung

aller Weitläuftigkeiten die slädtischen Behörden oder sonsüügen Kommunen für
die Kur= und Verpflegungskosten eines jeden ihnen angehörigen, in die Charité
aufgenommenen und daselbst verpflegten Kranken vorzüglich haften, und demnach
auch auf Erfordern des Kuratori# die Zahlung für denselben, ohne die
Behörde erst auf den Zahlungspflichtigen selbst zu verweisen, nach den niedrigsien
Jahlungs-Sätzen zu leisten haben, wobei es ihnen immerhin unbenommen bleibt,
sich durch den Zahlungspflichtigen selbst, in wie fern er zahlungsfähig ist, wieder
entschädigen zu lassen.

8.
Nächsi der Kranken-Heilsege soll das Kuratorium in adminisirativer Forderung

Hinsicht G. Z.) auch dahin wirken, daß das Emporkommen der unter der Admi- deneraten, “
nisiration der Charité befindlichen praktischen heilwissenschaftlichen Insütute, ohne schaftlichen
Beeinträchtigung der Krankenpflege, nach Möglichkeit gefördert werde. Insiitute.

Dasselbe hat demnach:
a) die Gerechtsame der zu ihrer Ausbildung in dem Lazareth= und Hospital-=

Wesen als Assistenz-Aerzte und Sub-Chirurgen in der Chariké fungirenden,
und während dieser Dienstzeit unter der Disziplin des Kuratorü und des
Direktors der Charits stehenden Militair -Aerzte, Chirurgen und Eleven,
nach den von Uns genehmigten Grundsätzen des zwischen dem Ministerio
der Medizinal-Angelegenheiten und dem des Krieges verhandelten Protokolls
vom 7ten Mai 1829., wahrzunehmen, und darauf zu achten, daß die
Absicht ihrer Anwesenheit in der Charicé, sowohl hinsichtlich ihrer Leistungen
für den Krankendiensi, als auch ihrer eigenen praktischen Ausbildung im
Hospitalwesen, sicher erreicht werde;

(No. 1209,) 32 b) in
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b) in Bezug auf die zur Charitt gehorigen klinischen Institute Sorge zu tragen,
daß dieselben, in wiefern es nur immer der hierzu disponible Raum und
sonstige Verhaltnisse gestatten, zweckmaßig und anstandig eingerichtet, auch
stets mit den fur den Unterricht geeigneten Kranken versehen werden, und
daß die dabei angestellten Lehrer und Assistenten sich in Hinsicht der Dienst-
leistung bei der Krankenpflege nach den bestehenden Hausgesetzen richten,
und Erstere den diesfallsigen Anordnungen des Kuratorii, Letztere aber
den unmittelbaren Weisungen des Direktors der Charit nachkommen;

c) in gleicher Art hinsichtlich der klinischen medizinisch zchirurgischen Prüfungen
und der dabei fungirenden Kommissarien zu verfahren.

g. 9
Verpflich-- Hinsichtlich seiner zweiten Bestunmung CF. 2.) ist das Kuratorium

zungen! ( ) verpflichtet, über jede Kranken= und Hospital-Angelegenheit im ganzen
technisch-wis- Staate, auf Erfordern einer öffentlichen dabei betheiligten Behbrde, sein
senschaftlicher sachverständiges Gutachten zu erstatten. Es hat in dieser Eigenschaft einer
Behbrde. begutachtenden und Rath gebenden Behörde mit den übrigen wissenschaft-

lichen Deputationen eine gleiche Verpflichtung und Stellung. Es soll durch
seine auf Wissenschaft und Erfahrung im Kranken= und Hospitalwesen
begründeten Gutachten, Vorschläge und Anträge, einen bessern Zustand
dieser Angelegenheit im Staate herbeizuführen sich bestreben. Das Militarr=
Lazarethwesen bleibt jedoch von diesem Einflusse des Kuratorii unberührt,
und nur dem Kriegs-Minister ist vorbehalten, dasselbe, wo er es nöthig
findet, um seine Meinung zu befragen. Demncchst hat das Kuratorium
 in Bezug auf seine wissenschaftlichen Verrichtungen

b) eine Spital-Pharmakopoe, vorläufig zum Behufe für die Charit allein,
jedoch mit Rücksicht auf ihre Anwendbarkeit in allen Lazarethen, Spitälern
und Armen-Anstalten, auszuarbeiten und zur Genehmigung und Einfüh-
rung vorzulegen;

c) die Herausgabe von Annalen des Charit-Krankenhauses, in wiefern solche
für ärztliche Kunfst und Wissenschaft ein Interesse haben, und zur För-
derung der Krankenpflege und des Hospital-Wesens überhaupte dienen
können, zu veranlassen und zu fördern.

S. 10.
Vecsonal Zur Vollziehung der dem Kuratorio ubertragenen Geschafte soll dasselbe

des Kuratoril, aus einem Präsidenten, welcher stets eine mit der administrativen Geschafts-
leitung vollständig vertraute Medizinal-Person seyn muß, und aus Räthen und
Mitgliedern solcher hiesigen Behörden bestehen, die an dem Kranken-und Hospital-
Wesen überhaupt, oder an der Verwaltung der Charité insbesondere, ein amr-
liches Inreresse haben.

Es sollen demnach als Mitglieder des Kuratorü eintreten
a) ein Rath des Ministerüi des Innern;

b) ein
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b) ein Rath aus dem Ministerio des Unterrichts;
P) ein Mitglied aus dem Medizinal-Stabe der Armee;
d) ein Rath aus dem Polizei-Präsibio.

Ihnen wird
e) ein Justitiarius und
f) ein Kassen= und Rechnungs-Rach beigegeben.

Diese Mirglieder zusammen bilden mit ihrem Prchsidenren das Kuratorium
als administrative Behörde. In wissenschaftlichen und zu begutachtenden Angele-
genheicen G. 9.) treten zu diesem Personale noch diejenigen Beamten der Charité,
so wie die in derselben angestellten dirigirenden Aerzte und klinischen Lehrer hinzu,
welche der Präsident jedesmal zu berufen und zuzuziehen erforderlich findet.
Fär die Bau-Angelegenheiten wird ein Baubeamter zugezogen, den der Präsident
zur Theilnahme an den Berathungen in jedem eintretenden Falle einladet. Es
bleibt dem Präsidenten überlassen, diese Mitglieder einzeln oder insgesammt zu
den Berarhungen zu ziehen, auch in besondern Fallen, wo der Beirath noch
anderer, zur Charité nicht gehöriger Techniker erforderlich erscheint, denselben
einzuholen, und selbst durch gehörig motioirte Antrage das Personal der tech-
nischen Mitglieder des Kuracorü zu werwalsichdigen.

Der Präsident bearbeitet Alles, was sich auf Anstellung Obliegen-
und Geschäftsführung der Mitglieder und Subaltern-Beamten des Kuratorü gssn denn.
bezieht. Er vertheilt die Geschäfte, leitet den Vor#rag und unterzieht sich über- n
haupt allen den Arbeiten, welche nach G. 39 — 41. der Instrukrion für die
Regierungen vom 26sten Oktober 1817. dem Präsidio, den Präsidenten und
Direktoren der Regierungen übertragen sind, wobei ihm als Sachverstcndigem
insbesondere obliegt, den Direktor der Charité in seiner Geschäftsführung zu
kontrolliren. Obgleich dem Präsidenten die alleinige persönliche Verantwortlich=
keit aller Verfügungen und Anordnungen des Kuratorüfß auferlegt wird, und ihm
daher auch überall die Entscheidung zusteht, so ist er dennoch verpflichret, in allen
Angelegenheiten, welche das Interesse der Kommunen, des Unterrichts oder jenes
der militairarztlichen Individuen betrifft, sich insbesondere mit den Räthen der
beiden Ministerien und dem milikaträrztlichen. Mitgliede aus dem Medizinal-Stabe
der Armee zu berathen und auf ihr Vorum in allen das Ressort derselben betref-

fenden Gegenständen vorzugsweise Nüscht zu nehmen.H.
Die Rathe und Mitglieder des ratori mussen sich der Bearbeitung Obllegen-

der ihnen vom Präsidenten übertragenen Geschäfte unterziehen. * der
Die Vertheilung bleibtim Allgemeinen zwar dem pflichtmäßigen Ermessen Ulltglieder.

des Präsidenten überlassen, doch hat derselbe möglichst einem jeden Mitgliede
einen besondern Geschastszweig anzuvertrauen, und nur bei dessen Behinderung
oder aus sonst erheblich scheinenden Gründen eine Abweichung eintreten zu lassen.

(No. 4269.) Der
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Der Rath aus dem Ministerio des Innern hat vorzugsweise die Gerecht-
same des Ressorts seines Ministerii wahrzunehmen, und bei der Einziehung der
Kur= und Verpflegungs-Kosten die Rechte und Pflichten der Charité, so wie jene
der Kommunen zu beachten, sich auch den damit verbundenen Arbeiten so lange
zu unterziehen, bis die Einleitung eines Prozesses für nöthig erachtet wird, wo
dann die fernere Bearbeitung und die Instruktion des Mandatarii Fisci auf den
Justitiarinm Curatorii übergehr.

Der Rath aus dem Ministerio des Unterrichts hat vorzugsweise die, die
klinischen Bildungs= und Prüfungs-Anstalten betreffenden Gegenstände, so-wie
die Personal-Angelegenheiten der Lehrer, Prüfungs-Kommissarien und Affistenten
zu bearbeiten, deren Gerechtsame wahrzunchmen und die Leistungen derselben zu
kontrolliren.

Das Mitglied aus dem Medizinal-Stabe der Armee ist besonders für
die Personal= und Disziplinar-Gegenstände der in der Charike als Assistenz-Aerzte
und Sub-Chirurgen fungirenden Militair-Aerzte, Chirurgen und Eleven bestimmt,
und ihm daher vorzugsweise die Bearbeitung der dahin gehörenden Geschäfte, nach
den Grundsätzen des Protokolls vom 7ten Mai 1829., so wie die Aufsicht über
die Konduite der Militair-Aerzte, zu übertragen.

Nächsidem übernimmt dasselbe als Medizinal-Person bei Abwesenheit oder
Krankheit des Präsidenten, in wiefern nicht derselbe ausdrücklich ein anderes
Mitglied zu bestimmen für gut finden sollte, jedesmal die Präsidial-Geschäfte,
mit Ausnahme des Vorsitzes, der in Behinderungsfällen des Präsidenten dem
Aeltesten der beiden Näthe aus dem Ministerio der Geistlichen, Unterrichts= und
Medizinal-Angelegenheiten und dem Ministerio des Innern zustehet.

Der Rath aus dem Polizei-Präsidio hat vorzugsweise die Verfügungen
wegen Aufnahme und Entlassung der Kranken anzugeben, die ökonomischen und
polizeilichen Angelegenheiten der Charité zu bearbeiten, und den Ober-Inspektor
derselben in seiner Geschäftsführung zu kontrolliren, auch die Verfügungen hin-
sichtlich der Verwaltung des Kapiral-Vermögens zu erlassen.

Dem Juslitiario liegen diejenigen Geschäfte ob, welchen die Jufslitiarien
der Regierungen sich nach dem §. 44. der Instruktion vom 23sien Oktober 1817.
zu unterziehen haben.

Dem Kassen-Rathe liegt die Revision und Beanfsichtigung der Kasse, so
wie die Kontrolle der Kassenbeamten der Charité ob; er bearbeitet die Etats= und
Rechnungssachen, hat die Mitzeichnung der Kassen-Orders, und ist einer der drei
von dem Präsidenten zu ernennenden Kuratoren des Depositoril, weswegen er
auch einen Schlussel desselben führt.

K. 13.
Besehung Die Stelle des Präsidenten wird jedesmal von Uns Selbst besetzt, und der

der Stelle der Minister der Geistlichen, Unterrichts= und Medizinal-Angelegenheiten hat Uns
Präsidenten. · . . . .

daruber seine Vorschlage einzureichen.
Wir
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Wir haben bereits durch Unsere Order vom 24 stenNovember 1829. den
Geheimen Ober-Medizinalrath Dr. Rust zum Prasidenten des Kuratorii ernannt,
da Wir seine vorzugliche Qualifikation zu dieser wichtigen Stelle vollkommen
anerkannt haben.

Wir ertheilen ihm demnach auch alle mit dieser Stellung und mit dem
Vorsitze verbundenen Rechte, in welche er sofort einzutreten hat.

G. 14.
Die Räthe, welche aus den Ministerien des Innern und des Unterrichts Besebung

als Mitglieder bei dem Kuratorio eintreten sollen, werden durch die beiden#e Siutben
betreffenden Minister, welche deshalb mit einander zu kommuniziren haben, und Mit-
bestimmt. Das Mitglied aus dem Medizinal-Stabe der Armee ernennt der glicder.
erste General-Stabs-Arzt und Chef des Militair-Medizinal-Wesens.

Bei der Wahl dieser Mitglieder muß es sowohl den Minisierien als dem
ersten General-Stabs-Arzte vorbehalten bleiben, unter-Erwägung der eintre-
tenden Umstände, den Präsidenten über seine Vorschläge und Wünsche bei diesen
Ernennungen zu hören, und selbige zu bercksichtigen.

Unter gleicher Berücksichtigung bestimmen die Minister der Medizinal-An-
gelegenheiten und der Polizei gemeinschaftlich den Rath, welcher von dem Polizei-
Prasidio in das Kuratorium mit übertreten soll.

Den Justitiarius und den Kassen-Rarh ernennt auf den Vorschlag des
PBräsidenten der Minister für die Geistlichen, Unterrichts= und Medizinal-Ange-
legenheiten, imgleichen den Baubeamten die Ministerial-Bau-Kommission auf
den Vorschlag des Kuratoril.

15.
Besoldungen beziehen weder der Präsident noch irgend ein Mitglied des Besoldungen.

Kuratorüz es wird aber dem Präsidenten überlassen, für die am meisten beschaf-
tigten und sich auszeichnenden Mitglieder jährlich Remunerationen, in wie weit
es die Fonds der Charité oder der Medizinal-Verwaltung überhaupt gestatten,
in Antrag zu bringen.

Nur für den Justitiarius und Kassen-Rath können, wenn sie nicht schon
besoldete Mitglieder einer andern Behörde sind, besondere Gehalter oder wenig-
stens fire Remunerationen in Antrag gebracht werden.

Dies ist auch der Fall hinsichtlich des Bauversländigen und der zu Füh-
rung des ganzen Geschäftes erforderlichen Subaltern-Beamten.

. 16.
Wir beauftragen Unsern Minister der Geistlichen, Unterrichts= und

Medizinal-Angelegenheiten, gegenwärtiges Regulativ demnächst zur Ausführung
zu bringen. Gegeben Berlin, den 7ien September 1830.

Friedrich Wilhelm.
Frh. v. Altenstein.

(No. 1269.) (No.1270.)
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(No. 1270.) Publikandum des dem Kupferstecher Delkeskamp in Zürich ertheilten
Privilegii. Vom 25sten Oktober 1830

N# Seine Majestät der König von Preußen 2c., Unser Allergnädigsser
Herr, mittelst Allerhöchster Kabinetsorder vom 30sten September d. J. zu geneh-
migen geruhet haben, daß dem Kupferstecher Delkeskamp in Zürich, für das
von ihm herauszugebende malerische Relief der Schweiz, das nachgesuchte Privi-
legium, welches sich aber auf die vor dessen Bekanntmachung bereits erschienene
und vielleicht schon nachgedruckte erste Sektion nicht beziehen kann, ertheilt werde,
und die unterzeichneten Ministerien hierauf, in Gemäßheit dieses Allerhöchslen
Befehls, das gebetene Privilegium haben ausfertigen lassen; so wird solches
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß und Nachachtung bekannt gemacht.

Berlin, den 25sten Oktober 1830.

Königlich-Preußisches Ministerium
der Geistlichen, Unterrichts= und

Medizinal-Angelegenheiten.
Frh. v. Altenstein. Frh. v. Brenn.

des Innern und der Polizei.

Privilegium
für den Kupferstecher Delkeskamp in Zürich.

J. Gemaßheit der unterm 30sten v. M. erlassenen Allerhochsten Kabinetsorder
wird dem Kupferstecher Delkes kamp in Zurich das nachgesuchte Privilegium fur
das von ihm herauszugebende malerische Relief der Schweiz dergestalt ertheilt, daß
solches innerhalb sammtlicher Preußischen Staaten, weder nachgestochen noch nach-
gedruckt, noch auch irgend ein Nachstich oder Nachdruck davon verkauft werden soll,
bei Vermeidung der durch das Allgemeine Landrecht festgesetzten Folgen des wider-
rechtlichen Nachdruckes. Es versteht sich jedoch von selbst, daß dieses Privilegium
auf die vor dessen Bekanntmachung bereits erschienene und vielleicht schon nach-
gedruckte erste Sektion sich nicht beziehen kann.

Berlin, den 25s9en Oktober 1830.

(I. S.)
Königlich-Preußisches Ministerium

der Geistlichen, Unterrichts= und ..
Medizinal Angelegenheiten. des Innern und der Polizei.

Frh. v. Altenstein. Frh. v. Brenn.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

No. 20. –
i*

(No. 1271.)

Tarif,
nach welchem das Damm= und Brücken-Geld, das Baum= und Pfahl-Geld, das

Brückenaufzugs= und das Bollwerkoe-Geld in Demmin zu erheben ist.
(Vom 13ten Oktober 1830.)

A. An Damm= und Brückengeld

V wird entrichtetI. on Extraposien, Kutschen, Kaleschen, Kabriolets und allem Fuhrwerke
Ceinschließlich der Schlitten) zum Fortschaffen von Personen, beladen oder
unbeladen, für jedes Zugthier 6 Pofennige.

1I. Vom Lafstfuhrwerke:
a) vom beladenen, einschließlich der Schlitten, für jedes
Zugthrrrr...............

b) vom unbeladenen, für jedes Zugthir 2
III. Von ledigen Pferden und Maulthieren, mit oder ohne Reiter

undLast.,................................................
IV. Von Ochsen, Kühen und Eseln, vom Stück 1
V. Von Kalbern, Rindern, Füllen, Ziegen, Schaafen, Lammern,

Schweinen r2c. wird, wenn deren weniger als 5 sind, nichts
entrichtet; von 5 Stück und mehr aber für jede 5 Stück. 1

Zusätzliche Bestimmung.
Fuhrwerke, welche nicht den vierten Theil ihrer Ladung haben, werden

wie ledige behandelt.
Befreiun gen.

Damm;= und Brückengeld wird nicht erhoben:
1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Königlichen

Hauses, imgleichen den Königlichen Gestüten angehören;
Jebrgang 1830. — (No. 1271.) Aa 2) vom
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vom Armee-Fuhrwerke, desgleichen von Fuhrwerken und Thieren, welche
Milirair auf dem Marsche bei sich führt, ferner von Offizieren zu Pferde
und in Dienstuniform;

3) von öffentlichen Beamten auf Dienstreisen;
4) von öffentlichen Kouriers, imgleichen von ordinairen Reit-, Kariol-, Fahr-

und Schnell-Posten und den dazu gehörenden Beiwagen und ledig zurück-
gehenden Postpferden;
von Transporten, welche für unmittelbare Rechnung des Staats geschehen,
imgleichen von Vorspann= und Lieferungs-Fuhren auf der Hin= und
Rückreise;

6) von Feuerlöschungs-, Kreis= und Gemeinde-Hülfsfuhren, imgleichen von
Armen= und Arrestanten-Fuhren;

7) von beladenen Düngerfuhren;
8) von Kirchen= und Leichenfuhren;
9) vom Fuhrwerke, welches mit Chausseebau-Materialien beladen ist;

10)) von den Einwohnern der Stadt Demmin und wem sonst aus besonderen
Rechtstiteln eine Befreiung von dieser Abgabe zustehet.

B. An Baum= und Pfahlgeld
wird entrichtet:

Von jedem Schiffsgefäße oder Fahrzeuge für die gebrannte Last.. 3 Penmmige.

C. An Brücken-Aufzugs-Geld
wird entrichtet, jedoch nur wenn der Aufzug verlangt wird:

Für jedes Schiffsgefäß beladen oder ledig,

2#

5

eingehnd... 2Sgr. 6 Pf.
ausgehnddddd......2 -6—

Fur ein Boot .. ... .... . ... ..... ... ........................1I—

D. An Bollwerks-Geld
wird entrichtet, jedoch nur wenn an das Bollwerk angelegt wird:

Für ein verdecktes Schiffsgefäß, mit Ladung oder ledig, fur
die gebrannte Last ...... . . ... .. .. .. ... .. . ..... . ... .. .. 2 Sgr. — Pf.

Für einen Spitzkahn (angenommen zu 20 Last Tragfihggern
für die Loastt......2.— „"

Für einen Prahm (angenommen zu 10 Last Tragfähigkeit) für
dieLast·............................................. 2ss—-

Für Kähne oder Böte unter 1 Last Tragfahigkeit 2 „Y O"
Einheimische Schiffer und Prahmer zahlen für die Last ur. —. 6
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Befrekungen.
Vorstehend zu B. C. und D. genannte Abgaben werden nicht erhoben:

1) von allen Fahrzeugen, welche mit Königlichen vder Staats-Effekten
beladen sind;

2) von Böten und Kähnen, welche zu den Schiffsgefäßen gehdren;
3) von den Fischern aus Demmin.

Strafen.
Wer sich der Entrichtung der durch vorstehenden Tarif festgesetzten Gefälle

entziehet, zahlt als Strafe das Vierfache des defraudirten Betrages.

Gegeben Poksdam, den 13en Oktober 1830.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
von Schuckmann. Maassen.

(No. 171.) . (No. 1 *“ y1:
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(No. 1272.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 10ten-November 1830., die Ertheilung der
Dispensationen von der Nothwendigkeit der Subhastation unbeweglicher
Göter der Pflegebefohlenen betreffend.

A## Ihren Bericht vom 164en v. M. will Ich die nach F. 586. Tit. 18. Th. II.
des Allgemeinen Landrechts und Meiner Order vom 23sten September 1812. dem
Juslizminister zustehende Befugniß zur Dispensation von der Nothwendigkeit der
Subhastation bei Veradußerung unbeweglicher Güter der Mlegebefohlenen, in
allen bei den Untergerichten schwebenden Vormundschaftssachen den Pupillen-
Kollegien der Oberlandesgerichte und im Großherzogthume Posen, dem dortigen
Ober-Appellationsgerichte, übertragen. Ich überlasse Ihnen, diese Anordnung
durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenmniß zu bringen.

Berlin, den 10ten November 1830.

Friedrich Wilhelm.

An

den Staats= und Justizminister, Grafenv.Danckelman.
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Fünftes

Sachregi ster

Gesetz-Sammlung für die Königlichen Preußischen Staaten.

In bemerken: die erste grßere Jahl bezeichnet den Jahrgang, 26. (1826.) — 27. (1827.) —
28. (1828.) — 29. (1829.) — 30. (1830.); die darauf folgenden kleineren
Zahlen weisen die Seiten nach.

A.
Abbaue, Vorschriften für felbige, in den Vorstädten und nächsten Umgebungen der Festungen. 28.

123. 129.
Abgaben, direkte oder grundherrliche, räckständige, Ausübung des fickalischen Erekutionsrechts rücksicht-

lich derselben von Seiten der Regierungen. 26. 11. — indirekte, landesherrliche, (Stcuern, Zölle),
Ersatz der zu viel und Nachzahlung der zu wenig oder gar nicht erhobenen, innerhalb Jahresseist. 27. 132.
— Erhebungs-Rolle für selbige vom 19. November 1824., die darin bestimmten Tanisätze der Eingangs-
Abgaben für die Gegenstände der zweiten Abtheilung bleiben bis zum Ende des Jahres 1827. gültig. 26.
117. — Erhebungs-Rolle derselben für die Jahre 1828. 1829. und 1830. 27. 131 — 162.—
Allgemeine Bestimmungen wegen deren Erhebung. 27. 153. — deren Anwendung unter elnigen Modifi-
kationen auch für das Johr 1831. 30. 130. — Anordnungen für deren Erhebung in den außerhalb
der Joll-emien gelegenen Landeskheilen, besonders der Regicrungsbezirke Erfurt und Coblenz. 26. 87. —
100. — Erhebungs-Rolle für selbige in der Stadt Erfurt. 26. 87. 91. — öffentliche, in den ehe-
mals königl. westphalischen, dergischen und französischen Landestheilen, in wie weik sich solche zur Ab-
lösung nicht eignen. 29. 66. —zeitherige von der Schiffahrt und Hölzsilserei; f. Schiffahrts-Abgaben,
Kanal-Abgaben und Holzflößerei. — Siehe auch Steuern und Kommunal-Abgaben, decgl. Jollverträge
mit fremden Staaten.

Abtudeplätze bri den Kandlen, f. Kanal-Abladeplätze.
Ablieferungs-Termin, bei Darlehnen, Guts#bergaben rc., in Neu-Vorpommern, s. Pommem.
Ablösungen, Wahrnehmung der Gerechtsame der Domainen, Forsien, öffentlichen Justitute 2c. bei selbigen

resp. durch die Regicrungen und Provinzial-Schulkollegien. 26. 10. 11. — der hohen, niederen und
murleren Domalnen-Jagden, sind die Regierungen zu gestatten befugt. 29. 23. — der Real-Lasten in
den Landcöthcilen des vormaligen Königreichs Westphalen, des Gm#herzogthums Berg und der vormaligen.
fronzösischen Departements, Ordnung für selbige vom 13ten Juli 1829. 29. 65 — 92. — in
welchen Fällen solche statt findct. 29. 65. — welche Lasten, Abgaben und Rechte davon ausgeschlessen
bleiben. 29. 66. f.f. — Grundsatze für selbige im Allgemeinen, durch Vereinigung, Vergleich oder
gesetzlicheMittel. 29. 68. f.f. 89. f.f. —beiGetreide-Abgaben und Zehnten von Boden-Erzeug-
nissen. 29. 69. 73. —bei anderen Real-Lasten und dercen Verwandlung. 29. 72. — der festen
Edldabgaben. 29. 72. — der festen Naturalabgaben außer dem Getreide. 29. 75. — der Zehnten.
29. 76. — zufälliger Rechte. 29. 77. f. #. — der Spann= und Handdienste. 29. 81. — der

11 * Zwangs=
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Zwangs- und Bannrechte. 29. 82. — Rechte und Verbindlichkeiten dritter Personen (Hypothekenrechte),
in Beziehung auf die Ablosungen. 29. 83. f. f. — Kosten-Aufbringung, Sportel= und Stempelfrei-
heit bei selbigen. 29. 91. 92.

Abschiede, fur Beamte, s. Dienstentlassung.
Abschoß, soll gegen Schweden und Norwegen in keinem Falle erhoben werden. 26. 78.
Ackern, darf innerhalb 2 Fuß vom Rande der Chausseegräben nicht Statt finden. 28. 67.
Ackernahrungen, im Gegenlatze von Dienst-Etablissements, zu sfelbigen können in Ober-Schlesien die

Stellen der Gdrener, Dreschga#rtner r2c. nicht mehr gerechnet werden. 27. 79.
Mdelsrechte, durch die Gesetze der vormaligen französischen Regierung abgeschafft, deren Wiederherstellung

in den zur preußischen Monarchie gehotenden Provinzen am linken Rheinufer. 26. 17.
Adlerorden, rother, s. Orden.
Admiralitäts-Kollegien, s. Handelsgerichte.
Advokaten, Julägigkeit des Arrestschlags auf deren Diensteinkünfte. 26.5Aequivalent-Gelder, vormals königl. Sächsische, s. Peräquations= 2c. —iem
Agenten, die aus der Vermittelung und Unterhandlung nicht-kaufmännischer Geschafte ein Gewerbe

machen, sind der Gewerbe-Steuer vom Handel unterworfen. 20. 61. — von gewerblichen Privat-
Vereinen und Privat-Versicherungs-Anstalten, Gewerbesteuerpflichtigkeit derselben. 28. 04.

Agio, (. Straf-Agio.
Agnaten, (. Lehne.
Abmen f deren Nachweis bei adlichen Familienstiftungen und Familien-Fideikommissen. 30. 129. — unter

dem Ausdruck: „vollbürtig, ritterbürtig,“ sollen vier adliche Ahnen verstanden werden; ebendas.
Amerika, vercinigte Staaten, Handels= und Schiffahrtsvertrag mit selbigen, vom 1sten Moi 1828.

29. 25 —37. — Ausmittelung, Verhaftung und Auslieferung der Deserteurs von den gegenseitigen
Kriegs= und. Handelsschiffen. 29. 32. — Befugniß der beiderscitigen Unterthanen und dercn Erben, über
ihr persönliches Vermögen und ihren Grundbesitz in den gegenseitigen Ländern zu verfügen. 29. 35. —
Die mit selbigen in den Jahren 1785. und 1799. geschlossenen Vertrüge sind theilweise wieder in Kraft
hergestellt. 29. Z3.

Amortisation, verlorner oder vernichteter Staatspapiere, Verfahren rücksichtlich derfelha# 28. 01 — 63.

Amtsblätter, die durch selbige bekannt gemachten Gesetze habendfnane Gültigkeit und verbindendeKraft, wenn sie auch nicht in die Gesetzsammlung aufgenommenfind.26.73. —. Durch selbige sollen
die in der Gesetzsammlung abgedruckten Gesetze nach Titel, Datum undNummer angezeigt werden, wo-
durch diese nur erst für publizirt erachtet werden können. 2. 73.

Amts-Entsetzung, (. Dienst-Entlassung.
Amts-Suspension, deren Anordnung gegen pflichtwidrige und unsittliche Beamte von Sciten der Ober-

Präsidenten. 26. 2. f. 10. — der Subalternen-Beamten bei den Justiz-Behörden, rücksichtlich derfelben
bleibt es bei dem bisherigen Verfahren. 28. 60. — Verfahren wegen derselben gegen Gerichtsschreiber
und Gerichtsvollzieher in den Rheinprovinzen. 26. 71. — desgl. gegen Militair-Beamte und Fel
Offtzianten. 26. 86.

Amts-Titel, s. Titel und Dienst-Prädikate.
Amts-Verschwiegenheit, deren Verletzung soll gegen Bcamte ohne Nachsicht mit verhältnigmapiger Gel

strafe oder mit Entfernung aus dem Dienste geahndet werden. 26. 10.
Anhalt-Bernburg „Herzogthum, Vertrag mit selbigem wegen Anschließung auch des unteren Herzog-

thums Bernburg an das Preußische indirekte Steuer-System, vom 1 #ten Juni 1820. 26, 065—70.
— Vereinbarung mit selbigem gegen den Nachdruck. 28. 10.

Anhalt-Dessau, Herzogthum, Vertrag mit selbigem wegen Befrciung der beiderseitigen Unterthanen, vom
Elbzolle. 28. 95. 103. — Vertrag mit demselben üuber die Joll= und Verkehrsverhältnisse mit
selbigem, vom 17t Juli 1828. 28. 99.— 100. — BVereinbarung mit selbigem gegen den Mach-
druck. 28. 13. *êô

Anhalt-
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Anhalt--Köchen, Herzosehum, Vertrag mit selbigem wegen Befrelung der beiderseitigen Unterthanenve##nEtb-

zolle. 28. 95. 103. — desgl. über die Joll= und Verkehrsverhältnisse mit demselben, vom 17ten Juli
1828. 28.239 — 106. — Vereinbarung mit selbigem wider den Bücher-Nachdruck. 29. 39.

Anlagen, neue, für mehr als einen Regicrungsbezirk bestimmt, dazu ressortiren die Vorschtäge vondem
Ober-Präsidenten. 26. 2.

Anleihen, Jwangs-, ehemalige königl. Westphälische, die Forderungen ous selbigen undden dazu gehbrigen
Obligationen bleiben für jetze von der Liquidakion und Festsetzung ausgeschlossen. 27. 18.

Annaburger Soldaten-Knaben-Institut, finanzielle Auseinandersetzung rücksichtlich desselben mit dem
Grogherzogehum Weimar-Eisenach. 26. Anhang. S. 17.

Anstalten, CInstieute),, öffentliche, — für mebrere Regierungsbezirke der Provinz eingerlchtet, ressortiren von
den Ober-Präsidenten. 26. 1. — letztere könmen deren spezielle Verwalkung einer Regierung delegiren.
26. 1. — gemeinnützige, Ertheilung der Staatsgenehmigung zu deren Gündung, Erweiterung, Um-
änderung oder Aufhebung, durch die Ober-Präsidenten. 26. 4. — unter der Verwaltung der Regierungen
oder Prodinzial-Schulkollegien stehend, Wahmehmung deren Gerechtsame bei baduerlichen Regulinungen,
Separationen, Ablösungen K. 26. 10. 11. — Ausübung des Exekutionrechts für selbige rücksichelich
der mit Privatpersonen abgeschlossenen Verträge. 26. 11. — große öffentliche, Genchmigung zur An-
stellung der Oekonomie-Direktoren für selbige von Seiten der Ober-Präsidenten. 26. 4.

Anstellungen, im Civildienste, — der Invaliden in den für sie gerigneten Stellen, darauf sollen dieOber-
Masidenten besondere Aufmerksamkeit richten und die Behörden darin kontrolliren. 26. 3. — der Subal-
ternen-Beamten der Justizbehörden, Verfahren bei selbigen. 28. 6.— auf die vom Justizminister besonders
designirten und empfohlenen Subjekte ist vorzüglich Rücksicht zu nehmen. 28. 0. — S. auch Invaliden.

Antrittsgelder, s. Laudemien.
Anwalde, Zulaßigkeit des Arrestschlags auf deren Diensteinkunfte. 26. 55.
Apotheken, neue, zu deren Anlegung ertheilen die Ober-Präsidenten die Konzessionen. 26. 4.
Apotheker,sindder Gewerbesteucr vom Handel unterworfen. 26. 61.
Appellations-Instanz belm Kammergerichte und beim Oberlandcsgerichte zu Frankfurk, . beide letztere.
Appellakions-Verfahlen bei den Gerichten des Großherzogthums Posen. 29. 43.
Armen-Anstalten, sollen den Mctallwerth der konfiszirten fremden Scheidemünzen erhalten. 30. 3. 22.

— peigl. die Uebersthüsse aus der Verwaltung der städtischen Leihanstalten. 26. 81. 83. f.Arrest,s.Personal-Arrest.
Arresischlag auf Besoldungen und Pensionen, (. diese; — (. auch Konkurse.
Artillerie-Pensions-Zuschuß-Kasse, für invalide Offiziers; die Beträge aus selbiger können nur von

Gläubigern wegen vorgeschossener Beiträge als Objekt der Exekution vorgeschlagen werden. 28. 43.
Assignationen, kaufmännische, s. Wechsel.
Audieure, gegen selbige fündet bei unfreiwilligen Dienstentlassungen das Verfahren für richterliche Beamte

Statt. 26. 86.

Aufzebec, öffentlithes, — verlorener oder vernichteter Staatspapiere, Verfahren rücksichtlich desselben.
 . 61— 63. — von laudschaftlichen Pfandbriefen, s. letzt. — nicht eingelöseter Pfänder bei städtischen

Leihanstalten, Verfahren rücksichtlich desselben. 26. 83. — S. auch Vorladung, öffentliche.
Aufkäufe, von Materialien, zur eigenen Fabrikation, durch umherreisende Gewerbsgehülfen und An-

gehörige, auf bloßepolizeiliche Bescheinigung.28. 49. — (. auch Waaren-Aufkäufe.
Auktionen, (. Versteigerungen.
Ausfertigungen, amtliche, Stempelgebrauch zu selbigen in Beziehung auf das dabei obwaltende Privat-

Interesse. 29. 16
Ausgce iesene, Verfahren gegen selbige nach der mit Rußland und Polen abgeschlossenen Kartel-Kon-

vention. 30. 103.
Auslagen , baare, in Untersuchungs-Sachen gegen Unvermsgende, f. Kriminal-Untersuchungen.
Ausland, — Empfangsbescheinigungen über dle Insinuationen inländischer gerichslicher Verfügungen in

demselben. 28. 85. Auslän=
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Ausländer, Verführen gegen selbigeinVollziehung der Strafen für Steuer-Defraudationen. 29. 126.—

in angrenzenden Bezirken wobuhafk, Befugnig derfelben, selbsigewonnene Produkte und selbstverfertigte
—in*- diesseitigen Umgegend ihres Wohnorts ohne Gewerbeschein umhertragen oderScheicen*d

Jisnge, . Kartell-Konventionen.
Ausspielungen, ösfentliche, beweglicher Gegenstände, zur Ausführung wohlthstiger Zwecke oder Jur

Beförderung des Kunstfleiges, dazu können die Minister des Innern und der Finanzen gemelnschafrlih
die Erlaubnig ertheilen. 27. 29. — Dieselben dürfen aber niczmals in Verbludung milt einer in- vder
ausländischen Lotterie unternommen werden. 27. 30. — Mivat-, erlaubte, als solche sind nur
dicjenigen zu betrachten, welche in Mivatzirkeln zum Iweck eines geselligen Vergnügens vde der
Mildthatigkeit veranstaltet werden. 27. 29. — Ausspielungen von Grundstücken find darin unbetngt
verboten und strafbar; ebendaselbst.

B.
Baden, Großherzogthum, Vereinbarung mit selbigem gegen den Bücher-Nachdruck. 28. 14.
Baiern, Königreich, Vertrag zwischen selbigem und Würtemberg elner Selts, und Preußen und Hessen-

Darmstadt anderer Seits, den Handel und gewerblichen Verkehr zwischen den gegenseitigen Unterthanen
dieser Staaten betresfend; vom 27 stenMai 1829. 29. 53— 62. — PVereinbarung mit selblgen
gegen den ücher-Nachdruck. 29. 10.

Bank, Konigliche, derselben steht das Recht des außergerichtlichen Verkaufs der eingesetzten Pfander zu.
27. 24. — Privat-Bank, ritterschaftliche in Pommern, zu Mitglicdern derselben können auch
Gutebesitzer von Neuvorpommemn zugelassen werden. 27. 84.

Bann= (und Zwangs-) Rechte, in den ehemals Königl. westphälischen, bergischen urd franzosischen
Landestheilen, deren Ablssung. 29. 82.

Barthelemy, St Schwedische Kolonie in Westindien, Handels= unb Schiffahrksverhältnisse mit
selbiger. 27.

Bauergüter, iinwche Besitzungen), vuen Verpachtung, in Stelle der Sequestration, bei Anwendang
des fiskalischen Exekutionsrechts. 26.Bäuerliche und gutöherrliche en 4.213S6e, s. gutsherrliche 2c.

Bau-Materialien, deren Aufstellung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 125. 126.
Bauräthe,bei den Negierungen, haben nur in Angelegenheiten ihres GeschäftskreiseseinvollesVotum.26.8.
Bau-Revisionen, deren temoraire undalljährige Veranstaltung in den Festungs-Rayon-Bezirken. 28. 129.
Bauten, innerhalb der näck jen Umgebungen der Festungen, Regulativ über das Verfahren rückstchch

derselben, vom 10ten September 1828. — 28. 119—130.
Beamte, Eivil-, der der Oberaussicht der Ober-Präsidenten untergebenen Behörden, auf deren Dint

Führung und Lauterteit sollen erstere ihre besondere Aufmerksamkeit richten. 26. 2. — pflichtwidrige und
unstttliche, Disziplinar-Verfahren gegen selbige. 26. 2. f. 10. — auf Warkegeld stehende oder penstohirke,
Zulassigkeit des Personal-Arrestes gegen selbigein Schuldensachen. 26. 14: — veabschiedete, Erkenn#mig
auf Verlust deren Titel und sonstiger Dienstprädikate bei Vergehen. 30. 2. — städtische, Gnade# und

Sterbe-Quartal für deren Hinterbliebene. 26. 13. — Kommmmoal-Beamte, (. diese; f. auchSüttis-
Diener, Regierungöbeamte „Reglerungs-Subalternen und Milicairbeamten s-

Beerdigungsplätze, Vorschriften für deren Anlegung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 125.
Berechnungen, sollen im Handel und Verkehr, bei Sffentlichen Verhandlungen 2c., nicht anders als nach

der neuen preußischen Münzeintheilung stattfinden. 26. 110. — 30. 3. 4. 22. 23. — Kontraventionen

dagegen werden, mit Ausnahme des Wechselverkehrs, polizeilich bestraft; ebendaselbst.
Berg, ehemaliges Großherzogthum, Aufhebung der in selbigem erlassenen Dekrete, vom 17ten Dezem-

ber 1811. und 21# Februar 1813. wegen Anlegung und Bewilligung von Kommunal-Abgaben
und Steuern. 27.6.7. — Ordnung wegen Ablösung der Rceallasten in den zu selbigem gehörig gewesenen
Landesthellen, vom 13ten Juli 1829. 29. 065 — 92. — Anordnungen rücksichtlich der Fideilommisse

in den
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in den zu selbigem gehörig gewesenen bandeskheflen. 28. 38. — Friflbestimmung zur Anmeldungder Nechte
der Fldeikommig-Anwarter. 28. 39. — 29. 45.

Bergbau-Gewerkschaften, schlesische, Verwendung der von selbigen zur Beförderung des Rellglons-
und Schulusterrichts abzutretenden zwei Frei-Kure. 30. 48.

Bagren Angelegenheiten, Befugnig der Ober-Präsidenten zur Annahme von Veschwerden in sel-bigen. 3.
Berichte, deren Erstattung von Seiten der Regierungen und Befärderungen derselben durch die Ober-Prä-

sidenten 26. 2. — desgleichen von Sciten der Provinzlal -SteuerdirektionenundGeneral-Kommissionen
26. 2. — desgl. Seitens der Ober-Präsidenten. 26. 2. 4. — (. auch Vewwaltungsberichte.

Berlin, Stadt, die bisberige Gerichtsbarkeit über die dortigen Juden geht auf das dasige Stadtgericht über.
20. 24. — (. auch Charite-Krankenhaus.

Bemrnburg, f. Anhalt-Beruburg.
Beschlagnahme, von Befoldungen und Penstonen, (. diese. — Vemögens-, (. Deserteure.
Beschwerden über Provinzial-Behörden, deren Annahme, Prüfung und Erledigung von Seiten der

Ober-Präsidenten. 26. 3. —deegl. in Post-, Bergwerks-, Salz-, Lotterie-, Münz-, und Gestüts-
Angelegenheiten. 26. 3.

Besitztitel, räcksichtlich der vom Staate verußerten Besitzungen, in wie weit es zu dessen Berichtigung
nicht der Quittung der Hauptverwaltung der Staatsschulden, sondern nur der Quittung der verdußernden
Behörde bedarf. 26. 58. — dessen Berichtigung in Beziehung auf die vor der Bekanntmachung des
Gesetzes vom ##ten März 1819. abgetretenen Domainengrundstücke. 27. 20.

Besoldungen (Gehälter) der Civilbeamten und Milikairpersonen, Vorschriften für deren Beschlagnahme,
auch in denjenigen kandestheilen gültig, in welchen das allgemeine Paudrecht und die allgemeine Gerichts-
Ordnung noch nicht gesetzliche Kraft haben. 26. 54. — vakante, aus selbigen können die Chef-Präss=
denten der Landes-Justizkollegien Gehaltserhöhungen bewilligen. 28. 6. — Stempel- und Kanzleigeböhren-
Entrichtung von selbigen. 28. 7. — rückständige, der Zentral-Civilbeamtrn, des Militairs und der
Gendarmerie aus den preußischen kändertheilen des ehemaligen Königreichs Westphalcn, deren biquidation
und Berichtigung. 27. 15. 19.

Bestallungen für Justiz -Subaltemen-Beamte, (. diese.
Bewährungen (Einhegungen) von Grundstücken innerhalb der ersten Festungs-Rayons, Beschränkungen

in deren Anlegung. 28. 123.
Bezirkswähler, Dauer deren Wirksamkeit bei den Wahlen der Provinzial-Landtags-Abgeordneten des

Staudes der Landgemeinden. 30. 46.
Biblingen, Dorf, tritt Prcugen an Frankreich ab. 30. 25.
Bielawer Kanal, f. Kanalgefälle.
Bier, (. Getränkhandel.
Billels à Ordre, f. Wechsel.
Birkenfeld, grosherzogl. Oldenburgisches Fürstenthum, (. Oldenburg.
Börsen-Ordnung, für die Korporation der Kaufmannschaft zu Danzig, vom 12ten Jamuar 1830. —

30. 10 — 16. —deögl. für diejenige zu Elbing, vom 24fsten April 1830. — 30. 73 — 80. —

desgl. für diejenige zu Kdnigsberg in Preußen, vom 13ten September 1827. — 27. 128 —130.

Brabanter Kronenthaler, siehe Kronenthaler.
Brandenburg, Mark, Provinz, Einführung gleicher Wagengeleise im ganzen Provinzialverhande der-

selben, mit Bezug auf die Verordnung vom 14ten März 1805. 29. 103. — Perhältnisse der
Mennoniten in selbiger, in Bezichung auf Militairpflicht. 30. 82.

Brand-Entschädigungswesen, im Großherzogthum Posen, vor dem üsten Juli 1815., (. Posen,
Großherzogthum.

Branntwein, (. Getränkehandel.
Brannt-
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Branntwein-Steuer, deren Erhebung in den Städten Erfurt und Wetzlar. 26. 87. 88.
Brasilien, Kaiserstaat, Freundschafts-, Schlffahrts= und Handelsvertrag mit selblgem vom gten July

1827. — 28. 75 —82. — JZusatz-Artikel zu selbigem vom 18ten April 1828. —28. 83.
Beaumah, Vorschriften für dessen Verwiegung behufs der Versteuerung, nach den ut des

.„ bes Mahl- und Schlachtsteuer-- Gesetzes vom 3Osten Mai 1820. — 27. 75.
Ilu#nale Steuer, deren Firation bei ländlichen Grundbesitzern auch in welterem umfange, alsTbies

nach §.220, des Gesetzes vom Zken Februar 1819. zulässig ist. 27. 75. — deren Erhebung m der
vom Jollverbande ausgeschlossenen Landeskheilen des Erfurter und Coblenzer Regierungs-Bezirks. 26.
87. 88.

Braupfelser Kreis, s. Ceblenzer= Regierungs-Bezirk.
Braunschweig- Lüneburg, Hogthen —Uebereinkunft mit selbigem zur Verhutung der Ferlfccvel

in den Grenzwaldungen. 27. 5700. — Vereinbarung mit selbigem gegen den Bücher-Nachdruck. 27. 164.
Bremen, freie= und Hanfecstadt, — Handels= und Schiffahrts -Vertrag mit selbiger, vom A4ten Oct-

ber 1828. — 28. 135 — 138. — Vereinbarung mit selbiger gegen den Bücher-Nachduck.
27. 170.

Brennmaterialien, deren Aufbewahrung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 125. 126.
Bromberger Regierungs-Departement, f. Posen, Großherzogkhum.
Bromberger Stadt= und Kanal-Schleusen, Erhebung der Kanalgefälle vom Flögholze bei selbigen.

26. 107.

Brücken-Aufzugsgefälle, deren Beibeholeung nach den bisherigen Sätzen auf den Wassersiragen von der
Oder zur Elbe und umgekehrt. 28. 107. 109. — deögl. auf den kleinern Wasserstraßen im Ba
der Regierung zu Porsdam. 30. 118.

Brückgelder= (und Brücken-Aufzugsgelder-) Tarifs, für einzelne Städte und Orte, siehe —als
Frankfurt a. d. O., Ruhrort, 2c.

Brunnen, deren Anlegung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 23.
Bücher, kaufmannische, deren Führung nach der neuen Münzeintheilung.26. 116. — 30. 3. 2, 23.
Bücher-Nachdruck, (. letzteren.
Bundesstaaten, deutsche, — Ergbfange- Bescheinigungen über die Insinnationen inländischer gorichk-

licher Verfügungen in denselben. 28. 25.

C. (

(Ca — Cl — Co —Cr — Cu, s. Ka, Kl u. s. w., mit Ausschluß der Eigennamen.).
Cappel, Fürstlich-Lippesche Enklave, s. Lippe-Detmold, Forstenthum.
Censur, über deren Verwaltung in den Provinzen führen die Ober-Präsidenten dleAufsicht. 26. 2. 7.

racksichtlich derselben liegt den Regierungen nur ob, die Auftraäge der letzteren auszurichten. 26. 7.
Central-Steuer-Angelegenheiten, vormals Korigi. Sachsische, s. Perdquations- 2c. Angelegenheiten.
Charité-Krankenhaus in Berlin, Regulatlo uber die Organisation eines Kuratoriums zur Verwaltung

der Angelegenheiten desselben, vom 7ten September 18.330. — 30. 133 — 439. —Aufnahmeder
Krankenin selbiges und Entrichtung der Kur= und Verpflegungskosten für diese. 30. 134. 136.

Chaussee-Bäume, Strafe für deren Beschädigung. 28. 68.
Chaussee-Bauten (Kunststragen-Bauten), über die Grenzen eines Regierungebezirks hinaus, dazu ressor-

tiren die Vorschläge von dem Ober-Präsidenten. 26. 2.

Chaussee-Beamte (Chaussee-Pächter), Widersetzlichkeiten gegen selbige werden nach den allgemeinen
Gesetzen bestraft. 28. 08.

Chaussee-Freikarten, für öffentliche Beamte auf Dienstreisen. 28. 66.
Chaussee-Geld, dessen Nachzahlung von vorgelegten und zurückgelassenen Gespannen an der nachsten

Chaussec-Hebestelle bei Vermeidung der Defraudations= Strase. 30. 107.
Chaussec=
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Chausseegeld -Tarif, für eine Meile von 2000 Preuß. Ruthen, vom 28sten April 1828.—28. 65.
— kommt vom 1sten Oktober 1828. in Anwendung, ouch bei andem Staats-Kommunikations-Unlagen,
wo die Abgaben nach Maaßgabe des bisherigen Chausseegeld-Tarifs entrichtet worden sind. 28. 68.
— Debeu von selbigem. 28.#66. — Stprasbestimmungen für Uebertretungen desselben. 28. 67.

Chaufsee-Gräben, in selbigen und auf den Banquets darf weder gefahren, gerittrn noch auch Vieh getrie-
beu oder geweidet werden. 28.67. — an deren Rande darf nicht geackert werden. 28. 67.

Chausseen, (Kunststraßen), so wie die Verwaltung der Einkünfte von selbigen, ressortiren bel den Regie-
rungen von der Abtheilung des Innem. 26. 7. — deren Anlegung innerhalb der Festungs-Rapons.
28. 124. — auf selbigen dürfen Holz, Pflüge, Eggen und ähnliche Gegenstände nicht geschleppt werden.

28. 67. Suchnor auf selbigen kein Vich gefüttert oder angebunden werden. 28. 67.
aussee-Schlagbaume, - ·

8aussee-Tafeln, deren Beschädigung wird bestrafk. 28. 67.
Chaussee-WVergehen, deren nähere Bezeichnung und Bestrafung. 28. 67. f.
Chaussee-Zettel, deren Annahme und Abgabe. 28. 67.
Chirurgen, (. Militair-Chirurgen.
Citationen, s. Vorladungen.
Civil-Beamte, s. Beamte und Staatsdiener.
Civildienst, Civil-Versorgung, f. Staats= und Kommunaldienst und Anstellungen.
Civil-Wersorgungsscheine, s. Invaliden-Verforgungsscheine.

Coblenzer Regierungsbezurk, Steuer-Regulirung in selbigem rücksichtlich der außerhalb der Zoll- Liniengelegenen Kreise. 26.87 — 100. — Aufbebung einiger in selbigem nach vormaligen Landesverfassungen
erhobenen landesherrlichen Abgaben. 26. 89.

Culmsche Kreisz, in selbigem ist die allgemeine Gesinde-Ordnung vom Zien November 1810. auch für
eingeführt zu erachten. 26. 41.

D.
Dämme, deren Anlegung inmerhalb der Festungs-Rayons. 28. 124.
Dammgelder-Tarifs, für einzelne Städte und Orte, s. diese, als Frankfurt a. d. O., Demmin, u. s. w.
Dänemark, Verlängerung der mit selbigem über das Revisionsverfahren auf der Elbe untenn 23sten

Junl 1821. abgeschlossene Konvention bis zum 3 1sten Dezember 1833.— 28. 20.— Vereinharung
mit selbigem rücksichtlich der Herzogthümer Holstein, Lauenburg und Schleswig gegen den Bücher-Nach-
druck. 28. 17.

Danzig) Stadt, Börsen-Ordnung für die Korporation der dortigen Kaufmannschaft, vom 12ten Januar
1830. — 30. 10 — 16.

Darlehne, m wie weit dazu die zu einzelnen gerichtlichen Deposikalmassen gehörigen Pfandbriefe benutzt
werden können. 29. 47. — aus öffentlichen Pfand-Leihanfstalten, s. diese. — für behugü#ter und Fidei-

kommißgüter, f. diese. — Umschlags= und Ablieferungs-Termin bei selbigen in Neu-Vorpommem,
s. Pommern.

adation der Feldwebel und Wachtmeister, durch Erkenntnisse ohne Allerhöchste Bestätigung. 27. 36.
Deich-Sozietäts=Lasten,in den ehemals königl. westphalischen, bergischen und französischen kandesthellen,

sind von der Ablösung ausgenommen. 29. 66.
Deime, in Preußen, Erhebung eines tarifmäßigen Schiffsgefäßgeldes auf selbiger. 28. 41. 42. — der

zeitherige Deimezoll ist dagegen aufgehoben. 28. 41.
Deklarationen, zollpflichtiger Wnaren, s. Waaren-Deklarationen.
Delkeskamp, Kupferstecher, in Zürich, erhält für sein malerisches Relief der Schweiz ein Privilegium

gegen den Nachstich oder Nachdck. 30. 140.
Demnmin, Stadt, Tarif für die Erhebung des dortigen Damm= und Brückengeldes, des Baum= und

Pfahlgeldes, des Brückenaufzugs= und des Bollwerksgeldes. 30. 141 — 143. Db epo-
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Deposital-Ordnung, Erlauterung des F. 328. f. f. Tit. II. derselben, wegen Benutzung der in einzelnen

gerichtlichen Depositalmassen befindlichen Pfandbriefe zu Darlehnen. 29. 47.
Deposital-Rechnungen, gerichtliche und vormundschaftliche, bei deren Abnahme bedarf es der Zuziehung

eines fiskalischen Bedi ten als Vertreters des Privat-Interesse's nicht mehr. 29. 119.
Depositen-Gelder, gerichtliche und vormundschaftliche, zur ehemaligen königl. westphclischen Amortiso-

tionskasse und zum Staatsschatze eingezahlt, in wie weit preußischer Seits deren Reklamation anerkaunt
wird. 27. 15. 19. — deren Tilgung aus den dazu überwiesenen Fonds. 27. 128.

Deputationen, gerichtliche, für Handels-Angelegenheiten, s.Handelsgerichtr.
Deserteure, Vollziehung der Vermögens-Beschlagnahme gegen selbige, auchin denjenigen Provinzen, wo#

das Algemeine Kandrecht keineGesetzrraft hat. 26. 41. — f(. auch Kartel-Konvemionen.
Diätenfür P andtags-Abgeordnete, s. Landtags-Abgeordnete, Provinzial--
Diebsiahle, von Soldaten des esseseioenDienststandes an Sachen eines Kammeraden begangen, deren Br-

strafung in Anwendung des 44ten Kriegs-Artikels. 29. 126.
Dienst-Abschiede, s. Dienst-Entlassung und Justiz-Subalternen-Beamte.
Dienste, s. Naturaldienste, Spann= und Handdienste.
Dienstentlassung, der Beamten im Disziplinanwege, wenn sie die Amtsverschwiegenheit verletzen. 26.10.—

unfreiwillige, der bei derMilitairoerwaltung angestellten Beamten, Verfahren rücksichtlich derselben. 26.
85 —87. — der auf Kündigungin Kommunaldiensten angestellten Militairpersonen, Verfahren bei sel-
biger. 29. 41. — deögl. gegen Gerichtsschreiber und Gerichtsvollzieher in den Rheinprovinzen. 26. 71.
— s. auch Amts-Suspension.

Dienstprddikate, verabschiedeter Militairpersonen und Civilbeameen, Erkennung auf deren WVerkust bel
Vergehen, welche früher Dienstentsetzung zur Folge gehabt haben würden. 30. 2.

Direkroren, Oekonomie-, großer Institute, Genehmigungs-Ertheilung zu deren Anstellung von Seiten
der Ober-Präsidenten. 26. 4

Dislokationen der Truppen, s. Truppen-Dislokationen.
Distrikts= Kommissionen, zu allgemeinen Ermittelungen und Festsetzungen bei Ablösungen in den ehemals

königl. westphälischen, bergischen und französischen Landestheilen, deren Wahl und Bestäeigung. 29. 96.
91. — bilden zugleich die früher angeordneten Kreisvermittelungs-Behörden und sind den General-Kom-
missionen untergeordnet; ebendaselbst.

Disziplinar-Verfahren gegen Regierungsbeamte, wegen Dienstvergehen, Verschwendung, leichtsinniger
Verschuldung 2c. 26. 2. 10.

Domainen, Regierungs-Abtheilung für deren Verwaltung und Ressort derselben. 26. 7. — landeöherr
liche, zu welchen auch die denselben einverleibten Güter der aufgehobenen Klöster und geistlichen Stiftunge
gehs##ren, sind den Staaksgl#ubigern als Spezial-Garantie zugesagt, und die Revenchen von selbigen sind
zur regelmäßigen Verzinsung und Tilgung der Staatsschulden bestimnt. 26. 57. — bei Anwendung des
fiskalischen Exekutionsrechts konnen rücksichtlich derselben, in Stelle der Sequestrationen, Berpachtungen
und Wiederverpachtungen eintreten. 26. 12. — Wahrnehmung deren Gerechtsame bei bäauerlichen Regn-
lirungen und Separationen durch die Regierungen. 26. 10.f. — in den preußischen Ländereheilen des vor-
maligen Königreichs Westphalen, Regulirung der vor der Organisation des letzteren auf selbigen gehafteten
Schulden. 27. 14. 19. — Uebernahme der letzteren auf den Provinzial-Staaksschulden-Etat. 27. 128.

Domainen-Grundstücke, in den neu oder wieder erworbenen Provinzen, die über selbige vor der Betannt-
machung des Gesetzes vom Iten Marz 1819. erlassenen Allerhöchstei Verfügungen sind unter den Be-
stimmungen dieses Gesetzes und des in jenen Provinzen etwa schon eingeführten Allgemeinen Landrechts
nicht begriffen. 27. 20.

Domaien·JJagden„hohe,niedere und mittlere, Befugniß der Regierungen, deren Ablosung zu gestat-
Domainen= Hadbreefe b deren kheilwelse Einziehung gegen die um 6 Mill. Thaler vermehrten Kassen-An-

weisungen. 27. 33. —verlorene oder vemichtete, Verfahren bei deren gerichtlichem Aufgebote. 28. 62.
Dresch-
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Dreschgärtner, in Oberschlesien, (. Schlesten.
Durchgangs-Abgaben, (. Dbgoben.
Durchmarsch-(und Etappen-) Konvemtion mit dem Fürstenkhume bippe-Detmold, durch Erneuerung derfrühern vom 1½.##. 1818. — 27.7

E.
Ediktal-Citation, Ediktal-Vorladung, f. Vorladung, Sffentliche.
Ehescheidungs-Erkenntnisse, der zeitherige Erbschaftsstempel von Strafen und Abfindungen aus

selbigen soll nicht weiter erhoben werden.
Ehetrennung, in den Rheinprovinzen, als Folge der Todeserklarung der aus den Kriegen von 1806 —

1815. nicht zurückgekehrten Personen. 28. 93.
Eheverträge, gerichtliche, die über deren nothwendige Errichtung noch bestehende Vorschrift in elnem

Lheile des standesherrlichen Gebiets Solms-Braunfels wird aufgehoben. 30. 62.
Ehrenzeichen, allgemeines, erster Klasse, dessen Erhebung zur vierten Klasse des rothen Adlerordens,

mit Beibehaltung des silbernen, mit einem Adler in erhabener Arbeit versehenen Kreuzes. 30. 6. —
Nur ein allgemeines Ehrenzeichen soll in der jetzigen Form einer silbernen Medaille mit der Inschrift:
„Verdienst um den Staat“ bestehen bleiben. 30. 6.

Eidesleistung, Vorschriften für selbige rücksichtlich der Mennoniten, . diese.
Eingangs-Abgaben,s.Abgaben.
Eisernes Kreuz, (. Kreuz.
Elb-Departement, f. Westphälische Departements, ehemalige.
Elbe, Strom, die rücksichtlich des Revisionsverfahren auf selbiger mit Sachsen, Hannover, Dänemark

und Mecklenburg-Schwerin unterm 23sten Juni 1821. abgeschlossene Konvention wird auf ander-
weitige sechs Jahre, mithin bis zum 31sten Dezember 1833. verlängert. 28. 20.

Elbing, Stadt, Börsenordnuug für die Korporation der dortigen Kaufmannschaft, vom 24ften April
1830. — 30. 73

Elbzölle, deren Erhebung nach der Abgaben-Erhebungs-Rolle für 133. — 27. 152. 156. — Vertrag

mit Anhalt-Köthen und Anhalt-Dessau, wegen Befreiung der beiderseitigen Unterthanen von selbigen.95. 103.

Elten, ehemaliges Stift, in Westphalen, Herstellung der allgemeinen ehelichen Gutergemeinschaft in
selbigem. 26. 23.

England, Konigreich, s. Oroßbritannien.
Erbpachtguter, rucksichtlich derselben konnen bei Anwendung des fiskalischen Erkiutionsnechs , in Stelle

der Sequestrationen, Verpachtungen und Wiederverpachtungen eintreten. 26.Erbschafts-Interessemen, unbekannte, die wegen deren öffentlichen usgeiar hehenden Vorschriften
sollen auch auf Legatarien als Verwandte einer bestimmten Person Anwendung finden. 29. 23.

Erbschaftsstempel, zeitheriger, von Strafen und Abfindungen aus Ehescheidungs-Erkenntnissen, soll
nicht weiter erhoben werden. 71.

Erbzinsgüter, in den ehemals königl. westphälischen, bergischen und französischen Landestheilen, Wahr-
nehmung und Sicherung deren Rechte bei Ablssungen. 29. 85.

Erfurt, Stadt, Abgaben-Erhebungsrolle für die dort vom Auslande ein= und durchgeführten Gegen-
ständen. 26. 87. 91. — Steuer-Erhebung von inländischem Branntwein und Braumalz daselbst.
26. 87. — Aufßhebung der dort früher erhobenen Eingangs= und Durchgangs-Abgabe, so wie des
ehemaligen Kurmainzschen Stadtzolls. 26. 89.

Erfurter Regierungsbezirk, Steuer-Regulirung in selbigem rücksichtlich der außerhalb der Jolllinien gele-
genen Kreisen. 26. 87 — 100. — Aufhebung einiger in selbigem nach vormaligen Landesverfassun-
gen erhobenen landesherrlichen Abgaben. 26. 89.

Erhebungs-Rolle der landesherrlichen Eingangs-, — und Ausgangs-Abgaben, s. Abgaben.2
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Erkenntnisse, zwei gleichförmige, Verfahren bei theilweiser Abänderung derselben in der Revisions=

Instanz. 26. 43. — in Prozessen über die den Grundbesitz betreffenden Rechtsverhältnisse, deren
Abfassung in dritter Instanz durch das Geheime Ober-Tribunal. 29. 51. — gegen Feldwebel und
Wachtmeister des stehenden Heeres und der Landwehr, mit Ausschlut der Garden, auf Degradation
und Verlust des Portespses gerichtet, bedürfen der Allerhochsten Bestatigung nicht. 27. 36.

Ermeland, (. Preußen.
Ersatz, (. Militair-Ersatz.
Exziehunsgelder, (. Kinder-Erziehungsgelder.
Etappen= Cund Durchmarsch-) Konvention, s. Durchmarsch-Konvention.
Etats, deren Fertigung soll den Ministern und obersten Verwaltungs-Chefs unter ihrer Verantwortlich-

keit überlassen bleiben. 26. 45. — sollen jedoch dem Finanzminister zur Mitrevision in sinanzieller
Hinsicht und zur Mitzeichnung vorgelegt werden, wodurch sie Gültigkeit für die Verwaltung und
Rechnungslegung erhalten. 26. 46. — vollzogene, davon, so wie von den Erläuterungen zu selbigen,
müssen der Ober-Rechnungskammer Abschriften übergeben werden; ebendas. — in wie weit solche
bei der Rechnunglegung der Revision der letzteren unterworfen bleiben; ebendas. — allgemeiner, der
Staats-Einnahmen und Ausgaben, dessen öffentliche Kundmachung von drei zu drei Jahren. 29. 13.
—für das Jahr 1829. — 29. 13 — 15. — S. auch Staatsbuchhalterei.

Etatswesen, dessen Bearbeitung bei den Regierungen. 26. 8.
Exekution, deren Vollstreckung bei Strafen für Steuer-Defraudationen. 26. 106. — 29. 126. —

als Objekte derselben können Pensionen aus der Militair= und Allgemeinen Wittwenkasse, so wie aus
der Artillerle-Pensions--Juschuß-Kasse nur von Gläubigern wegen vorgeschossener Beiträge vorgeschla-
gem werden. 28. 43. v

Exekutionsrecht, fiskalisches, Befugnisse der Regierungen in dessen Ausubung. 26. 14. f. — besgl.
rucksichtlich der für öffentliche Institute mit Privatpersonen abgeschlossenen Verträge; ebendaf.

F.
Fahren, ist in den Chausseegräben oder auf den Banquets verboten. 28. 67.
Fährgelder-Tarifs,für einzelne Städte und Orte, siehe diese, als Alt-Lietzegöricke u. s. w.
#amilien-Stiftungen, adliche, Nachweis der Ahnen bei selbigen. 30. 129.

Feldmesser, dürfen ihr Gewerbe nur dann betreiben, wenn sie von den Regierungen, nach vorgängiger
Prüfung durch die Ober-Bau-Deputation, dazu angestellt worden sind. 29. 19. — Diese Bestunmung
soll im ganzen Umfange der Monarchic zur Anwendung kommen; ebendaselbst.

Feldoffizianten, nur für die Dauer des Krieges angestellt, können, wenn sie ihre Bestimmung nicht
erfüllen, sofort wieder entlassen werden. 26. 86.

Feldwebel, des stehenden Hecres und der gandwehr, mit Ausschluß der Garden, die gegen selbige auf
Degradation und Verlust des Porteépées gerichteten Erkenntnisse bedürfen der Allerhöchsten Bestätigung
nicht. 27. 30. 1117%.1

Festungen, Regulativ über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder sonstigen Veränderungen der Erd-
oberfläche innerhalb der nächsten Umgebungen derselben, vom 10ten September 1828. — 28.
119. — 130. — durch selbiges werden die vorangegangenen dltern Bestimmungen aufgehoben.
28. 120. — Napon-Linien und Rayon-Bezirke um selbige. 28. 120. — Bau=Gesuche, Erlaub-
nisscheine und Verzichtleistungs-Reverse. 28. 121. — Behandlung schon vorhandener Anlagen und
Bauwerke. 28. 121. f. — Eintheilung der nächsien Umgebungen derselben in drei Rayon-Bezirke.
28. 120. — Besondere Bestimmungen für die einzelnen Rayon-Bezirke. 28. 122. ff. — Anloge
von Kunststraßen, Dfämmen, Gräben, Mühlen, Kirchthürmen und Beerdigungsplätzen. — 28. 124.
— Anlage uud Benutzung von Lehm= und Sandgruben, Steinbrüchen und Ziegeleien. 28. 125. —
desgleichen von Holzhöfen, Zimmer= und Schiffsbauplätzen, so wie Aufbewahrung von Bau= und Brenn-
materialien. 28. 125. 126. — Bestimmungen für den Rapon-Bezirk von Außenwerken. 28.

27
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127. — desgl. für die zwischen den Festungswerken und Wall-Linien belegenen Grundstücke. 28. 127.
— Ausnahmen nach Maaßgabe der Beschaffenheit des Terrains und der Bestimmung der Gebäude.
28. 128. — Lokal-Revisionen, temporaire und allichhrige, innerhalb der Rayon-Bezirke, deren
Veranstaltung durch die Kommandanturen und Platz-Ingenicure, sd wie durch die Magisträte und Poli-
zeibehörden. 28. 129. — Anordnungen wegen Anlegung neuer und Wiederaufbaucs zerstsrter Vor-
städte und Gebaude innerhalb der Rayon-Bezirke. 28. 123. 129.

Feuer-Versicherungs-Sozietäk, im ehemaligen Herzogthume Warschau, . letzteres.
Fideikommisse, adliche Familien= Fidcikommisse, Nachweio der Ahnen bei felbigen. 30. 129. —blei-

bende, neben den in freies Eigenthum verwandelten, in den jenseits der Elbe belcgenen Provinzen,
Erga#nzung der in den 9. 5. und 7. der Verordnung vom 11ten März 1818. darüber enthaltenen
Bestimmungen. 27. 76. f. — (Familien-,) deren Errichtung unter Allerhöchster Besttigung in den
Rheinprovinzen. 26. 19. — die Rechtsverhältnisse derselben sollen blos nach der bestätigten Stiftungs-
urkunde beurtheilt werden. 26. 19. — in den ehemals Königl. westphälischen, bergischen und fran-
zösischen Landestheilen, Wahrnehmung und Sicherung deren Rechte bei Ablssungen. 29. 84. ff.
—der adlichen Gerichtsherren im Herzogthume Westphalen, Sicherstellung der Rechte der Anwarter
auf selbige, bei Verdußerungen, Verschuldungen und Todesfällen. 30. 5. — in den zum vormaligen
Großherzogthume Berg gehörig gewesenen Landestheilen, Anordnungen rücksichtlich derselben. 28. 38.
—Fristbestimmnng zur Anmeldung der Rechte der Fideikommißanwarter. 28. 39. — 29. 45.

Fideikommißgüter, unverschuldete oder nur bepfandbriefte, Gestattung deren Besitzern, bei gutsherrlichen
und bäuerlichen Regulirungen das Einrichtungs-Kapital, ohne Konsens der Agnaten und Anwarter, in
Pandbriefen aufnehmen zu dürfen. 27. 78. — Auch in Darlehnen, wenn die Besitzer den landschaft-
lichen Kredit ihrer Provinz nicht benutzen können. 29. 44.

Finanz-Etat, Haupt-, s. Etat.
Finanzminister, ist zweiter Chef der Staatsbuchhalterei. 26. 45. — Mitrevision und Mitzeichnung

der von den Ministern und obersten Verwaltungs-Chefs gefertigten Etats. 26. 45.
Finow-Kanal, (. Kanal-Gefälle und Schiffahrts-Abgaben.
Fiskus, Wahrnehmung dessen Rechte bei bäuerlichen Regulirungen in Domänen oder in den unter Ver-

waltung der Regierungen r2c. strhenden Instituten, bei Gemeinheits-Theilungen, Ablösungen 2c. 26.
10. 11. — Ausübung des demselben zustehenden Exrekutionsrechts von Seiten der Verwaltungs-Be-
hörden. 26. 11. 12.

Flachshandel, in der Provinz Schlesien, Vorschriften für selbigen. 27.
Flatten, Dorf, tritt Preußen an Frankreich ab. 30. 25.
Flößerei, s. Holzflößerei, Kanalgefälle und Schiffahrtsabgaben.
Forst, Herrschaft in der Niederlausitz, s. Lausitz.
VForstbeamten, tcechnische, haben in den Plenar-Versammlungen der Regierungen nur in Angelegenheiten

ihres Geschäftskreises ein volles Votum. 26. 8.
Forsten, Regicrungs-Abtheilung für deren Verwaltung und Ressort derselben. 26. 7. — Wahrnehmung

deren Gerechtsame bei bauerlichen Regulirungen und Separationen durch die Regicrungen. 26. 10. f.
Forsifrevel,Verträge mit einzelnen fremden Staaten zur Verhütung derselben in den gegenseitigen Grenz-

Waldungen, namentlich mit: Braunschweig. 27. 59. — mit Hessen-Komburg. 26. 79. — mit
Mecklenburg-Schwerin. 28. 133. — mit den Niederlanden. 29. 101.

Forstmeister, rangiren im Regierungs-Kollegio mit den Regierungsräthen nach der Anziennitat. 26. 8.—
S. auch Ober-Forstmeister.

Forst-Revenühen, sind zur regelmäßigen Verzinsung und Tilgung der Staatsschulden bestimmt. 26. 57.
Forsistrafen, (Geldstrafen und Forstarbeiten), von sämmtlichen Theilnehmern an einem von Mehreren

gemeinschaftlich verübten Holzdiebstahle verwirkt, sollen ebenfalls dem Waldeigenthümer zu gut
kommen. 27. 27. *-

Fortisikations-Anstalten, deren Bewachung vom Militair auch bei voräbergehender Abwesenheit der
Garnison. 29. 93. Fourage-
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Fourage-Kapitalien, sogenannte, aus dem vjäheigen Kriege herrübrend und von denehemaallgen gandständen
des Herzogthums Westphalen verbrieft,, Präklusiv-Termin für deren Liquidation und Feststellung. 27. 35.

Frachtführer, Strafbarkeit derselben für unrichtige Deklarationen zollpflichtiger Waaren. 29. 95. 96.
Frankfurt a. d. O., Stadt, Tarif für die Erhebung des Brück= und Dammgelbes, auch Bucken-

Aufzuggeldes daselbst. 26. 15.
Frankreich, Königreich, Vereinbarung mit selbigem wegen Besitzes des Leyenscheu Distrikts von Sciten

Preußens, und wegen Abtretung der Döorfer Merten, Biblingen, Flatten und Gongelfangen von letz-
terem an Frankreich, vom 1 1ten Juni 1827. — 30. 25. — definitive Uebereinkunft mit selbigem
über die Grenzberichtigung der beiderseitigen Staaten, vom 23ten Oktober 1829. — 30. 26—45.
— Kartel-Konvention mit selbigem, vom 25sten Juli 1828. — 28. 111 — 118. — Uebereinkunft

mit selbigem wegen Julassung reisender Handwerker aus den gegenseitigen Staaten, unter dem Bedinge
der Wiederaufnahme derselben auf den Grund der ausgestellten Heimathscheine. 27. 891. — Empfangs-
Bescheinigungen über die Insinuationen inländischer gerichtlicher Verfügungen in demselben. 28. 85.

Französisch-hanseatische Departements, ehemalige, Ordnung wegen Ablösung der Rrallasten in den zu
selbigen gehörig gewesenen Landeskheilen, vom 13ten Juli 1829. — 29. 65—92.

Friedrichsgraben, großer und kleiner, in Preußen, Aufhebung der zeitherigen Zölle und Abgaben on
selbige. 28. 41. — Statt deren wird ein tarifmäßiges Gefäßgeld erhoben. 28. 41. 42.

Friedrich-Wilhelms-Kanal, s. Kanal-Gefälle und Schiffahrts-Abgaben, auf den Wasserstraßen von
der Oder zur Elbe und umgekehrt.

Fuhrleute, Strafbarkeit derselben für unrichtige Deklaration zollpflichtiger Waaren 29. 95. 96.

G.
Garn, leinen, s. Leinen-Gam.
Gartenhäuser, in wie weit deren Anlegung innerhalb der erster Festungs-Rayons zu gestatten ist. 28. 122.
Gärtner, in Oberschlesien, (. Schlesien.
Gebaude, s. Bautei..
Gebühren-Tare, für die Landes-Justiz-Kollegien, vom 23sten August 1815., nach deren allgemeinen

Satzen können — nach Aufhebung der Bestimmung im Abschnitt IV. No. 21. m. und Abschnitt V.
No. 51. h. — auch die Beamten bei den Kreis-Justiz-Kommissionen liquidiren. 30. 118. — für die
Lehnskurien im Herzogthume Sachsen. 3C. 108.

Gefälle, s. Abgaben und Steuer##
Gefängnißstrafen, Verwandlung von Geldbußen für Steuer-Defraudationen in erstere. 26. 106. —

29. 127.
Gehalter, s. Besoldungen.
Geheimes Ober-Tribunal, (. Ober-Tribunal. 7“
Geistliche, evangelische, deren Vocirung, Anstellung und Bestätigung. 26. 6. — ausländische, dürfen

von den Regicrungen nur it Genehmigung des Ministeriums angestellt, von Privatpatronenaber nur
unter Bestätigung der Regierung berufen werden. 26. 6. — in Untersuchung gewesene und mit Ver-
setzung zu bestrafende, deren unfreiwillige Emeritirung oder Penstonirung in geringerem Grade, wenn
jene Bersetzung nicht anwendbar ist. 30. 81.

GeisllicheNäthe, bei den Regierungen, haben nur in den Angelegenheiten ihres Geschaftskreises ein volles
Votum. 26. 8.

Geld, für selbiges soll im Handel und Verkehr keine andere Berechnungsart, als im preußischen Gelde,
den Thaler zu 30 Silbergroschen, und den Silbergroschen zu 12 Pfennigen, statt finden, jede Kontra-
vention dagegen aber polizcilich bestraft werden. 26. 115. 110. — 30. 3. 22. — desgl. bei
öffentlichen Verhandlungen, bei Führung von kaufmännischen Büchern 2c. 26. 116. — 30. 3. 23.
— nur der Wechselverkehr bleibt von dieser Vorschrift ausgenommen. 26. 110. — 30. 4.

Geldabgaben, feste, in den ehemals königl. westphälischen, bergischen und französischen Landesthellen,
deren Ablösung. 29. 72. Geld-
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Geldbeutel, Geldpakere, Geldrollen, verstegelt und mit Etiquetren versehen, Bestrafung deren Ver-
fälschung in den Provinzen, wo das französische Gesetzbuch noch gilt. 26. 122.

Geldrenten, Kirchen und Schulen, Korporationen und Sozietähten zustehend, in den ehemals königl.
westphälischen, bergischen und französischen Landestheilen, Ablösungsféhigkeit derselben. 29. 66.

Geld-Sendungen, kaufmännische, mit der Post,, s. Porto.
Geldstrafen, (Geldbußen), für Steuer-Defraudationen, deren Verwandlung in Gefängniß= oder Jucht-

haus-Strafen. 26. 106. — Subhastationen von Grundstücken dürfen zur Einziehung jener nicmals
extrahirt werden; ebendas. — findet auf Grumdstücke von Ausländern keine Anwendung, die außer
Landes sind und kein anderes Vermögen im Inlande besitzen. 29. 127. —für die wissentliche Ver-
ausgabung falscher Kassen-Anweisungen, deren Verwandlung in Gefängnißstrafen im Falle des Unver-
mögens. 30. 21. — ( auch Forststrafen und Strafen.

Gemeinde-Abgaben, in den ehemals königl. westphälilchen, bergischen und französischen Pandestheilen,
können nicht abgelöst werden. 29. 66.

Gemeinde-Bedürfnisse, höhere Genehmigung zu deren Aufbringungsweise in Bezichung auf das Steuer-
Interesse des Staats. 26.4

Gemeinde-Oienste, in den ehemals Fanigl. westphälischen, bergischen und französischen Landestheilen,
können nicht abgelsst werden. 29. 66.

Gemeinde-Lasten, Befreiung der Pensionen für Wittwen und der Erziehungsgelder für Waisen ehemaliger
öffentlicher Beamten und Diener von felbigen. 29. 9. — auch dann,, wenn diese Pensionen und
Unterstützungen nicht aus Staatskassen, sondern aus den unter Allerhöchster Genehmigung errichteten
Verforgungs-Anstalten fließen. 29. 9.

Gemeinde= 2c., s. auch Kommunal= 2c.
Gemeinheits-Theilungen, (Separationen, Auseinandersetzungen), Wahrnehmung der Gerechtsame der

Domainen, Forsten, öffentlichen Institute, bei selbigen resp. durch die Regierungen und Provinzial-
Schul-Kollegien. 26. 10. 11.

General-Direktion der Steuern, derselben wird die obere Leitung der Salzverwaltung mitübertragen.
29. 42.

General-Kommissionen, für gutsherrliche und bäuerliche Regulirungen, Separationen 2c., über
deren Verwaltung führen die Ober-Präsidenten die Ober-Aufsicht und sind solche diesen untergeordnet.
26. 1. 2. — Berichtserstattungen derselben unter Konkurrenz der letzteren. 26. 2. — deren Ressort-
Verhältnisse zu den Regierungen und Provinzial-Schul-Kollegien. 26. 10. 11. — Prüfung und
Bestätigung der Ablösungs-Verträge in den ehemals königl. westphälischen, bergischen und französischen
Landestheilen durch selbige. 29. 68. — denen zu Münster und Stendal wird die Ausführung der
Ablssungs-Ordnung vom 13ten Juli 1829. für gedachte Landcstheile ubertragen. 29. 90.

General-Kontrolle der Finanzen, wird nach Erreichung der durch selbige beabsschtigten Iwecke wieberum
aufgehoben. 26. 45.

General-Salz-Direktion, bisherige, soll ganz eingchen. 29. 42.
Georg-Orden, St., Russischer, (. Orben.
Gerichte, Verfahren bei den Kompetenz-Konflikten zwischen selblgen und den Verwaltungs-Behörben.

28. 86. — im Großherzogthum Posen, . dieses.
Gerichtsämter, bei den nach der Instruktion vom áten Mal 1820. organisirken Gerichten, Erweiterung

deren Kompetenz in Besschung auf letztwillige Verordnungen, Vormundschaften und Prozesse bis zu100 Rthlr. — 27.
Gerichtsherren, (. Paäinl #. Genchtchem.

Gerichts-Ordnung, allgemeine, Deklartion des F. 7. Tit. 15. Th. I. derselben, rücksichtlich des
Verfahrens in der Revisions-Instanz bei theilwelser Abanderung zweier gleichförmigen Erkenntsissse.
26. 43. — Aufhebung der Bestimmung des F. 206. Uit. 50. derselben, in Beziehung auf die im
Wege des offenen Arrestes für Konkursmassen ausöffentlichen keihanstalten einzuziehenden Pfänder. 26. 83.

Dekla-
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— Dellaration der F. 148— 154. Tit. 51. Th. I. derselben, die öffentliche VorladungderLega-
tarien, gleich den unbekannten Erbschafts-Interessenten, betressend. 29. 23. — Anwendung der
Zesti mungen. des K. 54. des Anhanges zu selbiger, wegen Insinuation der Vorladungen an Unter-
offiziere und gemeine Soldaten, auf alle Landestheile der Monarchic. 27. 31.

Gerichtsschreiber, in den Rheinprovinzen,, Rüge und Bestrafung deren Dienst-Vergehungen. 26., 714
Gerichtsstand, Eiil-, der mit Urlaubspässen im Herbste in die Heimath enklassenen, aber erst.#mFrüb=

jahre zur Kriegsreserve übergehenden Mannschaften. 26. 49. — zeitherlger besonderer der Juden in
Berlin, geht auf das dortige Stadtgericht über. 29. 24.

Gerichtsrollzieher, in den Rheinprovinzen, Rüge und Bestrafung deren Dienst-Vergchungen. 26. 71.
Geschlechts-Wormundschaft, in dem diesseils der Elbe gelegenen Theile des Herzogthums Magdeburg

noch bestehend, deren Aufhebung. 26. 13. — desgl. in dem nunmehr zur Kurmark gehörigen Lucken-
waldeschen Kreise. 26. 47. — desgl. in dem, dem Cöslinschen Regierungsbezirke übenriesenen Lauenburg-
Bütowschen Kreise und in den dem erstern einverleibten Westpreußischen Enklaren. 30. 24. — in einigen
Theilen von Westprcußen nach Provinzial-Gesetzen noch bestehend, deren Aufhebung. 20. 52.

Gesetze, (Verordnungen), deren öffentliche Gültigkeik,, wenn solche durch die Gesetzsammlung oder durch
die Amtsblätker, oder durch beide bekannt gemacht sind. 26. 73.

Gesetzkraft, (öffentliche Gültigkeit), haben auch die durch dle Amtsblätter bekannt gemachten Ver-
ordnungen und Gesetze, wenn sie auch nicht in die Gesetzsammlung ausgenommen sind. 20. 73. f.

Gesetzsammlung, daß selbige die allgemelnen Gesetze enthalte, dabei soll es als Regel auch sein Bewenden
behalten. 26. 74. — die in selbiger abgedruckten Gesetze können nicht eher für publizirt geachtet.
werden, als bis dercn Erscheinung nach Titel, Datum und Nummer Iin den Amtsblättern angezelgt
ist. 26. 73.

Gesinde-Ordnung, allgemeine, vom 8ten November 1810. lt auch in den Kreisen Culm und Michelau
für eingeführt zu erachten. 26. 41. «

Gefuche,inPrivat-Angelegenheiten,bciamtlichctthbökdcn,Strmpclgcbmuchzuselbigrm29..16.
Gestut-Angelegenheiten, Befugniss der Oberprascbenten zur Annahme von Beschwerden lu selbigen. 26. 3.
Gekränke-Handel, auf dem Lande, dazu bedürfen Viktualien-, Material= und Kramhandler der Gench-
migung der Kreis-Polizeibehärde. 27. 174. — diese Genehmigung kann nur unter denselben Bebin-

JZungenertheiltwerden, unter welchen die Errichtung einer neuen Schankltäkte zulässig ist; ebendas
Getreide-Abgaben, deren Ablösung in den ehemals königl. westphalischen, bergischen und französischen

Landestheilen. 29. 69. f. f. — 73. f. f.
Gewerbescheine, deren Ausstellung für den ganzen Umfang der Monarchie zu Waarenbeflellungen und

Waarenaufkäufen im Umherziehen, ohne den, P. 21 — 24. des Haustr-Regulatios vom 2 8sten April
18241. gedachten Beschränkungen unterworfen zu seyn — behufs des Wiederverkaufs unter. dem,

Beding der frachtweisen Beförderung derselben. 26. 61. — zum Gewerbebetrieb im Umherziehen
gegen Vorausbezahlung des vollen Steuerbetrages gelest, deren steuerfreie Wiederausferkigung bei dem
Wechsel mit Personen, welche für inländische Kaufleute und Fabrikanten auf Waarenbestellungen umher-
reisen, während des Steucrjahrs. 30. 17. ·

Gewerbesteuer, deren theilwese Zuruckzahlung bei Todesfallen der mit Gewerbescheinen im Umherziehen
versehenen Inlander, während des Steuerjahres. 30. 17. — deren Entrichtung von Privat-Ver-
sicherungs-Anstalten und gewerblichen Privat-Vereinen und deren Agenten. 28. 64. — vom Handel,
deren Entrichtung von Apothekern und Pfandleihern, so wie von Kommissionairen, Mäklern und
Agenten, die aus der Vermittelung und Unterhandlung nicht-kaufmännischer Geschäfte ein Gewerbe
machen. 26. 61. — Befreiung der Weber und Würker, mit nlcht mehr als zwei Stühlen, von der
Gewerbesteucr. 29. 46.

Gewerbe-Steuer-Gesetz, vom 30sten Mai 1820., nähere Bestimmungen in Beziehung auf die
K. 3. und 5. desselben, wegen der Gewerbesicuer vom Handel. 26. 01.,

Gewerbe=
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Gewerbe- Steuerzuschlag, von Brauerelen und Schankwirthschaften, dessen Erhebung in den vom
Jollverbande ausgeschtossenen Landestheilen desErfurter und Coblenzer Reglerungsbezirks. 26. 88. 89.

Gewerbetreibende, mit kausmännischen Rechten, find strofbar, wena sie #hre Bücher und die Auszüuge
aus selbigen nicht nach der preußischen Münzeimheilung führen. 26. 116. — 30. 3. 22.

Gewerbsgehülsen, umherreisende, zum Materialien-Aufkauf, s. diesen.
Gewichte, Tabellen für selbige zur Erhebung der Wesergölle. 26. 29. 35. — ungestempeelte, dicjenigen

Waarenverkäufer, bei welchen solche im Besitze oder Gebrauche gefunden werden, sollen auch die
Konfiskation derselben, außer der verwirkten Polizeistrafe, erleiden. 27. 83. — f. auch Maag= und
Gewichts-Ordnung.

Gewinngelder, s. Laudemien.
Gilden, im ehemaligenKönigreiche Westphalen, Liquldation der Forderungen an deren von der westphü-

lischen Regierung cingezogenes Vermögen. 27. 15. 19.
Glaz, Grafschaft, s. Echlesien.
Gnaden-Quartal, dessen Bewilligung für die Hinterblichenen von Kommunal-Beamten. 26. 13.

Goldmünzen, fremde, deren Annahme bei Sffentlichen Kassen bleibt auch serner untersagt. 26. 116.
Gold=E#ntinge, mit der Post, s. Porto
Goldzahlungen, bei ffentlichen Abgaben nach der Erhebungsrolle 183/. — 27. 155.— desgl. für

1831. — 30. 13

Gongelfangen, n* tritt Preußen an Frankreich ab. 30. 25.
GinlterrtFürstenhaus- Landschaft, wird dem Schlesischen landschaftlichen Kredikverelne inkorporirk.
OGeer, brn, Privilegium für dessen Werke gegen den Nachdruck. 26. 24.

Grabdenkmäler „, Grabhügel, Vorschriften für deren Anlegung auf Beerdigungsplätzen inmrrhalb der
Festungs-Rayous. 28. 125.

Gräben, Beschränkungen bei deren Anlegung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 124.
Grenzbezirke, s. Zollsiraßen.
Grevenhagen, furstlich Lippesche Enklave, s. Lippe- Detmold, Furstenthum.
Gromader Kanal, (. Kanalgefälle.
Großbritannien, Königreich, gegenseitige Begünstlgungen im Handels= und Schiffahrksverkehr mitselbigen.

und dessen überseeischen Besitzungen. 20. 50. — Empfangs-Bescheinigungen über dle Insinuationen
inländischer gerichtlicher Verfügungen in demselben. 28. 85.

Grunbdbesitz, ländlicher, Abfassung der Erkennenisse Zter Instanz in Prozessen über selbigen durch das Geheime
Ober-Tribunal. 29. 51.

Grundgerechrigkeiten, (Servituten)), einseltige oder wechselseitige, in den ehemaligen— berg-schen und französischen Landestheilen, sind von der Ablesung ausgenommen. 29.6Grundsiücke, Subhastationen derselben dürfen zur Einziehung von Geldstrafen für Einn,Dehevntusene
niemals ertrahirt werden. 26. 106. — findet auf Grundstücke von Ausländern keine Ammendung, die
auß#er Landes sind und kein anderes Vermögen im Inlande besitzen. 209. 127. —deren Privat-Aussoir=
lungen sind unbedingt verboten und strafbar. 27. 29. — der Pflegebefohlenen, Dispensacions=Erthei-
lung von der Nothwendigkeit deren Subhastation. 30. 144. —könnenMennoniten lin den westlichen Pro-
vinzen und Brandenburg wedeer besitzen noch erwerben, wenn sich solche der Militalrpflicht entziehen. 30. 82.

Gubener Kreis, alter, (. Niederlausitz.
Gäter, bepfandbriefte, Einleitung deren gerichtlichen Subhastation auf Ankrag der Kreis-Direktionen, ohne

vorgängiges Erkenntniß. 29. 22. — unbewegliche, (Immobilien), der Pflegebesohlenen, Dispensationé=
Ertheilung von der Nothwendigkeit deren Subhastation. 30. 144. — (. auch Grundstücke.

Gütergemeinschaft, eheliche, deren Herstellung in der Grafschaft Werden und dem ehemallgen Stifte
Elten, in Westphalcn. 26. 23.

Guts-
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Gutsherren,s.Patrimonial-Gerichtsherren.
Gutsherxliche und bäuerliche Verhältnisse, deren Regulirung in Beziehbung auf Oomainen und Forsten,

öffentliche Institutc 2c. resp. durch die General-Kommissionen und Regierungen. 26. 10. — ( auch
General-Kommissionen.

Gutsübergaben, Umschlags= und Ablieferungs-Termin bei selbigen in Neuvorpommern, f. Pommern.
Gymnasien, Ressort der Provinzial-Schulkollegien rücksichtlich der Stellenbesetzung, der Vermögens-Ver-

waltung 2#c. bei selbigen. 26. 6.

H.
Häfen, Preußische und Mecklenburg-Schwerinsche, Vertrag über die gleichmäßige Behandlung der beider-

leitigen Schiffe und deren Ladung in selbigen. 27. 21. — # auch Handels= und Schiffahrts-Venrage.
Hamburg, freie und Hansee-Stadt, Handels= und Schiffahrts-Vertrag mit selbiger, vom Aten October

1828. — 28. 135 — 138. — Vereinbarung mit selbiger gegen den Bücher-Näachdruck 28. 91.
Handbillets, baufmännische, s. Wechsel.
Handdienste, in den ehemals königl. westphälischen, bergischen und französischen Landestheilen, deren

Ablösung. 29. 81. 82
ondel mut Getränken auf dem Lande, s. Gekränke-Handcl. s. auch Gewerbescheine und Gewerbesteuer.

Handelsgerichte, (gerichtliche Oeputationen für Handelcangelegenheiten), Konnnerzien= und Admiralitäls-
Hollegien, die amtliche Funktion der dabei angestellten kaufmännischen Mitglieder härt auf, sobald folche
aus der Kaufmannschaft ausscheiden. 30. 110. — können den ihnen brstallungsmaßigverliehe#en Titel
fortführen; ebendaselbst.

Handels= (und Schiffahrts-) Vertrage, mit fremden Staaten, namentlich: — mit den vereinigten
Staaten von Amerika, vom 1. Mai 1828. — 29. 25— 37. — zwischen Preußen und Hessen -Darn#s-
stadt einer Seits, und Baiern und Würtemberg anderer Seits, vom 27. Mai 1829. — 29. 53 —62.
— mit Vrastlien, vom 9. Juli 1827. und 18. April 1828. — 28. 75—84.—mitldenfreienund

Hansce-Städten Lübeck, Bremen und Hamburg, vom 4. Oktober 1828. — 28. 133 — 138.—
mit England und dessen überseeischen Besitzungen, wegen gegenseitiger Handels= 2c. Begünstigungen.
26. 50. — mit Hessen-Darmstadt, vom 14ten Februar 1828. — 28. 50 — 60. — mit Meck-

lenburg-Schwerin, vom 10ten Dezember 1820. — 27. 21. — mit Oldenburg, rom 20sen Juli
1830. — 30. 114— 116. — mit Sachs :-Meiningen, vom 3. Jali 1829. — 29. 100— 110.
— mit Sachsen-Coburg-Gotha, vom 4. Juli 1329. — 29. 111— 110. — deögl. wrücksichtlich des
Amts Volkenrode, von demselben Tage. 29. 121 — 125. — mit Schweden und Norwegen. 27.
39— 40. — Hl auch Joll-Verträge.

Handwerker, von und nach Frankreich reisend, Ausstellung von Heimathscheinen für selbige. 27. 81.,
Hannover, „Kömigreich, Verlängerung der wit selbigem. über,das, Revilionsverfahren auf, der Elbe

unterm 23sten Juni 1821. abgeschlossenen Konvention bis zum 84.Dcsbr. 1833. — 28. 20.— Ver-
einbarung mit selbigem gegen den Bucher-Nachdruck. 27.,424..,

Harz- Departement, f. Westphälische Oepartements, ehemalige.
Haspel,(Weisen),Maaß beimLeincn-Garnun Schlesten., deren Gebrauch und Verhältniß zur PreuWßischen

Eile. 27. 88.
Hüäuser, (.. Bauten,
Hausir= Regulatio vom 28rsten April 1824., Erwmeiterung der Vorschriften des K. 4. desselben, in Be-

ziehung auf den Gewerbsbetrieb der Aunländer von ihrem Wohnorte an der Grenze aus. 3(). 1. — Modi-
afikation der V#. 21 — 2.1. desselben, rücksichtlich der Gewerbescheine fürWaarcu=Bestellungen und Auf-

käufe Behufs des Wiederverkaufs. 26. 01.
Havarie-Große, deren Vergütung nach dem Plane der See-Assekuranz-Gesellschaft in Stettin. 26. 100.

Hegen, lebeudige, zu Einhegungen, dürfen innerhalb der ersten Fesiungs-Rayons nicht angelegt werden.
123.

Heimath-
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Heimathscheine, deren Ausstellung fur reisende Handwerker nach und von Frankreich, nach der mit letzterem.
darüber getroffenen Uebereinkunst. 27. 84. —dazu sind diejenigen Behorden befugt, welche Passe zur
Reise ins Ausland ertheilen konnen; ebendaselbst. — in deren Stelle mussen an den Grenzen andere Reise-
Atteste ausgchändigt werden; ebendaselbst.

Heimfallsrecht, in den chemals kenigl. welixhälischen, bergischen und französtschen Landcskheilen, dessen
Ablösung. 29. 80. »

Heirathsakte, Vereinfachung und Gleichstellung des Verfahrens bei den zu selbigen beizubringenden Noto-
riekätakten in den Provinzen der Franzäsischen Gesetzgebung. 29. 1.

Hemmschuhe, mut ebener Unterfläche, deren Gebrauch auf Chaussecn. 28. 67. #
Hessen, Großherzogtbum, Joll= und Handelavertragmitselbigem,vom 1##ten Febrnar 1828. — 28.

50 — 00. — Verkrag zwischen selbigem und Preußen einer Seits, und Baiern und Würtemberg anderer
Seits, den Hamel und gewerblichen Verkehr zwischen den gegenseitigen Unterthanen dieser Staaten betref-
send; rom 27. Mai 1829. — 20. 53.— 62. — Vecreinbarung mit selbigem gegen den Bücher-
Nachdruck. 27. 25.

Hessen, Kurfürstenthu „, Vereinbarung mit demselben gegen den Bücher-Nachdruck. 29. 127.
Hessen-Homburg, gadgraftbum, Jollrertrag mit selbigem, rücksichtlich des Oberamts Meisen-

heim, vom 3üsten Dezember 1820. — 30. 19 — 56. — Vertrag mit demselben zur Verhütung
der Forstfrerel in den gegenseitigen Grenzwaldungen. 26. 79. — (. auch Homburg, landgrflich-belli-
sches Amt.

Hinterbliebene, von Kommunal-Beamten; . diese.
Hoherpotterne pichingen, Fürsienthum, Vereinbarung mit selbigem gegen den Nachdruck. 28. 9.
Hohenzollern-Sigmaringen, Fürsienthum, Abkommen mit demselben gegen den Bücher-Nachduuck.

27. 179.
Holstein, Herzegthum, (. Dänemark.

Holzdiebstähle, von Mebreren gememnschaftlich verübt, auch die dafür von sämmtlichen Theilnehmem ver
wirkten Gelestrasen und Forstarbeiren sollen dem Waldcigenthümer zu gut kommen. 27. 27. — (. auch
Forstfrevel.

Holzfloßerei, Erhebung der Kanalgefalle von selbiger bei den Bielawer, Gromader und Bre berger Stadt-
und Kanalschleusen. 26. 107. — auf der Saale und Unstrut, statt der von selbiger zeither entrichteten
Abgaben sindet ein tarifmätiges Schleusengeld siatt. 27. 9 — 11. — Entschä#igung der zu ersiern
bercchtigt gewesenen Kommunen und Privat-Personen; ebendas. — f# auch Kanalgesälle und Schiff-
fahrts-Abgaben.

Holzhöfe, (Holzmärkte), deren Anlegung und Benutzung innerhalb der Felkungs-Narons. 28. 1253. 126.
Homburg, landgrtaflich hessisches Amt, dessen künftige Vereinigung mit dem zwischen den wesilichen prcup#i-
schen Provinzen und dem Großberzogthum Hessen beliehenden Zollrerbandc. 30. 54. ·

Hordcnscl)lag,b.ittcrlichek,dcsscnVerbotnachdecMagdcbukgkkPolizciotdmmg,cap. 35.,H.21.,wikd
mxfgcbobcn.30.199.—-Dicke-shall-erworbenenUntccsagungökechtebleibenjedochdckAblösungoder
Einschrankung vorbehalten; ebendaselbst.

Hospitalwesen, s. Krankenhaus-Angelegenbeit
Hummel, J. N., Großherzoglich-Sachsischer Kapellmeister zu Wei ar, erhalt fur scin Werk: „Aus-

fuhrliche theoretisch-praktische Anweisung zum Spielen des Pianoforte c.“ ein Privilegium gegen den
Nachdruck. 26. 77. ·

Hypotl)chnaklcn,verlobtmgcgangcne,bek.StadtMcscrilz,s.»kct;kcrc. .

O1)pvkl)ckcnbüchcr,SfrmpklfkcithtdckEintragungminselbige bei Ablslungen in den chemals königlich-
westphllischen= bergischen und französischen Landcstheilen. 20. 92.

Hypothekenglaubiger, im Herzogthum Westrhalen, Fürsienthum Siegen 2c. und in den Grafschaften
Wittgenstein, Frisiverlängerung bis zum üisten September 1827. zur Anmelrung ihrer Realansprüche.
26. 64. — dezögl. bis zum 1sten September 1828. — 27. 85.

(2 Hypo-
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Hypothekenrechte, deren Sicherung und Wahrnchmung bei Ablssungen in den ehemals königl. westphä-

lischen, bergischen und französischen Landestheilen. 29. 83. f. f.
Hypothekenscheine, früher ertheilte, deren Vervollständigung durch Atteste, ohne Ausfertigung neuer

Hypothekenscheine. 29. 49.
 42

Jagd „Verordnung uber deren Ausubung in den am linken Rheinufer belegenen Landesthellen, vom 17ten
April 1830. — 30. 65 — 72. — Aufhebung aller frähem desfallsigen Verordnungen und Vorschriften
durch selbige. 30. 65. — beschränkte Ausübung derselben innerhalb der Festungswerke und deren Um-
gebungen. 30. 09. —ist in der ndcehsten Umgebung derselben nur dem Festungs-Kommandanten gestakter;
ebendaselbst. — Entschädigung der Jagdberechtigten für diesen Verlust des Jagdrechts; ebendaselbst. —
Ausfertigung von Legitimationsscheinen zu Ausübung derselben, durch die Landräthe. 30. 69. — hohe,
niedere und mittlere, auf Domainen, deren Ablösung zu gestatten, sind die Regierungen befugt. 29. 23.

Jagdscheine, (Wasffenscheine), zeitherige mit einer Abgabe belastet, in den Landesthellen am #siken
Nheinufer, deren Aufhebung. 30. 69.

Jäger-Wittwen= und Waisen-Versorgungskasse, Auseinandersetzung rücksschtlich derselben mit dem
Königreiche Sachsen in Beziehung auf die an Preußen abgetretenen Ländertheile. 26. (Anhang.) S. 49.

-ahresberichte, s. Verwaltungsberichte.
mmediat-Kommission, für die abgesonderte Restvenwaltung; . diese.
Immobilien, s. Güter, unbewegliche, desgl. Grundstücke 2c.
Impfung, Zwangs-, (. Schutzblattem.
endult, für die Kapitalien der Kredit-Systeme von Ost= und Westpreußen, Verlängerung desselben bis

zum Weihnachts-Termine 1831. — 28.131.

Innungen, im ehemaligen Königreiche Westphalen, iquidation der Forderungen an dessen von der west-
phälischen Regierung eingezogenes Vermögen. 27. 15. 19

Insinuationen, der Vorladungen an die Mitglieder der Kirchen-Gemeinen in größeren Städten, Verfahre#n
ucksichtlich derselben. 29. 40. — inländischer gerichtlicher Verfügungen im Auslande, Anordmingen
wegen der darüber beizubringenden Empfangsbescheinigungen. 28. 85.

Instanzen, gerichtliche, s. Appellations-Verfahren, Revisions-Instanz und Ober-Tribunal, geheimes;
desgl. Kammergericht und Ober-Landesgericht zu Frankfurt a. d. O.

nstitute, öffentliche, s. Anstalten, öffentliche.
anstruktions-Senat des Kammergerichts, 1. letzteres.
entendantur-Beamte, (. Militair-Intendantur-Bcamte.
envaliden, Militair-, deren Civil-Versorgung in den für sie geeigneten Stellen. 26. 3. —deren An-
stellung auf Kündigung in Kommunal-Diensten. 29. 41. — Verfahren bei deren Entlassung aus letz-
teren; ebendafelbst. — Zurückkritt derselben in die früher genossenen Invaliden-Benefizien und Penssonen.
W. 41. — Penssonirung derselben bei unverschuldeter gänzlicher Dienstunfählgkeit nach den Vorschriften
des Pensions-Regulativs rom 30sten April 1825. S. 2.—ebendaselbst.

Invaliden-Versorgungsscheine, (Civil-Versorgungs-Scheine), Verfahren rücksschtlich derfelben bei
den in Kommunaldiensten auf Kündigung augestellt gewesenen und daraus wieder extlassenen Militair-Per-
sonen. 29. 41. — desgl. bei den im Civildienste überhaupt angestellt gewesenen und daraus wieder ent-

lassenen Militair-Invaliden. 29. 42. — deren Verwirkung von Seiten der wegenbegongener Verbrerhen
ihres Amits entsetzten Invaliden. 29. 42.

Johanniter-Orden, Geltendmachung der Ausprüche an dessen ehemalige Bestiiungen im Konigteiche Wesi -
phalen. 27. 14. 18.

Juden, in den neuen und wieder envorbenen Provinzen, ruckslchtlich deren Verhaltniffe sollen lediglich
diejenigen Vorschriften beachtet werden, welche bei der Besitznahme dieser Provinzen, als darin 9.
setzlich bestchend, vorgefunden worden sind. 30. 116. — das Edikt vom 1##cn Marz 1812. über die
bürgerlichen Verhältnisse derselben soll daher nur in den alten Prorinzen, in welchen es nach seimer Er-

lassung

è20222
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 . ung publlzirk worden ist,, Gältigkeit haben. 30. 116. — in Berlin, dle Gerichtsbarkeit über selige
geht auf das dortige Stadtgericht über. 29. 24.
sti-Behörden, Verfahren bel Anstellung der Subalternen-Beamten derselben. 28. 6. — 6. auch Ge-

richte und Justiz-Subalternen-Beamte.
Justiz= Kommissarien, Julägigkeit des Arrestschlages auf deren Diensteinkünfee. 26. 55.
Jusliz= Subalternen-Beamte, Verfahren bei deren Anstellung. W. 6. — dabei ist auf die vom Jusiiz-

Minister besonders designirten und empfohlenen Subjekee vorzöglich Räcksscht zu nehmen. 28. 6. — Be-
willigung von Gehalkserhshungen für selbige, Amts-Suspension und Dienst-Entlassung derselben. 28.

* 6. 7. — Ausfertigung der Bestallungen und Abschiede für selbige. 28. 7. — mit deren Dienststellen
dürfen ohne höhere Genehmigung keine Veränderungen vorgenommen werden. 28. 7.

Justiz-Unterbehörden, denselben Aufträge zu machen, und sie zu deren Befolgung anzuhalten, sind die
Regierungen in einzelnen Angelegenheiten ihres Ressorts befugt. 26. 11.

Imttiz-Verwaltung, im Grogherhogehum Posen, letzteres.

K.
Kalenderwesen, dessen Bearbellung gehsrt zum Ressort der Regierungs-Abtheilung für die indirekten

Steuern. 26. 8.

Kulthrurre, deren Anlegung und Benutzung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 125.
Kammergericht, in den zu dessen Departement gehörigen Sachen erkennt der Instruktions-Senat deslel-

ben in der Appellations-Instanz und der Ober-Appellations-Senatin der Revisions-Instanz. 26. 53.
— letzterer entscheidet auch in Revisorio, wenn die Verhandlung der ersten Instanz beim Oberlandes=
gerichte zu Frankfurt staktgehabt hat; ebendaf.

PFasennen — Auseinandersetzung mit dem Großherzogthum Weimar-Eisenach,
lucksichtlich derselben in Beziehung auf die ehemals Königl. sächsischen Gebictstheile. 26. Anhang.
S. 5. — wegen künftigerBehandlung und Verwaltung dieser Schulden; ebendas. S. 9. 10.

E— . Plätze, esiimmung einer angemessenen Gebühr für Benutzung derselben auf längere
Jeit als einen Monat. 30. 11

Kanal-Geflle, zeitherige auf # Finow= und auf dem Friedrich-Wilhelms-Kanal fallen sork, und
in deren Stelle tritt ein tarifmäßiges Schiffsgefäßgeld. 28. 107 — 110. —desgl. rücksichtlich des
Ruppiner und Templiner Kanals. 30. 117. — deren Erhebung vom Fläapholze bei den Biclawer,
Gromader und Bromberger Kanal-Schleusen. 26. 107.

Kandidaten, evangelisch- geistliche, deren Prüfung und Ordimation durch die Konssftorien. 26. 5.
Kanzlisten, bei den Regierungen, f. Regierungs-Kanzlisten.
Kartel-Konvention, mit Frankreich, vom 25sten Juli 1828. — 28. 111 — 118. — mit den

Niederlanden, vom 1 ##en Juni 1818., deren Verlängrrung. 28. 88. — mit Rußland und Polen,

über die gleichmäßige Behanolung gegenseitiger Dehttcuro o Nuitairpflchtiger „fluchtiger Verbrechet undAusgewiesener, vom . Marz 1830. — 30. 85 —
Kassen-Angelegenheiten, deren Bearbeitung bei den lnsn#n 26. 8.
Kassen-Anweisungen, deren Vermehrung um 6 Milionen Thaler gegen Einziehung eines gleichen Betrages

außer Kours zu setzender Staotsschuldscheine oder Domainen-Pfandbriefe. 27. 33. — Berechnumg der
Zwangemtote in sfelblgen nach einzelnen Zahlungs-Terminen, auch rücksichtlich der Rückstände und Prä-
numerationen. 26. 52. — Herabsetzung den Straf-Agio bei unterlassener Zahlung in selbigen, von

2 sur. auf 1 sgr. fut den Thalert. 27. 106. —falsche over verfälschte, Bestrafung der wissentüchen
Verausgabung derfelben. 30. 21.— Untersuchungen in den Rheinprovinzen wegen derselben ohne sfenk-
biches Verfahren. 30. 63. »

Kassen-
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Kassenbillets=Schuld,ebemaligekönigl.sächsische,Auseinandersetzung mit dem Gloßherzogibum

Weime-Eiseucch rücksichtlich derselben in Beziehung auf die vormals königl. sächsischen Gebietstheile. 26.
Anhang,

Kaufleute, # ### , wenn sie ihre Bücher und die Auszüge aus selbigen nicht nach der neuen preuß.
Mnzeintheilung führen. 26. 116 — 30. 3. 22. f.Kaufmännische Mitglieder, bei Ghoer#nsgrichten, s. diese.

Kaufwerth-Stempel, s. Stempel.
Kautionen, ehemaliger konigl. weslphalischer Beamten, Verfahren rucksichtlich deren Erstattung. 27. 15. 19.
Kinder, außer der Ehe erzeugt, Legitimations-Ertheilung fur selbige, ohne Standeserbahung, in den-

Provinein, wo das franzosische Recht Anwendung findet, durch den Instizminister. 28. 1.
Kinder-Erziehungsgelder, aus Staatskassen oder öffentlichen Versorgungs-Anstalten zahlbar, sind von

den Briträgen zu den Gemeindelasten befreit. 29. 9.
Kirche, römisch-katholische, Wahrnehmung der landesherrlichen Rechte circa sacra derselben durch die

Oberpräásidenten. 26. 2. — die onsssiorien haben dabei keinen Einfluß. 26. 6.

Kirchen-= Abgaben und Leistungen, (Abgaben und Leistungen, welche aus dem Kirchenverbande entsprin-
gen) in den chemals königl. wesiphälischen, bergischen und französischen Landestheilen, cignen sich zur
Ablosung nicht. 29. 66.

Kirchen-Gemeinen, in Stadten, welche uber 10000 Einwohner und mehrere Parochien haben, Ver-
fahren bei offentlichen Vorladungen deren Mitglieder. 29. 40.

Krchen-Kollekten, Genehmigungs-Ertheilung zu deren Ausführung. 26. 4.
Kirchenverwaltung, (und Schulwesen), Regierungs-Abtheilung für selbige und deren Ressork. 26. 7.
Kirchthurme, zu deren Anlegung in der Nähe von Festungen ist die Zustimmung der Militairbehörden

erforderlich. 28. 125.
Klassen-Steucr, Theilnahme der Kreisstände an der Veranlagung derselben und an der Prüfung der dage-

hen erhobenen Beschwerden. 30. 19. — Praklusivfrist zur Anmeldung der letzteren nach Bekanntmachung
der Steuer-Rollen, desgl. zur Anmeldung des Rekurses an das Finonzministerium gegen die Entscheidung
der Regierung; ebendaselbst. — die Pflichtigkeit zu selbiger soll nicht mehr mit dem vollendeten 4ten,
sondern erst mit dem vollendeten 16ten Lebenejahre beginnen. 28.71. — der untersten Stufe, für einen
und denselben Hauchalt, soll auf hächsiens 3 Personen beschränkt bleiben. 27. 32. — sechezigjährige
Personen sollen in dieser Stufe gar nicht mitgezählt, sondern von der Steuer ganz frei gelassen werden;
ebendaselbst. — einmonatliche Befrelung der zu den Landwehrübungen einberufenen Ofsziere und Land-
wehrmänner von selbiger. 23. 68. — zweimonatliche Befreiung der Rekruten der Landwehr-Artillerie
von derselben während der Uebung. 30. 47.

Klassen-Steuerzuschlag, dessen Erhebung in den vom Jollverbande auögeschlossenen Landestheilen des
Erfurter und Coblenzer Regierungsbezirks. 26. 88.

Klöster, (und geistliche Stistungen), aufgehobene, deren Güter sind dem Staatselgenthume als omainen
einverleibt, und gehären mit zu der den Staatsgläubigern zugesagten Spczial-Garamie. 26. 57. —
deren Einkünfte siud ebenfalls zur Verzinsung und Tilgung der Staatsschulden bestimmt. 26. 57. —
aufgebobenc, im vormaligen Königreiche Westphalen, Liguidation der Ansprüche an selbige. 27. 14. 10.
—Bestimmung der Fonds und Etats, auf welche deren Schulden zu übernehmen find. 27. 128.

Kolleklen, ssfentliche, in einzelnen Regierungebezirken, Genehmigung zu deren Ausschreibung von Seiten.
der Ober-Präsidenten. 26. 4. — fl auch Kirchen-Kollekten-

Kommerzien-Kellegien, s. Handelegerichte.
Kommisslionaire, die aus der Vermittelung und Unterhandlung aicht-zaufmännische Geschäfte ein Ge-

werbe machen, sind der Gewerbesieuer vom Handel unterworfen. 26. 61.

Kommunal= Abgaben, (Aommunal-Steuern), dicekte oder indirekte, zu deren Auflage kön#e#n dle
Ministerien des Jnnem und der Finanzen neben anderen bereits bestehanden Kommunal-Abgaben und
Zuschlägen, auch die Gemrinden, bei denen dic französtsche oder bergische Gesetzgebung noch gilt, ermäches-

gen.
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gen. 27. 6. 7. — rucksichtlich deren Anlegung und Bewilligung können die franzosische und bergische
Gesetzgebung, namentlich die Dekrete vom 17ten Dezeniber 1811. und 21sten Februar 1813., nicht
weiter in Anwendung kommen. · 27. 6. 7. — durch Zuschlage erhoben, Festsetzung und Einziehung der
Strafec für deren Defraudation, wenn solche mit derjenigen von öffentlichen zur Staatekasse flichenden
Abgaben verbunden ist. 28. 19.

Kommunalämter, Julassung der Mennoniten zu selbigen. 30. 82.
Kommunal-Angelegenheiten, Entscheidungen der Ober-Prästdenten in selbigen. 26. 4.
Kommunal-Beamte, deren Hinterbliebene sollen rücksichtlich des Gnaden= und Sterbequartals, gleich

denjenigen der Staatobeamten, behandelt werden, in sofern darüber nicht früher besondere Verabredungen
getroffen worden. 26. 13.

Kommunaldienst, Verfahren rücksichtlich der in selbigem auf Kündigung angestellten und wieder entlassenen
Mulitair-Invaliden. 29. 41. — (. auch Invaliden.

Kommunal-Landtage, (. Landtage.
Kommunal-Verband, Rechte und Verbindlichkeiten der darin begriffenen standesherrlichen Besitzungen,

gleich den landcoherrlichen Domainen. 29. 117.
Kommunal= #2c., s. auch Gemeinde 2c.
Kompetenz-Konflikte, der Provinzial-Behörden, bei selbigen sind die Ober-Präsidenten die nächste Jnstanz.

26. 3. — zwischen den Gerichten und den Verwaltungs-Behörden, Verfahren bei selbigen. 28. 86.
Komnduiten-Lisien, deren Einsendung von den Provinzial-Behörden an die Ministerien und Beförderung

derselben durch die Ober-Präsidenten. 26. 2.
Konstökation, des Vermögens, von Deserteuren, siehe letztere.
Köônigsberg in Pr., Stadt, Börsenordnung für die Korporation der dortigen Kaufmannschaft, vom

13ten September 18227. — 27. 128 — 130. — Aufhebung des dortigen Baumgeldes. 28. 41.
Konkurse, i selbigen ist die Sechandlung nicht verpflichtet, die Pfünder ihrer Schuldner ohne Einlöjung

berauszugeben. 27. 21. — Befugniß derselben zu deren außeergerichtlichem Verkauf und Abliescrung des
Relkes zur Konkursmasse; ebendas. — der in selbigen verhüngte offene Arrest soll auf die bei öffentlichen
beihanstalten ausstehenden Pfänder keine Amvendung finden. 26. 83.

Konsisiorien, Provinzial-, Anwendung der für selbige ertheilten Dienst -Instruktion, vom 23sten Okkober
1817. — 26. 5. f.f. — Eintheilung derselben in zwei Abtheilungen, für evangelisch-geistliche Sachen,
(Konsistorium) und für Unterrichts-Angelegenheiten, (Provinzial-Schulkollegium). 20. 5. — Ressortver-
bältnisse derselben. 23. 5. 60. — in selbigen haben die Ober-Präsidenten den Vorsitz und die Leitung
der Geschäfte. 26. 2. — Prüfung und Ordination der evangelisch-geistlichen Kandidaten durch die
Aeusistorien. 26. 5.

Konsular-Agenten, J preußische, in den überseeischen Ländern, Befugniß derselken zur Ausstellung und
Konsiuln, Attestirung der Vollmachten doesseitiger Unterthanen in selbigen. 30. 2.
Kontrakic, (. Verträge.
Kosien, in Untersuchungsfuchen gegen Unvermögende, (. Kriminal-Untersuchungen.
Kramhändler, auf dem Lande, bedürfen zum Getränkhandel, wie bei Errichtung neuer Schänsttätt

der Genehmigung der reis-Polizeibchörde. 27. 1711.
Krammärkte, deren Bewilligung durch die Ober-Prästdenten. 26. 4.
Kranke, anne, deren Aufnahme in das Charite-Krankenhaus zu Berlin und Entrichtung der Kur- und

Verrflegungskoslen für selbige. 30. 134. 135. «
Krankenhaus-Angelegenheiten, Kuratorium für selbige, Reglement über dessen Organisation in Berlin,

vom vien September 1830. — 30. 133 — 139. — bildet eine begutachtende und rathgebende

Bebörde in allen Angelegenheiten des Kranken= und Hospitalwesent der ganzen Monarchie, und ist dem
Charité-Krankenhause in Berlin mit seinen Neben-Instituten vorgesetzt. 30. 133. — ist demMinisterio
der Geistlichen, Unterrichts= und Medizinal-Angelegenheiten unmittelbar untergeordnet; ebendaf.

Kredit-Institute, landschaftliche, f. landschaftliche. %
Kreiodepucirte und deren Stellverkretcr, . Stände, Krei Kreis-
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Kreis-Jusliz-Kommissionen, Liguidation der Gebühren der Beamten bei selbigen n. « ach der GeTarc vom 26sten August 1815. — 30. 118. selbis ch der Eebühren-

Kreis-Justizräthe, können nach denselben Siützen wie die Mitglieder der Obcr-Landesgeri *7, « · « -Landesgerichte li

auch die Kosten von zwei Extrapostpferden in Rechnung stellen. 30. 118. f. oerichte laudiren,

Kreis-Konvente,
Kreis-Ordnungen,
Kreis-Stände, s. Stande,
Kreis-Tage,
Kreistags-Abgeordnete und deren Stellrertreter,
Kreis-Vermittelungs-Behörden, (. Distrikts-Kommissionen.
Kreuz, eisernes, gleichzeitiger Verlust desselben und des russischen St. Georgen-Ordens 6ter Klasseder Erbberechtigung dazu. 27. 23. " et lasse, nebst

Kriegs-Artikel, Anwendung des 44sten Artikels derselben bei Bestrafung der Soldaten für DiSachen ihrer Kameraden. 29. 120. 8 1 für Diebsthle·an
Kriegslasten, in Neuvorpommern, s. Pommern.

Kriegs-Reserve, die von den Linien= Infanterie-Regimentern im Herbste mit Urlaub entlassenen, aber
erst im Frühjahr zu jener übergelenden Mannschaften treten mit dem Augenblicke ihrerBeurlaubungunter
die Civil-Gerichtsbarkcit. 26. 49. — bei den zu selbiger gehorenden Leuten soll uöthigenfalls eine Zwangs-
Impfung der Schutzblattern stattfinden. 26. 119. s

Kriegsschuldenwesen, in den Regierungs-Oepartements Posen und Bromberg, s. Posen, Großherzogth
Kriminal-Untersuchungen, gegen Unvermegende, Abkommen mit dem Hetzogthum Nassau wegen Auf-

hebung der Kostenvergütung in selbigen, mit Ausschlut der baaren Auslagen. 28. 43.
Kronenthaler, Brabanter, Janze, halbe und viertel, sollen in den westlichen Provinzen bei Zablungen an

bffentliche Kassen zu einem bestimmten Satze angenommen, demnächst aber von diesen an die Münze
abgeliesert werden. 28. 00. — deren Verausgabung bei allen übrigen Zahlungen, außer dem gröeren
kaufmännischen Verkrhr, zu einem höheren Kurse, ist lrafbar; ebendafelbst.

Kunsistraßen, s. Chausseen.
Kuratorium, königl., für die Krankenhaus-Angelegenheiten, s. diese.
Kure, (Frei-Kure), (. Bergbau-Gewerkschaften.

L.
Labiauer Schleusengeld, dessen Aufhebung. 28. 41.— Erhebung eines tarifmaßi i2 ... en S

daselbst. 28. 12. 9 fapig Schifföge fäcseldes
Läger, verschanzte, äus den letzten Kriegsjahren erhalten, Rayons-Bestimmungen fü «· -» - t selblge

nungen wegen baulicher Anlagen in der Nähe derselben. 28. 128. s gen fur selblge and Andtd—

Landes-Meliorationen, s. Meliorationen.
Landes-Visitationen, welche sich auf mehr als einen Regierungsbezirk der Pro8 vi «

von den Ober-Präsidenten. 26. 1. gabez Provinz erstrechen, tessortiren

Landräthe, können von den Resierungs-Präsidenten zu den Sitzungen der Regi# egierungen ·

den, in welchen sie dann ein Votum haben. 26. 9. buns gierungen zugelassen wer

Landrecht, Allgemeines, Anwendung der V. 01.und 62., so wi 7 f. Ti.,- ·· · -- -«- edetHI.-3«U—f-t.Tini-ALLE

Tod St)r,.;1kccht dckPatmnonml-GenchtöhcckcnbeigeringerenPolizeivekgcbungenund Verzrechen bandend. 27. 20.

Landschaftliche Kredit-Institute, deren Befugniß zur Auswirkung gerichtlicher Subhastation bepfand-
briefter Güter, obue vorgängiges Erkenntniß. 29. 22. — Schlesische, deren Kreditverein wird di
Gäerlitzer Färstenthums-Landschaft intorporirt. 27. 39.

Landtage, Kommunal-, deren Einrichtung in der Niederlaufitz. 26 . ,. . . -,« - 110. —112. — zum Koni
Kommessarius bei demselben ist ein fur allemal der Oberprasident i 8
26. 111. — s. auch Landtagsabgeordnete. ptasit eut der Provinz Brandenburg besmmt.
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Landtags-Abgeordnete, Kommunal-, und deren Stellvertreter, deren Wahl in der Niederlausitz. 26.

110. f.f. — Zuziehung derselben zu den Kreiskonventen des alten Gubener Kreises. 29. 38. —
nahere Bestimmungen rücksichtlich derselben für die Neumark. 27.7Landtags- Abgeordnete, Provinzial-, und deren Stelloeitreter, —des Senes der Pandgemeinden, Ohner
der Wirksambeit der Bezirkswähler bei den Wahlen der erstern. 30. 46. — deren Wahl in der Pro-
vinz Prcußen. 28. 28. — 34. — Diäten und Reisekosten für selbige. 28. 34. — degl. in
dem Herzogthum Schlessen, der Grafschaft Glatz und dem Markgrafthum Ober-Lausit. 27. 61.—
71. —desgl. in Beziehung auf die Abgeordneten der Ritterschaft des Rosenberger Kreises und der
Stadt Oels. 27. 127. — Diäten und Reisekosten für selbige. 27. 70. — deren Wahl in der Neu-
mark. 27. 8. — Diten und Reisekosten für selbige; ebendas. — degl. in der Previnz Sachsen.
27. 47. — 53. — degl. in Beziehung auf die Stadt Oebisfelde. 27. 122. — Dickten= und Reise-
Kosten für selbige. 27. 53. — der Ritterschaft in der Niederlausitz, Berechtigung zu deren Wahl und
Wählbarkeit derselben als solcher. 26. 114. — In der Provinz Westphalen. 27. 109. — 117.—
Diten und Reisekosten für selbige. 27. 117. — desgl. in den Rheinprovinzen. 27. 103.— 109.
— Dichen und Reisekosten für selbige. 27. 109.

Landwehr-Arkillerie, zwelmonatliche Befreiung der Rekruten derselben von der Klassensteuer während der
Uebung. 30. 47.

Landwehr-Feldwebel und Wachtmeisler, die gegen selbige auf Degradation und Verlust des Porteptes
gerichteten Erkenntnisse der Civilgerichte bedürfen der Allerhschsten Bestaktigung nicht. 27. 36.

Landwehrmänner, einmonatliche Befreiung derselben von der Klassensteuer während der Uebungszeil.
28. 68.

bandwer= Offiziere, einmonatliche Befreiung derselben von der Klassenstener während der Uebungszeit.
28.68. — beurlaubte, gegen selbige soll von den Civilgerichten bei Vergehen auch auf den Verlust der
Offzzirr- Charge erkannt werden. 30. 80. —dergleichen Erkenntnisse sind jedoch vor der Vollstreckung zur
Allerhöchsten Bestkigung einzureichen. 30. 80.

Landwehr-Rekruten, bei selbigen soll nsthigenfalls eine Zwangs-Impfung der Schutzblakkern statt-
finden. 26. 119.

Lasten, Sffentliche, im den ehemals königl. westphalischen, bergischen und franzssischen Kandestheilen,
kännen nicht abgelöst werden. 29. 66.

Laudemien, (Antrittsgelder, Gewinn-Gelder 2c.) in den ehemals königl. westphälischen, bergischen und
französischen Landestheilen, deren Ablésung. 29. 78. — 81.

Lauendurg, Herzogkhum, (. Dänemark.
Lauenburg-Büätowsche Kreis, dem Cöslinschen Regierungsbezirke überwiesen, Aufhebung der Geschlechts-

vormundschaft in selbigem. 30. 24.
Lausitz, 1) Ober-Lassitz, die, Markgrafthum, nähere Bestimmungen über die Anordnung von Provinzial=

Standen in selbiger, vom 2ten Juni 1827. — 27. 61.— 71. — Kreisordnung för selbige, von
demselben Tage. 27.71.— 74. — 2) Nieder--ausitz, die, Markgrafthum, Verordnung wegen Ein-
richtung der Kommunal-Kand= und Kreistage, vom 18ten November 1826. — 26. 110.—113.
—Befihigung zur Wahl und Wahlbarkeit zu Provinzial-Kandtags-Abgcordneken der Rirterschaft der-
selben. 26. 114. — Deklaration des K. 18. der Verordnung vom 18ten November 1826. wegen der
Kommunal-andtage und Kreistage in selbiger, in Beziehung auf die Theilnahme an den Kreiskorwen-
ten des alten Gubner Kreises. 29. 38. — Zuziehung bäuerlicher Abgcordneten zu den HVasallen-Kon-
venten der Herrschaften Sorau und Triebel in selbiger. 29. 64. — der dem Spremberger Kroise in
selbiger nur noch verbliebenen Stadt Spremberg kann auf dem Kreistage nur Eine Stimme zugrstanden
werden. 27. 127. — Einführung gleicher Wagengeleise in selbiger, im Provinzialverhande mit
der Mark Brandenburg. 29. 103. — Definitive Regulirung des Kriegsschuldemwesens in fabiger.
29. 99. — Aupfhebung des Pfarrzwanges in derselben. 26. 106

d Lega-
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Legatarien, deren öffentliche Borladung zur kegleimation als Verwandte elucr, bestimmten- Person,

gleich den unbekannten Erbschafts-Interessenten. 29. 23.
Legitimationen, fur uneheliche Kinber, s. diese.
Lehmgruben, deren Anlage und Benutzung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 125.
Lehne, bleibende, neben den in freies Eigenthum verwandelten, in den jenseits der Elbe belegenen Pre-

vinzen, Ergänzung der in 06r . 5. und 7. der Verordnung vom 14ten März 1818. darüber enthal-
teuen Bestimmungen. 27. 76.f.—in Pommern, Verfahrev bei derenVerkaßerungen an Familien-
glieder in Beziehung auf dee zur Sukzession bercchtigten Agnaten c. 26. 120. — in den ehemals

königl. westphälischen, beszicen und französischen Landeötheilen, Wahrnchmung und Sicherung deren
Rechte bei Ablösungen.29.84.f.f. — in den Landestheilen des ehemallgen Königreichs Westphalen,
in wie fern deren Rechte von Ablssung ausgenommen sind. 29. 66.

Lehngüter, unverschuldete oder nur bepfandbriefte, Gestattung deren Besitzern, bel gutsherrlichen und
bauerlichen Regulirungen des Einrichtungs-Kapital, ohne Konsens der Agnaten und Amwartrr, in
BMandbriefen zum halben Betrage des ermittelten Werthes aufnehmen zu dürfen. 27. 78. — auch in
Darlehnen, wenn die Besitzer den landschaftlichen Kredit ihrer Provinz ulcht benutzen können. 29. 44.

Lehnskurien, im Herzogthume Sachsen, Gebüren-Taxe für selbige, vom 28sten Mai 1830. — 30. 108.
Leih-Anstalten, f.Pfand-Leihanstalten.
Leinengarn, Vorschriften für den Handel mit selbigem in Schlesien. 27. 88. — zum Spinnen

desselben müssen geeichte Haspel oder Weifen gebraucht werden; ebendaf.
Leinengewerbe, in Schlesien und der Grafschaft Glaz, Verordnung über die polizcilichen Verhältnisse

desselben, vom ZTten Juni 1827. — 27. 87. — 100. — Errichtung von Schauhmtern und An-

setzung von Stempelmeistern zur Kontrolle desselben. 27. 91. f.f.906. f.f. — Straffestsetzung für
die Uebertretung der in jener Verordnung enthaltenen Vorschriften. 27. 88. 89. f.f.—Dreimalige
Kontraventionen verwirken den Verlust des Gewerbebetriebs. 27. 88. 90. 99.

Leinwand= (und Schleier-) Ordnung, für das Herzogthum Schlesien und die Grafschaft Glaz, vom
bten April 1788., nebst allen in Beziehung auf dieselbe ergangenen spätern Bestimmungen, wird auf-
gehoben. 27. 87.

Lettres de change, s. Wechsel.
LetztwilligeVerordnungen, s. Testamente.
Leyensche Oistrikt, behält Preußen im Besitz, nach der mit Frankreich unterm 1 uten Juni 1827. getrof-

senenreinbarung. 30. 25. — dafür erhält letzteres die Dorser Merten, Biblingen, Flatten und Gon-
gelfangen mit ihren Weichbilden; ebendaselbst.

Lichtenberg, Fürstenthum, Jollvertrag mit Sachsen-Koburg-Gotha rücksichtlich desselben, vom öten
März 1830. — 30. 57 — 62.

Lieberose, Stadt, Tarif zur Erhebung des dortigen Pflastergeldes. 26. 74.
Leferungs-Fordcrungen, (Militair-), aus den preußischen Ländertheilen des ehemaligen Königreichs West-

phalen, deren Liquidation und Berichtigung. 27. 11. 15. 19. — müssen sich auf Kontrakte gründen.
27. 18. — (. auch Fourage-Kapitalien.

Lietzegöricke, Alt-, n Frankfurter Regierungsbezirke, Tarif zur Erhebung des Fährgeldes für die
Fähranstalt. 26.Lippe- Vepantemen vormaliges, Ordnung wegen Ablösung der Rcallasten in den zu selbigem gehérig
gewesenen Landetheilen, vom 13ten Juli 1829. — 29. 05 — 92

Lippe-Detmold, Fürstenthum, Erneuerung der mit demselben untenn 14 N##t 1818. geschlossenen Durch-
marsch= und Etappen-Konvention bis zum 1sten Jan. 1833. — 27. 74. — Steuervertrag mit selbigen
rücksichtlich dessen umschlossenen Gebietstheile Lipperode, Cappel und Grevenhagen. 26. 101 — 105.
—Vereinbarung mit demselben gegen den Bücher-Nachdruck. 27. 175.
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Swro, 2Fünstlich-Kippelche Enklave, (. bippe-Detmold,, Fürstenthum.Liqubativns Kommission, deren Errichtung gen Unmeldung, Liquidation und Verifizirumg det Forderim-
gen aus den preußischen udertheilen des ehemallgen Königreichs Westphoten. 27. 17. — Appellation
von dieser an die für das französtsche, bergische, westuhdlische und Warschaue Liguidationswesen schon
bestehende schichsrichtenliche Kommission; ebendaf#bt.

Lig f. PruWb k„ (. Brenumteriallen
Lotteric-Angelegenheiten, Befugnig der Ober-Prälidenten zur Annahme von Beschwerden in selbigen. W. 3.
Lotterie-Kollekkeurs, freude, deren Klagen auf Bezahlung von unberichtigt gebliebenen —

sollen von den diesseitigen Gerichten zurückgewiesen werden. 29. 63.
Lotterie-Loose, auswärtige, müssen von den diesseillgen Unterthonen spchtessens drei Tage nath derenEmpfange an die Polizeibehörde eingeliesert werden. 29. 63. — dieselben verfallen sonst in eine en

von zwei bis zehn Thalern; ebendafelbst. — hartere Strafe tritt fur die Behaltung solcher Lodse zum
Spielen ein; ebendaselbst.

Lotterien, aucwärtige, Deklaration und Erganzung der . 1. und 3. der Verordnung vom #ten Dezem-
ber 1816., wegen des Perbots des Spielens in selbigen. 29. 63.

Lübeck, freie und Hansee-Stadt, Handels= und Schiffahrtovertrag mit selbiger, vom 4. Oktober 1828.—
28. 135 — 138. — Pereinbarung mit selbiger gegen den Bücher-Nachdruck. 27. 107.

Luckenwaldesche Kreis, nunmehr zur Kurmark gehörig, Aufhebung der Geschlechts-Vonmundschaft in
demselben. 26. 47.

M.
Maaße, Bestimmungen rücksichklich derselben für die Erhebung der WeserzElle. 26. 29. — für den

Handel mit Leinwand und Leinengarn in Schlesien. 27. 88. f. f. — ungestempclte, diejenigen Waaren-

Verkäuser, bei welchen solche im Besitz oder Gebrauch geienen werden, sollen, außer der verwirkten
Polizeistrafe, auch die Konfickation derselben erleiden. 27.

Maass= (und Gewichrs-) Ordnung, vom 1ten Mai 1816.,Meinun derin den &amp;. 10. und 12. der-
lelben enthaltenen Vorschriften, in Bezichung auf die bei Waarenverkäufern angetrofsenen ungestempelten
Maaße und Genichte. 27. 83.

Magdeburg, Herzogthum, Mufhebung der in dem diesseits der Elbe gelegenen Theile desselben noch beste-
henden Geschlechts-Vormundschaft. 26. 13.

Magdeburg, Stadt, Berichtigung des Besitztitels von den zum Retablissement derselben abgetretenen
Domainengrundstücke. 27. 20.

Magdchurger-Polizeiordnung, vom 3ten Januar 1688., Aufhebung des im §. 21. Cap. 35. enthal-
tenen Verbots des bduerlichen Hordenschlages. 30. 109.

Makler, die aus der Vermittlung und Unterhandlung ni #t-kaufmüännischer Geschäfte ein Gewerbe machen,
sind der Gewerbesteucr vom Haudel untenvorfen. 26. 61.

Marienwerdersche Kreis, s. Preußen.
Markenherrliche Rechte, in den ehemals königlich sbcschen= bergischen und französischen Landes-

theilen, sind von der Ablssungs-Ordnung ausgenommen. 29.6
Märkre, s. Kram= und Vichmärkte.
Materialhändler, auf dem bande, bedürfen zum Getränkhandel, wie bei Errichtung neuer Schanksätten,

der Genehmigung der Kreis-Polizeibehrde. 27. 171.
Materialien-Aufkauf, zur eigenen Fabrikation für Gewerbetreibende, dessen Besorgung durch umherreisende

Gewerbsgehülfen und Angchörige derselben. 28. 19.
Mecklenburg-Schwerin, Großherzogthum, Vertrag mit selbigem öber die gleichmäßige Behandlung

der beiderseitigen Schiffe und deren Ladungen in preußischen und mecklenburgischen Hasfen, vom 19ten De-
zember 1820. — 27. 21.—

desgl.
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desgl. über den Beitritt zum preußischen indirekten Steuerspstem rücksichtlich der vom preußischen
Staate umschlossenen Großherzoglichen Landestheile; vom 2teh# Dezember 1826. — 27. 1 — 6.
—dagegen wird die im Jahre 1799. mit demselben getrofsene Uebereinkunft, wegen Bech#tung des
Schleichhandels 2c., für völlig aufgehoben und erloschen erklärt. 27.1. — Verlängerung der mit selbigem
über das Revissonsverfahren auf der Elbe unterm 23sten Juni 1821. abgeschtossenen Konvention bis zum
3sten Dezember 1833. — 28. 20. — Uebereinkunft mit selbigem zur Verhütung der Forsifrevelin
den Grenzwaldungen. 28. 133. — Vereinbarung mit demselben gegen den Bücher-Nachdruck. 28. 2.

Mecklenburg-Sorelitz, Großherzogthum, Vereinbarung mit selbigem gegen den Bücher-Nachdmck. 28.3.
Mgizinal- eamte, Militair-, Verfahren bei deren Amts-Suspension und unfreimilligen Dienstentlossung.
— Kollegien, Belbehaltung der für selbige unterm 23ften Okkober 1817. ertheilten Dienst-In-

struktion, mit Aufhebung des §. 6. derselben, in Beziehung auf die früher angerrdnete Vertretumg des
Medizinal-Kollegiums der Provinz Brandenburg durch die wissenschaftliche Deputation. 26. 7. 84. —
in selbigen haben die Ober-Präsidenten den Vorsitz und die Leitung der Gescháfte. 26. 2

Medizinalrathe, haben bei den Regierungen nur in Angelegenheiten ihres Geschäftekrcises ein volles Vo-
tum. 26. Z.

Meilenzeiger, an Chausseen, deren Beschddigung wird bestraft. 28. 67.
Menneid, (falscher Eid), die auf selbigen gesetzte Strafe trifft auch Mennoniken, wenn sie die statt der

wirklichen Eidesleistung abzugebende Versicherung misbrauchen. 27. 28.
Meisenheim, Oberamt, Jollvertrag mit dem souverainen Landgrafen zu Hessen rücksschtlich desselben, vom

3Z1sten Dezember 1829. — 30. 49 — 56.

Meliorationen, für mehr als einen Regierungsbezirk, dazu ressortiren die Vorschläge von den Ober-Präsi-
denten. 26. 2. — bedeutende Landes-Meliorationen sind in den Plenar-Versammlungen der Regierungen
vorzutragen und zu berathen. 26. 9.

Mennoniten, die statt der Eidesleistung von selbigen nach der üblichen Bekräftigungs-Formel miktelst Hand-
schlages abzugebende Versicherung hat mit jener gleiche Krast. 27. 28. — wer solche Versicherung zur
Bestätigung einer Umwahrheit mißbraucht, den trifft die Strafe des falschen Eides, ebendas. — in den
Rheinprovinzen, so wie in den Provinzen Brandenburg und Westphalen, Verhältnisse derselben in
Bezlehung auf Militaoirpflicht. 30. 82. 83. — erlangen, wenn sie letztere freiwillig übernehmen,
gleiche bürgerliche Rechte mit den übrigen christlichen Unterthanen, ebendas. — müssen bei deren Ver-
weigerung eine besondere Einkommensteuer entrichten, dürfen keine Grundstücke besitzen oder erwerben und
bleiben vom Staatedienste, jedoch nicht von Kommunal#mtern, ausgeschlossen; ebendafelbst.

Merseburg, Stife, „Auseinandersetzung mit dem Königreich Sachsen, rücksichtlich der Fonds desselben.
26. (Anhang) S.51— 54.

Merten, Dorf,, tut Preußen an Frankreich ab. 30. 25.
Meseritz, Sladt., Wiederherstellung der bei dem Brande in selbigerim Jahre 1827. verloren gegangenen

Hypotheken-Akten. 29. 50.
Michelausche Kreis, in selbigem ist die allgemeine Gesinde-Ordnung vom 8ten November 1810. auch

für eingeführt zu crachten. 26. 41.
Militair-Aerzte, Verfahren bei deren Amts-Suspension und unfreiwilligen Dienstentlassung. 26. 86.
Militair-Angelegenheiten, Eimwirkung der Ober-Präsidenten in selbige. 20. 2. —besonders auch bei

bedcutenden Auschaffungen für De Miltar= Verraltung. 26. 3. —derenBearbeitung bei der Regierungs-Abtbeilung de# Innern. 26.
Militair-Beamte, Verfahren (°„ deren unfreiwilligen Dienstentlassung. 260. 85 — 87. — können im

Kriege, wenn sic ihre Besimmung nicht erfüllen, sofort suspendirt und von der Arince entfernt werden.
26. 80.

Milikair-Chirurgen, Verfahren bei deren Amts-Suspenston und unfreiwilligen Dienstentlassung. 26 86.
— könnenin Eriedenszeiten nicht mehr von dem Gencral-Staabgarzte der Armec entlassen werden; ebendas.

:
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Militair-Ersatz, Ressort der Ober-Präsidenten bei Ausgleichung der Regierungsbezirke hinsichtlich der
Gestellung desselben. 26. 2.

— deren Bewachung vom Militair auch bei vorübergehender Abwesenheit der Gamison.29. 93.

Milrair-Gnadengehalt, in wie fern solches von den im Eivildienste angestellten und wegen begangener
Voerbrechen ihres Amts entsetzten Invaliden verwirkt wird. 29. 42. — dessen Wiedergewährung an die
aus dem Givildienst entlassenen Inwaliden. 29. 41. 42.

Milirair-Intendantur-Beamte, Verfahren bei deren Amts-Suspension und unffeiwilligen Dienst-
Entklassung. 26. 80. "

Milikair-Inkendanturen, Verhältnisse der Ober-Präsidenten zu selbigen. 26. 3.
Militair-Manövers, Auswahl der Gegend für selbige, unter Konkurrenz der Ober=Prächenten. 26. 2.
Militair-Pensionen und Jahlungen, an die in Cioildiensten angestellt gewesenen und daraus wieder

n- Militairpersonen, deren Uebemahme auf den Pensions-Aussterbesonds. 29. 41. — (. auch
ensionen.

Militairpersonen, Vollstreckung der Erekutionen gegen selbige in Bezi huns auf Beschlagnahme deren
Gehälter und Pensionen. 26. 54. — verforgungsberechtigte, deren Anstellung auf Kündigung in
Kommunaldiensten. 29. 41. — Verfahren rücksichtlich dersellen öei der Entlassung aus letztern.
ebendaselbst. — desgleichen bei der Entlassung aus Civildiensten überhaupt. 29. 42. —aufWartegeld
stehend oder pensionirt, Zuldssigkeit des Personal-Arrestes egen selbige im Schuldensochen. 26. 14.
— verabschiedete, Erkennung auf Verlust deren Titel und sonstigen Dienstpradikate bei Vergehen.
30. 2. — findet auch auf beurlaubte Landwehroffizicre rücksichtlich ihrer Ossizier-Eborge Anwendung.
30. 80. — (Untcroffiziere und gemeine Soldater) — e(ivilgerichtliche Vorladungen derselben,
s. Vorladungen.

Militair-Prediger, sind rücksichtlich ihrer Amts-Suspension und unfreiwilligen Entlossung nach den
Vorschriften der Allerhöchsten Kabinets-Ordre vo#n 1 2Zten April 1822. zu behandeln. 26. 80.

Militair-Strafanstalten, deren Bewachung oom Milikair auch bei vorübergehender Abwesenheit der
Garnison. 29. 93.

Ministerien, deren Bescheide an die Provinzial-Bebörden sollen diesen durch die Ober-Prästdenten zu-
schen. 26. 2.

Mobflmachungen, der Truppen, Ressort der Ober-Prässdenten bei selbigen 26. 2.
Mosel-Schiffahrt, rücksichtlich derselben behadlt es für jetzt, in Beziehung auf Abgaben-Erhebung für

selbige, bei der bestehenden Einrichtung sein Bewenden. 27. 153.
Mühlen-Anlagen, auf fremde Mahlgäste berechnet, Befugnig der Handes-Polizeibehsrde, deren Bau

und Veränderung zu untersagen. 26. 108. — diese Bestimmung bezieht sich nur auf diejenigen Pro-
rinzen, in welchen das Edikt vom 28sten October 1810. gesetzliche Kraft hat; ebendaselbst. — in der
Nähe von Festungswerken. 28. 124. 125.

Mühlemwesen, das rücksichtlich desselben ergangene Gesetz vom 28sten October 1810. findet auf die seit
1814. mit der Monarchie vereinigten Provinzen und Ortschaften keine Anwendung, vielmehr vorbleibt
es in diesen bei den daselbst bestchenden Vorschriften. 26. 108. —die Gesetzgebung über selbiges
ist in Ostpreußen und Litthauen, so wie in Ermeland und dem Marienwerderschen Kreise, durch das
Edikt vom 20’stenMärz 1808. für abgeschlossen zu achten. 26. 85. — die Verordnung vom 28fflen
Oktober 1810. und deren Deklarationen finden daher auf selbige krine Amwendung; ebendaselbst.

Münz-Angelegenheiten, Befugnig der Ober-Präfidenten zur Annahme von Beschwerden in selbigem. 26.3.
Münz-Eintheilung, neue, den Thaler zu 30 Silbergroschen, und den Silberg'oschen zu 12 Pf., foll

im Handel und Verkehr allgemein angewendet, und jede dagegen enrdeckre Kontravention pollzeilich bestraft
werden. 23. 115. 116. — 30. 3. 22. —auch bei öffentlichen Verhandlungen, bei Fü rung von

kauf-
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kaufmönnischen Büchern 2c. 20. 116. — 30, 3. 22. f. — nur der Wcchselverkehr bleibt von dieser
Vorsch#ift ausgenommen. 26: 110. — 30. 4. »

Münzen,altsch1vkdisch-ponsosetsche,nochlmUmlauf befindliche, deren Umtausch bei koniglichen Kassen
innerhalb einer sechsmonatlichen Frist und spätere Konfiskation derselben. 30. 22. — (. übrigens Gold-,
Silber= und Scheidemünzen. r " 5n r„

Münzoerbrechen, rücksichtlich derselben soll in den Rheinprovinzen kein öffentliches Rechtsverfähren L
finden. 30. 63.

N.

Nachdrua (Bücher-Nachdruck), Nachstich, zum Zweck gemeinschaftlichen SchutzesderRethteder
Schriftstelll und Verleger wider selbigen, sollen mit den einzelnen Staalen des deutschen Bundes, jn
denen derselbe verboten ist, Vereinbarungen getroffen werden. 27. 123. —Letztere sind getroffen: —
mit Anhalt-Bermurg. 28. 10. —mit Anhalt-Dessau. 28. 13. — mit Anhalt-Köthen. 29. 39. —
mit Baden. 28. 14 — mit Baiern. 29. 10. — mit Braunschweig. 27. 104. — mit der frcien

Hanfeestadt Bremen. 27. 170. — mit Dänemark, rücksichtlich der Herzogkhümer Holstein, Lauenburg
und Schleswig. 28. 17. — mit der freien Stadt Hamburg. 28. 91. — mit Hannover. 27. 124.
—mit Hessen, (Großherzogthur). 27. 125. — mit Kurhessen. 29. 127. — mit. Hohenzollern-
Hechingen. 28. 9. —mit Hohenzellern-Sigmaringen. 27. 179. — mit bippe-Detmold. 27. 475.
—mit der freien Hanscestadt Lubeck. 27. 167. — mit Mecklenburg-Schwerin. 28. 2. — mit
Mecklenburg-Strelitz. 28. 3. —mit Nessau. 27. 177. —mit Oldenburg. 27. 126. —mit Reuß-
Lobenstein und Reuß-Schleiz. 28. 11. —mit Reuß-Plau, 4lterer Linie.28. 15. — mit demKänig-
reiche Sachsen. 27. 172. —mit Sachsen-Altenburg. 28. 7. —mit Sachsen-Coburg. 27. 181. —
mit Sachsen-Gotha. 27. 181. — mit Sach#en-Meiningen. 28. 27. — mit Sachsen-Weimar. 28.
22. —mit Schaumburg-Lippe. 27. 163. — mut Schwarzburg-Rudolstadt. 27. 109. — mit Schwarz=
burg-Sondershausen. 27. 105. — mit Waldeck. 28. 21. — mit Würtemberg. 28. 23. —

Nachdruck, Nachstich, Privilegia für einzelne Schriftfeller und Verleger zum Schutze ihrer Werke gegen den-
selben, namentlich: für die von Gbtheschen Werke. 20. 24. — für JN.Hummel zu Weimar, wegen
seiner Anweisung zum Spielen des Pianoforte. 26. 77. — für die Richterschen Werke. 26. 42. —
für F. Ries zu Bonn, rücksichtlich der von ihm in Mustk gesetzten Oper: „die Räuberbraut.“ 29. 48.
— für die von Schillerschen Werke. 26. 42. — für A. M. Schlesinger rücksichtlich der von
Maria von Weber komponirten Oper: „Oberon.“ 26. 76. — 27. 36. — für Wilmanns
in Frankfurt a. M., wegen seiner Panoramen der Rhein= und Maingegenden. 29. 20.

Nassau, Herzogthum, Abkommen mit selbigem wegen gegenseitiger Aufhebung der Kosicn-Vergütung in
Untersuchungs-Sachen gegen Unvermögende, mit Ausschlug der baaren Auslagen. 28. 43. — PVerein=
barung mit demselben gegen den Bücher-Nachdruck. 27. 177.

Natural-Abgaben, in den ehemals königl. westphälischen, bergischen und französischen Landeskheilen,
deren Ablösung. 20. 73 — 77.

Natural-DOiensie, desgl. 29. 0. 81.
Natural-Renten, Kirchen und Schulen, Korporationen und Sozietäten zuständig, in den ehemals königl.

westphilischen, bergischen und französischen Landestheilen, Ablösungsfähigkeit derselben. 29. 60.
Naumburg-zZeiz, Stift, finanzielle Anseinandersetzung rücksichtlich desselben mit dem Großherzogthume

Weimar-Eisenach. 26. (Anhang) E. 12. 15. 10.
Neumark, Provinz, nähere Vorschriften über die Wahl deren Provinzial= und Kommunal-Landtags-

Abgeordnete und deren Stellvertreter, so wie uber die denselben zu bewilligenden Diäten und Reisekosten.
27. 7. 8. — . auch Brandenburg, Mark.

Neu-WVorpommern, (. Pommem.
Nie-
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Niederlande, Könizreich, Verlängerung der mit demselben unkerm 11ten Juni 1818. abgeschlossenen

Kartel-Konvention. 28. 88. — Uebereinkunft mit selbigem zur Verhutung der Forstfrevel in den gegen-
seitigen Grenzwaldungen. 29. 101.

Niederlausitz, s. Lausitz.
Nivellirer, dürfen ihre Gewerbe nur dann betreiben, wenn sie von den Regierungen, nach vorgängiger

Prüfung durch dle Ober-Baudeputatson, dazu angestellt worden sind. 29. 19. — Diese Bestimmung foll
im ganzen Umfange der Monarchie zur Anwendung kommen; bbendafs.

Nordamerika, vereinigte Staaten, f. Amerika.
Norhausen, Kreis, f. Erfurter Regicrungöbezirk.
Norwegen undSchweden, s. letzteres.
Notarien, Julésfigkeit des Arrestschlages auf deren Diensteinkünfte. 26. 55.
Notorictats-Akte, zu den Heirathsakten in den Provinzen der französtschen Gesetzgebung erfordrrlich, Ver-

einfachung und Gleichstellung des Verfahrens bei selbigen. 29. 1. — Stempel und Gebühren für selbige;
ebendaselbst.

O.
Ober-Appellationsgericht,, im Großherzogthum Posen, kann in allen bei den Untergerlchten schwe-

benden Vormundschafts-Sachen die Dispensation von der Nothwendigkeit der Subhastation unbeweglicher
Güter der Pflegebesohlenen ertheilen. 30. 144.

Ober-Appellations-Senat des Kammergerichts, K letzteres.
Ober-Bürgermeister, in groten Städten, zu deren AnstellungsinddieOber-Präsidenten nicht befugt. 26. 4.

Ober-Forlimeister, gehören mit zu dem Vorstande der Regicrungs-Abtheilung für Domainen und For-
sten. 26. 7. 8. — rangiren mit denDirigenten der Regierungs-Abtheilungen nachder Anziennitct. 26.7.

Oberlandesgericht zu Frankfurt a. d. O., in den zu dessen Departement gehörigen Sachen erkennt
der erste Senat desselben in der Appellations-Instanz und der zweite Senat in der Revisions-Instanz.
26. 53. — letzterer entscheidet auch in der dritten Instanz, wenn die Instruktion erster Instanz beim
Kammergerichte geschwebt hat; ebendafs.

Oberlandesgerichts-Präsidenten, (Präsidenten der Landes-Jusüiz-Kellegien), deren Befugnisse bei An-
stellung und Verabschiedung der Justiz-Subalternen-Beamte. 28. 0.

Oberon, eine von dem königl. sächsischen Kapellmeister Maria v. Weber komponirte Oper, für die
im Verlage des A. M. Schlesinger in Berlin erscheinenden Arrangements derselben erhälk letzterer
ein Privilegium gegen den Nachdruck. 26. 70. — 27. 36.

Ober-Prästdenten, Aufhebung der für selbige unterm 23sten Oktober 1817. ertheilten Iustrulen 2. 1.
— naeue Inflruktion für selbis- vom Züsten Dezember 1825. — 26. 1.—5. — Bestimmungderen Wirkungskreises. 26. 1. f.f. — habendieOberaufsicht auf die Verwaltung 2 Regierungen, der
wenniungelen.20. 1 und der General-Kommissionen für gutöberrliche . bduerliche Ver-
hältnisse. 26. 1. 2. — sind Stellvertreter der obersien Staatebehärden. 26. 1. 3ZJ. — in den
Prooinzial-Konffstorien, Schul= und Medizinal-Kollegien haben dieselben den *7 und die Leitung
der Geschäfte. 26. 2. — sind zugleich Präsidenten der Regierungen ibres Wohnorts. 26. 5. 8.
—köünnen jedoch die Führung dieses Spezial-Präástdiums dem Regierungs-Vice-Präsidenten über-
tragen. 26. 5. 8. — sind dem Staat#uministerio und jedemeinzelnen Staatominister in dessen Wirkungs-
kreise untergrordnekt. 26. 4. — Stellvertretung derselben in Krankheits= und Behinderungs-Fallen.
26. 4. — Berichtßerstattungen derselben. 26. 2. 4. — übernehmen, bei vorhandener Kriegogefahr
in der Provinz, die gesammte Eivil-Venvaltung. 26. 4. — der Ober-Prásident der Mark Branden-
burg ist ein für allemal als königl. Kommissarius bei dem Kommunal-Landtage der Niederlausitz
bestellt. 26. 111.

Ober-Rechnungskammer, soll von den vollzogenen Ekats, mit den erforderlichen Erläuterungen über
die abgeänderten Etatssätze versehen, Abschriften erhalten. 26. 40. — in wic weit bei der Rechnungs-
Legung die Ekats deren Revision unterworfen bleiben. 26. 46.

Ober-
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Ober-Regierungsräthe, diesen Charakter erhalten die Dirigenten der einzelnen Regierungs-Abehei#

lungen. 26. 8.
Ober-Schlesien, (. Schlesien.
Ober-Tribunal, Geheimes, Abfassung der Erkenntnisse dritter Instanz in Prozessen über die den Grund-

Besitz betreffenden Rechtsverhältnisse durch dasselbe. 29. 51. — von dessen Entscheidung sollen alle
RNechtssachen aus den Gerichtssprengeln des Kammergerichts und des Ober-Landesgerichts zu Frankfurt
ausgenommen sein. 26. 53.

Oebisfelde, Stadt, im Magdeburgischen, Theilnahme derselben an der Wahl eines Abgeordneten zum
Provinzial-Landtage. 27. 122.

Oekonomie-DOirektoren, großer Institute, deren Ernennung durch die Ober-Präsidenten. 26. 4.
Oels, Stadt, Tbeilnahme derselben an den Wahlen der Abgeordneten zum schlesischen Provinzlal-

Landtage. 27. 127.
Ofsizianten, s. Beumte, Staatsdiener, Militairbeamte, Feldoffizianten.
Offizier-Charge, Erkennung auf eren Verlust gegen beurlaubte Landwehr-Offiziere von Seiten der

Civilgerichte, bei Vergehen. 30. 80.
Ofsiziere, ehemals herzoglich= warschauische, Präklusio-Termin zur Anmeldung ihrer Ansprüche auf

Reformgehalt oder Pension. 28. 45. — (auch Landwehr-Offziere und Milikalrpersonen.
Oldenburg, Großherzogthum, Schiffahrksvertrag mit selbigem, vom 26ften Juli 1830. — 30.

114 — 116. — JZollvertrag mit demselben rücksichlich des Fürstenthums Birkenfeld, vom 24sten
Juli 1830. — 30. 121— 128. — Vereinbarung mit selbigem gegen den Bücher-Nachdruck. 27. 126.

Orden, deutsche, Geltendmachung der Ansprüche an dessen ehemalige Besitzungen im Königreiche
Westphalen. 27. 14. 18. — ehemalige westphalische, die Rückstände aus den Einkünften von
selbigen sind nicht liquidationsfähig. 27. 18. — rother Adler-Orden, 2ter Klasse, deren Eintheilung
in zwei besondere Abtheilungen mit und ohne Stern. 30. 6. — Beibchaltung der Distinktion des
Eichenlaubes für selbige; ebendaselbst.— das allgemeine Ehrenzeichen erster Klasse wird zur vierten
Klasse des rothen Adler-Ordens erhoben, mit Beibehaltung des silbernen, mit einem Adler in erhabner
Arbeit versehenen Kreuzes. 30. 6. — gleichzeitiger Verlust des Russischen St. Georgen-Ordens
öSter Klassc und des eisernen Kreuzes nebst der Erbberechtigung dazu. 27. 23.

Ordensgüter, (Deutsch-), finanzielle Auscinandersetzung rücksichtlich derselben mit Sachsen-Weimar-
Eiseieech, in Beziehung auf die ehemals königl. sächsischen Gebietstheile. 26. Anhang. S. 19. f. f.

Ordination, der cvangelisch-geistlichen Kandidaten, durch die Konsistorien. 26. 5.
Ostpreußen, Provinz, Verlängerung des Kapitalien-Indults für deren Kredit-Systeme bis zum Weih-

nachtstermine 1831. — 28. 131. — ( auch Preußen.

Ostpreußisches Provinzialrecht, in wie weit rücksichtlich des im 22sten Jusatze desselben bestimmten
Zussatzes eine Herabsetzung statt finden kann. 27. 76.

Pachter „ deren Verhaltnisse zu den Verpachtern  Abläsungen in den ehemals känigl. westphalischen,
bergischen und franzbsischen Landestheilen. 29. 80 — 88. v0.

Packete, gewshnliche, Herabsetzung des Postscheingeldes für selbige. 27. 176. — kaufmännischr, Sen-
dungen derfelben mit der Post, s. Porto; s. auch Geldbeutel, Geldpakete.

Packhofslager, Ansproche der Eigenthümer der in selbigen niedergelegten Waaren auf Steuer-Erlaß in
Beziehung auf die durch zufüllige Ereiguisse herbeigeführte Werthveränderung, in Anwendung des K. 69.
der Jollordnung vom Zosten Mai 1818. — 2. 19.

Panoramen der Rbein= und Maingegenden, von Wilmanns, f. Nachdruck, Nachstich.
Papiere, öffentliche geldwerthe, in den Untersuchungen wegen deren Anfertigung, Verfälschung und

Verbreitung soll in den Rheinprovinzen kein Afentliches Rechtsverfahren statt finden. 30. 63. —niche
mit dem Vermgens-Steucr-Stempck verlehen, rücksichtlich derselben sollen alle weitere Nachforschun-
gen eingestellt und deren freier Umlauf und Zinserhebung dadurch nicht mehr beschränkt werden. 28. 87.
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Paplergeld,indenUntersuchungenwegen dessen Anfertigung, Verfalschung und Verbreitung. soll in den
Rheinprovinzen kein offentliches Rechtsverfahren statt finden. 30. 63.

Pariser Frieden, vom 30sten Mai 1814. und Separat--Konvention vom 20sten November 1815. —
in wie weit Privat-Ansprüche aus selbigen in Beziehung auf preußische Unterthanen ded ehemaligen

¶Monigreichs Westpholen zur diesseitigen Berichtigung gerigart suid. 27. 16. 19.
Parochien, deven Zusanunenziehung und Vertheilung, so wie die Umpfarrung von Ortschaften, konnen

von den Regierungen nur unter Genehmigung des Konststorit angeordnet werden. 266.
Pensionairs, Cwil= und Militai-, Zulässigkeit des Persomal-Arrestes gegen selbige in Schulden-

Sachen. 26. 14.
Pensionen, für Jostiz-Subalternen-Beamte, über deren Bewilligung mug jederzeit an den Justh-

Minister berichtet werden. 28. 7. — der Civilbeamten und Militairpersonen, Vorschristen für dercn
Beschlagnahme, auch in denjenigen Landestheilen gültig, in welchen das allgemeine Landrecht und dle
allgemeine Gerichesordnung noch nicht gesetzliche Kraft haben. 26. 54. — aus der Militair= und
Allgemeinen Wirtwenkasse, so wie aus der Artillerie-Pensions-Zuschuß-Kasse für invalide Offizieie,
knnen nur von Glaubigern wegen vorgeschossener Beiträge als Objekt der Erxekution vorgeschlagen werden.
28. 43. — der Wittwenehemaliger öffentlicherBeamten und Diener, aus Staatskassen oder sffentlichem
Verslorgungs-Anstalten zahlbar,sind von den Beiträgen zu den Gemeindelasten befreit. 29. 9. — aus
den vormals-königl. sächsischen Gebietstheilen übernommen, Auseinandersetzung darüber mit dem Grog-
herzogthum Weimar-Eisenach. 26. (Anhang) S. 15. 20. — Präklusiv-Termin für die Ansprüche der
vormuls herzoglich Warschauischen Offiziere auf selbige. 28.45. — S. auch Militair-Pensionen.

Pensionirung, der in Untersuchung gewesenen und mit Versetzung zu bestrafenden Geistlichen und Schul-
lehrer, wenn letztere nicht anwendbar ist. 30. 81.

Pensions-Rückstände, aus den preuischen Ländertheilen des ehemaligen Königreichs Westphalen, deren
Liquidation und Berichtignug. 27. 1P. 17. 19.

Peräquations-, Lieferungs-, Aequivalentgelder= und Central-Steuer-Angelegenheiten, finan-
zielle Auseinandersetzung mit dem Großherzogehum Sachsen-Weimar-Eisenach rücksichtlich derselben in
Beziehung auf die ehemals königl. sachsischen Gebietstbeile. 20.. (Anhang) S. 6. f.f. — wegen künftiger
Behandlung und Verwaltung der Central-Steuer-Schulden. 26. (Anhang) S. 9. 10.

Personal-Arrest, in wie weit auf solchen sich das fiskalische Exekutionerecht der Regierungen erstreckt.
26. 11. 12. —soll von letztern wegen ruckständiger direkter oder grundherrlicher Abgaben nicht verfügt
werden. 26. 11. — der wegen Schutden belangten, auf Pension oder Wartegeld stehenden Civilbeamten
und Milikalr-Personen, dessen Zulässigkeit gegen selbige erstreckt sich nicht auf die vor Bekanntmachung
der Kabineksbefehle vom 29sten März und Öten Oktbr. 1823. von ihnen kontrahlrten Schulden. 26. 14.

Pfandbriefe, landschoftliche, — von den Schuldnern aufgekündigt, Verfahren der landschafelichen Kredit-
Systeme zur Auemittelung des unbekannten Inhabers derselben, nach den Vorschriften des Ostpreußischen
Reglements vom 24sten Dezbr. 180S. S#. 387—390.—30.128.—die Kosten der Löschung im
Hppothekenbuche fallen dem Schuldner zur kast; ebendaselbst.— Aufnahme von Kanitalien in selbigen
Seitens der Besitzer von Lehn= und Fideikommißgütern bei gutsherrlichen und bäuerlichen Regulirungen.
27.7 8. — zu einzelnen gerichtlichen Deposital-Massen gehörig, deren Benutzung zu Du#lehnen. 29. 47.
—ost= und westpreußische, Indultbewilligung-für selbige bis zum Weihnachts-Termine 1831.—
W. 131. — auch Domainen-Pfandbriefe, und Güter, bepfandbriefte.

Pfand-Leihanstalten, öffentüiche städtische, Bestimmungen über deren Errichtung. 26. 61—84. —
Bestätigung deren Reglements durch die Regierungen 26. 81. —Spezielle Kuratel und Aufsiche über
selbige durch eine dazu bestimmte Magistrateperson. 26. 82. — Anstellung vereiderer Taxatorenbeisel-
bigen. 26. 81. — Führung von Pfandbüchern und Ausstellung von Pfam#scheinenbetfechiger.26.82.
— Zinsfuß bei densetben von 8 bis höchstens 121 Prozent. 26. 82. —erekmtivesVerfahren gegen deren
Schuldner durch Aufgebot und öffentliche Verfleigerung verfallener Pfänder. 26. 83. — Abföhrung der

denselben
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denselben nach den allgemeinen Rechtsvorschriften. 26. 84. — Verhältnisse der Privat-Pfandwverleiher,

wenn an solche dergleichen öffentliche Anstalten pachtweise oder zur eigenen Administration überlassen werden.
26. 81. — mucksichtlich der schon unter Genehmigung des Staats bestehenden Leih-Anstalten bewendet
es bei den ähnen ertheilten Konzessionen. 26. 84.

Mandleiher, (Pfandverleiher) sind der Gewerbesteuer vom Handel unterworfen. 26. 61. — P
sollen in Orten, wo öffentliche städtische Scih-Anstalten bestehen, keine neue Konzessionen erhalten. 26. 84.

Pfarrzwang, dessen Aufhebung auch in der Niederlausitz. 26. 106.
Mlegebefohlene, Dispensations-Ertheilung von der Nothwendigkeit der Subhastation der unbeweglichen

Güter derselben. 30. 144.
PBfortaer Landschule, finanzielle Auseinandersetzung räcksichtlich derselben mit Sarhsen-Weimar-Eisenach.

26. (Anhang) S. 21.
PMförten, Harrschaft in der Niederlausitz, s. Lausitz.
Planken, (. Bewährungen.
Polen, Königreich, die mit Rußland geschlossene Kartel-Konvention vom ###sten März 1830. fiudet auf

selbiges ebenfalls Anwendung. 30. 103.
Polizei-Vergehungen, geringere, können von den Patrimonial-Gerichtsherren persönlich, und ohne

Zuziehung ihrer Gerichtshalter, untersucht und bestraft werden. 27. 20. — die Bestimmungen des
Allg. L. R. Thl. II. Tit. 17. K. 73. und f. f. sind daher auf jene, &amp;#. 01. und 62. 1. c. bezeichneten
Straffälle nicht zu beziehen. 27. 26.

Pommern, Provinz, Aufgebot der Agnaten, Mitbelehnten und Gesammthänder bei Verdußerungen von
Lehnen innerhalb der Familien und bei Ausübungen des Revokationsrechts in gedachter Provinz, mit
Ausschlutz von Neu-Vorpommern. 26. 120. — Verfahren bei Geltendmachung des Lehns-Folge-
rechts; ebendaselbst. — zu der in selbiger bestehenden ritterschaftlichen Privatbank können auch Guts-
besitzer von Neu-Vorpommern zugelassen werden. 27. 84. — Neu-Vorpommern und Rügen, die in
selbigen noch in Umlauf befindlichenalt-schwedisch-pommerschenMünzen werden außer Kurs gesetzt und
kömen wüorend einer sechsmonatlichen Frist bei den öffentlichen Kassen umgewechselt werden. 30. 22.—.
späterhin werden sie konfiszirt; ebendaselbst. — in selbigen darf künftig auch im Handel und Verkehr
keine andere Berechnung als im prcußischen Gelde Anwendung finden; ebendaselbst. — in denselben soll
keine Ausgleichung der Kriegsleistungen und Kriegsschädden bis zum März 1813. statt finden. 26. 63. —
Bestimmung des gesetzlichen Umschlags= und Ablieferungs-Termins bei Darlehnen, Guts-Uebergaben in
denselben auf den 24 sten Juni jeden Jahres. 27. 25.

Portesp#e, der Feldwebel und Wachtmeisterdes stehenden Heeres und der Landwehr, mit Ausschlug der Garden,
die auf dessen Verlust gerichteten Erkenntnisse bedürfen der Allerhöchsten Bestätigung nicht. 27. 36.

Porto, für geschriebene, über 16 Loth schwere Gegenstände, dessen Ermaßigung bei deren Versendung mtt
den Fahr-, Kariol= und Botenposten. 27. 170. —dessen Herabsetzung für Gold= und Sendungen von
Werthstücken. 26. 20. — theilweise Restitution desselben bei kaufmännischen Geld= und Paketversendun-
gen nach dem jährlichen summarischen Betrage. 26. 20. — deêgl, bei höheren halbjährigen Versen-
dungs-Summen von 100,000 Rthlrn. und darüber. 29. 18.

Posen, Geogherzogthum, Kreisordnung für selbiges, vom 20ten Dezember 1828. — 29. 3 — 8. —
Enichtung eines besondern Appcllations-Gerichts für dasselbe. 29. 43. —dasselbe bildet einen Senat
des Ober-Appellationsgerichts zu Posen; ebendaselbst. — Bestiimmungen über den Instanzenzug bei den
Gerichten in selbigem. 29. 43. — Einführung einer gleichen Wagen= und Schlittenspur in selbigem.
30. 119. — Präfklusiv-Termin zur Anmeldung und Justifikation der Kriegsschulden in den Regierungs-
Deportements Posen und Bromberg. 26. 51. — desgl. für die noch zur biquidation gegen die Depar-
temental-Fonds in selbigem zuzulassenden Fordemgen. 29. 11. — iquidationsfähigkeic der Forderungen
aus nützlichen Verwendungen an die Departements Posen und Bromberg. 29. 63. — Prchktusiv-Termin
für die Entschädigungs-Ansprüche aus der Feuerversicherungs-Sozietct des ehemaligen Heczogthums
Warschau, Großherzogthum Posenschen Antheild. 29. 120.

Posten,
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Poslen, denfelben mug Jedermann) auf den Stoß ins Horn, ausweichen. 28. 67.
Post-Sachen, Annahme und Untersuchung von Brschwerden in selbigen von Seiten der Ober-Prässden=

ten. 26. 3.

Postscheingeld, für gewöhnliche Pakete, wird von Zwei auf Einen Sllbergroschen herabgesetzt. 27. 176.
Präklusiv-Termmn, zur Verwechselung der alten Scheidemünze bei königlichen Kassen. 26. 115. —

desgl. zur Fortschaffung der fremden Scheidemünzen. 30. 3. — für die Ummechselung der al#eschwedisch
pommerschen Münzen bel öffentlichen Kassen. 30. 22. — von 8 Wochen nach Bekannkmachung der
Klassen=Steuer-Rollen,zurAnmeldungderReklamationendagegen.30.19.—von4Wochenzum
Rekurse an das Finanzministerium, nach dem Empfange der Entscheidung der Regierung; ebendaselbst. —
zur Anmeldung der Forderungen aus Kriegslieferungen und Leistungen an die Niederlausitzer Ktändischen
Fonds. 29. 99. — zur Anmeldung der Ansprüche an die ehemaligen westphälischen Departemental ·
Fonds. 26. 40. — zur Anmeldung der Real-Ansprüche der altern Hypothekenglaublgerim Herzogthum
Westphalen, Fürstenthum Siegen 2c. 26. 64. — 27. 85. — für die Anmeldung der zur
Liquidation geelgneten Forderungen aus den preußischen Länderthellen des ehemaligen Königreichs West-
phalen. 27. 19. — für die biquidation und Feststellung der aus dem siebenjährlgen Krlege herrührenden,
westphdlischen sogenannten Fourage-Kapitalien. 27. 35. — für die Anmeldung und Justiftkation der
Kriegsschulden in den Regierungs-Departements Posen und Bromberg. 26. 51. — für die noch zur
Liquldation gegen die Departemental-Fonds von Posen und Bromberg zuzulassenden Forderungen. 29. 11.
—für die Ansprüche der ehemals berzogl. warschauischen Offiziere auf Resormgehalt oder Pension. 28.
45. — für die Entschddigungs-Ansprüche aus der Feuewersicherungs-Sozictät des ehemaligen Herzeg-
thums Warschan, diesseitigen Antheils. 29. 120.

Preußen, Provins, nähere Bestimmungen über die Anordnung der Provinziol-Stände in felbiger, vom
417ten März 1828. — 28. 28 — 34. — Kreisordnung für selbige, von demselben Tage. 28.
34 — 38. — Veränderung wegen Einführung eines gleichen Wagen= und Schlitten-Geleises, so
wie gleicher Schlittenkappen in selbiger. 28. 25. — die Gesetzgebung über das Mühlenmesen in
Odtpreußen und bitthauen, so wie im Ermlande und dem Marienwerderschen Kreise, ist durch das Edikt
vom 29'ten März 1808. für abgeschlossen zu achten. 26. 85. — die Verordnung vom 28. Oktober
1810. und deren spätere Deklarationen finden daher auf selbige keine Anwendung; ebendas. — auch
Ost= und Westprcugen.

Privat-Bank, ritterschaftliche, in Pommern. s. Bank.

ärt- eseacrbpchnunn, 1 Gewerbesteuerpflichtigkeit derselben und deren Agenten. 28. 61.
Modukte, selbst gewonnene, deren 1mhertragung, auch von Ausländern in den angrenzenden Bezirken

ihres Wohnorts, ohne Gewerbeschein. 30.1
Provinzen, neuc und wieder eroberte, in Boziehung auf die Ressortverhältnisse der Verraltungsbehörden

in selbigen sollen nur die allgemeinen Instruktionen dieser Behörden, nicht aber die mit selbigen
nicht zu vereinbarende fremde Gesetzgebung, zur Richtschnur dienen. 27.7. — s. auch Rheinpre=
vinzen, Westphalen 2c.

Provinzial-Schul-Kollegien, f. Schul-Kollegien.
Provinzial-Stände, s. Stände, Provinzial-
Perozesse, über die den Grundbesitz betreffenden Rechtsverhaltnisse, Abfassung der Erkenntnisse dritter

Instanz in selbigen durch das Geheime Ober-Tribunal. 29. 51. — welche einen Gegenstand bis zu
einhundert Thalern einschlieplich betreffen, Kompetenz der Gerichtsämter in selbigen. 27. 101.

Prüfungen, der Feldmesser und Nivellirer durch die Oberbau-Deputation. 29. 19. — der cvangelisch-
geistlichen Kandidaten, durch die Konsistorien. 26. 5.

Pulvermagazine, deren Bewachung vom Militair auch bei vorübergehender Abwesenheit der Garnison.
29. 93.

e 2 Pupil-
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Pupillen-Kollegien, der Obarlandesgerichte, käönnen in allen bel den Ume#tgerichten schwebenden Vor-

mundschaften die Dispensation von der Nothwendiykeit der Subhastation unbeweglicher Güter der
PMflegebefohlenen ertheilen. 30. 144.

O-
Qudker, Sekte, werden in Beziehung auf Militairpflicht wie die Mennoniten behandelt. 30. 83. —

die Ansiedelung oder Aufnahme neuer Mitglieder derselben ist nicht erlaubt , ebendas.

R.
Raugverhältnisse, der Oberforstmeister und Forstmeister bei den Regierungen. 26. 7. 8.
Ränzerbrau, die, Oper, s. Ries, Komponist.
Reallasien, (Dienste, Natural= und Geldleistungen), deren Abkssung; letzt.
Rechnungs-Angelegenheiten, deren Bearbeitung bei den Regierungen. 26. 8.
Rechte, die durch allgemeine Maaßregeln der vormaligen königl. westphälischen Regierung ohne Entschd-

dgzuns zwigehoben worden, rücksichtlich deren Verlustes finden keine Entschádigungs-Ansprüche Statt.27.
Rochissust der Gesetze, s. Gesetzkraft.
Rechtsverfahren, (gerichtliches Verfahren, Rechtsweg)), in wie fern solchesin stempelpflichtigen Ange-

legenheiten nur zulässig ist. 29. 16. — findet bei Veraußerung der der Sechaudlung verpfandeten
Wolle nicht Statt. 26. 44. — öffentliches, in den Rheinprovinzen, soll in Untersuchungen wegen
Anfertigung, Verfälschung, Einführung und Verbreitung von Münzen, Popiergeld, und öffentlichen
Popieren ausgeschlossen bleiben. 30. 63.

Regierungen, fernere Anwendung der denfelben unkerm 23. Octbr. 1817. ertheilten Instruktion, mit elnigen
Modifikationen nach der Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 3 1. Dehbr. 1825. — 26. 7. —stehen
unter der Ober-Aufsicht der Ober-Prdsidenten, und sind diesen untergcordnet. 26. 11. 2. — Geschäfts-

Betrieb bei selbigen in fünf Abtheilungen und Ressorts der ketzteren. 26. 7. 8. — diese Abtheilungen
erhalten besondere Dirigenten, mit dem Karakter: „Ober-Regierungsräthe.“ 26. 8. — Anordnungen
für die Plenar-Versammlungen derselben, unter dem Vorsitze des Präsidenten. 26. 8. — Schliegung,
Ausfertigung und Bestätigung von Verträgen und Urkunden bei den Regicrungen. 26. 9. 10. 11.
— BVerlhaltnisse derselben zu den General-Kommissionen für gutsherrliche und bduerliche Regulirungen.
26. 10. 11. — Exekutions-Rechte derselben. 26. 11. — denselben liegt in Rücksicht der stcindischen
Angelegenheiten und der Cenfur der Schriften nur ob, die Aufträge der Ober-Präsidenten auszurichten.
26. 7. — sind befugt, in einzelnen Angelegenheiten ihres Ressorts den Justiz= Unterbehörden Aufträge
zu machen, und sie zu deren Befolgung anzuhalten. 20. 11. — können die Ablösung der hohen,
niederen und mittleren Domainen-Jagden gestatten. 29. 23. — können Geistliche von augerhalb Landes
nur mit Ministerial-Genehmigung anstellen. 26. 6.

Regierungs-Assessoren, haben in den Plenar-Versammlungen nur rücksschtlich der von ihnen selbstbearbei-
teten Sachen ein volles Votum. 26.8

Regierungs= Assisienten, (. Rezierungs=Subalternen.
Regierungs-Baurälhe, s. Bauräthe.
Regierungsbeamte, Rüge der von selbigen begangenen Dienstvergehen 2c. im Disziplinarwege. 26.2. id.
Regierungs-Geschäfts- Amreisung, vom Züsten Dezember 1825., deren allerhöchste Genehmigung

und Vollziehung. 26.
Regierungs-Instruktion, vom 2 ten October 1817. bleibt ferner zu befolgen, in so fern, deren Be-

stimmungen entgegen, durch die allerhöchsie Kabinets-Ordre und durch die neue Regierungs-Geschäfts-
Anweisung vom 3Zlsten Dezember 1825. nicht etwas Anderes festgesetzt worden. 26. 12.

Regierungs-Kanzlisien, alo selche werden die zum Mundiren bestimmten Beamten genannk. 26. 10
Regiermgs-Kassen-Beamte, gelören ihrem Ges ftszreige ausschlieflich an. 26. 10.
Regierumgs-Kassen- Räthe, deren unktionen. 8.

MK
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Regirrungs · Plenum, deffen Versammlungen, und welche Gegenftande zu dessen Beralhung gehoren.26. 8. 9.
Reglerungs-Präsidenten, Wirkungskreis und Befugnisse derselben. 26. 7. 9. — deren Vertretung

durch einen für immer dazu ernannten Vorgesetzten einer Regierungs-Abtheilung. 26. 8. — am Wobn-
orte der Ober-Präsidenten sind letztere zugleich Regierungs-Präsidenten. 26. 5. 8. — in diesen
Fällen wird bei selchen Regierungen ein Vice-Prdsident bestellt. 26. 5. 8. — von selbigen hängt die
Besetzung der Regierungs-Subaltermen-Stellen ab, ertheilen auch, wenn eine Enklassung stattfindet,
die Abschiede. 26. 9.

Regierungs-Subalternen, sind verpflichtet, diejenigen Dienst-Funckionen zu übemehmen, wozu sie
am tauglichsten gefunden werden. 26. 10. — werden in zwei Klassen, — Regierungs-Sekretalre und
Assistenten — eingetheilt. 26. 10.

Regierungs-Subalternen-Stellen, deren Besetzung hängt von dem Regierungs-Präsidenten ollein
ab, welcher in Entlassungs-Fällen auch die Abschiede ertheilt. 26. 9.

Regierungs-Verfügungen, deren Vollziehung in den Reinschriften. 26. 9.
Regierungs-Vota, Befugnit zu deren Abgabe in den Plenar-Versammlungen. 26. 8. 9.
Reichsstände, ehemalige, s. Standesherren.
Reisekosten, für die Provinzial-Landtags-Abgeordnete, s. Landkags-Abgcordnete, Provinzial--
Reiten, ist in den Chausseegräben und auf den Banqueks verboten. 28. 67.
Rendanten, bei den kollegialisch formirten Gerichten, deren Anstellung mit Ministerial-Genehmigung. 28. 6.
Ressortverhällnisse, f. Verwaltungsbehärden, Regierungen 2c.
Restverwaltung, abgesonderte, Auflssung der dafür niedergesetzten Immediat-Kommission und Uebenrei-

sung der weitern Bearbeitung und Vollendung der ihr ubertragen gewesenen Geschäfte an das Finanz-
Ministerium. 27. 31.

Reuß-Lobenstein und Ebersdorf, 1 Förstenthümer, Jollverkrag mit selbigen, vom Hten Dezbr. 1829.
Reuß-Schleitz, 1 — 30. 105 — 107. — Vereinbarung mit denselben gegen den

Bücher-Nachdruck. 28. 11. — drögl. mit Reuß-Plauen, älterer Linie. 28. 15.

Revisions-Instanz, Verfahren in selbiger bei theilweiser Abanderung zweier gleichförmigen Erkennktnisse.
26. 43. — AMbfassung der Erkenntnisse in derselben durch das Gcheime Ober-Tribunal. 26. 53. —
29. 51. — beim Kammergerichte und beim Oberlandesgerichte zu Frankfurt; s. beide letztere.

Rheinprovinzen, nähere Festsetzungen in Beziehung einiger wegen Anordnung der Provinzialstände in selbl-
gen vorbehaltenen Vorschriften, vom 13ten Juli 1827. — 27. 103 — 109. — Kreis-Ordnung für

selbige, von demselben Tage. 27. 117— 122. — Modifkation der Bestimmungen im F. 24. dersclben
rücksichtlich der vormaligen Reichsstände. 29. 17. — am linken Rheinufer, Wiederherstellung der Adels-
rechte in selbigen. 26. 17. — Legitimations-Ertheilung, ohne Standeserhöhung, für die in denselben
außer der Ebe erzeugten Kinder, von Seiten des Jusiiz-Ministers. 28. 1. — Errichtung von Famllicu-
Fideikommissen in selbigen unter allerhöchster Besicktigung. 26. 19. — Verordnung über die Ausübung der
Jagd in den am linken Nheinufer belegenen bandestheilen, vom 1 7ien April 1830. — 30. 65 — 72.
— Ermüchtigung der Gemeinden in selbigen zur Auflage direkter oder indirekter Kommunal-Steutrn.
27. 6. 7. —. Verhältnisse der Menno niten in selbigen in Beziehung auf Milikairpflicht. 30. 82. —
Rüge und Bestrafung der Diensivergehungen der Genchtasehreiber und Gerichksvollzieher in denselben.
26. 1. — Vereinfachung und Gleichstellung des Versahrens in selbigen bei den zu den Heirathsakten
beizubringenden Notorietäts-Akten. 29. 1. — Auoschließung des Effentlichen Verfahrens in Untersuchun-
gen wegen Muünzverbrechen. 30. 03. — Verfahren in selbigen rücksichtlich der Todeserklärungen der gur
den Kriegen von 1800, bis 1915. nicht zurückgelebrten Personen. 205. 93. — Bestrafung der Verfäl-
schung versiegelter und mit Eriquets versehener Geldbentel, Geldpackete und Geldrollen in selbigen.
26. 122. — S. auch Provinzen, neue und wieder eroberte.
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Rheinschiffahrt, rücksichtlich derselben behält es, in Seihung auf Abgaben-Erhebung für selbige, bei der

bestehenden Einrichtung für jetzt sein Bewenden. 27.Richtersche Werke, Privilegium gegen deren huchrut. 26. 4.
Ries, Irdinand/ Komponist, Privilegium für dessen Oper „die Räuberbraut“ gegen den im29.4Kebnng, in Bezichung auf adliche Ahnen, (. diese.
Rirterschaftliche Privat-Bank, in Pommem, (. Bank.
Rosenberger Kreis, Theilnahme der Nitterschaft delselben an den Wahlen der Abgeordneten zum Schleff-

schen Provinzial-Kandtage. 27. 127.
Rügen, Insel, s. Pommern.
Razrort, (Stadt im Düfsseldorfer Regierungsbezirke), Brückgeld -Tarif für selbige. 26. 22.
Ruppiner Kanal, (. Kanalgefälle.
Rußland, Kartel-Konvention mit selbigem über die Bchandlung gegenseitiger Desertcurs, Milikairpffich-

tiger, flüchtiger Verbrecher und Ausgewiesener, vom 4#. März 1830. — 30. 85—104. — Entstat-
tung der Transport= und Unterhaltungskosten für seolche- 30. 98. 103.

S.
Saale, Tarif für die Erhebung der Schleusengefälle auf selbiger. 27. 9. — 11.
Saale-Departement, s. Westphélische Departements, ehemalige.
Sachsen, Herzogthum, Provinz, nähere Bestimmungen über die Anordnung der Provinzial-Stände in

selbiger, vom 17ten Mai 1827. — 27. 47. — 53. — Kreis-Ordnung für selbige, vom 17ten
Mai 1827. — 27. 54. — 58. — Theilnahme der Stadt Oebisfelde an der Wahl eines Abgeord=
neten der Magdeburgischen Städte zum Provinzial-LKandtage. 27. 122. — Gebüren-Taxefürdie
Lehnskurien in derselben. 30. 108. — Einföührung gleicher Wagengeleise in selbiger. — 30. 411.

Sachsen, Königreich, Konvention mit demselben vom Aten April 1825. über die finanzielle Auseinander=
setzung mehrerer milden Stiftungen in Beziehung auf die an Preußen abgetretenen Eündertbeile. 26.
(Anhang) S. 45. — 56. — Verlängerung der mit selbigem über das Revisionsverfahren auf der
Elbe unterm 23. Juni 1821. abgeschlossenen Konvention bis zum 31. Dezember 1833. — 28. 20.

—Vereinbarung mit deniselben gegen den Bücher-Nachdruck. 27. 172. — (. auch Per cquations",
Acquivalent= 2c. und Centra

Sachsen-Altenburg, Herzogthum , Vereinbarung mit selbigem gegen den Nachdruck. 28. 7.
Sachsen-Coburg-Gotha, Herzogthum, Handels= und Jollvertrag mit demselben vom 4. Juli 1829.

—29. 111. — 116. — dezgl. rücksichtlich des Amts Volkenrode, von demselben Tage. 29.
121. — 125. — desgl. rücksichtlich des Fürstenthums Lichkenberg, vom öten März 1830. — 30.
57. — 62. — PVereinbarung mit selbigem gegen den Bücher-Nachdruck. 27. 181.

Sachsen-Meiningen, Herzogthum, Handels= und Zollvertrag mit selbigem, vom 3ten Juli 1829.—
29. 105. — — Vereinbarung mit demselben gegen den Bücher-Nachdruck. 28. 27.

Stchrn. WoemareEsmach, Großherzogthum, Konvention mit selbigem vom #sten Mai 1826. über
dic finanziellen Auseinandersetzungen und Ausgleichungenin Beziehung auf die vormals könlgl. sächfischen
Gebietätheile. 26. (Anhang) S. 1. — 44. — Vereinbarung mit demselben gegen den Bücher-Nach-
druck. 28. 22.

Sachsische Gebiekstheile, känigl., chemalige, Konvention mit dem Großherzogthume Sachsen-Weimar-
Eisenach, vom isten Mai 18206. über die finanziellen Auseinandersetzungen und Ausgleichungen rück-
sichtlich derselben. 20. (Anhang) S. 1. — 44.

Salzabgabe, nach dem Gesetze vom 17ten Jonuar 1820., deren Erhebung in den vom Jollverbande
auageschlossenen Landestheilen des Erfurter und Coblenzer Regierungsbezirks. 26. 88. 89.

Salt-
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Salz-Angelegenheiten Befugniß der Oberpräsidenten zur Annahme von Beschwerden in felbigen.
SchhnenAlng, deren obere Leitung geht, nach Aufhebung der Gencral-Salz-Direktion, zur General=

„Direktion der Steuern über. 29. 42. — die Salzdebitsgeschäfte im den Bezirken der Regierungen zu
Potsdam und Frankfurt werden deren Abtheilungen für die Verwaltung der indirekten Steuern über-
tragen. 29. 42.

Sandgruben, deren Anlage und Benutzung innerhalb der Festungs-Rayous. 28. 125.
Sanitäts-Anstalten, für mehr als einen Regicrungobezirk der Provinz bestimmt, ressortiren von den

Oberpräst denten. 26. 1.
Sanitäts= Kommissionen, rücksichtlich derselben verbleibt es bei deren bereits verfügten Aufhebung.
EGnnpnern (Schaunmsalte) „ für Leinenfabrikate in Schlesien, deren Einrichtung und Bestinnnung.

27. 91. f. f. 96. f.f. — Funktionen der Stempelmeisterin gleicher Beziehung. 27. 97.f. f.
Schaumturg-Lippe, Fürstenthum, WVereinbarung mit selbigem gegen den Bücher-Nachdmeck. 27. 163.

Schauspiel-Konzessionen, deren Ertheilung durch die Obcr-Präsidenten. 26. 4.
Scheidemünze, neue preußische, Maaßregeln zu deren allgemeinen Verbrritung in den westlichen Provinzen

der Monarchie. 26. 115. — degl. in den östlichen Provinzen. 30. 3. — auch in Neu-Borpommein.
30. 22. — alte, Praklusiofrist zu deren Verwechselung bei königlichen Kassen. 26. 115. — fremde
silberne und kupferne, deren Einbringung und Gebrauch im Tausch und Verkehr wird mit Konftskation
und Jahlung des doppelten Neunwerths bestraft. 26. 115. — 30. 3. — eine Ausnahme hievon kann
nur für den nachbarlichen Verkehr an den Grenzen gestattet werden; ebendas. — Präklusiv-Termin für
derenFortschaffung. 30. 3. 22. — konsiczirte, deren Mctallwerth sollen die Armenanstalten des Orts der
Beschlagnahme erhalten. 30. 3. 22. —diese Bestimmungen finden auch auf die alt schwedisch-pommerschen
Münzen in Neu-Vorpommern Anwendung. 30. 22.

Schiffahrt, auf der Saale und Unstrut, statt der von selbiger zeither entrichteten Abgaben findet ein tarif-
mäßiges Schleusengeld statt. 27.9 — 11. — Entschadigung der zu ersteren berechtigt gewesene#n
Kommunen und Privatpersonen; ebendaselbst. — (4 auch Schiffahrts-Abgaben, desgl. Elbe, Rhein-
Schiffahrt rc.

Schiffahrts-Abgaben, Schiffsgefäh -Gelder, Tarif für deren Erhebung auf den Wasserstraßen von der
Oder zur Elbe und umgekehrt, mit Ausschluss des Plauer-Kanals. 28. 107 — 110. — Strafbestim-
mungen für Uebertrekungen rücksichtlich dersslben. 28. 110. — 30. 117. — Ermagigung derselben
auf den sechsten Theil für unbeladene Kähne. 30. 117. — Bestimmungen, unter welchen der gedachte
Tarif auch auf die kleinern Wasserstraßen um Bezirke der Regicrung zu Potsdam statt findet. 30. 117.
— zeitherige, auf den gedachten Wasserstraßen, fallen sort. 28. 107. 109. — 30. 117. 118. —
zeitherige, vomm Pregel zum Memelstrom, sollen aufhören, und, statt deren, für die Benutzung der Dämme
und der beiden Friedrichogräben, ein tarismäßiges Gefäßgeld zu Labiau und Klein-Friedrichsgrahen erhoben
werden. 28. 41. 42.

Schiffahrts= (und Handels-) Verträge, mit fremden Staaten, f. Handelsverträge.
Schiffer, Strafbarkeit derselben für unrichtige Deklaration zollpflichtiger Waaren. 29. 95. 96.
Sciffsbauplätze, deren Anlegung und Benutzung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 126.
Schiller, von, Privilegium für dessen Werke gegen den Nachdruck. 26. 42.

Schillingsslücke (auch Viertelschillinge oder Witten), alt —*“x- pommersche Münzen, deren Umtauschbei öffentlichen Kassen und spdtere Konfiskation derselben. 30.22.
Schleier-(und Leinwands-) Ordnung, in Schlesien, s. Leimwands-Ordnung.
Schlesien, Herzogthum, Provinz, (cinschließlich der Grafschaft Glatz), —. nähere Bestinmungen über

die Anordnung von Provinzial-Ständen in stlbiger, vom 2ten Januar 1827. — 27. 61 — 71.—
Kreis-Ordnung für dieselbe, vom 2ten Januar 1827. — 27. 71 — 74. — Theilnahme der Ri#ter-

schaft
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schaft desRo'enberger Kreises und der Stadt Oels an den Wahlen der Abgeordneten zum schlesischen
Provinzial-Landtage. 27. 127. — Verwendung der von den Bergbou-Gewerkschaften in selbiger zur
Befsadirung des Rellgions= und Schulunterrichts abzutretenden zwei Frei-Kure. 30. 48. —. Verors-

c nung über die polizeillche Verhältnisse des Leinengewerbes in derselben. 27. 87 — 100. — ÖOber-
Schlessen, in wie weit die. Gartner, Dreschgä#rtner und andere Besitzer geringer Rustikalstellen in selbetzem
auf Regulirung der gutsberrlichen und bauerlichen Verhältnisse nur Ansprüche haben. 27. 79. — Uren
Stellen sollen nicht als Ackernahrungen, sondern nur als Dienst-Etablissemenks betrachtet werden; ebem#.

Schlesinger, A. M., Buch= und Musikhändler in Berlin, s. Oberon.

Shlet , Herzogthum, s. Dänemark.. hleusengelder, Tarif für deren Erhebung auf der Saale und Unstrut. 27. 9. — 11. — zelthaige
bei Oranienburg, Spandow, Fürstenwalde, Berlin, Brandenburg und Nathenow, fallen fort, näd in

deren Stelle drite ein tarifmäßiges Schiffsgefhgeld. 239. 107. — 110. — desögl. rücksichrüch dos
Runppinek und Templiner Kanals, so wie der Stromschleusen auf der obern Havel. 30. 117.

Schlensingen, Seadt und Kreis, Steuer-Regulirung in selbigen. 26. 87. — 89. —Aufhebung einl-
ger in denselben nach vormaligen Landesverfassungen erhobenen landesherrlichen Abgaben. 26. 89.

Schlicten-Geleise, Schlittenkappen, gleiche, s. Wagen-Geleise.
Schornsteinröhren, enge, vom Schornsteinfeger nicht zu befahrende, dürfen nicht weiter, als acht Joll

im Durchmesser oder im Quadrat, angelegt werden. 30. 84.
Schriftsteller, Sicherung deren Werke vor dem Nachdruck, sletzt.
Schulabgaben und Leistungen, (aus dem Schulverbande entspringend), in den ehemals königl. west-

phalischen, bergischen und französischen Landestheilen, sind von der Ablösung ausgenommen. 29. 66.
Schulden, von penstonirten Civilbeamten und Militalrpersonen, so wie von Wartegelds=Empfängern

kontrahirt, Zuldssigkeit des Personal-Arrestes rücksichtlich derselben. 26. 14.
Schuldenmachen, leichtsinniges, dessen unnachsichtliche Rüge gegen Beamte im Dicziplinarwege.

26. 10. 2

Schuldenwesen, der preußischen Provinzen des vormaligen Königreichs Westphalen, . dieses und West-
phälische Oepartements. S. auch Kriegsschuldenwesen, Staatsschulden, Indult 2c.

Schuldner z6 dung des fiskalischen Erekutionsrechts gegen selbige von Seiten der Verwaltungsbe-
horden. 26. 11.

Schulen, gelehrte, Ressort der Provinzial-Schulkollegien rucksichtlich der Stellenbesetzung, der Bermo-
gens-Verwaltung c. bei selbigen. 26. 6.

Schul-Kolleglen, Provinzial, bilden die zwelte Abtheilung der Konsistorien und bearbeiten die ihnen
nach der Dienst-Instruktion vom 23sten Oktober 1817. überwiesenen Unterrichts-Angelegenheiten. 26.
5. 6. — deren Verhältnisse zu dem vorgesetzten Ministerio rücksichtlich der Besetzung der Schul-
direktor= 2c. Stellen. 26. 6. — in selbigen haben die Oberpräsidenten den Vorsitz und die Leitung der
Geschäfte. 26. 2. — deren Befugnisse zu Stellenbesetzungen an gelehrten Schulen und Schullehrer-
Seminarien, wobei jedoch rücksichtlich der Anstellung der Rektoren und Direktoren die Genehmigung
des vorgesetzten Ministeriums einzuholen ist. 26. 6. — Ressort derselben hinsichtlich der Vermögens-
Verwaltung, des Kassen= und Rechnungswesens, der Stipendienfonds 2c. gedachter Institure. 26. 6.
— rücksichtlich der Vermögens-Verwaltung der von selbigen ressortirenden Anstalten kann der Ober-
präsident einen sachverständigen Rath der betreffenden Regierung zuziehen. 26. 7. — Wahrnchmung
der Gerechtsame der unter ihrer Venvaltung stehenden Institute bei bäuerlichen Regulirungen, Separa-
tionen und Ablsfungen. 26. 10. f.

Schullehrer, in Untersuchung gewesene und mit Versetzung zu bestrafende, deren unfreiwillige Emeriti-
rung oder Pensionirung in geringerem Grade, wenn jene Versetzung nicht anwendbar ist. 30. 81.

Schullehrer-Seminarien, Ressort der Provinzial-Schulkollegien rücksschtlich der Stellenbesetzung, der
Etats= und Kassen-Verwaltung rc. bei selbigen. 26. 6. — zuFriedriche stadt und Weissenfels, Aus-
einandersetzung mit dem Königreiche Sachsen rücksichtlich deren Conds. 26. (elnbang) S. 48.
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Schulräthe, haben bei den Regierungen nur in Angelegenheiten ihres Geschaftskreises ein volles Votum.

26. 8.

Schulwesen, (und Kirchenverwalkung), Reglerungs-Abtbellung für selbige und deren Ressort.26
Schutzblattern-Impfung, soll bei den zum Militair-Verbande gehörenden Leuten, namenuch der

Kriegs-Reserve und den Landwehr- Rekruten nothigenfalls zwangsweise Statt finden. 26. 119.

Schwarzburg= Rudolstadt, Fürstenthum, Vereinbarung mit selbigem gegen den Bücher-Nachdruck.7. 169.

Schwarzburg-Sondershausen, Furstenthum, desgl. 27. 165.
Schweden und Norwegen, Koönigreich, Handels= und Schiffahrtsvertrag mit selbigem vom 14ten März

1827. — 27. 39 — 46. — Freizügigkeit mit demselben. 26. 7 8.

Schwedisch-Pommern, vormaliges, jetzt Nen-Vorpommem, s. Pommern. — alkt schwedisch-Hommersche
Münzen werden außer Kurs gesetzt und können während einer sechsmonatlichen Frist bri den öffentlichen
Kassen umgewechselt werden. 30. 22.— späterhin werden solche konfiszirk; ebendas.

Schweiz, malerisches Relief derselben, von Delkeskam, s. diesen.
See-Assekuranzgesellschaft, in Stettin, Zusätze und Abänderungen des unter dem 12ten März 1825.

für selbige bestätigten Plans, vom 20ften Juli 1830. — 30. 114. — Oeklaration desselben in
Beziehung auf den §&amp;. 35. lit. o. wegen Vergütung jeder Havarie-Große. 26. 109.

Seehandlung, derselben steht das Recht des außergerichtlichen Verkaufs der eingesetzten Pfänder zu. 27.
24. — auch bei Konkursen findet darin kelne Ausnahme statt; ebendas. — Stempelfreiheit derselben in
Angelegenheiten von Woll-Beleihungs-, Lagerungs= und Verkaufsgeschdften. 26. 44. — ist befugt,
die derselben verpfändete, auf Wollmärkten nicht verkäufliche Wolle zur Verfaltzeit, ohne Eimvirkung
gerichtlicher Behörden, zu verdußem. 26. 44

Seminarien für Schullehrer, (. Schullehrer-Seminarien.
Separationen, (. Gemeinheits-Theilungen.
Separatisten, Sekte, werden in Beziehung auf Militairpflicht wie die Mennoniten behandelt. 30. 83.

—die Ansiedelung oder Aufnahme neuer Mitglieder derselben ist nicht erlaubt; ebendafs.
Segquestrationen, in deren Stelle sollen bei Anwendung des fiskalischen Erekutionsrechts auch Verpach-

tungen und Wiederverpachtungen gestattet seyn. 26. 12.
Sicherheit, öffentliche, in den Städten, Verpflichtung der Bürgerschaft, zur Besetzung der dafür nöthigen

Posten mit hinzuzutreten. 29. 93. 94
Sicherheies-Anstalten, für mehr als einen Regicrungsbezirk der Provinz bestimmt, ressortiren von dem

Ober-Präfidenten. 26. 1.
Siegen, Fürstenthum, Fristverlängerung bis zum 1sten September 1827. zur Anmeldung der Real-An-

sprüche der altern Hypothekenglaubiger in demselben. 26. 64. — desgl. bis zum 1sten Septbr. 1828.
— 27. 85

Sitergosche, Berechnungen nach selbigen im Handel und Verkehr, bel ffentlichen Verhandlungen rc.
— 30.3. 22.

eirren fremde „, deren Annahme bei öffentlichen Kassen bleibt auch serner untersagt. 26. 116.
—30. 4. — deren Verausgabung im Handel und Verkehr nach einem bestimmten gesetzlichen Werth,
ohneJW.anend zu deren Annahme. 26. 116. — 30. 4.

Soldaten, deren Bestrafung für Diebstähle an Sachen ihrer Kameraden, un Anwendung des 44ften Kriegs-
artikels. 29. 126. —eivilgerichtliche Borladungen derselben, s. Vorladungen. — s. auch Militairpersonen.

Solms-Braunfels, standesherrliches Gebiet, Aufhebung der in einem Theile desselben noch bestehenden
Vorschrift der nothwendigen Errichtung gerichtlicher Ehevertr#äge. 30. 62.

Sorau, Herrschaft in der Niederlausitzz, s. Lausitz.
Spanndienste, in den ehemals königl. westphälischen, bergischen und französischen Eandestheilen, deren

Ablösung. 29. 81. 82.
f Spiel=
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Spielkarten, (Tarok-Karten, deutsche Karten und Traplier-Karten), herabgesetzter Verkaufsprei

derselben. 29. 100.
Sportelfreiheit, bei Ablösungen in den ehemals königl. westphälischen, bergischen und französischen Landes-

theilen. 29. 92.

Spremberger Kreis, in der Niederlausitz, der bei demfelben nur noch verbliebenen Stadt Spremberg kann
auf dem Kreistage nur Eine Stimme zugestanden werden. 27. 127.

Staats-Ausgabe-Etat, ( letzteren.
Staatsbuchhalterei,, deren Errichtung behufe der, der General-Konkrolle bisher obgelegenen Zusammen=

stellungen der Uebersichten des Staatsvermögens, der Staats-Einnahmen und Ausgaben, in Ber-
gleichung mit den Etats. 26. 45. — Erster Chef derselben ist immer derjenige Staatominister, welcher
in Verwaltungs-Angelegenheiten bei des Königs Majestcät den Vortrog hat, zweiter Chef ist der jedes-
malige Finanzminister; ebendafelbst.

Staatsdiener, verabschiedete, Erkennung auf Verlust deren Titel und sonstiger Dienstprädikate bei Ver-
gehen. 30. 2. — pensionirte, Zulässigkeit des Personal-Arrestes gegen selbige in Schuldensachen. 26. 14.
— . auch Beamte, Regicrungsbeamte, Besoldungen, Pensionen 2c.

Staatsdienst, zur Anstellung in selbigem werden Mennoniten unfähig, wenn sie sich der Militairpflicht
entzichen. 30. 82. — (. übrigens Anstellungen.

Staats-Einnahme-Etat, . letzteren.
Staatsgläubiger, worauf sich die denselben außer der allgemeinen Garantie zugesagte Spczial-Garankie

erstreckt. 26. 57.
Staatsgüter, (Domainen, Forsten 2c.) Bestimmung deren Revenüen und Erlös aus deren Verdußerungen,

Erbverpachtungen rc. zur regelmäßigen Verzinsung und Tilguug der Staatsschulden. 26. 57. — .. auch
Domainen und Forsten.

Staatsminisierium, den Verlammlungen desselben kann der Prásident des Staatsraths nach seiner Wahl
beiwohnen, ohne Mitglied des ersteren zu sein. 28. 5.

Staatspapiere, verlorne oder vernichtere, Verfahren bei deren Aufgebot und Amortisation. 28. 601 —63.
s. auch Kassen-Anweisungen, Papiere, #ffentliche geldwerthe, desgl. Staatsschuldscheine.

Staatsrath, der Präfident desselben kann den Versammlungen des Staatsministeriums nach seiner Wahl
beiwohnen, ohne Mitglied des letzteren zu sein. 28. 5.

Sctaatsschatz, welche zufällige Einnahmen als demselben übereignet anzusehen sind. 26. 58.
Staatsschulden, Fonds und Revennen zu deren regelmäßigen Verzinsung und Tilgung. 26. 57.
Staatsschuldscheine, deren Tilgung soll nicht mehr durch Verloosung, sondem fernerhin wiederum durch

Ankauf stattfinden. 26. 18. — deren theilweise Einziehung gegen die um 6 Millionen Thaler ver-
mehrten Kassenanweisungen. 27. 33.

Stadte, Beschränkungen bei deren Neuanlagen oder Wiedcraufbau in der Nähe von Festungen. 28. 123.
Städte-Befesiigungen, aus den letzten Kriegejahren erhalten, Anordnungen nücksichtlich derselben.

28. 128. 129.

Stadt-Mauern, hore, Thürme und Wälle, deren willkührliche Abtragung ist den Stadtgemeinen nicht
gestattet. 30. 113. — verfallene, Aufbringung der Kosten zu deren Erhaltung und Wiederherstellung,
im Fall diese für nothwendig erachtet werden; ebendaselbst.

Stände, Kreis-, Verfahren bei deren Zusammenberufung. 30. 7. — deögl. bei Abfassung und Ueber-
weisung ihrer Petitionen und Eingaben. 30. 7. 8. — einzelne Mitglieder derselben sind dazu nicht befugt;
cbendaselbst.— deren Theilnahme an der Veranlagung der Klassensteuer und an der Prüfung der dagegen
erhobenen Beschwerden. 30. 19. — deren Einrichtung, Versammlungen (Kreistage), und Abgcordnetr,
(Kreistags-Abgeordnete, Kreis-Deputirte) nach der Kreis-Ordnung für die Provinz Preuten. 28.
31— 38. — degl. für das Großherzogthum Posen. 29. 3 — 8. — desgl. für das Herzogthum Schle-

sien,
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sien, die Grafschaft Glatz und die Oberlanfitz. 27. 71— 74. — desgl. für die Niederlausitz. 26. 112.
—Deklaration derselben in Beziehung auf die zum Spremberger Kreise gerechneten Städte. 27.127.—
Verhältnisse der Kreis -Konvente des alten Gubener Kreises. 29. 38. — desgl. der Soranschen und Trie-
belschen Vasallen-Konvente. 29. 64. — Kreis-Ordnung für die Provinz Sachsen. 27. 4—58.—
desgl. für Westpholen und die Rbeinprovinzen. 27. 117—122.— Mdodißtkation deren Bestimmungen
rücksichtlich der Theilnahme der ehemaligen Reichsstände (Standesherren) in diesen Provinzen an den Kreis-
Versammlungen und deren Beschlüssen. 27. 121.— 29. 17.

Stände, Provinzial-, nähere Bestimmungen über deren Anordnung in der Provinz Preußen. 28.
28—34. — desgleichen in dem Herzogehum Schlesien, der Grafschaft Glatz und dem Markgrafthum
Oberlausitz. 27. 61—71. — in der Provinz Sachsen. 27. 47— 53. — in Beziehung auf dle Stadt
Oebisfelde. 27. 122. —desgl. in der Provinz Westphalen. 27. 109 — 117. — desgl. in den Rhein-
Mobinzen. 27. 103—109.

Standesherren, (vormalige Reichsstände), in Westphalen und den Rhelnprovinzen, Theilnahme derselben
an den Versammlungen und den Beschlüssen der Kreisstände durch Bevollmächtigte. 27. 121.— 29. 17.

Standesherrliche Besitzungen, in wie welt solche als im Kommunal-Verbande begriffen zu betrachten,
und gleich den landesherrlichen Domainen darin zu behandeln sind. 29. 117.

Ständische Angelegenheiten, Ressort der Ober-Präsidenten in selbigen. 26. 1. 7. — rücksschtlich der-
selben liegt den Regierungen nur ob, die Aufträge der letztem auszurichten. 26. 7.

Steinbrüche, deren Anlage und Benutzung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 125.
Sceinkohlen, s. Brennmaterialien.
Steinpflastergeld-(Dammgelder-) Tarif, für die Stadt Demmin. 30. 141. — desgl. für Frankfurt

a. d. O. 26. 15. — für Lieberose. 26. 74. — für Vlotho. 26. 11.
Stempel, zu Gesuchen und amtlichen Ausfertigungen, deren Anwendung in Beziehung auf das dabei

obwaltende Privat-Interesse. 29. 16. — zu den bei den Heirathsakten erforderlichen Notorictäts=
Akten. 29. 1. — zu Verträgen über Angaben an Jahlungsstatt, nach dem Stempelsteuersatze vom
Kaufwerthe und von Kaufverträgen. 20. 21. — Vorschriften für deren Anmendung im Verkehr mit
Wechseln. 30. 9. 10. — desgl. bel kaufmännischen Assignationen und Handbilleto, so wie bei letres
de change und billets à ordre; ebendaselbst.— Strafbestimmungen für Uebertretungen dieser Vor-
schriften; ebendafelbst.

Stempelfreiheit, bei Ablssungen in den ehrmals königl. westphälischen, bergischen und franzsischen Landes-
theilen, und bei den daraus herworgehenden Eintragungen in die Hypothekenbücher. 29. 902. — der
Sechandlung und der Woll-Eigenthümer in deren Verhandlungen uber Belcihungs-, Lagerungs= und
Verkaufegeschäften. 26. 44.

Stempel-Gesetz, vom 7ten März 1822. — Abänderung und Erleichterung dessen Vorschriften über die
Stempclabgaben beim Verkehr mit Wechseln. 30. 9. 10.

Stempel-Kontraventionen, bei Wechseln, deren Bestrafung. 30. 9. 10.
Stempel-Steuer, gehört zu den allgemeinen Staatsabgaben, über deren Entrichtungs-Verbindlichkeit

der ordentliche Weg Rechtens nicht statt findet. 20. 10. — in wie weit davon nur eine Ausnahme
zuläßig ist; ebendaselbst.

Stempel-Tarif, Ernläuterung der darin vorkommenden Rubriken: „amtliche Ausfertigungen“ und
„Gesuche.“ 209. 10. — „HKaufverträge.“ 29. 21. — „Sgpielkarten.“ 29. 100. — Wechsel,
gezogenc. 30. 9.

Sterbe-Quartal, dessen Bewilligung für Kommunal-Beamte. 26. 13.
Stettiner See-Assekuranz-Gesellschaft, s. See-Assekuranz-Gesellschaft.
Steuer-Aerar, erbländisches und Seift-Naumburgischec, Auseinandersenung mit dem Großherzogkhum

Weimar=Eisenach rucksichtlich desselben in Beziehung auf die chemals königl. sächsischen Gebietstheile. 26.
(Anhang) S. 4.
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Steuer-Beamte, Verantwortlichkeit derselben wegen zu wenig berechneter oder zu viel eingezogener
Gefälle. 27. 132.

Steuer-Defraudationen, mit denen von Juschlägen für Bezleks= oder Gemeine-Ausgaben verbunden,
Festsetzung und Einziehung der Strase für solche nach dem Gesammt-Betrage. 28. 19. — zur Ein-
ziehung von Geldbußen in selbigen sollen niemals Subhastationen von Grundstücken extrahirt, vielmehr
erstere in solchem Fall in Gefängniß= oder nach Umständen in Juchthausstrasen verwandelt werdem 26.
106. — findet auf Grundstücke von Ausländem keine Anwendung, die außer Landes sind, und kein
anderes Vermögen im Inlande besitzen. 29. 127.

Steuer-Direktionen, Provinzial-, über deren Verwaltung führen die Ober-Präsidenten die Obcraufsccht,
welche jenen untergeordnet sind. 26. 1. 2. — Berichtserstattungen derselben unter Konkurrenz der
letzteren. 26. 2. "

Steuer-Direktoren, Provinzial-, haben bei den Regierungs-Sitzungen ein Votum. 26. 9.
Steuer-Kredit-Kasse,
Steuer-Kredit-Schulden, Auseinandersetzung mit dem Großherzogthum Weimar-Eisenach rücksichtlich
derselben in Beziehung auf die ehemals bönigl. sächsischen Gebietstheile. 26. (Anhang) S. 2. f.f. — wegen

künftiger Behandlung und Verwaltung dieser Schulden; ebendas. S. 9. 10.
Steuern, direkte und indirekte, Regierungs-Abtheilungen für deren Verwaltung und Ressort derselben. 26.

7. 8. — sür letztere bestehen solche nur, wo nicht Steuer-Direktoren für die ganze Provinz bestellt find.
26. S. — (. übrigens Abgaben.

Steuer-Verträge, mit fremden Staaten, (. Joll= und Handelsverträge.
Stifter, aufgehobene, im vormaligen Königreiche Westphalen, Liquidation der Ansprüche an selbige. 27.

14. 19.— Bestimmung-der Fonds und Etats, auf welche deren Schulden zu übernehmen sind. 27. 128.
Stiftungen, fromme und milde, Auseinandersetzung rücksichtlich deren Fonds mit dem Königreiche Sachsen

in Beziehung auf die an Preußen abgetretenen Ländertheile. 26. (Anhang) S. 45 — 56. —deögl. mit
dem Großherzogthum Sachsen Weimar-Eisenach. 26. (Anhang) S. 19. — geistliche, . Klöster.

Stipendien-Fonds, bei Gymnasien, gelehrten Schulen und Schullehrer-Seminarien, deren Verwaltung
und Wahrnehmung des keniglichen Kollaturrechts bei selbigen durch die Provinzial-Schulkollegien. 26.6.

Stolgebühren, der Geistlichen, Veränderung der für selbige bestehenden Taxen oder Einführung neuer
unter Konkurenz der Konfistorien. 26. 6.

Straf-Agio, bei unterlassener Zahlung in Kassen-Anweisungen, dessen Herabsetzung von 2 fgr. auf
1sgr. für den Thaler. 27. 166.

Strafen, deren Anwendung gegen Beamte, wegen Verschwendung leichtsinnigen Schuldemmachens, verletzter
Amtsverschwiegenheit r2c. 26. 2.10. — für die wissentliche Verausgabung falscher Kassen-Anweisungen. 30.
21. — für die Verfälschung versiegelter und mit Etiquekten versehener Geldbeutel, Geldpackete und
Geldrollen im den Provinzen, in welchen das französische Strafgesetzbuch noch gilt. 26. 122. — für
die Nichtanwendung der neuen Münzeintheilung im Handel und Verkehr, bei öffentlichen Verhandlungen 2c.
26. 116. — 30. 3. 4. 22. 23. —deögl. für den Gebrauch fremder silberner und kupferner Scheide=
münze im Tausch und gemeinen Verkehr, mit Ausnahme desjenlgen in den Grenzbezirken und Grenzstddten.
26. 115. — 30. 3. — deögl. für den Gebrauch der alt schwedisch-pommerschen Munzen in Neu-Vor-
pommern. 30. 22. 23. — für die Behaltung auswärtiger Fotterie-Loose und für das Spielen mit
selbigen. 29. 63. — für Uebertretungen des Chausseegeld-Tarifs und der damit in Verbindung stehenden
Anordnungen. 28. 67. — für defraudirte Chausseegefalle von vorgelegten und demnachst zurückgelas-
senen Gespannen. 30. 107. — für Uebertretungen des Tarifs der Schiffahrks-Abgaben auf den Wasser-
straßen von der Oder zur Elbe und umgekehrt. 28. 110. — desgl. auf den kleinen Wasstrstraßen im
Bezirbe der Regierung zu Potsdam 30. 117. — für ungestempelte Maatze und Gewichte bei Waaren-
Verkäufern. 27. 83. — für Steuer-Defraudationen, mit denen von Zuschlägen für Bezirks= oder
Gemeincausgaben verbunden, deren Festsetzung und Einziehung. 28.19. — für Jolldefraudationen durch,
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unrichtige Waaren-Deklarationen. 29. 95. — für Stempcl-Kontraventionen bei Wechseln. 30. 9. 10.
—für Uebertretungen der in der Verordnung über die polizeilichen Verhältnisse des Leinengewerbes in
Schlesten enthaltenen Vorschriften. 27. 88. 89. f.f. — für Ucbertretungen der Königsberger, Danu-
ziger und Elbinger Börsen-Ordnungen. 27. 130. — 30. 44. f. f. — 30. 77. f.f. — für die Ueber-
tretungen der Verordnungen wegen Einführung gleicher Wagengeleise; #. letztere. — für verabschicdete
Militairpersonen und Civilbeamten wegen Vergehen, deren Ausdchnung auf den Verlust von Titeln und
sonstigen Diensiprädikaten. 30. 2. — deögl. bei beurlaubten Landwehr-Offizieren auf den Verlust der Offi=
zier-Charge. 30. 80. — für Soldaten wegen Diebstähle an Sachen ihrer Kameraden. 29. 126. —
des falschen Eide, treffen auch Mennonitcn, wenn sie die statt des Eides mittelst Handschlages abzu-
gebende Versicherung mißbrauchen. 27. 28. — . auch Forfistrafen, Geldstrafen.

Strasgesetzbuch, franzssisches, Amwendung der, Artikel. 40 1. desselben bestimmten Strafen auf die
Verfälschung versiegelter und mit Etiquetten versehenen Geldbeutel, Geldpakete und Geldrollen.

26 2
Strafrecht, der Patrimonial-Gerichtsherren, ohne Juziehung ihrer Gerlchtshalter, bei geringeren Poli-

zei-Vergchungen und Verbrechen. 27. 26.
Straßen-Blastergeld, s. Steinpftastergeld-Tarif.
Strom-Bauten, über die Grenzen eines Regierungsbezirks hinaus, dazu ressortiren die Vorsthläge von

dem Ober-Prästdenten. 26. 2.
Syubalternen-Beamte, (. Regierungs-Subalternen und Justiz-Subalternen-Beamte.
Subhastationen, gerichtliche, bepfandbriefter Güter, deren Einleitung auf Antrag der Kredit-Dircktio-

nen, ohne vorgängiges Erkenntniß. 29. 22. — f. übrigens Güter, Grundstücke.
Suhl, Stadt, f. Schleusingen, Kreis.
Superintendenten, deren Anstellung und Einführung. 26. 6.
Suspension ab oflicio, (. Amto-Suspenston.

T.
Taback, inländischer, Entrichtung der Steuer von selbigem nach der Größe der alljährlich mit selbigem

bepflanzten Grundfläche, in vier Abstufungen (Klassen), zufolge der allerhöchsten Kabincts-Ordre
vom 29 tenMärz 1828. — 28. 39. —die früheren über die Versteuerung desselben und über die
Erhebungs-Kontrolen gegebenen Bestimmungen sind aufgehoben. 28. 39.

Tapiauer Baumgeld, dessen Aufhebung. 28. 41. — desgl. des dortigen Jolls von Gemüfekäh=
nen; ebendafs.

Tarifs, für die Erhebung von Chausscegeldern, Fährgeldern, Stein-Pflastergeld 2c., s. diese.
Taxatoren, vereidete, deren Anstellung bei öffentlichen, ftlädtischen Pfand-Leihanstalten. 26. 81.
Templiner Kanal, (. Kanalgefülle.
Testamente, (letztwillige Verordnungen), Kompetenz der Gerichtoämter rückschtlich derselben. 27. 101.
Thaler,soll im Handel und Verkehr, bei öffentlichen Verhandlungen 2c., nicht anders als zu 30 Silbergro=

schen berechnet werden. 26. 116. — 30. 3. 22. — fH. auch: Kronenthaler.
Theatralische Vorstellungen, zu selbigen ertheilen die Ober-Präsidenten die Konzessionen. 26. 4.
Titel, verabschiedeter Militairpersonen und Clvilbeamten, Erkennung auf deren Verlust bei Vergehen,

welche früher deren Dienstentsetzung zur Folge gehabt haben würde. 30. 2. — kaufmüännischer Mit-
glieder bei Handelsgerichten, können solche auch nach ihrer Ausscheidung fortführen. 30. 110.

Titulus possessionis, (. Besitztitel.
Todeserklärungen, der aus den Kriegen von 1806. bis 1815. nicht zurückgekehrten Personen, abge-

kürztes Verfahren rücksichtlich derselben. 28. 93. — durch selbige erhalten in den Rheinprovinzen
die Ehefrauen das Recht, die Treimung der Ehe durch den Beamten des Civilstandes aussprechen zu
lassen. 28. 94.

Torf, s. Brenumaterialien.
Trans-
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Transportkosten, deren gegenseitige Erstattung nach der mit Rußland und Polen abgeschlossenen Kartel-

Konvention. 30. 98. 103.— desgl. bei Auslieferung von Verbrechern nach dem mit Nassau getroffenen
Abkommen. 28. 43.

Triebel, Herrschaftin der Niederlausitz, f. Lausitz.
Truppen-Dislokationen, Ressort der Ober-Präsidenten bei selbigen. 26. 2.

u.
Umschlags-Termin, in Neu-Vorpommern, s. Pommern.
Union, durch den Beitritt zu selbiger sollen die evangelischen Gemeinden, die Kirchen= oder Schul-

Stellen, in ihren durch Stiftungen, Schenkungen oder sonst erworbenen Rechten gegen einander nicht
beeinträchtigt werden. 30. 64.

Universität Wittenberg und deren Stipendien-Stiftungen, finanzielle Auseinandersetzung rücksichtllch
derselben mit Sachsen-Weimar-Eisenach. 26. (Anhang) S. 19.

Unstrut, Tarif für die Erhebung der Schleusengefälle auf selbiger. 27. 9. — 11.
Unterbediente, in städtischen und Kommunal-Diensten, Verfahren rücksichtlich der als solche auf Kündi-

gung angenommenen und wieber entlassenen Militair-Invaliden. 29. 41. — auch Invaliden.

Untcrofüizire, civilgerichtliche Vorladungen derselben, s. Vorladungen; such Militairpersonen.
Unterrichts-Angelegenheiten, Ressort der Provinzial-Schulkollegien in selbigen. 26. 5. 6.
Unterrichts-Anstalten, sfinanzielle Auseinandersetzung rücksichtlich derselben mit Sachsen-Weimar-Eisenach

in Beziehung auf die ehemals königl. sächsischen Gebietstheile. 26. (Anhang) S. 19. — (. übrigens
Gyomnasien, Schulen, Schullehrer c.

Untersuchungen, deren Anordnung gegen pflichtwidrige und unsittliche Beamten. 26. 2. 10. — gegen
Subalternen-Beamte der Justizbehörden, rücksichtlich derselben bleibt es bei dem bisherigen Verfahren.
28. 6. — gegen Militair-Beamte bei Amts-Suspensionen und unfreiwilligen Dienstentlassungen.
26 86. —geringerer Polizei-Vergehungen und Verbrechen, Befugniß der Patrimonial-Gerichtsherren
zur Führung derselben. 27. 20. — s. auch Kriminal-Untersuchungen.

Unterstätzungen, für Wietwen und Waisen ehemaliger öffentlicher Beamten und Diener, sind von Bei-
tráägen zu den Gemeindelasten befreit. 29. 9.

Urkunden, deren Auastellung und Ausfertigung von Seiten der Regicrungen. 26. 9. — deren Bestäti-
gung in bänerlichen Regulirungen, Separationen, Auseinandersetzungen 2c. 26. 10. 11.

Urlaubs -Bewilligungen, deren Ertheilung für die Regierungs-Mitglicder resp. durch die Regierungs-
Prüsidenten und Ober-Präsidenten. 26. 4.

V.
Basallen-Konvente, der Landschaften Sorau und Triebel in der Niederlausitz; f. Lausitz.
Verbrechen, Polizei-, geringere, knnen von den Patrimonial-Gerichteherren persänlich und ohne Zuzichung

ihrer Gerichtshalter untersucht und bestraft werden. 27. 20. — die Bestimmungen des Allg. 2. R. Th. II.
Tit. 17. F. 73. undf. f. sind daher auf jene S#. 01. und 62. I. c. bezeichuete Straffälle nicht zu
bezieh en. 27. 26.

Verbrecher, flüchtige, Behandlung und Auslieferung derselben nach der mit Rußland und Polen bestehen-
den Kartel-Konvention. 30. 87. 97. f.f.— Kostenaufbringung für selbige bei Auslieferungen gegen

Naissan. 28. 43. f.
Verfalschungen, von Geldbeuteln, Papieren, offentlichen geldwerthen, rc., . diese.
Verfugungen, inländische gerichtliche, Empfangobescheinigungen uber deren Insinuation i

25. J. — s. auch Regierungs-Verfügungen.

Verhaftung, persänliche, s. Personal-Arrest.
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Verleger, Sicherung deren Verlagswerke vor dem Nachdruck, 1. letzteren.
Verloosungen, behufs der Auselnandersetzung und Theilung gemeinschaftlicher Sachen, deren Gestattung.

27. 30.
Vermögens-Beschlagnahme, gegen Deserteure, . diese.
Vermägenssteuer-Stkempel, die mit selbigem nicht bedruckten sffentlcchen Papiere sollen von allen wei-

teren Nachforschungen befreit bleiben, und deren freier Umlauf und Zinserhebung dadurch nicht mehr
beschränkt werden. 28. 87.

Verordnungen, letztwillige, s. Testamente.
Verordnungen, allgemeine, f. Gesetze.
Werpächter, deren Verhältnisse zu den Pächtern bei Ablösungen in den ehemals königl. wesiphalischen, ber-

gischen und französischen Landestheilen. 29. 86 — B8. 90.
Verpachtungen, und Wiedewoerpachtungen, sollen in Stelle der Sequestrationen bei Anwendung des fis-

kalischen Erekutionsrechts gestattet seyn. 26. 12.
Verschwendung, deren unnachsichtliche Rüge gegen Beamte im Disciplinarwege. 26. 10.
Versicherungs-Anstalten, f. Privat-Versicherungs-Anstalten.
Versielgerungen, (Auktionen), verfallener Pfänder bei sffentlichen Leihanstalten, Verfahren rücksichtlich

derselben. 26. 83.
Verträge, (Kontrakte), deren Schließzung und Ausfertigung von Seiten der Regierungen. 26. 9. — deren

Bestätigung in bäuerlichen Regulirungen, Separationen, Auseinandersetzungen r2c. 20. 10. 11.— von
den Regierungen oder Provinzial-Schul-Kollegien, Namens der unter ihrer Verwaltung stehenden Institute,
mit Privatpersonen abgeschlossen, Ausübung des Exekutionsrechts rücksichtlich derselben gegen letztere.
26. 11. — über Angaben an Jahlungsstatt, Entrichtung der Stempelsteuer vom Kaufwerthe und von
Kaufverträgen bei selbigen. 29. 21.

Verwaltungsbehörden, Verfahren bei den Kompetenz-Konflikten zwischen selbigen und den Gerichten.
28. 86. — Ausübung des fiskalischen Exekutiongrechts von Seiten derselben. 26. 10. 11. — in den
neuen und wieder eroberten Provinzen, in Beziehung auf deren Ressortverhältnisse sollen nur die allgemei-
nen Instruktionen derselben, nicht aber die, mit selbigen nicht zu vereinbarende fremde Gesetzgebung,
zur Richtschnur dienen. 27. 7. — S. auch Ober-Präsidenten, Regicrungen, Stcuer-Direktionen 2c.

Verwaltungs-Berichte, allgemeine und jährliche, deren Erstattung von Seiten der Regierungen, Pro-
vinzial-Stcuer-Direktionen und General-Kommissionen, unter Konkurrenz der Ober-Präásidenten. 26. 2.
—deögl. von Seiten der Ober-Prdsidenten. 26. 4.

MBieh, darf auf Chausseen und in den Chaussergräben nicht gefüttert, geweidet oder angebunden
. 67.

Biehmärkte, deren Bewilligung durch die Ober= Präsidenten. 26. 4.
Biehseuchen-Kordons, welche sich auf mehr als einen Regierungobezirk der Provinz erstrecken, ressortiren

von dem Ober-Prásidenten. 26. 1.

Viktualienhändler, auf dem Lande, bedürfen zum Getränkehandel, wie bei Errichtung neuer Schank-
stätten, der Genehmigung der Kreis-Polizeibchsrde. 27. 174.

Misitationen, dandes-, s. Landes-Visitationen.
Vlotho, Stadt, im Mindeschen Regierungsbezirke, Tarif für die Erhebung des Steinpflastergeldes in

selbiger. 26. 14.
Volkenrode, Herzoglich-Sachsen-Koburg-Gothaisches Amt, Vertrag über die von dem Verkchr mit

selbigem zu erhebenden Gefälle. 29. 121 — 125.

Vollbürtig, in Beziehung auf adliche Ahnen, (. diese.
Vollmachten, diesseitiger Unterthanen, in den übersecischen Ländem, Befugniß der preußf. Konsuln und

Konsulat-Agenten zu deren Aufnahme und Attestirung. 30. 2.
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Vorladung, öffentliche, (Ediktal-Vorladung),, wegen verlommer oder vernichteter Staatspapiere. 28. 62,
—der Legatarien, zur kegitimarion als Verwandte einer bestimmten Person, gleich den unbekannten
Erbschafts-Interessenten. 29. 23. — civilgerichtliche, der Unteroffiziere und gemeinen Soldaten, das
über deren Instnuation im &amp;. 54. des Anhanges zur Allgem. Gerichtsordnung vorgeschriebeneVerfahren
soll auch in denjenigen Landestheilen Anwendung finden, wo letztere noch nicht Gesetzkraft erhalten
hat. 27. 31. — an die Mltglieder der Kirchen= Gemelnen in größern Städten, Verfahren bei deren
Insinuation. 20. 40. — ( auch Aufgebot, öffentliches.

Wormundschaften, Kompetenz der Gerichksämter rücksichtlich deren Leitung. 27. 101. — (4. auch.
Geschlechts-Vormundschaft.

Vormundschafts-Sachen, bei den Unkergerlchten schwebend, in stlbigen können die Pupillen-Kolleglen
der Ober-bandesgerichte, im Großherzogklhum Posen das Ober-Appellationsgericht, die Dlspensatlon
von der Nothwendigkeit der Subhastation unbeweglicher Güter der Pflegebefohlencn erkheilen. 30. 144.

Vorstädte, bei Festungen, deren Anlegung, Jerstérung im Laufe eines Krieges, und demnächstiger
Wiederaufbau derselben. 28. 123. 129.

Vota, (. Regierungs-Vota.

W.
Waaren, auf Packhofslagern niedergelegt und daselbst durch zufallige Ereignisse vermindert, Steuer-Erlaß

von selbigen. 28. 19. — selbstverfertigte, deren Umhertragen auch von Ausländern in den angreuzenben
Bezirken ihres Wohnorts, ohne Gewerbeschein. 30. 1

Waaren-Aufkäufe, im Umherziehen, behufs des Wiederverkaufs, unter dem Beding der frachtweisen
Beförderung derselben, Ausstellungen von Gewoerbscheinen auf selbige ohne Beschränkungen. 26. 61.

Waarenbestellungen, im Umherzichen, Ausstellung von Gewerbescheinen auf selbige ohne Beschränkungen,
für den ganzen Umfang der Monarchie. 26. 61. —steuerfreie Wiederausfertigung der Gewerbeschtine
auf selbige beim Wechsel der damit für inländische Kaufleute und Fabrikanten umherreisenden Persönen,
während des Steuerjahres. 30. 17.

Waaren-Deklarationen, behufs der Entrichtung der Jollgefäle, Strafbarkeit der unrichtigen Ferkigung
derselben. 29. 95.

Waaren=Transporte, Vorschriften rücksichtlich derselben in Beziehung auf die Zollstraßenin den Grenz-Bezirken. 27.
# Vortälll. , dürfen keine ungestempelte Maaße und Gewichte in Besitz oder Gebrauch nehmen.

83. — verwirken, außer der Polizeistrafe, deren Konfiskation; ebendaselbst.
Wachnkne , in den Städten, in wie weit zu deren Leistung die Bürger auch in den wieder croberten

und neu erworbenen Landeakheilen verpflichtet sind. 29. 93.
Wachterhütten, deren Anlegung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 122. 123. 4126.
Wachtmeister, des stehenden Hecres und der Landwehr, mit Ausschluß der Garden, die gegen felbige

auf Srget und Verlust des Portespees gerichtetenErkenntrisse bedürfen der allerhöchsten Bestätigungnicht. 27.Wishscheinse .Jagdscheine.
Wagen, müssen sich auf den Chausseen nach der rechten Seite hin halb ausweichen. 28. 67.
Wagen-Geleise, (Schlitten- Geleise, Schlittenkappen), gleiche, deren Einführung im Abnigreiche

Preutzen. 28. 25. — deögl. in der Provinz Posen. 30. 119. — desgl. in der Provinz Sachsen.
30. 111. — desgl. im ganzen Provinzialverbande der Mark Brandenburg und des Markgrafthums
Niederlausitz, mit Bezug auf die Verordnung vom 14ten März 1805. — 29. 103. —deögl. in der
Provinz Westphalen. 29. 97.

Waisen-Unterstützungsgelder, s. Kinder-Erziehungsgelder.
Waldeck, Fürstenthum, Vereinbarung mit selbigem gegen den Bücher-Nachdruck. 28. 21.
Waldungen, s. Forstfrevel.

Wall-
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Wallmäer, auf die Kriegs -Urtikel vereidet, werden bei Dienst-Entlassungen noch diesen behon-delt.
Warschau, ehemosiges Herzogthum, r— v. Termin für die Ansprüche der in Diensten gestandenen

Offiziere auf Reformgehalt oder Pension. 28. 45. — Präklusiv-Termin 5 die Entschddigungs-
Ansprüche aus dessen Feuer-Versscherungs-Sozietäkt, diesseitigen Antheils. 20. 120.— (. auch
Posen, Großherzogthum.

Wartegelder, aus den vormals königl. sächsischen Gebiekstheilen übernommen, Auseinandersetzung. darüber
mit dem Großherzogthum Weimar-Eisenach. 26. (Anhang) S. 15.

Wartegeld-Empfänger, Zulässigkeit des Personal-Arrestes gegen selbigein Schulden-Sachen. 26. 14.
Wassermühlen, deren Anlegung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 124.
Weber, von, Maria, Kapellmeister, s. Oberon.
Weber mit nicht mehr als zwei Stühlen, deren Befrciung von der Gewerbestcucr. 29. 46.
Weberei, besonders für Leinenfabrikate in Schlesten, allgemeine Vorschriften für deren Betricb. 27. 29. f.f.
Wechsel, (kaufmännische Assignationen und Handbillets, letires de change, billets à ordre), erleich-

ternde Vorschriften über die Stempelabgaben beim Verkehr mit selbigen. 30. 9. 10. — Strafbestim-
mungen für Uebertretungen derselben; ebendaselbst. — auf den Verkehr mit selbigen findet die Bestimmung
wegen der Berechnungsart nach der neuen preußischen Münzeintheilung nicht statt. 26. 116. — 30. 4.

Weifen, (Haspel), Maaß beim Leinengarn in Schlesten, deren Gebrauch und Verhältnig zur preußischen
Elle. 27. 88.

Weimar-Eisenach, f. Sachsen-Weimar.
Werden, Guafschaft, in Westphalen, Herstellung der allgemeinen ehelichen Gütergemeinschaft in selbi-

ger. 26. 23.
Werthflücke, deren Sendung mit der Post, f. Porto.
Weser-Schiffahrtsakte, vom 10ten September 1823., Genehmiguugs-Urkunde zu den dieselbe ergdn-

zenden Bestinimmungen, vom 14ten Februar 1826. — 26. 25 — 39.
Weserzolle, deren Ermaßigung und anderweite Festsetzung. 26. 26. f. f. I1. — Maaß- und Gewichts-

rc. Tabellen fur deren Erhebung. 26. 29. 35. —Zollstatten fur selbige. 26. 26. 31. — deren
Erhebung nach der Abgaben-Erhebungs-Rolle für 1/36. — 27. 152. 160.

Weslphalen, Herzogthum, Provinz, nähere Festsetzungen in Beziehung einiger wegen Anordnung der Po-
vinzialstände in selbiger vorbehaltenen Vorschriften, vom 13. Juli 1827. — 27. 109—117.—
Kreis-Ordnung für selbige, von demselben Tage; 27.117— 122. — Modifation der Beslimmungen
im F. 24. derselben rücksichtlich der vormaligen Reichsstände (Standesherren). 29. 17. — Sicherstel-

lung der Rechte der Fideikommiß-Anwarter in derselben, bei Verdußerungen, Verschuldungen und
Todesfällen. 30. —Fristverlängerung bis zum 1sten Septbr. 1827. zur Anmeldung der Real-
Ansprüche der * Hypotheken-Gläubiger iu selbiger. 26. 64. — desegl. bis zum Isten Septem-
ber 1828. — 27. 85. — Praklusiv-Termin für die Liquidation und Feststellung der von den ehemali-
hen Landständen desselben verbrieften, aus dem 7jährigen Kriege herrührenden sogenannten Fourage-Kopi-
talien. 27. 35. — Verhältnisse der Mennoniten in selbiger in Bezichung auf Militairpflccht. 30. 82.—
Einführung gleicher Wagengcleise in derselben. 29. 97.

Wesiphalen, vormaliges Königreich, Ordnung wegen Ablöfung der Reallasten in den zu selbigem gehörig
gewesenen Landestheilen, vom 13ten Juli 1829.— 29. 65 — 92. — Regulirung dessen Cenkral=
Schuldenwesens, preußischen Antheils, und Bestimmungen über das dabei ststtfindende Elquidations-Ver-
fabren. 27. 13—18.—PeremtorischerTerminfür felbiges. 27. 19. — welche Forderungen und
Ansprüche von der Liquidation einstweilen oder gänzlich und für immer ausgeschlossen bleiben. 27. 18. —
Bestimmung der Fonds und Etats, auf welche jene Schulden theilweise zu übermehmen sind. 27. 128.

Weslphälische Departements, vormalige, der Elbe, Saale und des Harzes, Präklusio-Termin zur
Anmeldung der Ansprüche an deren während der Fremdherrschaft bestandenen Departemental= Fonds.
26. 10. — 27. 14. 19.
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Westphälische Reichs-Obligationen, kiguidation der in selbigen anerkannten Staatsschulden preußischen
Antheils. 27. 14. f.f.19.— desgl. der Zinsrückstände auf selbige. 27. 18.

Westpreußen, Prooinz, Verlängerung des Kapitalien-Indults für deren Kredit-Systeme bis zum Weib-
nachts-Termine 1831. — 28. 131. — Aufßhebung der in einigen Theilen derselben noch bestehenden
Geschlechtsvormundschaft. 29. 52. — S. auch Preußen.

Westpreußische Enklaven, dem Cösliner Regierungsbezirke einverleibt, Aufhebung der Geschlechtsvor-
munwschaft in selbigen. 30. 24.

Wetzlar, (Wetzlar-Braunfels), Stadt und Kreis, Steuer-Regulirung in selbigen. 26. 88. 89. — Uuf-
hebung einiger in selbigen nach vormaligen Landesverfassungen erhobenen landesherrlichen Abgaben. 26.
89. — 28. 72. — Jollverwaltung und veränderte Steuer-Einrichtung in denselben, in Verbindung und
in Ausführung des Joll-Vereinigungsvertrages mit Hessen -Darmstadt. 28. 52. 72.

Wilmanns, Buch= und Kunsthändler zu Frankfurt a. M., erhale für seine Panoramen der Rhei
Maingegenden ein Privllegium gegen den Nachstich und Nachdruck. 29. 20.

Windmühlen, deren Anlegung in einer gewissen Entfernung von den Festungswerken. 28. 125.
Witten, (. Schillingsstücke.
Wittenberg, Universtät, s. letztere.

Wittgenstein, Grafsschaften, Fristverlängerung bis zum 1sten Septbr. 1827. zur Anmeldung der Real-
Ansprüche der ältern Hypotheken-Gläubiger in selbigen. 26. 64. —desgl. bis zum 1sten Septbr. 1828.
— 27. 85.

Wittwen-Pensionen, (1 letztere.
Wolle, auf Wollmärkten nicht verkuflich und der Scehandlung verpfändet, deren Veräußerung zur Ver-

fallzeit ohne Einwirkung gerichtlicher Behsrden. 26. 44. — Stempel-Freihcit in dergleichen Woll-Be-
leihungs-, Lagerungs= und Verkaufögeschäften; ebendaselbst.

Würker, mit nicht mehr als zwei Stühlen, deren Befreiung von der Gewerbesteuer. 29. 46.
Würtemberg, Königreich, Vertrag zwischen selbigem und Baiern einer Seits, und Preußen und Hessen-

Darmstadt anderer Seits, den Handel und gewerblichen Verkehr zwischen den gegenseitigen Unterthanen
dieser Staaten betreffend; vom 27sten Mai 1829. — 29. 53— 62. — Vereinbarung mit demselben
gegen den Bücher-Nachdruck. 28. 23.

3.
Zahlungen, an königliche Kassen, in Silbergeld, Berechnung der Zwangsquote in Kassen-Anweisungen

bei selbigen nach den einzelnen Zahlungs-Terminen. 26. 52.
Zäune, (Scacket= oder Flechtzune), nur solcher darf man sich zu Bewährungen und Einhegungen inner-

halb der ersten Festungs-Rayons bediencn. 28. 123.
Zehenten, von Bodenerzeugnsssen, in den ehemals königlich westphdlischen, bergischen und französischen

Landcstheilen, deren Ablssung. 29. 69. f. f. 70.
Jeugschreiber, auf die Kriegoartikel vereidet, werden bei Dienslentlassungen nach diesen behandelt. 26. 87.
Ziegeleien, deren Anlage und Benutzung innerhalb der Festungs-Rayons. 28. 125.
Ziegenrücker Kreis, s Erfurter Regierungsbezirk.
Zimmerplätze, deren Anlegung und Benutung immerhalb der Fesiungs-Rayons. 28. 126.
Zinsfuß, (Zinssatz), bei äffentlichen Pfand-Leihanstalten, dessen Bestimmung auf8 bis höchstens 124

Prozent. 26. 82. — im ostpreußischen Provinzialrechte bestimmt, in wie weit dessen Herabsetzung
statt finden kann. 27. 76.

Zinsrückstände, dle darauf von der ehemaligen königl. westphälischen Regierung ausgestellten Bons bleiben
für jetzt von der Liquidation und Festsetzung ausgeschlossen. 27. 18. *½

Zollbeamten, Verantwortlichkeit derselben wegen zu wenig berechneter oder zu viel eingezogener Gefällc.
27. 132.
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Zihehadatienen ,b, durch unrichtige Waaren-Deklarationen, deren Bestrafung. 29. 95.lle, s. Abgaben.
Jollordnung „ vom 26ten Mai 1818. — Anwendung des §. 69. derselben wegen Steuer-Erlaß von

den auf Packhofslagern niedergelegten und durch zufällige Ereignisse verminderten Waaren. 28. 19. —
Deklaration des F. 77. derselben wegen des Waarentrunsportsim Grenzbezirke. 27. 131. — Erläute-
rung und Ergänzung einiger Bestimmungen derselben über die Strafbarkeit unrichtiger Deklar#tionen goll-
pflichtiger Waaren. (F. 80. 81. 82. 111 — 115. 121.). 29. 95. 96. — Aufhebung des F. 108.
derselben in Beziehung auf die Ausführung der-bei der Zoll= und Steuererhebung vorgeschriebenen Süätze
und Anwendung anderer Bestimmungenin dessen Stelle. 27. 132.

3olhraßen, in den Grenzbezirken, Verfahren mcksichtlich der Waaren-Transporte innerhalb derfelben.— außperhalb derselben gelegene kandestheile, Regulirung der für letztere vorbchaltenen*126c. 87 — 100.
ollverträge, behufs des Beitritts zu dem preußischen indirekten Steuersystem von Seiten fremder Staaten,

namentlich: — mit Anhalt-Beinburg, vom 17. Juni 1826. — 26. 65 — 70. —desgl. mit Anhalé-
Dessau und Anhalt-Köthen, vom 17ten Juli 1828. — 28.99 — 106. —mit Hessen-Danmstadr,
vom 14. Februar 1828. — 28. 50 — 60. —zwischen Preußen und Hessen-Da#mstadt einer Seits
und Baiern und Würtemberg anderer Seits, vom 27sten Mai 1829. — 29. 53 — 62. — mil dem

souverainen Landgrafen zu Hessen, rücksichtlich des Oberamts Meisenheim, vom 3 #sten Dezember 1829.
— 30. 40 — 56. — mit dem Fürstenthum bippe-Detmold, rücksichtlich dessen umschlossenen Gebiet-
theile Lipperode, Cappel und Grevenhagen, vom #ten Juni 1826. — 26. 101 — 105. — desgl.
mit dem Großherzogthum Mecklenburg -Schwerin, in Beziehung auf die vom preußischen Staate um-
schlossenen Landestheile, vom 2ten Dezember 1826. — 27. 1 — 6. — mit dem Großherzogthum
Oldenburg, rücksichtlich des Fürstenthums Birkenfeld, vom 24fsten Juli 1830. — 30. 121 — 128.
—mit den Fürstenthümern Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenstein und Ebersdorf, vom 9ten Dezember
1829. — 30. 105 — 107. — mitSachsen, Coburg-Gotha, vom Aten Juli 1829. — 29. 111
—116. —desgl. rücksichtlich des Amtes Volkenrode, von demselben Tage. 29. 121 — 125. —
desgl. wegen des Fürsienthums Lichtenberg, vom 6ten März 1830. — 30. 57. 62. — mit Sachsen-
Meiningen, vom 3ten Juli 1829. — 29. 105 — 110.

Zuchthäuser, mit schon verurtheilten Verbrechem, deren Bewachung vom Militair auch bei vorübergehender
Abwesenheit der Garnison. 29. 93.

Zuckersiedereien, inländische, Stempelung deren Fabrikate. 27. 131. — Kontrolle der Venvendung des
für selbige zum Raffiniren eingchenden Zuckers; ebendafs.

Zwangs-Anleihen, königl. westphälische, s. Anleihen.
Zwangs= (und Bann-) Rechte, in den ehemals königl, westphälischen, bergischen und französischen

Landestheilen, deren Ablösung. 29. 82.
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Personal-Register.
Anhalt-Cöthen-Pleß, Fürst von, wird Mitglied des Staatsraths- 26. 16.
Carl. Herzog von Mecklenburg, Hoheit, wird Präsident des Staatsraths. 28. 5.
Lottum, von, Graf, General-Lieutenant und Staatsminister, wird erster Chef der Staaks-Buchhalterei.

26. 45.
Marwitz, von der, General-Lieutenant, wird Mitglicd des Staatsraths. 27. 31.
Motz, von, Staats= und Finanzminister, wird Fweiter Chef der Staats-Buchhalterei. 26. 45.
Rust, Dr., Geheimer Ober-Medizinalrath, wird Präsident des käniglichen Kuratoriums für die Krankenhaus-

Angelegenheiten. 30. 139.
Stein, vom, Freiher„, Staatsminister, wird Mitglied des Staatsraths. 27. 38.
Stolberg-Wernigerode, Grof zu, wird Mitglied des Staatsraths. 26. 10.
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	(No. 1241.)  Staats-Vertrag zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Seiner Herzoglichen Durchlaucht dem Herzoge von Sachsen-Coburg-Gotha über den Beitritt des Fürstenthums Lichtenberg zu einem Zollverbande mit den westlichen Preußischen Provinzen.  Vom 6ten März 1830.  [Vorstehender Vertrag ist am 7ten April 1830. und am 13ten März 1830. ratifizirt worden.]
	(No. 1242.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 28sten März 1830.,  betreffend die Aufhebung der in einem Theile des standesherrlichen Gebiets Solms-Braunfels noch bestehenden Vorschrift,  wegen Errichtung gerichtlicher Eheverträge.
	(No. 1243.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 14ten April 1830.  über die Ausschließung der Oeffentlichkeit der Verhandlungen über Münzverbrechen.
	(No. 1244.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 30sten April 1830.,  den Einfluß der Union auf die,  an die reformirte oder lutherische Konfession geknüpften Stiftungen, Schenkungen oder auf andere Weise erworbene Rechte evangelischer Gemeinden,  Kirchlichen- oder Schul-Stellen betreffend.

	Stück No. 9.
	(No. 1245.)  Verordnung,  die Ausübung der Jagd in den am linken Rheinufer belegenen Landestheilen betreffend.  Vom 17ten April 1830.
	Anlage  [zu §. 11.] [Königliche Order vom 21sten Januar 1812.,  über die Jagdbenutzung bei den Festungswerken.]
	Anlage  [zu §. 11.] [Königliche Order vom 9ten Juni 1821.,  zur Order vom 21sten Januar 1812.  über die Jagdbenutzung bei den Festungswerken.]


	Stück No. 10.
	(No. 1246.)  Börsenordnung für die Korporation der Kaufmannschaft zu Elbing.  Vom 24sten April 1830.
	(No. 1247.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 14ten Mai d. J.,  betreffend den gegen beurlaubte Landwehroffiziere von den Civilgerichten zu erkennenden Verlust der Charge als Offizier.

	Stück No. 11.
	(No. 1248.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 27sten April 1830.,  wegen unfreiwilliger Emeritirung oder Pensionirung in Untersuchung gewesener Geistlicher und Schullehrer.
	(No. 1249.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 16ten Mai 1830.,  über die Rechtsverhältnisse der Mennoniten in den westlichen Provinzen und Brandenburg,  in Beziehung auf ihre Militairpflicht.
	(No. 1250.)  Nachträgliche Bestimmung über die Anwendung der Vorschrift des §. 1.  der Ministerial-Instruktion vom 14ten Januar 1822.,  wegen Anlegung enger  vom Schornsteinfeger nicht zu befahrender Schornsteinröhren.  Vom 17ten Mai 1830.

	Stück No. 12.
	(No. 1251.)  Kartel-Konvention,  unterzeichnet von den Bevollmächtigten Sr. Majestät des Königs von Preußen und Sr. Majestät des Kaisers von Rußland,  Königs von Polen,  am  17ten und 29sten März 1830.  [Ratifizirt am 8ten April 1830.  und am 19ten April (a. St.)  1830.

	Stück No. 13.
	(No. 1252.)  Vertrag zwischen Sr. Majestät dem Könige von Preußen und Ihren Durchlauchten  den Fürsten von Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenstein und Ebersdorf,  den Beitritt zum Zollverbande betreffend.  Vom 9ten Dezember 1829.  [Ratifizirt am 7ten April 1830 und resp. am 5ten und 8chten März 1830.]
	(No. 1253.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 27sten Mai 1830.,  wodurch der §. 2. der Straf-Bestimmung zum Chausseegeld-Tarif vom 28sten April 1828.  ergänzt wird.
	(No. 1254.)  Gebühren-Taxe  für die Lehnskurien im Herzogthume Sachsen.  (Vom 28sten Mai 1830.)

	Stück No. 14.
	(No. 1255.)  Gesetz zur Aufhebung des in der Magdeburger Polizeiordnung enthaltenen Verbots des bäuerlichen Hordenschlages.  Vom 22sten Juni 1830.
	(No. 1256.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 22sten Juni 1830.,  über die Dauer der Amtsfunktionen der kaufmännischen Mitglieder,  welche bei Gerichten des Preußischen Rechts angestellt sind.
	(No. 1257.)  Verordnung,  die Einführung einer gleichen Wagenspur in der Provinz Sachsen betreffend.  Vom 10ten Juli 1830.

	Stück No. 15.
	(No. 1258.)  Allerhöchste Kabinetsorder,  die Erhaltung der Stadtmauern etc.  betreffend;  Vom 20sten Juni 1830.
	(No. 1259.)  Bekanntmachung einiger zusätzlichen und abändernden Bestimmungen zu dem unter dem 12ten März 1825.  bestätigten Plane der See-Assekuranzgesellschaft zu Stettin.  D. d.  den 26sten Juli 1830.
	(No. 1260.)  Schiffahrts-Vertrag zwischen Sr. Majestät dem Könige von Preußen und Sr. Königl. Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg.  Vom 26sten Juli 1830.  [Ratifizirt am 16ten August 1830.]
	(No. 1261.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 8ten August 1830.,  über die bürgerlichen Verhältnisse der Juden in den neuen und wieder erworbenen Provinzen.

	Stück No. 16.
	(No. 1262.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten August 1830.,  die Ermäßigung der im Tarife vom 24sten Juli 1828. festgesetzten Schiffahrts-Abgabe auf der Wasserstraße zwischen der Elbe und Oder für die unbeladenen Kähne,  und deren Anwendung auf die kleinern Wasserstraßen im Bezirke der Regierung zu Potsdam betreffend.
	(No. 1263.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 18ten August 1830.,  die Gebühren der Beamten bei den Kreis-Justiz-Kommissionen betreffend.
	(No. 1264.)  Verordnung wegen Einführung einer gleichen Wagen- und Schlitten-Spur in der Provinz Posen.  Vom 21sten August 1830.

	Stück No. 17.
	(No. 1265.)  Vertrag zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Seinet Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg,  wegen Vereinigung des Fürstenthums Birkenfeld mit den westlichen Königlich-Preußischen Provinzen zu einem Zollsysteme.  Vom 24sten Juli 1830.  [Ratifizirt am 30sten August 1830. und am 16ten desselben Monats.]
	(No. 1266.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten September 1830.,  über das Verfahren der Kredit-Systeme zur Ausmittelung des unbekannten Inhabers eines vom Schuldner aufgekündigten Pfandbriefs.

	Stück No. 18.
	(No. 1267.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 4ten September 1830.,  über den Nachweis der Ahnen bei Familienstiftungen und Familien-Fideikommissen.
	(No. 1268.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 30sten Oktober 1830.,  wegen der Erhebungsrolle der Eingangs-,  Ausgangs-  und Durchgangs-Abgaben für das Jahr 1831.

	Stück No. 19.
	(No. 1269.)  Regulativ über die Organisation eines Kuratorii zur Verwaltung der Angelegenheiten des Charité-Krankenhauses in Berlin,  und über dessen Wirksamkeit zur Verbesserung des Krankenhaus-Wesens in der Monarchie.  Vom 7ten September 1830.
	(No. 1270.)  Publikandum des dem Kupferstecher Delkeskamp in Zürich ertheilten Privilegii.  Vom 25sten Oktober 1830.
	Privilegium für den Kupferstecher Delkeskamp in Zürich.


	Stück No. 20.
	(No. 1271.)  Tarif,  nach welchem das Damm- und Brücken-Geld,  das Baum- und Pfahl-Geld,  das Brückenaufzugs-  und das Bollwerks-Geld in Demmin zu erheben ist.  (Vom 13ten Oktober 1830.)
	(No. 1272.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 10ten November 1830.,  die Ertheilung der Dispensationen von der Nothwendigkeit der Subhastation unbeweglicher Güter der Pflegebefohlenen betreffend.
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